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Edmund Burke 


Die Wende schleppte sich ins fünfte Jahr, als der CDU- 
Werbespot „Weiter so, Deutschland" rundum Optimismus 
verstrahlte. Der Januar 1987 erlebte die Aufwertung zum 
Schicksalsdatum, und der „Souverän" - alle vier Jahre 
meint man den Wähler damit - ward aufgerufen, die Zei- 
chen der Zeit zu erkennen und die Zukunft nicht aufs Spiel 
zu setzen. Es bedurfte keiner Findigkeit, den Slogan zu ent- 
schlüsseln: „Weiter" verhieß Fortschritt und Zukunft; „so" 
schloß Hergebrachtes und Bewährtes ein; „Deutschland" 
war der Griff in einen diffusen Nationalismus in Anlehnung 
an „Deutschland ist wieder da". Die CDU-Manager bekann- 
ten unumwunden, Reagans nationalistische Frohsinnskam- 
pagne 1984 abgekupfert zu haben. Doch das Resultat fiel 
mager aus. Verlief die Wenderunde von 1982 bis 1986 
schon unbefriedigend nach Dafürhalten rechtskonservati- 
ver Kreise, so erhoffte man sich von der Wahl 1987 eine 
Vollendung des Begonnenen. Der Wähler entschied an- 
ders, indem er dem konservativen Lager die absolute 
Mehrheit verweigerte. 

Die Regierungserklärung brachte an den Tag, zwischen 
welchen Meinungsblöcken der Bundeskanzler zu lavieren 
hatte. CDU/CSU zogen geschwächt in den Bundestag ein, 
die Konservativen mußten die Gründe für die Stärkung der 
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FDP wohl oder übel in ihrem Einstehen für die Entspan- 
nungspolitik suchen. „Die Zeit" kommentierte: „Außenmi- 
nister Genscher bietet die stärkste Garantie dafür, daß 
jene neo-nationalen Töne nicht auf die amtliche Außenpoli- 
tik durchschlagen, die neuerdings im Dunstkreis von Franz 
Josef Strauß wieder anklingen. Schluß mit der Entspan- 
nungspolitik, Schluß mit der Abrüstungsduselei, Schluß 
mit der Zimperlichkeit beim Waffenexport, Schluß mit der 
ewigen Vergangenheitsbewältigung." Vom Podium herab 
verbeugte sich der Kanzler nach allen Seiten und verlas 
eine Erklärung, die vom ‚„Handelsblatt" als ‚„Non-Paper" 
und von der „Frankfurter Rundschau" als ‚„Musterbeispiel 
für eine Politik der Verdrängung" bezeichnet wurde. Die 
unerfreulichen Koalitionsabsprachen, die handgreiflichen 
Auseinandersetzungen zwischen dem harten „Wirtschafts- 
flügel" und den einsichtsvolleren Taktikern schlugen sich 
in dem „Non-Paper" ebenso nieder wie auch Momente der 
außenpolitischen Uneinsichtigkeit. In die Kritik an den 
amerikanischen ABM-Auslegungen und in die Zustimmung 
für die sowjetischen Abrüstungsinitiativen flossen auch 
Aussagen über die „sowjetische Bedrohung" und Bekennt- 
nisse zur Abschreckungsstrategie und „Vorneverteidi- 
gung". Trotz aller Seltsamkeit offenbarte die Erklärung ei- 
nes deutlich: Der Zeitgeist widerstand einer radikal-konser- 
vativen Wende. 

Als diese 1982 über die Bundesbürger hereinbrach, gab 
der neue Kanzler zu verstehen: „In dieses Amt wird man 
nicht gewählt und nicht gerufen, in dieses Amt wird man 
von der Geschichte hineingestellt." Daß an der Wende 
auch die „Geschichte" herumgefingert hat, war sorgfälti- 
gen Beobachtern schon aufgefallen, als Reagan 1980 die 
Besteigung des Präsidentenstuhls als „schicksalhaft" be- 
zeichnete. 

Schicksal und Geschichte sind Synonyme, jedenfalls in 
den Augen derer, die nun eine Verheißung unter die Men- 
schen brachten. Die eine lautete: „Die Menschen suchen 
nicht nur soziale Sicherheit und materiellen Wohlstand. 
Sie wollen auch eine Gesellschaft mit menschlichem Ge- 
sicht." So lautete es diesseits des Atlantiks, als der Kanzler 
seinen verklärten Blick in die Zukunft richtete. Jenseits des 
großen Wassers, in den USA, fiel schon zwei Jahre zuvor 
diese Sicht entschieden emphatischer aus. Die Zeit sei 
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reif, verkündete Reagan, die Welt vollauf neu zu beginnen. 
Ein geradezu umwälzender Schöpfungsakt schwebte of- 
fensichtlich beiden vor. 


Kein Neubeginn ohne Entrümpelung, hieß es, und die 
Kolonnen gingen ans Werk. Von einem „gemeinsamen 
Haus" war die Rede; der US-Präsident sprach gar von 
einer „Stadt auf dem Hügel", womit er jedem Bibelkun- 
digen ein zweites Jerusalem, ein Reich Gottes, ankün- 
digte. So mancher erwartete das Emporwachsen eines 
soliden Baues, in dem jedem sein Platz sicher sei. Als 
dann Millionen Menschen der Einlaß verwehrt wurde, 
erfuhren sie, die Kapazität des Hauses sei begrenzt und 
die Etagen seien längst vergeben. 


Über die konservative Wende, mitunter auch feinsinnig 
konservative Renaissance genannt, ist mancherlei gesagt 
und orakelt worden. 

Kabarettisten, die aufs Maul der Wendepolitiker schau- 
ten, hatten ihre großen Stunden. Allein die unkommen- 
tierte Darbietung mancher rhetorischer Eskapaden erntete 
Heiterkeit, da die Diskrepanz von Politschau und Wirk- 
lichkeit einen geradezu ansprang. Das Rezept eines Kanz- 
lerberaters „Wir sagen den Leuten, daß sie sich gut fühlen, 
und dann fühlen sie sich gut" wurde in allen Varianten 
dargeboten, die das Maß des Peinlichen und Lächer- 
lichen überschwappen ließen. „Nur die blöden Intellek- 
tuellen, geil auf jede Stilblüte aus dem Kanzleramt, 
mögen sich da noch auf die Schenkel klopfen", kom- 
mentierte ironisch der „Spiegel" im Herbst 1985 das Amü- 
sement der Aufgeklärten über die Schwabbelsprache 
der Regierenden. Heutigentags muß man Satire und die 
Wendesprache deutlich kennzeichnen, ansonsten verunsi- 
chere man das Publikum, ob es nun dem Kabarettisten oder 
einem nicht anwesenden Politiker den Beifall zollen müsse. 

Diese und andere Erklärungen engagierter politischer 
Künstler mögen richtig sein, doch die Wende hat neben 
Komik sehr vieles sichtbar gemacht, daß selbst der Satire 
die Worte gefrieren. Wenn in einer Gesellschaft, die man 
„mit menschlichem Gesicht" versehen möchte, in eiskalten 
Januartagen 1987 Sozialhelfer ausschwärmten, um nach 
Obdachlosen unter Brücken, in Hausfluren und Schnee- 
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wehen Ausschau zu halten, kann auch Kabarettisten nicht 
nur die kalte Wut hochkommen. 

Was ist gewendet worden in dieser Wende, die von 
„christlichen" Parteien getragen wird? 

Christen der Arbeitsgemeinschaft Solidarische Kirche 
Westfalen und Lippe fragten Anfang Januar 1987: „Ist die 
Regierung ihrer Verpflichtung zu sozialer Gerechtigkeit 
nachgekommen?" Die Autoren konnten sich auf Rainer 
Barzel berufen, der im Oktober 1982, als im Bundestag die 
SPD-Regierung durch den Austritt der FDP aus der Koali- 
tion gestürzt wurde, aufrechnete: „Wir sind heute von der 
sozialen Gerechtigkeit, dem nächst Frieden und Freiheit 
wichtigsten Wert, weiter entfernt als 1969..." Womit er 
deutlich verkündete, daß neben anderen Grundwerten die 
„soziale Gerechtigkeit" in den Händen der Konservativen 
besser gebettet sei als bei der SPD. Was das für Werte 
sind, die ein im Flick-Spenden-Skandal belasteter Politiker 
so lobte und ob Barzel wider besseres Wissen gelogen hat, 
wird noch zu prüfen sein. 

Die Christen der Arbeitsgemeinschaften fragten weiter: 
„Wem hat ihre Politik Vorteile verschafft, auf wessen Ko- 
sten ist sie betrieben worden? Hat die Regierung dafür ge- 
sorgt, daß alle Mitbürger die Früchte ihrer Arbeit ernten 
konnten? Was hat sie getan, um die Spaltung unserer Ge- 
sellschaft in Reiche und Arme, in Starke und Schwache zu 
überwinden oder wenigstens erträglicher zu machen?" Am 
Ende der Fragen standen Fakten. „Diese Regierung ist die 
Regierung der Massenarbeitslosigkeit... Ihr Versuch, Ar- 
beitsplätze dadurch zu schaffen, daß sie die Unternehmen 
begünstigte, ist vollständig gescheitert. Wirtschaftswachs- 
tum nach dem Motto: ‚Wer will, daß die Spatzen fressen 
können, muß die Pferde füttern‘, schafft keine Arbeits- 
plätze... Die Parole ‚Leistung muß sich wieder lohnen' ist 
blanker Zynismus gegenüber Hunderttausenden von ar- 
beitslosen Frauen, Männern und Jugendlichen, die lei- 
stungsfähig und leistungsbereit arbeiten wollen, aber 
keine Arbeit finden... Gegenwärtig beträgt die Zahl der So- 
zialhilfeempfänger über 2,5 Millionen... Die kleinen Leute 
jedenfalls haben weit über 100 Milliarden Mark im Laufe 
der Jahre zahlen müssen, weil die Regierung im Bereich 
der Sozialausgaben drastische Einsparungen vorgenom- 
men hat... Die christlich-konservative Regierung hat an die 
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Stelle der Verantwortung der ökonomisch Starken für die 
ökonomisch Schwachen die Ausgrenzung der Schwachen 
ins gesellschaftliche Abseits gesetzt, sie hat statt einer so- 
lidarischen, gerechten Gesellschaft die Ellbogengesell- 
schaft gefördert..." Dann folgt eine seitenlange Aufzäh- 
lung von Zahlen und Fakten, die außer Zweifel stehen. 


Balanceakt 
oder komische Nummer? 


Als die neuen Minister der CDU/CSU-FDP-Koalition ihre 
Sessel eingenommen hatten, zeigte sich, daß die Wende- 
akrobaten ihre Nummer nicht vollends beherrschten. Es 
begann schon damit, daß die FDP-Führung nicht alles zu 
tragen gewillt war, was ihr die Rechtskonservativen aufzu- 
bürden gedachten. Das Grummeln aus der „Stahlhelmfrak- 
tion" setzte ein und hörte bis heute nicht auf. Man ver- 
übelte es dem Partner, daß er die rigorosen Eingriffe a la 
Reagan in der Innen- und Außenpolitik nicht vollziehen 
wollte. Doch auf dem Hauptgebiet, in der Wirtschaftspoli- 
tik, erwies sich der Partner, die FDP, nicht nur als treuer 
Gefolgsmann, sondern eilte streckenweise den Konservati- 
ven voraus, wie die Diskussion um den Steuerspitzensatz 
bewies. Der großen Vorgabe, alles ganz, ganz anders ma- 
chen zu wollen, fehlten einige nicht unerhebliche Details. 
Wie sollte die Koordinierung der vielfältigen Versprechen 
- an die Unternehmer und das Wahlvolk - vonstatten ge- 
hen? Wie weit konnte man gehen, ohne des vordergründi- 
gen Wahlbetrugs bezichtigt zu werden? 


Die taktischen Richtungskämpfe hielten noch an, als die 
Unternehmer, die eigentlichen Fondfahrer im Wende- 
manöver, ihre Ungeduld zeigten. Sie forderten die Einlö- 
sung der zugesagten verbesserten Kapitalverwertungs- 
bedingungen. Das Wendeziel stand nun deutlich vor al- 
ler Augen: wesentliche Streichungen der staatlichen 
und unternehmerischen Sozialabgaben, Beschneidung 
gewerkschaftlicher Schutzrechte, Eingriffe in das Tarif- 
und Streikrecht. 


11 


Der Vorsitzende der CDU/CSU-Arbeitsgruppe „Arbeit 
und Soziales" in der Bundestagsfraktion, Heimo George, 
preschte vor und empfahl eine Reallohnsenkung um 10 bis 
15 Prozent und entscheidende Einschränkungen der Ar- 
beitsschutzbestimmungen. Ihm zur Seite ritt der nieder- 
sächsische Ministerpräsident Ernst Albrecht, dem eine 
Senkung der Unternehmensbesteuerung um 20 Prozent, 
eine radikale Entlastung der Firmen von Sozialabgaben 
und die Einschränkung der gewerkschaftlichen Mitbestim- 
mung als gerechtfertigt erschienen. Im Plan stand eine um- 
fangreiche soziale Revanche an den Werktätigen, die sich 
im Verlaufe vieler Jahre Rechte und soziale Leistungen er- 
kämpft hatten. Dieses wilde Halali glaubten selbst einige 
Jagdleiter aus der Bundesvereinigung der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände als zu forsch vorangetrieben. Sie befür- 
worteten eine behutsamere Pirsch. 

Die Unmutsäußerungen aus der werktätigen CDU-Wäh- 
lerschaft über Georges und Albrechts Alleingänge, wie sie 
meinten, zwangen zu taktischen Winkelzügen, aber auch 
zu ernsthaften Einwänden. „Die Grenze der Leidensfähig- 
keit breiter Arbeitnehmerschichten und der Rentner ist er- 
reicht", schrieb der Schatzmeister der CDU-Sozialaus- 
schüsse Heinz Soenius. Die Sozialausschüsse unter Ar- 
beitsminister Norbert Blüm hatten einen besonders aufrei- 
benden Part übernommen: den Hochseiltanz zwischen Un- 
ternehmerschaft und Gewerkschaften. Auf diesem dünnen 
Draht gerieten Blüms Balanceakte oft zur komischen Num- 
mer. Die Einsicht, gegen die Gewerkschaften nicht viel 
ausrichten zu können, vertrug sich schlecht mit dem ge- 
stellten Ziel, der Organisation der Werktätigen ihre Schlag- 
kraft zu nehmen. Courage kann man diesem Mann nicht 
absprechen, der den Mut aufbrachte, vor Gewerkschaftern 
die sozialpolitische Wende zu verteidigen und entspre- 
chende Pfeifkonzerte zu erdulden. 

Doch nicht nur die Sozialausschüsse meinten, daß die 
organisierten Vertretungen der Werktätigen nicht mit ei- 
nem Frontalangriff zu überrennen seien. Auch gestandene 
Politiker wie Lothar Späth und Professor Biedenkopf fürch- 
teten nicht zu Unrecht den Groll der Wählerschaft, sollte 
die Wende allzu abrupt vollzogen werden. 

All diese Einwendungen - einerlei, ob aus ehrlichem 
Herzen oder ängstlicher Taktiererei - konnten nicht verber- 
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gen, daß die radikalen Vertreter der „Marktwirtschaft", von 
der linken BRD-Publizistik auch als „Sozialdarwinisten" 
bezeichnet, das eigentliche Sagen haben. „Sozialdarwini- 
sten", weil sie der Vorstellung anhängen, daß der Markt für 
eine natürliche Auslese unter den „Leistungsschwachen" 
und den „Leistungsstarken" sorgen werde. Den Kampf 
ums Überleben empfinden sie als einen urwüchsig-natürli- 
chen Vorgang, den man nicht durch staatliche Eingriffe 
steuern sollte. Diese Dschungelphilosophie übertrugen sie 
auch auf die „soziale Marktwirtschaft", wobei sie still- 
schweigend voraussetzten, daß das schmückende Attribut 
„sozial" sich von selbst erledigte. Sie bekundeten ihre Be- 
reitschaft, die Massenarbeitslosigkeit längerfristig zu ak- 
zeptieren, weil angeblich der Markt seine „Selbstheilungs- 
kräfte" noch nicht voll entwickelt habe. 

Schon ein flüchtiger Einblick in ökonomische Gesetze 
hätte sie belehren müssen, daß der Markt diese Kräfte nie 
aufbringen wird, denn die Expansion der Monopole voll- 
zieht sich unter Ausnutzung der modernen Wissenschaft 
und Technik, durch Rationalisierung der Arbeitsprozesse 
und längst nicht mehr über eine extensive Ausweitung der 
Produktion. Zudem stellten kritische Beobachter fest: 
Wenn selbst ein konjunktureller Aufschwung, der ja tat- 
sächlich zu verzeichnen war, die Arbeitslosen nicht von 
den Straßen holte, was geschieht, wenn die Wirtschaft ab- 
flaut? Diese beklemmende Frage überließen die „Sozial- 
darwinisten" anderen, erst recht die Antwort. Sie dagegen 
trugen Optimismus zur Schau und ließen von diesem nicht 
ab, als längst offensichtlich wurde, daß die erwarteten ho- 
hen Investitionen ausblieben, die angeblich Arbeitsplätze 
bewahren und neue schaffen sollten. Monopole und Ban- 
ken zogen es vor, große Mengen von Kapital aus der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion herauszunehmen und es für 
internationale Währungs- und Börsenspekulationen bereit- 
zuhalten. Die Devise „Gebt den Pferden viel, damit die 
Spatzen Nahrung finden" erwies sich als purer Zynismus. 
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„Endstation" 


Die trunkenen Augen starren ins Leere. Plötzlich bäumt 
sich Dirk auf und schreit: „Egal! Ist doch alles egal!" Den 
Ausbruch nimmt in der Kneipe mit dem beziehungsreichen 
Namen „Zur Endstation" niemand zur Kenntnis. „Egal" ist 
hier ein gebräuchliches Wort. Wie Dirk sind fast alle Anwe- 
senden arbeitslose Jugendliche oder Lehrlinge, die der Ar- 
beitslosigkeit mit Bedrückung entgegensehen. Die Kneipe, 
bei Fulda gelegen, ist ihre alltägliche Endstation. Hier ge- 
dachten die Freunde vor Wochen des Freitods von Anne 
und Elke. „Selbstmord aus Zukunftsangst", „Freitod wegen 
fehlender beruflicher und privater Perspektive" hieß es in 
den Regionalzeitungen. Zwölf Jugendliche - ein Mädchen 
und elf Jungen - standen um das Holzkreuz, auf dem in 
ungelenker Handschrift stand: „In ewiger Erinnerung. 
Deine ewigen Freunde". Dann gingen sie zur Endstation. 

„„Egal' ist nur so ein Wort", zitierte die Illustrierte „Stern" 
den zwanzigjährigen Dirk. „Zum Abwehren irgendwie. 
Oder sagen wir mal so: Vieles ist mir auch egal. Wer zum 
Beispiel an der Regierung ist. Bleibt doch alles das gleiche, 
da kann man gar nichts machen." Die anmutigen Ge- 
danken seines Bundeskanzlers über die „Gesellschaft 
mit menschlichem Gesicht" dürften ihm somit auch egal 
sein. 

Kaum einer der Jugendlichen glaubt, das Alter der Eltern 
je zu erreichen. Sie wollen auch nicht. Vieles schreckt sie 
am Leben ihrer Eltern: die stete Angst um den Verlust des 
Arbeitsplatzes oder, falls sie diesen schon eingebüßt ha- 
ben, die materiellen Einschränkungen mit allen bedrücken- 
den Folgen. „Selbstmord, das nicht", meint der siebzehn- 
jährige Martin. „Aber vielleicht verhungre ich oder hab ein 
Motorradunfall, oder es passiert was auf der Flucht vor der 
Polizei." Fünf Wochen nach dem Tod der Mädchen beging 
Wolfgang, auch einer von ihnen, kurz vor der Gesellenprü- 
fung, in den Trümmern einer Ziegelei Selbstmord. 

„Egal", schrie Andreas auf, gelernter Lackierer, nun ar- 
beitslos, als er ein Bierglas zerschmetterte und sich dabei 
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versehentlich die Schlagader aufschnitt. „Noch ein Bier! 
Ist doch egal, dann verrecke ich eben." Ein erschreckendes 
Fazit: Die Jugendlichen haben auf die eine oder andere Art 
ihre „Ausgrenzung" aus der Gesellschaft hingenommen. 

Mehrere Hunderttausende Mädchen und Jungen schei- 
tern bereits bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz. 
Fast jeder zweite Sozialhilfeempfänger in der BRD ist mitt- 
lerweile jünger als 25 Jahre. 

Nun muß man wissen, was es mit der Sozialhilfe so auf 
sich hat, um sowohl das Soziale als auch die Hilfe würdi- 
gen zu können. Von einem Warenkorb wird in der BRD ge- 
sprochen, der etwa 200 festgelegte Waren und Dienstlei- 
stungen enthält, die das Existenzminimum sichern sollen. 
Die Sozialhilfe beträgt im Durchschnitt 384 Mark, mit de- 
nen man folgendes aus dem Warenkorb fischen darf: im 
Monat 2 Kilogramm Brot, 3 Kilogramm Kartoffeln, 160 
Gramm Nudeln, 800 Gramm Kohlgemüse, 450 Gramm 
Schweinefleisch, 1600 Gramm Äpfel, 200 Gramm Marme- 
lade, 100 Gramm Bonbons, eine Packung Tabak, 2 Liter 
Selters, 300 Gramm Röstkaffee, 4 Briefmarken a 50 Pfen- 


Detroit - ein Kreuz für jeden Arbeitslosen 
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Arbeitslose Jugendliche in Großbritannien: die Grenze zum Erwachsen- 
sein gerade überschritten und aus der Gesellschaft bereits ausgegrenzt 


nig, ein Stück Seife alle zwei Monate, 16 Kilowatt Strom 
monatlich, was täglich bedeutet: 20 Minuten Licht, 30 Mi- 
nuten Radio, 10 Minuten Fernsehen, eine Stunde Kühl- 
schrank, 30 Minuten Bügeln im Monat usw. Diese Gaben 
sind nicht nach Durchschnittspreisen, sondern nach Bil- 
ligstpreisen berechnet. Zum Hohn noch die Forderung an 
die Almosenempfänger, täglich die Stadt nach Billigange- 
boten zu durchstreifen, zu Fuß, denn die hohen Fahrtarife 
faßt der Warenkorb nicht. Studenten des Fachbereichs So- 
zialarbeit der Fachhochschule Frankfurt/Main haben einen 
Monat lang nach dem Warenkorb-Angebot gelebt. Am 
Ende des Versuchs fühlen sich viele „krank, müde, abge- 
spannt...". 

Die Abstiegsskala von „müde, matt, krank..." endet in 
diesem Falle selten mit „tot". Das bewog auch den Infor- 
mationsdienst der Bundesvereinigung der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände zur Feststellung, daß „Armut" - in Gän- 
sefüßchen gesetzt - „nur ein sehr relativer Begriff ist. Wie 
gut könnte man mit den heutigen Sozialhilfesätzen in ei- 
nem Entwicklungsland leben oder im Deutschland des Jah- 
res 1900." Liegen die Leute etwa verhungert auf den Stra- 
Ben? Na also! Selbst zum Bier reicht es hin und wieder. 


" 
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„Relativierung" nennt man dieses schmutzige Bagatellisie- 
ren. Entdeckt wird zudem, daß ein Mensch immer noch ein 
Mensch bleibt, mit seinem Eigenwert, selbst wenn er vom 
Arbeitslosengeld über die Arbeitslosenunterstützung - 
beides wird nur kurzfristig gezahlt — in die Sozialunterstüt- 
zung rutscht. 

Woher nimmt der Mensch das Selbstwertgefühl und 
die Würde, wenn er aller Möglichkeiten der Selbstbestäti- 
gung beraubt ist? „Du bist ja nichts mehr wert, wenn Du 
keine Arbeit hast", gab der Schiffbauer Horst B., seit 1982 
arbeitslos, Anfang 1987 der Gewerkschaftsmonatsschrift 
der IG-Metall zu Protokoll. Nicht nur der Hunger zehrt den 
Menschen aus, die sozial-psychischen Belastungen wie- 
gen ebenso schwer. 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist alarmiert: 
Die andauernde Massenarbeitslosigkeit und die damit ver- 
bundenen Frustrationen führen bei immer mehr Men- 
schen, insbesondere bei Jugendlichen, zu depressiven 
Symptomen und Selbsttötungsabsichten. Die Ausbreitung 
von Alkoholismus und Drogenabhängigkeit unter arbeitslo- 
sen Jugendlichen ist eine um sich greifende Form der 
Selbstzerstörung... 

Es empfiehlt sich, an dieser Stelle Licht in die düsteren 
Fakten zu bringen. Wer könnte es besser als der Kanzler: 
„Bine überschaubare Lebensumwelt, Geborgenheit in Fa- 
milie und vertrauter Nachbarschaft, Mitmenschlichkeit und 
soziales Wohlbefinden sind für das Glück der Menschen 
ebenso wichtig wie materielle Güter und Wohlstand." Ein 
Auszug aus dem Beitrag über die „Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht". Hier werden Werte verhökert, die 
wiederentdeckt zu haben, die Konservativen sich rühmen. 
Bestehen sie die Zerreißprobe auf dem Prüfstand der Wirk- 
lichkeit? 

Immer mehr Soziologen, Psychologen und Mediziner be- 
fassen sich mit den Folgen der Massenarbeitslosigkeit. De- 
primierende Studien liegen vor. Doch als weitaus nieder- 
drückender empfinden die Gutachter die Reaktionen der 
Umwelt, in der diese Tragödien stattfinden. Manche öf- 
fentlichen Verlautbarungen über die um sich greifende 
Drückebergerei sind gezielte Unverschämtheiten, um eine 
Solidarisierung mit den „Ausgegrenzten" zu hintertreiben. 

„Die Dortmunder Psychagogin Frauke Krukenberg, Leiterin 
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der evangelischen Beratungsstelle für Ehe-, Familien- und 
Lebensfragen, stellte bei Arbeitslosen in besonderer 
Weise ,‚Ohnmachtsgefühle, Schlaflosigkeit, Depressionen 
quälenden Ausmaßes’ fest, die Erschwernis, ‚zwischen 
Wunsch und Wirklichkeit zu unterscheiden, Wunschden- 
ken aus Not... Die erzwungene Entfernung von der ge- 
wohnten Berufssphäre führt sehr schnell auch zum Verlust 
der Freunde, Kumpel, zumal wenn diese noch Arbeit ha- 
ben. Denn Unglück ist ansteckend." Soweit aus dem Be- 
richt des Magazins „Der Spiegel" vom Februar 1985. 

Die Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie, der 
Verband für Betriebs- und Arbeitspsychologie und der Be- 
rufsverband Deutscher Psychologen haben gemeinsam 
festgestellt: Die Arbeitslosigkeit ist verantwortlich für die 
„Zunahme von depressiven Symptomen, psychischen Stö- 
rungen, psychosomatischen Erkrankungen und Selbst- 
mordversuchen". Nach übereinstimmenden Beobachtun- 
gen zerbricht die „Geborgenheit in der Familie" bei anhal- 
tender Arbeitslosigkeit, und die „vertraute Nachbarschaft" 
wird aus Scham gemieden. Eine Untersuchung aus Nord- 
rhein-Westfalen hat ergeben: Die Scheidungsrate unter ar- 
beitslosen Zechenarbeitern ist dreimal so hoch wie bei de- 
nen, die Arbeit haben. Die von den Konservativen geprie- 
sene „Familiengeborgenheit" ist pure Heuchelei, denn die 
Familie in der bürgerlichen Gesellschaft spiegelt die sozia- 
len Mißstände schmerzhaft wider. Selbst eine intakte Fa- 
milie, im konservativen Verständnis, reflektiert soziale 
Spannungen, Prestigeverhalten, patriarchalisches Gebaren 
und geistiges Duckmäusertum. 

Der Psychologe Dr. Thomas Kieselbach von der Universi- 
tät Bremen analysierte die psychosozialen Folgen, die ein- 
treten, wenn auf ständige Bewerbungen nur Absagen ein- 
treffen: „Dieses ständige Hoffen auf eine Stelle, das Verar- 
beiten von Rückschlägen führt zu einem Kontrollverlust 
der eigenen Lebensbedingungen. Das bedeutet, daß das 
Leben des Arbeitsuchenden nur noch von der Stellensuche 
bestimmt wird. Doch auf die Dauer hält keiner die ständi- 
gen Absagen aus. Deshalb kommt es bei vielen zu der logi- 
schen Konsequenz, daß sie ‚umsteigen' und sich irgend- 
wann einmal sagen: ‚Ich suche nicht mehr', um sich selbst 
zu stabilisieren." Es handelt sich hierbei um eine Stabilisie- 
rung besonderer Art: Die „Ausgrenzung" wird stillschwei- 
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gend akzeptiert, der Ausschluß aus dem gesellschaftlichen 
Leben mit allen Folgen des Nicht-Arbeitens ist vollzogen. 
Die „überschaubare Lebensumwelt" umfaßt in der Tat ei- 
nen sehr kleinen Bereich: den beschämenden Gang zu den 
Ämtern nach Arbeitslosen- oder Sozialunterstützung und 
die zermürbenden Tage des untätigen Wartens. Der ar- 
beitslose Volker Schneider aus Nürnberg hatte 990 Bewer- 
bungen in drei Jahren geschrieben. 500 Firmen antworte- 
ten erst gar nicht. Dann beschloß V. Schneider, sich zu 
„stabilisieren". 

Über 1,4 Millionen Kinder in der BRD haben arbeitslose 
Eltern, lautete eine nüchterne Meldung. Ein internationales 
Kolloquium zum Thema „Gesundheit und Arbeit" stellte 
fest: Kinder von Arbeitslosen unterliegen oft psychischen 
Störungen und sind häufiger und länger krank als ihre in 
gesicherter Existenz aufwachsenden Altersgefährten. 
Auch leiden diese Kinder an Entwicklungsstörungen und 
schulischer Leistungsschwäche sowie unter abnehmen- 
dem Selbstwertgefühl. „Vertraute Nachbarschaft" und 
„Mitmenschlichkeit" erfahren sie selten oder sporadisch, 
zumeist mit der versteckten oder deutlichen Verurteilung 


Alltag eines jungen Mannes in einer Stadt der BRD 
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der Eltern, die sich außerstande zeigen, den Kindern ein 
gesichertes Fortkommen zu gewährleisten. Diese „Zuwen- 
dungen" prägen und erziehen sie keineswegs zum Guten. 
Aggressionen gegen die Eltern und die Umwelt hemmen 
den Lernprozeß, die sozialen Hintergründe zu durch- 
schauen, und lassen letztlich jedes Gefühl solidarischen 
Klassenverhaltens schwinden. 

Die Hamburgerin Bettina Pries ist Lehrerin, das heißt, sie 
wollte eine sein. Seit dem zweiten Examen steht sie auf 
der Straße, ohne je im Schuldienst gewesen zu sein. „Leh- 
rerschwemme" - ein fast so schönes Wort wie „Jugend- 
berg" in Anlehnung an „Butterberg" - und 40.000 arbeits- 
lose Pädagogen hielt man ihr entgegen - heute sind es 
über 100.000. Sie solle die Seehunde auf Helgoland unter- 
richten! Oder die Schafe in der Nordheide! Der Beamte im 
Arbeitsamt wurde unwirsch. Er war es leid, der jungen 
Frau immer wieder darlegen zu müssen, daß sie keinen An- 
spruch auf Unterstützung habe, denn sie stand noch kei- 
nen Tag vor einer Klasse. „Mangelnde Flexibilität" hielt er 
ihr vor. 

Die schlimmen Meldungen reißen nicht ab: Eine drama- 
tische Verschlechterung der Lage der Dauerarbeitslosen hat 
im Juli 1986 der DGB konstatiert. Wie der stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Gerd Muhr auf einer Pressekonferenz 
mitteilte, warten gegenwärtig 750.000 Erwerbslose schon 
länger als ein Jahr auf Arbeitsplätze. Die Zahl derer, die 
länger als zwei Jahre ohne Arbeit sind, hat sich seit 1982 
vervierfacht. Rund 330.000 sind aus der offiziellen Statistik 
herausmanipuliert, da sie entweder an kurzfristigen Um- 
schulungskursen teilnehmen oder über 58 Jahre alt sind 
und somit „vermittlungshemmend". Die Dunkelziffer 
schätzt der DGB auf 1,3 Millionen Arbeitslose. Über 43 Pro- 
zent der „Ausgegrenzten" erhalten keine Unterstützung 
mehr. 

Eine Stadt kam in die Schlagzeilen: Hattingen. In Ober- 
hausen und Hattingen gingen im April 1987 über 60.000 
Menschen auf die Straßen, um gegen die Streichung von 
6.000 Arbeitsplätzen zu demonstrieren. Diese Entlassungen 
sind der Beginn einer umfassenden „Gesundschrump- 
fung". „Wir wollen keine Elendsquartiere und Geister- 
städte, wie sie der Wildwestkapitalismus geschaffen hat", 
rief der IG-Metall-Chef Franz Steinkühler aus. Mit Betroffen- 
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heit konstatierten die Konservativen diese Solidarisie- 
rungswelle im Ruhrgebiet und prangerten sie als Klassen- 
kampfmobilisierung an. Die IG-Metall solle einmal über die 
Grenzen schauen, da sei alles viel, viel ärger. 

Je diskreter die großbürgerliche Presse über die eigene 
Misere schrieb, desto unumwundener legte sie die Nöte 
der Partner dar. London ist mit 8,9 Prozent Arbeitslosigkeit 
geradezu eine Insel der Seligen im Vergleich zu Schottland 
(13,8 Prozent) und Nordirland (18,8 Prozent). Läßt sich in 
der BRD eine Stadt wie Boston finden, von der ihr Bürger- 
meister klagt, daß sie von einer „um sich greifenden Epide- 
mie von Obdachlosigkeit und Hunger" bedroht ist? Auch 
das gehört in die Relativierung, die von einer grundsätzli- 
chen Entwertung des Menschen durch die Arbeitslosigkeit 
nicht spricht. 


Die „Reagan-Revolution" 


Als 1980 in den USA die „Reagan-Revolution" ihre Banner 
entfaltete, befanden sich unter den erwartungsvollen Zu- 
schauern auch viele junge Menschen zwischen fünfund- 
zwanzig und fünfunddreißig. Ihr Auftreten verunsicherte 
die republikanischen Wahlmanager. Wie sie später be- 
kannten, habe dieser Andrang sie eher erschreckt als er- 
freut, denn vor ihnen stand eine Generation - in den rebel- 
lischen sechziger Jahren geprägt -, von der ein konservati- 
ves nationalistisches Hochgefühl nicht zu erwarten war. 
Ihre Veranstaltungen und Demonstrationen gegen den 
Vietnamkrieg blieben unvergessen. Dieser Eindruck trog in 
gewisser Weise. Die außenpolitischen Schlappen und die 
Geiselnahme amerikanischer Botschaftsmitarbeiter 1979 
im Iran sowie die heftige innenpolitische und ökonomische 
Krise lockten die Jugend an die Podien der Präsident- 
schaftskandidaten in Erwartung aufmunternder Hinweise, 
wie die Vereinigten Staaten aus dieser Talsohle geholt 
werden könnten. Das Bedürfnis nach nationaler Selbstfin- 
dung war durchaus vorhanden. In Ermangelung besserer 
Rezepte begnügten sich viele mit den Versprechungen der 
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Neokonservativen. Sie klangen griffig, stramm und ein- 
fach: Freiheit, Familie, Arbeit, Sicherheit, Stärke usw. 
Doch die überwiegende Zahl der Jugendlichen, wie Demo- 
skopen feststellten, blieb der Wahlurne fern, was die 
Rechtsrepublikaner mit Erleichterung vernahmen, denn 
diese Abstinenz kam Reagan zugute. 

Vier Jahre später stand diese Altersgruppe - besser ein 
in bestimmter Hinsicht repräsentativer Teil - abermals in 
der Wählermenge, doch dieses Mal schwabberte um sie 
herum ein Fluidum von Patriotismus, und die Augen der 
Neokonservativen ruhten mit Wohlgefallen auf ihnen. Sie 
boten einen höchst zuverlässigen Anblick; die Wende 
hatte sie vom Kopf bis zu den Füßen umgekrempelt. Als 
Creme der Yuppies (Young urban Professionals) sonderten 
sie sich von ihren Altersgenossen ab, da sie den vormali- 
gen Jeanshabitus ebenso bereitwillig wie den „Geist der 
sechziger Jahre" zugunsten einer mondänen Kleidung und 
eines ausgebufften Geschäftssinns aufgekündigt hatten. 

Sie zeigten sich nun überzeugt, daß im versprochenen 
„freien Spiel der Marktkräfte" so mancherlei für die Neo- 
konservativen sprach; vorausgesetzt, man brachte die Be- 
reitschaft auf, die konservativen Werte wie Risiko, Selbst- 
verwirklichung und Freiheit des Eigentums auf das Eigentli- 
che zurückzuführen: Skrupellosigkeit, egoistische Ellbo- 
genfreiheit und Profitdenken. Diese neue Schicht der 
Jungunternehmer erregte Aufmerksamkeit und das Inter- 
esse der Medien. Doch so mancher Beobachter, der an ih- 
ren exklusiven Treffen in noch exklusiveren Restaurationen 
teilnahm, verspürte ein ungutes Gefühl inmitten dieser Pro- 
fiteure der „konservativen Renaissance" ob ihrer sozialen 
Gewissenlosigkeit und arroganten Kaltschnäuzigkeit. Diese 
jungen Damen und Herren empfanden es offensichtlich als 
unangemessen, ihre Vorstellungen von Erfolg und Glück 
hinter hochtrabenden Worten zu verbergen. Dieses Ge- 
schäft überließen sie ihrem Präsidenten und den dafür zu- 
ständigen Ideologen, die keine Mühe scheuten, ihren wirt- 
schaftlichen und politischen Weg als gottgewollt und den 
höchsten Werten gemäß zu preisen. 

Dankbar allerdings erwiesen sie sich, als sich die Regie- 
rung mit der Verkündigung von „weniger Staat" aus fast al- 
len sozialen und Dienstleistungsbereichen zurückzog. Mit 
piratenhafter Bravour schlugen sie zu und kaperten alles, 
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Wie ein Tornado ist die „Angebotsökonomie" der Neokonservativen über 
die USA-Stahlreviere und Farmen hinweggebraust. 


was in ihr Blickfeld geriet: Dienstleistungssektoren, medizi- 
nische Einrichtungen, selbst Gefängnisse und Kindergär- 
ten. Unter ihren Händen verwandelte sich alles in profittra- 
gende Anstalten. Neue Firmen schossen wie Pilze aus dem 
Boden, und die Massenarbeitslosigkeit war diesen Freibeu- 
tern ein Geschenk des Himmels. Für Hungerlöhne fischten 
sie aus der Masse ihre „Mitarbeiter" unter der erpresseri- 
schen Zusicherung, den Gewerkschaften fernzubleiben. 
Soziologen machten interessante Feststellungen: Viele 
dieser jungen Firmengründer, die anfänglich glaubten, so- 
ziale und politische Ideale ließen sich mit Geschäftssinn 
verbinden, stolperten über kurz oder lang in den Bankrott. 
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Womit bewiesen schien, daß der neokonservative „Pionier- 
geist" keine Halbheiten duldete, sondern jeden zur Ent- 
scheidung zwang, sich entweder als Ausbeuter zu begrei- 
fen oder die Segel zu streichen. Andere scheiterten, weil 
sie die Computerbranche für den zuverlässigsten Einstieg 
in die Zukunft wähnten und dann erleben mußten, wie die 
Riesen, beispielsweise IBM, und die japanische Konkur- 
renz sie aus dem Felde schlugen. Nur die überlebten, die 
auf ihrem Höhenflug jeden Ballast wie Moral, Sozialemp- 
finden und Solidarität über Bord warfen und zudem die 
Cleverneß besaßen, ihre Firmen in den Dienst der Rüstung 
oder der vielfältigen luxuriösen Wünsche betuchter Kun- 
den zu stellen. Sie hatten den neokonservativen Zeitgeist 
erfaßt: den ausufernden Bedarf an Rüstungsgütern (wozu 
auch die geistige und technologische Zuarbeit gehört) und 
die exhibitionistische Zurschaustellung von Luxus. 

Die Yuppies blieben keine Besonderheit der USA; in al- 
len konservativ regierten Ländern wuchsen sie wie Gift- 
pilze nach einem warmen Regen aus dem Boden. So hat 
beispielsweise die Lobby dieser Piraten im Verein mit dem 
traditionellen Big Business im englischen Parlament ein 
Gesetz eingebracht, das die Kommunalverwaltungen zwin- 
gen soll, die kommunale Versorgung privaten Anbietern zu 
übertragen. Den Gemeinderäten soll weiterhin untersagt 
werden, die Auftragsvergaben nach sozialen Gesichts- 
punkten zu treffen. Diese „nichtkommerziellen Bedingun- 
gen" sollen entfallen. Das heißt, den Gemeinderäten wird 
die Aufsichtspflicht entzogen, gerechte Löhne, Arbeits- 
und Gesundheitsschutz sowie angemessene Arbeitsbedin- 
gungen zu garantieren. Was sind „kommerzielle Bedingun- 
gen"? Beispielsweise wären die Baufirmen berechtigt, Ge- 
werkschaftern jede Arbeit zu verweigern, willkürliche 
Lohnfestlegungen zu treffen, Sicherheitsbestimmungen zu 
umgehen, den Kündigungsschutz aufzuheben usw. Ähnli- 
che skrupellose, frühkapitalistische Gepflogenheiten sind 
nun auch in Frankreich und in der BRD keineswegs unall- 
täglich. 

Die Jungunternehmer kamen nicht zu kurz, doch die ei- 
gentlichen Sieger in diesem ungleichen Wettlauf an die 
Futtertröge der Nation waren in den USA die großen Un- 
ternehmen, insbesondere die Rüstungsgiganten. Als Ma- 
nager agierten geschickt Reagans Vordenker. „Nicht, daß 
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sie (die Großindustrie - H. B.) Ideen geliefert hätte, viel- 
mehr beschafften sie das Geld. Die Geschäftswelt ist in 
den letzten zwölf Jahren in den Vereinigten Staaten immer 
aufgeklärter und sensibler für die neokonservative Strö- 
mung geworden und fördert immer großzügiger Studien 
über Neokonservatismus und Konservatismus." Nichts 
Neues ließ der Herausgeber der rechtskonservativen Zeit- 
schrift „Public Interest", Irving Kristol, 1981 verlauten. Seit 
Jahren schon baute die kalifornisch-texanische Rüstungs- 
industrie an einer staatlichen Repräsentation, die weit über 
ihren Lobby-Einfluß gehen sollte, um ihr Imperium in den 
Rang einer außen- und innenpolitischen Machtzentrale zu 
heben. Die unmittelbare Verflechtung von Finanz- und Rü- 
stungskapital und Staat ging 1980 ihrer Vollendung entge- 
gen. 

Der Bruch mit allen reformistischen Überkommenheiten 
vollzog sich in einer Rigorosität, von der die neuen und al- 
ten Konservativen in der BRD nur träumen konnten. Das 
Erstaunen der Demokraten, sich durch die republikanische 
Rechtsriege aus allen Machtzentralen verdrängt zu schen, 
war eigentlich verwunderlich. 


Vollzog sich die neokonservative Wende in den USA so- 
zusagen über Nacht als Staatsstreich? Mancher Publi- 
zist wollte es glauben machen und verkannte, daß ein 
Coup dieser Größenordnung einer Vorbereitungsphase 
bedurfte, die weder von geheimnisvollen Kapuzenmän- 
nern noch unbedingt von Machtbesessenen vorange- 
trieben wurde. Die andere kolportierte Meinung, daß es 
sich bei der konservativen Welle eben nur um eine 
Welle handelt, die schnell verebbt, entsprang einer ver- 
ständlichen Hoffnung, blieb aber illusorisch. Sie baute 
auf dem geistigen Unvermögen, die grundsätzlichen ge- 
sellschaftlichen Veränderungen zu erkennen. Die Krise 
der siebziger/achtziger Jahre empfanden alle als unge- 
wöhnlich scharf, doch nicht viele durchschauten sie 
auch als umwälzend. 


Zu den Erschütterungen im kapitalistischen Wirtschafts- 
und Finanzsystem, die auf verschlechterte Reproduktions- 
bedingungen für das Kapital hinwiesen, traten die Zerrüt- 
tung traditioneller Industriebereiche - Stahl, Schiffbau, 
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Bauwesen, Textilindustrie - und die Massenarbeitslosig- 
keit. Die mühsam aufrechterhaltene Loyalität der Massen 
mit ihren Regierungen schmolz dahin wie Eis an der 
Sonne. Die zunehmende Streik- und Kampfbereitschaft 
der Gewerkschaften ging einher mit der Stärkung opposi- 
tioneller Kreise, die im Vietnamkrieg, in der Watergate-Af- 
färe und in der rassischen Unterdrückung den moralischen 
Verfall Amerikas sahen. Auch außerhalb des Landes vollzo- 
gen sich Dinge, die den sieg- und profitgewohnten US-Mo- 
nopolen über die Hutschnur gingen. Nicht nur, daß die 
„Bündnispartner" und „Freunde" - Westeuropa und Japan - 
sich immer mehr auf dem ökonomischen Spielplatz tum- 
melten, den die US-Monopole für sich reserviert glaubten. 
Auch in den Entwicklungsländern gingen Veränderungen 
vor sich, die darauf schließen ließen, daß sie die Ausbeu- 
tung durch US-Banken und transnationale Konzerne nicht 
länger ertragen wollten. Die ökonomischen und politischen 
Erfolge der sozialistischen Länder setzten dem Ganzen 
noch einen I-Punkt auf. 

So verwoben sich innere und äußere Krisenfaktoren zu 
einem undurchdringlichen Geflecht, durch welches die re- 
formistischen Kräfte keinen gangbaren Weg mehr freizu- 


Englische Neureiche und Yuppies genießen Gewinne und Erfolge der neo- 
konservativen Wende. 
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schlagen vermochten. Sie verfingen sich im dichten Ge- 
strüpp wirkender ökonomischer Gesetze und mußten zu- 
dem noch den Hohn der Konservativen einstecken, daß sie 
sich selbst den Weg verbaut hätten. Diesen Dschungel zu 
roden, bedürfe es starker Arme und scharfer Äxte, warf 
man ihnen zu. Woher nahmen die Konservativen die Ver- 
wegenheit, alles neu und besser machen zu können? 

Die texanisch-kalifornische Mafia - ein gigantisches 
Zentrum von Industrie- und Bankkapital in untrennbarer 
Union mit der Elektronik-, Luftfahrt- und Raumfahrtindu- 
strie sowie den militärischen Schaltzentralen - paradierte 
als Vorreiter in der Anwendung der wissenschaftlich-tech- 
nischen Neuerungen. Diesen Aspekt muß man besonders 
betonen, denn er hat tragische Konsequenzen für das 
Land, ja für die Welt. Spezielle Bereiche in Wissenschaft 
und Forschung, die sich für die Kriegsindustrie als beson- 
ders geeignet erwiesen - Waffen, Waffenträger und elek- 
tronisches Zubehör -, erhielten vom Staat und von den 
Monopolen eine überproportionale Förderung. Der Militär- 
Industrie-Komplex produzierte die beklemmende Illusion, 
daß die Rüstungsindustrie wie geschaffen sei, die wissen- 
schaftlich-technische Revolution vorwärtszutreiben. Und 
das, obgleich Beweise - Japan und die BRD - Vorlagen, 
daß die Wissenschaft sich gerade im zivilen Sektor zu ei- 
ner ungeheuren Produktivkraft ausweitet. Die USA spüren 
heute recht drastisch die ökonomischen Folgen ihrer Rü- 
stungspolitik und der einseitigen Wissenschaftsstrategie. 
Wird die Rüstung zur entscheidenden Quelle der Kapital- 
akkumulation, verdorren die gesellschaftlich tragenden 
und exportwichtigen Produktionszweige. Doch mit der 
ökonomischen Macht der Rüstungsindustrie wuchs auch 
die Zuversicht, das alte Establishment aus dem Sattel zu 
heben. 

Die Clique aus dem Sonnengürtel hätte allein den 
Marsch auf Washington nicht gewagt, wären inzwischen 
nicht gravierende Sinnesänderungen auch in den anderen 
Monopolkreisen erfolgt. Konzerne, die zwar überwiegend 
für den zivilen Bedarf produzieren, als transnationale Rie- 
sen jedoch weltweite Interessen verfechten, spürten die 
schwindende Einflußnahme. Aus ihren Betrachtungen, 
was zu tun sei, um Amerika wieder zur Nummer eins zu 
machen, verflüchtigte sich die Scheu vor Anwendung poli- 
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tischer und militärischer Druckmittel proportional mit dem 
Rückgang des weltweiten Einflusses. 

Weitere Bannerträger der „Reagan-Revolution" machten 
auf sich aufmerksam: Die Mittel- und Kleinunternehmen 
hatten von staatsmonopolistischen reformistischen Pro- 
grammen nichts zu erwarten. Im Gegenteil, gesetzliche 
Sozialleistungen, Schutzbestimmungen und Tariflöhne 
drückten erheblich ihre Profiterwartungen. 


Die sich abzeichnende sozial-reaktionäre Wende erhielt 
ihre außenpolitische Aggressivität aus der Tatsache, 
daß die Rüstungsindustrie ihr eigentlicher Motor war, 
doch innenpolitisch prägten auch die vielfachen Wün- 
sche und Vorstellungen der großen, mittleren und klei- 
nen Unternehmen das Bild dieses konservativen An- 
sturms. Die soziale Revanche war somit weit gefächert: 
Sie richtete sich nicht nur gegen die Gewerkschaften 
und die Sozialleistungen des „liberalen Staates", son- 
dern auch gegen die aufmüpfigen Entwicklungsländer 
und gegen die westeuropäischen und asiatischen Bünd- 
nispartner, deren ökonomischen Vormarsch sie aufhal- 
ten wollte. Auch das war nicht alles. Die „Eindämmung 
des Kommunismus", ja Rückeroberung verlorenen Ter- 
rains standen an oberster Stelle des Rachefeldzugs. 


Die „konservative Renaissance" trug somit von Beginn 
an interventionistische Züge. Diese Besonderheit des ame- 
rikanischen Rechtskonservatismus hebt ihn weit aus dem 
Rahmen, in dem sich der europäische Konservatismus be- 
wegt. 


In Smoking und Stiefeln 


Die Kritik der neuen Konservativen, der „liberale Staat" 
habe durch falsch verstandene Wohlfahrt den Ruin herbei- 
geführt und die militärische Stärkung sträflich vernachläs- 
sigt, fiel auf fruchtbaren Boden. Angesichts des Debakels 
von Vietnam und der „Demütigung" im Iran wagte auch 
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das Ostküstenestablishment nicht, Argumente entgegen- 
zusetzen. In dieser Hinsicht waren auch die „Liberalen" 
gute Patrioten und beugten sich der Forderung, daß Ame- 
rika sich zu erneuern habe. Die Verteidiger der Wirt- 
schaftsform ä la Keynes sahen sich abgeschlagen und ver- 
femt. Ihre richtigen Einwände, daß eben der Vietnamkrieg, 
die globale militärische Repräsentation und die immense 
Rüstung die traditionelle Industrie und andere Produktions- 
bereiche im Morast versinken ließen und das Land ökono- 
misch ausgeblutet und politisch diskreditiert haben, galten 
als unamerikanische Nörgelei. Diese Kritiker fanden kein 
Publikum mehr. Doch auch sie sagten nicht die ganze 
Wahrheit. Die epidemische Ausweitung rechtskonservati- 
ven Gedankenguts war nicht nur der charismatischen Aus- 
strahlung des Präsidentschaftskandidaten Reagan ge- 
schuldet, sondern reaktionärsten Monopolinteressen, die 
ihren Kandidaten mit allen Mitteln vorwärtsschoben. 

Die Wende, die so verschiedene Namen trägt, wurde in 
den USA von Kräften langfristig vorbereitet und angekur- 
belt, die sich dereinst selbst Liberale genannt hatten. Die 
Metamorphose dieser Leute ist nicht uninteressant. Sie 
teilten den Optimismus der sechziger Jahre, in denen eine 
„technotronische" oder „nachindustrielle" Gesellschaft wie 
ein greifbares Modell vor aller Augen stand. Die wissen- 
schaftlich-technische Revolution versprach - euphorisch 
besungen vom Futurologen Herman Kahn - eine Zukunft in 
Saus und Braus. „Wir werden's alle noch erleben", orakelte 
Kahn. Doch selbst in die kühnsten Träume schlich sich nie- 
mals der Verdacht ein, daß auch die sozialistische Welt 
Nutznießer dieser Wissenschaftsrevolution sein könnte. 
Der technologische Chauvinismus verbot folgenreiche 
Analysen. So lebte man in der freudigen Zuversicht, die 
Sowjetunion werde einer Erosion verfallen und sich 
schließlich westlichen Werten zuneigen, wolle sie nicht 
vollends vor die Hunde gehen. Das erwies sich als die ekla- 
tanteste Fehleinschätzung. Mit Hilfe des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts erreichte die Sowjetunion die mili- 
tärstrategische Parität. 

Dieser Fakt allein schien den Konservativen unerträglich. 
Auch den Liberalen, die sich zu Neokonservativen mauser- 
ten. Das Ärgernis stand nun komplett vor ihren Augen: Der 
Traum von einer Gesellschaft ohne tiefgreifende Antago- 
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nismen, mit humanisierter Arbeit und allgemeinem Wohl- 
stand verkehrte sich in einen bedrückenden Alptraum. Die 
zuvor so heißersehnte wissenschaftlich-technische Ratio- 
nalisierung warf die Arbeiter hunderttausendfach auf die 
Straße; Firmen, die dem Konkurrenzdruck nicht gewach- 
sen waren, brachen zusammen; ganze Industriezweige ver- 
fielen dem Siechtum. Die Gewerkschaften machten mobil 
für den Erhalt erkämpfter Rechte. Vor den gesetzlichen 
Barrieren der Arbeitsgerichte und des Obersten Gerichts 
fanden so manche Monopolvorstöße ihr Ende. Die willkürli- 
che Senkung der Löhne, rassische Diskriminierung am Ar- 
beitsplatz, Aufhebung der Arbeitsschutzbestimmungen 
wurden noch nicht akzeptiert. 

Mit der Kriegsbemalung im Gesicht legten die Monopol- 
gewaltigen nun ihre Rüstung an und griffen zum Schwert: 
Das Sinken der Profitrate wurde den Gewerkschaften an- 
gekreidet, der Lohnentwicklung, den Steuern und somit 
dem Staat, der den Arbeitslosen, den Armen und Ärmsten 
Geld nachwerfe. Der Staat in den Händen erpresserischer 
Menschenhaufen, die nichts leisten, das Geld des Staates 
jedoch unwiederbringlich verschlingen. Das Bild vom 
schmarotzenden Moloch, der die Steuergelder des braven 
Bürgers verzehrt, blieb nicht ohne Eindruck. Und zu all die- 
ser Malaise noch die Nachricht, die Sowjetunion habe die 
USA, die Nummer eins in der Welt, militärstrategisch in 
die Schranken gewiesen. Das war zuviel! 

Die reformistischen Anläufe unter John F. Kennedy und 
Lyndon B. Johnson, die eine „große Gesellschaft" anvisier- 
ten, sollten einst das Vermächtnis von Franklin D. Roose- 
velt noch einmal erstrahlen lassen. Nur, Roosevelt schritt 
auf der Straße der Gewinner; seine politischen Nachkom- 
men jedoch gingen einem Desaster entgegen. Diejenigen, 
die das Todesurteil über Kennedy gesprochen hatten, 
glaubten nun nach Jahren, ihre Zeit sei reif. Nach dem 
Mord in Dallas knallten im Sonnengürtel die Sektkorken, 
doch die Schüsse ebneten noch nicht den Weg zur Macht. 
Dazu bedurfte es noch einschneidender Veränderungen. 
Und diese traten ein. Das militärstrategische Patt zwischen 
den USA und der Sowjetunion, die unter öffentlichem 
Druck einsetzenden SALT-Verhandlungen seitens der Ver- 
einigten Staaten, die vorsichtige politische und geistige 
Öffnung unter Nixon, Ford und Carter kündigten Dinge an, 
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die zu ertragen weder die traditionellen Konservativen 
noch die vormaligen Liberalen gewillt waren. In demagogi- 
scher Manier verbanden sie nun Krise, Massenarbeitslosig- 
keit, Inflation, Staatsverschuldung und die einsetzende au- 
Benpolitische Entspannung mit dem Verfall der amerikani- 
schen Weltmacht, den sie an die Fahnen der Demokraten, 
des Ostküstenestablishments, hefteten. Dieses Zerrbild 
der tatsächlichen welthistorischen Veränderungen teilten 
sie mit der Mehrheit der Kapital- und Industriegewaltigen. 
Dieser Gleichklang wies auf eine Seelenverwandtschaft 
hin, die die Renegaten, die Altkonservativen und die Kapi- 
talstarken inniglich verband: auf den ungebrochenen mis- 
sionarischen Glauben, daß Amerika Nummer eins und der 
Rest der Welt Hinterhof zu sein hat. Selbst die vormals 
unterschiedlichen Strategien zur Erreichung dieses Zieles 
wurden bedeutungslos. 

Die Exliberalen beobachteten mit Vergnügen, wie die 
von ihnen verlassenen Kampfgefährten in die Verliererrolle 
schlitterten. Mit der rücksichtslosen Strenge von Überläu- 
fern rodeten sie alle Wurzeln im Terrain, dem sie entwach- 
sen waren, und verdammten den Staat, der, nach ihrer An- 
sicht, in sinnlosen Wohltatsgesten gegenüber den sozial 
Schwachen und in selbstmörderischen Abrüstungs- und 
Rüstungsbegrenzungsgesprächen die Vereinigten Staaten 
in den Abgrund führte. 

Eine Wiederbelebung des alten Konservatismus lag 
nicht in der Absicht der Neokonservativen. Sie wollten 
„neue" Positionen abstecken und Wählerschichten mobili- 
sieren, die der alte Rechtskonservatismus - symbolisiert 
durch den Präsidentschaftskandidaten von 1964, Barry M. 
Goldwater - nicht erreicht hatte. Die wesentlichen Modi- 
fizierungen, die der neue am alten Konservatismus vor- 
nahm, erwuchsen aus den veränderten Verhältnissen. 
Goldwater, der erste Rammbock der kalifornisch-texani- 
schen Rüstungskamarilla, ging in Stellung, als ein Rechts- 
ruck noch nicht opportun war. In einer prosperierenden 
Wirtschaft schreckte die Wähler jeder Extremismus, in 
dessen Händen weder die Wirtschaft noch die Außenpoli- 
tik sicher aufgehoben schienen. Zudem war Kennedys Tod 
noch nicht verwunden, und Goldwater stand für alles, was 
Kennedy nicht war. Nicht der Konservatismus des Sena- 
tors flößte den Menschen Unbehagen ein, sondern sein 
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„rugged individualism", wie die Amerikaner sagen. Dieser 
rauhe oder zackige Individualismus ist eine besondere 
Form des Rechtskonservatismus, der sich schon im äuße- 
ren Erscheinungsbild kundtut. Texanische Reiterstiefel, ge- 
tragen zum Smoking, bezeichneten den reaktionären Rück- 
griff nach einem Symbol männlicher Härte, die nach Auf- 
fassung dieser Kreise Amerika groß gemacht hat. Der 
Smoking als Beigabe der Gegenwart zeigt Reichtum an. 
Diese sinnige Kombination von Vergangenheit und Gegen- 
wart entsprach vollauf dem Auftreten Goldwaters, der in 
einer Ballhausatmosphäre locker über den Einsatz der 
Atombombe reden konnte. Nur ahnten die Amerikaner da- 
mals noch nicht, daß sie mit Reagan zwar einen charman- 
teren, jedoch ebenfalls einen Vertreter dieser Gilde wählen 
würden. Cowboyhüte und Texasstiefel sowie der Smoking 
erlebten die gleiche Renaissance wie die alten Werte aus 
der „Pionierzeit". 


Die Neokonservativen fanden Bedingungen vor, die 
Goldwater nicht hatte: die Bereitschaft der krisenge- 
nervten Menschen, einem wie auch immer gearteten 
neuen Gesellschaftsmodell zu vertrauen. Insofern kann 
man die neokonservativen Theorien als eine in der Krise 
geborene, von der Krise zehrende und an der Krise 
orientierte Gesellschaftslehre nennen. 


Sieht man sich diese Lehre etwas genauer an, ist man 
geneigt, ihren theoretischen Gehalt nicht allzu hoch zu ver- 
anschlagen. Die geistige Selbstbeschränkung ist eigentlich 
verwunderlich, da die neokonservative Elite zumeist aus 
akademischen Kreisen herkommt - beispielsweise die 
ehemalige UNO-Botschafterin und Hochschulprofessorin 
Jeane Kirkpatrick, die Professoren und Politologen Eugene 
Rostow, Irving Kristol, Norman Podhoretz u. a. 

Nicht unerheblich ist, daß die neokonservative Gesell- 
schaftstheorie ihre eigentliche Brisanz aus der Kritik am 
Liberalismus und am Autoritätsverfall des Staates her- 
nimmt. Die destruktiven Momente sind das Skelett dieser 
Lehre. Als Architekten eines geistigen Neubaus haben die 
Neokonservativen außer einem eklektischen Flickwerk, das 
zudem aus alten, teils modrigen Steinen zusammengefügt 
ist, keinen entscheidenden Beitrag geleistet. Das liegt zum 


32 


ersten im Wesen einer irrationalen Theorie, die es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, die Wirklichkeit unwirklich widerzu- 
spiegeln. Zum anderen muß der Mangel an intellektueller 
Durchdringung in der Tradition des amerikanischen Kon- 
servatismus gesucht werden. Der längst verstorbene west- 
deutsche Autor Hans Habe, selbst rechtskonservativ, emp- 
fand es als seltsam, daß Unbildung oder mangelhafte Bil- 
dung in den höchsten Kreisen der amerikanischen Geld- 
aristokratie keineswegs als Makel galt. So mußte er erle- 
ben, wie eine Bostoner Millionärswitwe ihm zwischen zwei 
Martinis versicherte, daß der damalige US-Botschafter bei 
der UNO, Adlai E. Stevenson, ein „verkappter Kommunist" 
sei. Die wahrlich antikommunistischen Hetzjagden dieses 
Mannes nahm sie nicht zur Kenntnis, weil dessen intellek- 
tueller Habitus ihn zum Deserteur aus den Reihen der an- 
ständigen Amerikaner stempelte. Daß Madam den Kom- 
munisten unbewußt ihren Respekt zollte, indem sie die 
„Linken" gleichsam mit Intelligenz gleichsetzte, ging ihr 
gar nicht auf. Viele Europäer, die für kurze oder längere 
Zeit in den USA weilten, spürten diese Diskrepanz von 
Macht und Bildung. Oft erlebte der eine oder andere kun- 
terbunte Partys der High-Society, auf denen Wissenschaft- 
ler herumgereicht und bestaunt wurden und die Gastgeber 
gerade noch bereit waren, zwischen einem Astronomen 
und einem Archäologen grundsätzliche Unterschiede zu 
entdecken. Der Politiker Fulbright beklagte, daß in einem 
Meer von Provinzialismus und Unwissenheit die kleinen 
Gruppen von höchster wissenschaftlicher und kultureller 
Bildung wie verlorene Inseln anmuten. 


Politische Unbildung, Bigotterie, manischer Antikommu- 
nismus, Chauvinismus und Rassismus - das sind die 
wesentlichen Elemente des amerikanischen Konserva- 
tismus. Es machte sich also auch für die Neokonservati- 
ven notwendig, wollten sie ihren Kandidaten Reagan 
durchbringen, diesen aufnahmebereiten Boden für ihre 
Saat nicht unbeachtet zu lassen. 


Doch nicht nur dieser dumpfe Konservatismus war ein 
idealer Nährboden, auch eine ausufernde wissenschafts- 
und technikkritische Haltung kam den Neokonservativen 
zugute. Von vielen humanistischen Intellektuellen und lin- 
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ken bürgerlichen Publizisten wurde das Mißtrauen in die 
Wissenschaft und Technik genährt, weil sie ihnen die kri- 
senhafte und inhumane Situation in der Produktionssphäre 
- Arbeitslosigkeit, Arbeitsplatzvernichtung, Entfremdung, 
Umweltzerstörung - und in der Politik - Atomwaffen und 
computergesteuerte Kriegsstrategien - anlasteten. So er- 
fuhren die Neokonservativen paradoxerweise eine „Wahl- 
hilfe" aus dem gegnerischen Lager, weil sie diesem hoff- 
nungslosen Bild ihren entfesselten Optimismus, die Welt 
vollends zu ändern, entgegenstellten. Wählt uns, wir er- 
richten die Zukunft! 

In dieser demagogischen Schlacht entwickelten die neo- 
konservativen Theoretiker zwar kein originelles Gedanken- 
gebäude, jedoch recht populistische Losungen, die sich 
vor dem krisenhaften Hintergrund leuchtend abhoben. Die 
antiscientistische Stimmung nutzten sie auch insofern, als 
infolge dieses Phänomens eine Flucht vieler Menschen in 
den Irrationalismus und Obskurantismus einsetzte, wie die 
zunehmenden Sekten und mystischen Glaubensgemein- 
schaften bewiesen. Aus diesen beiden Momenten - Irra- 
tionalismus und die schamlose profitable Vernutzung der 
Wissenschaft und Technik für die imperialistische Wirt- 
schaftsstrategie - formten die Neokonservativen eine Art 
geistiges Gebäude. 

Auch Bauwerke aus brüchigen Materialien können eine 
Weile halten. Es wäre leichtfertig, ja gefährlich, glaubte 
man, antiintellektuelle Positionen würden sich selbst in 
Frage stellen und an geistigem Nahrungsmangel zugrunde 
gehen. Die Geschichte beweist, daß Irrationalismus in al- 
len Formen eine nicht zu unterschätzende Kraft war und 
ist. So mancher bürgerliche Kritiker fummelte die 
Schwachstellen des Neokonservatismus heraus und 
mußte schließlich entdecken, daß seine rationalen Argu- 
mente gegen diesen verpufften. Was machte den neokon- 
servativen Vormarsch scheinbar so unaufhaltsam? 

Zwei Faktoren begünstigten ihn. Die Neokonservativen 
schritten auf der Straße der Krise und ermunterten die am 
Wege Liegenden, ihnen zu folgen, denn der Weg könne 
nicht mehr schlechter werden. Zum anderen waren die 
Neokonservativen finanziell derart ausgerüstet wie kein 
konservativer Feldzug zuvor. Medien, Komitees, Organisa- 
tionen und fundamentalistische Religionsgemeinschaften 
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stürzten sich in den aggressivsten Public-Relations-Kampf 
in der amerikanischen Geschichte. Der Baptistenprediger 
Jerry Fallwell, Chef der Moral Majority (Moralische Mehr- 
heit), gab preis, daß der Allerhöchste ihn berufen habe, bis 
in den Kongreß zu dringen, um die göttlichen Gesetze ge- 
gen alle „hedonistischen", „atheistischen" und „weltlich- 
humanistischen" Verirrungen an den Mann zu bringen. Die 
rechtsradikale Heritage Foundation mit insgesamt 122 000 
Geldquellen und die vielzähligen Komitees der Neuen 
Rechten verstopften dem Wahlvolk die Briefkästen mit 
„Beweisen" über eine liberalistisch-kommunistische Unter- 
wanderung des Landes, gegen die es mit aller Macht anzu- 
gehen galt. 

Die Neokonservativen und die Neue Rechte betrieben 
eine Art Arbeitsteilung. Im elitären Komitee gegen die vor- 
handene Gefahr versammelten sich Politiker, Geldaristo- 
kraten und Militärs, unter ihnen der Präsidentschaftskandi- 
dat Reagan selbst, um dank ihrer Macht den Kongreß und 
die Regierungsdienststellen zu bearbeiten. Bekundeten sie 
in „Anhörungen" ihre „berechtigten Zweifel" gegen SALT I 
mit scheinbar ausgewogenen Argumenten, so warfen sich 
die Komitees der Neuen Rechten mit Brachialgewalt auf 
die Wähler. Sie scheuten vor nichts zurück, malten wirre 
Angstbilder von einer sowjetischen Bedrohung, der die Li- 
beralen im eigenen Lande Vorschub leisten würden. Diffa- 
mierungen des politischen Gegners, Drohungen, selbst 
Tätlichkeiten blieben nicht aus. Die Monopolverbände, al- 
len voran die texanisch-kalifornische Rüstungsmafia, lie- 
ßen sich die konservative Renaissance etwas kosten. Sie 
alle wollten nur eines: die rechtskonservative Wende end- 
gültig und bunkergleich verewigen. Die Rache am „libera- 
len Wohlfahrtsstaat", an den Gewerkschaften, an allen 
„Zerstörern amerikanischer Werte" sollte total und unum- 
kehrbar sein. Dem ersten zagen Schritt in Richtung Rü- 
stungsbegrenzung setzten sie einen ehernen Raketenzaun 
entgegen. 

Die Neokonservativen gaben vor, die Rüstung und die 
mit ihr verbundene wissenschaftlich-technische Innovation 
werde die marode Wirtschaft wieder auf die Beine brin- 
gen. Ernsthafte Ökonomen können ihnen diesen Tip nicht 
gegeben haben. Es war längst bekannt, daß die Rüstung 
die Zivilindustrie überhaupt nicht stimuliert, sondern ihr 
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nur alles entzieht. In dunkler Stunde muß ein Geist über 
diese Boys gekommen sein, dem der Ruin des Landes - so 
scheint's - ein Herzensbedürfnis war. Denn Rüstung pro- 
duziert nicht nur Höchstprofite, sondern auch die Staats- 
verschuldung. 

Das Rüstungskapital ist zu einem wesentlichen Bestand- 
teil der Wirtschaft und des staatlichen Machtmechanis- 
mus geworden. „Weniger Staat" bedeutet für die Finanz- 
oligarchie, daß sie frei von allen Regulierungen und Ein- 
flüssen die Kapitalmasse dorthin dirigiert, wo höchste Pro- 
fitraten winken: in die Rüstung. Verständlich, denn nach 
Aussagen des General Accounting Office lagen 1982 die 
Profite aus Rüstungsaufträgen vor Abzug der Steuern um 
56 Prozent über denen im zivilen Sektor. In den folgenden 
Jahren wuchsen die Umsätze. Die Düsseldorfer „Wirt- 
schaftswoche" (Nr. 23/1985) konstatierte: Der Umsatz von 
Lockheed wuchs von 1983 zu 1984 um 25 Prozent, der Net- 
togewinn um 31 Prozent auf 344,1 Millionen Dollar; General 
Dynamics erzielte 391,7 Millionen Reingewinn; McDonnell 
Douglas 325,3; Rockwell 496,5; Boeing 390; Northrop 166,9; 
Martin Marietta 165,6; Rayteon 340,1, TRW 263,6 Millionen 
Dollar... 

Waffen sind teuer, sehr teuer; und die Staatseinnahmen 
langen bei weitem nicht, sie im Budget in einer derartigen 
Höhe zu veranschlagen. Der Staat nimmt Kredite auf und 
verschuldet sich zunehmend bei den Banken, zumal ja 
nicht nur die Waffen bezahlt sein wollen, sondern auch die 
Schulden und die aufgelaufenen Zinsen. In dieser Hinsicht 
sind die USA der höchstverschuldete Kunde in der Welt, 
und ein Ende der Schuldenspirale ist nicht in Sicht. Zu die- 
ser Belastung kommt hinzu, daß die Gesamtwirtschaft ihre 
Fähigkeit verliert, international mitzuziehen, was sich in 
den Handelsdefiziten ausdrückt. 

Die Massenarbeitslosigkeit ist zwar nach 1982 um we- 
nige Prozentpunkte gesunken, weil die „neuen Unterneh- 
men" millionenfach unterbezahlte Jobs bereitstellten, 
doch als gesellschaftliche Gesamtbelastung ist sie nach 
wie vor sehr hoch. Wo die Zivilindustrie an der Innovations- 
strategie (Erneuerung der Technik und Technologie) teilha- 
ben konnte und ihre Produktion durch Mikroprozessoren 
und Roboter revolutionierte, schwanden abermals Arbeits- 
plätze. Sollten nicht, wie angekündigt, modernste Wissen- 
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schaft und Technik die Krise meistern? Es wurde immer of- 
fensichtlicher, daß die emphatische Verkündung, Hochrü- 
stung und Hochtechnologie würden der Krise Einhalt ge- 
bieten, eher dem Hirn eines Schamanen als ernsthaften 
Erwägungen entsprang. 

Die Ausweitung der Mikroelektronik und die ihr folgende 
zunehmende Massenarbeitslosigkeit führten zum Schwund 
der Kaufkraft. Doch die riesigen Investitionsschübe zwan- 
gen die Konzerne, ihre Waren in Großserien herauszu- 
schleudern, um angesichts des schnellen moralischen Ver- 
schleißes nicht nur ihre Investitionen, sondern auch Profit 
herauszuwirtschaften. Doch schwindende Massenkauf- 
kraft ist kein guter Nährboden für diese Vorhaben. Die neo- 
konservative Strategie, den sozialen Sektor so weit wie 
möglich auszudörren, erwies sich als Bumerang für die ei- 
gene Wirtschaft. Die Exportmärkte, ja selbst den amerika- 
nischen Binnenmarkt überschwemmten billige japanische 
und europäische Waren. Auch die zukunftsträchtige Com- 
puterindustrie mußte erfahren, daß ihre Bäume nicht in 
den Himmel wachsen. Sie vertraute darauf, daß die Indu- 
strien Hals über Kopf in die Modernisierung springen und 
die Kunden ihr die Hard- und Software aus den Händen rei- 
Ben. Viele Firmen scheuten aber solche riskanten Investi- 
tionen. 
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Die Investitionen zur Erneuerung der Technik und Tech- 
nologie führten zur Entwertung älterer Technologien, die 
jedoch eine beachtliche Kapitalmasse darstellten. Die Ver- 
luste holten sich die Unternehmer durch Lohnkürzungen, 
Streichung sozialer Betreuung und Entlassung von Werktä- 
tigen wieder herein. „Während in Kalifornien und Texas 
von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren neue Indu- 
strien aufgebaut werden, während Tausende in der pazifi- 
schen Region den Traum von ungeheuren Reichtümern 
realisieren, wird die Hälfte des Landes durch den technolo- 
gischen Wandel zerrüttet", schrieb der amerikanische Wis- 
senschaftler Bruce Nussbaum in seinem Buch „Das Ende 
unserer Zukunft". 

Gebietet nicht die Logik, daß neben der Förderung zu- 
kunftsorientierter Industrien auch Bereiche der traditionel- 
len und der nichtmateriellen Produktion - Gesundheits-, 
Bildungs- und Sozialwesen sowie Umweltschutz - ausge- 
weitet werden müssen, um eine gesunde Balance zwischen 
Produktion und Konsumtion (sie setzt steigende Kaufkraft 
voraus) herzustellen? Wer solche bohrenden Fragen stellt, 
verbreitet kommunistisches Gedankengut und hat im heh- 
ren Tempel der „Angebotsökonomie" nichts verloren. 
Diese liberalen Querulanten wollen nicht begreifen, daß 
die Unternehmer, und nur sie, das aktive und dominie- 
rende Element der Gesellschaft sind, deren Reichtums- 
mehrung vor Übergriffen gesichert werden muß. Soziale 
Sektoren und die nichtmaterielle Produktion auszuweiten 
gilt als ein solcher Übergriff. Der Ausbau dieser Bereiche 
würde zu rabiaten Konsequenzen führen: Die Hand, die 
sich gerade des Staatssäckels bemächtigt hat, um eine 
Umverteilung des Nationalreichtums zugunsten der Mono- 
pole zu vollziehen, müßte zurückgezogen werden. Zudem 
würde ein Budget, das über 50 Prozent des Gesamthaus- 
halts schluckt, sofort ins Kreuzfeuer der Kritik geraten: der 
Rüstungsetat — eine Domäne, die den reibungslosen, kri- 
sensicheren und traumhaften Profitfluß garantiert. 

Welche Ziele verfolgt die „Angebotsökonomie"? Auf den 
einfachsten Nenner gebracht: Die Unternehmen und Ban- 
ken „bieten" Kapital für Investitionen an. Um dieses Ange- 
bot zur passablen Größe auszuweiten, müssen dem Kapi- 
tal Erleichterungen in Form von Steuernachlässen, durch 
Aufhebung von Preiskontrollen und des staatlich garantier- 
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ten Mindestlohns sowie der Auflagen zum Umweltschutz 
gewährt werden. Von der Höhe des Kapitalangebots hänge 
schließlich das Wohl und Wehe der Gesellschaft ab. Da 
Steuergeschenke die Einnahmen des Landes reduzieren, 
müssen im sozialen Bereich radikale Kürzungen vorgenom- 
men werden, um die Staatsverschuldung nicht in astrono- 
mische Höhen zu treiben. Die Streichungen im Sozialetat 
gelten nicht nur als Mittel zur Sanierung des Haushalts, 
sondern auch als Mittel zur „Gesundung" der Gesellschaft 
und Wiedererweckung bürgerlicher Werte. 

Viel Kapital - viel Arbeit, ließen die „Angebotsökono- 
men" verlauten. Wer aber, aus welchen Gründen auch im- 
mer, weiterhin auf der Straße sitzt und gar hungert, hat die 
wertsetzende Wende nicht genutzt und gehört zum Abfall. 
Der Staat begehe Hochverrat am Eigentum, wenn er sich 
in die Pflicht genommen fühle, durch Arbeitsprogramme 
oder ähnliche marktfremde Initiativen die „natürliche" Ar- 
beitslosenrate zu minimieren. Das würde die willkürlichen 
Lohnfestlegungen durch die Unternehmer gefährden, 
denn ein Überangebot an Arbeitskräften läßt den Preis der 
Arbeitskraft sinken. Öffentlich gesagt wird jedoch: Die Ar- 
beitsmoral nimmt Schaden, wenn dem Staat und den Un- 
ternehmen auch noch der „Ballast" aufgebürdet wird. 

Nun hat sich gezeigt, daß die konservative Wirtschafts- 
politik trotz unglaublicher Mehrung des Kapitals die wenig- 
sten der vorgegebenen ökonomischen Ziele erreicht hat. 
Die Massenarbeitslosigkeit ist geblieben, die Staatsver- 
schuldung hat die 2-Billionen-Grenze überschritten, die 
Investitionen verharren in der zivilen Industrie im mäßigen 
Rahmen, der Export ist weiterhin rückläufig, Banken kra- 
chen zusammen, und das große Farmensterben nimmt ka- 
tastrophale Formen an. Nur eines hat Triumphe gefeiert, 
die soziale Revanche. Die von den Werktätigen in Jahr- 
zehnten errungenen Zugeständnisse des Staates wurden 
in wesentlichen Sozialbereichen annulliert. Dennoch kennt 
dieser Rachefeldzug keinen endgültigen Sieger, denn die 
Gewerkschaften wie auch eine Anzahl demokratischer Be- 
wegungen haben ihre anfängliche Lähmung überwunden. 
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Sprint der Geldsäcke 


Die Wiederwahl der konservativen Regierungen in den 
USA 1984, in der BRD 1987, in England und ihr begrenz- 
tes Entree in Frankreich haben viele westliche Politologen 
zu der Überzeugung gebracht, die Wähler hätten die kon- 
servative Wende honoriert. Zumindest diejenigen, die 
überhaupt zur Wahl geschritten seien - in den USA war es 
nur etwas mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten -, hät- 
ten ein eindeutiges Bekenntnis abgelegt. Viele Befragun- 
gen, meinten sie, haben ergeben, daß die Menschen ein Zu- 
rück zum reformistischen „Sozialstaat" nicht wünschten, 
zu nachhaltig wären die Erlebnisse mit Preiserhöhungen, 
Inflation, Bürokratie, Bevormundungen aller Art, hohe 
Steuern usw. Einer Meinungsumfrage zufolge, die 1983 
in neun kapitalistischen Ländern - darunter in den 
USA, in der BRD, in Frankreich und Großbritannien - 
durchgeführt wurde, habe die Forderung der Rechtskräfte 
nach „weniger Staat" und der Wirtschaftsbelebung 
durch bessere Marktorientierung bei vielen Anklang ge- 
funden. 

Wie bei jeder Meinungsforschung steckt auch hier der 
Teufel im Detail. Abgefragt wurde, was die Konservativen 
durch eine aufwendige Medienkampagne den Menschen 
zusicherten, die allzu bereitwillig jeder versprochenen Kri- 
senbewältigung folgen wollten. Es liegen jedoch auch an- 
dere Untersuchungen vor. Im Januar 1984 sprachen sich 
mehr als die Hälfte der befragten Amerikaner dafür aus, 
die staatlichen Zuschüsse für die Armen zu erhöhen. 1978 
erklärten lediglich 45 von 100 US-Bürgern, daß die Be- 
schäftigungs- und Bildungsprogramme für Frauen, für 
Schwarze und für Minderheiten unterstützt werden müß- 
ten. Nach hur zwei Jahren Reagan-Regierung stieg diese 
Zahl auf 57 und 1985 gar auf 71 Prozent. Die Mehrheit der 
Befragten erwartete vom Staat eine Steigerung der Ausga- 
ben für das Gesundheitswesen und für den Umweltschutz. 
Ähnliche Zahlenverhältnisse waren in England und in der 
BRD auszumachen. 
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Obgleich viele meinten, daß ihre konservativen Regie- 
rungen diesen Forderungen kaum oder nur ungenügend 
nachkommen werden, gaben sie ihnen dennoch erneut 
ihre Stimmen. Manche aus der Hoffnung, daß die Konser- 
vativen irgendwie und irgendwann zu ihrem Wort stehen 
würden, oder aus Mangel an Hoffnung, daß eine andere 
Regierung es besser bewältigen würde. Sind wir nun Zeu- 
gen eines zunehmenden konservativen „Massenbewußt- 
seins", oder leben die Regierungen lediglich in der Illusion, 
die Mehrheit hinter sich zu haben? Ein pfiffiger Rabbi 
würde beide Fragen mit Ja beantworten. Und einem ver- 
dutzten Fragesteller, der da meint, daß Gegensätzliches 
nicht gleichzeitig richtig sein kann, würde er sagen: Auch 
du hast recht. 

Seit mehr als einem Jahrzehnt spiegeln die Wahlen kei- 
neswegs die vor- oder beherrschende Meinung wider. Sie 
sind lediglich eine diffuse, ungenaue Antwort auf eine Viel- 
falt von widersprüchlichen Haltungen und Meinungen, die 
sich sogar in einer Person darstellen können. Wenn ein 
amerikanischer Farmer der Reagan-Regierung vorwarf, 
nichts für die Landwirte zu tun, im gleichen Atemzug je- 
doch bekannte, Reagan wiedergewählt zu haben, so fragt 
man sich: Was ging in diesem Manne vor? Hunderttau- 
sendfach stellte sich diese Frage. Amerikanische Soziolo- 
gen gingen ihr nach und teilten am Ende mit, daß sie eine 
gründliche Antwort schuldig bleiben müssen. Warum hat 
der Farmer nun Reagan gewählt, obgleich er dessen 
Sozialpolitik skeptisch bis feindselig gegenüberstand? Für 
jeden einzelnen läßt sich eine andere Antwort finden; der 
Farmer jedenfalls meinte, daß Reagan sein Land internatio- 
nal wieder zur Geltung gebracht habe. Seine Vorstellung, 
daß militärische Stärke zu nationaler Würde und interna- 
tionalem Ansehen beitrug, deckte sich keineswegs mit den 
erfragten Meinungen anderer, die in der Rüstung eine Ge- 
fahr sahen, ihren Präsidenten jedoch akzeptierten, weil er 
beispielsweise die Inflation niedergedrückt habe. 

„Mit Begriffen wie ‚Liberalismus' oder ‚Konservatismus' 
oder ‚linke' und ‚rechte' Tendenzen lassen sich... die in 
den letzten zehn bis zwanzig Jahren dominierenden Wand- 
lungen einfach nicht mehr erklären", schrieb „Public Opi- 
nion" 1983. Der US-Soziologe D. H. Everson meinte: Die 
soziologischen Daten sind so vieldeutig, daß man mit ih- 
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nen jede Behauptung - Verschiebung nach rechts, links 
oder zur Mitte - stützen könnte. Das Problem liegt keines- 
wegs in einer falschen oder tendenziellen Befragung, ob- 
gleich auch das eine Rolle spielt, sondern in der Wider- 
sprüchlichkeit und Mehrdeutigkeit des Massenbewußt- 
seins. 

Wertkonservative wählten mitunter „grün", weil sie 
meinten, ihre Wertvorstellungen, beispielsweise von sozia- 
ler Gerechtigkeit, Frieden und Umweltschutz, werden von 
den konservativen Parteien schlecht verwaltet; viele, die 
sich ihren Liberalismus zugute hielten, schlüpften oft in 
konservative Gewänder, weil sie sich von der sogenannten 
Marktwirtschaft mehr versprechen als von reformistischen 
Staatseingriffen. Dieser Trend ist besonders deutlich in 
den USA ablesbar. Viele Demokraten - auch im Kongreß - 
zeigen sich heute geneigter als noch vor Jahren, die kon- 
servative Wirtschaftspolitik der Republikaner mitzutragen. 
„Weniger als sonst reden sie von Gerechtigkeit und einer 
Umverteilung des Reichtums", stellte die Zeitschrift „For- 
tune" fest. Nun war die Demokratische Partei im eigentli- 
chen Sinne niemals eine entscheidende Alternative zu den 
Republikanern, denn die Wahlen in den USA heißen seit 
langem „Sprint der Geldsäcke"; es ging stets nur um gra- 
duell unterschiedliche Formen der Kapitalverwertung. Als 
eine Alternative zur gefährlichen Außenpolitik und ruinö- 
sen Innenpolitik der Reagan-Administration gefragt war, 
scheuten die Demokraten die Eindeutigkeit. Der amerikani- 
sche Zeichner Robert Grossman vereinte das Maskottchen 
der Republikaner, den Elefanten, mit dem der Demokraten, 
einem Esel. Heraus kam ein Elefant auf Eselsfüßchen. 


Nie zuvor ist in beiden Ländern - in den USA und in der 
BRD - eine derartige Wählerwanderung erfolgt. Die 
Enttäuschung über die Wirtschaftspolitik der Demokra- 
ten trieb viele Menschen - auch Arbeiter - in die Arme 
der Konservativen, die sich als Krisenbewältiger anbo- 
ten. 


Andererseits stellte man in der BRD fest, daß Menschen 
aus den Mittelschichten und Kreisen mit höherer Bildung 
der SPD und den Grünen den Vorzug gaben, weil sie Um- 
welt- und Sozialfragen bei ihnen besser aufgehoben wuß- 
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ten, obgleich sie in verschiedenen Punkten eher mit der 
CDU übereinstimmten. Selbst das Stimmensplitting gibt 
keine genaue Auskunft über die Widersprüchlichkeit des 
Wählerverhaltens. Man kann dem Soziologen Everson nur 
zustimmen, wenn er meint, daß „die meisten Menschen 
heute gemischte Ansichten haben - weder eindeutig libe- 
rale noch eindeutig konservative". 

Will man überhaupt von einem konservativen Trend re- 
den, so muß man zwei Dinge erwähnen, die ihn scheinbar 
begünstigt haben. Die Konservativen sind wie Surfbrettrei- 
ter auf den Wellen des massenhaften Unmuts und der Kri- 
senstimmung dahergekommen und nicht etwa, weil die 
„Geschichte" oder das „Schicksal" sie gerufen hat. Daß 
sie als Sachwalter bestimmter ökonomischer Interessen 
das Land betraten, blieb zwar nicht gänzlich unbemerkt, 
wurde jedoch hingenommen in der Hoffnung, viel Glanz 
auf der einen Seite würde auch der anderen Seite Licht ge- 
ben. Zum anderen suchten die Konservativen, die soziale 
Revanche und die rabiate Ausgrenzung eines Teils der Be- 
völkerung mit bürgerlich-individualistischen Werten zu gar- 
nieren, um den „Leistungswilligen und -fähigen" das 
schlechte Gewissen zu nehmen. Hinter allem Gerede von 
Selbstverwirklichung, persönlicher Freiheit, Pflicht, Lei- 
stung usw. steht im Grunde der verkappte nackte Egois- 
mus als höchster menschlicher Wert. 


Ich gestehe es frei: Ich habe dieses 
Geschwätz von Widerstand und 
Revolution immer gehaß!t... 


Edmund Burke 


Auf den herbstlichen Straßen bewegt sich eine bunte 
Menge von Versailles nach Paris; eingekeilt in ihr rollt eine 
Karosse. Es ist der 5. Oktober 1789, ein Sonnabend und ei- 
ner der denkwürdigsten Tage nach dem Sturm auf die Ba- 
stille. Beugen sich Neugierige in das Kutschenfenster, 
zuckt der sechzehnte Ludwig zurück, Marie-Antoinette 
wirkt gefaßter. Auch die Köpfe, die im wogenden Schritt 
der Menge ihr zunicken, bringen sie nicht aus der selbst- 
auferlegten Ruhe. Sie kennt die Gesichter. Nun stecken die 
Köpfe allerdings auf Spießen. Vor Stunden noch saßen sie 
auf aristokratischen Hälsen von Offizieren der Garde du 
corps. Den Abschluß des Zuges bildet die Pariser National- 
garde, an deren Spitze Lafayette reitet. Er wirkt mißmutig 
und fühlt sich in der Rolle, die er in dieser Prozession zu 
spielen hat, offensichtlich nicht wohl. 

Die Einvernahme der königlichen Familie durch die Pari- 
ser Bevölkerung war ein längst fälliger Akt der Notwehr. 
Die Stunden des Jubels waren verklungen, und die Revolu- 
tion geriet seit Wochen ins Stocken. Aus Versailles dran- 
gen beunruhigende Nachrichten in die Hauptstadt. Die Na- 
tionalversammlung strebe einen Kompromiß mit dem Kö- 
nigtum an, hieß es. Wer hat dieser Bande gestattet, in Ver- 
sailles statt in Paris zu tagen? lautete die zornige Frage. 
Marie-Antoinette, auf den Märkten längst die „dreckige 
Hure" geheißen, soll die blauweißrote Kokarde im Salon 
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Zug der Pariser Frauen nach Versailles 


zertreten und die weiße der Bourbonen an ihre Günstlinge 
verteilt haben, raunte man sich zu. Außerdem stehe 
schon die Kalesche für die Flucht bereit. Die Königin solle 
ihren Gemahl wie ein Fischweib abkanzeln, weil er schlaff 
umherwankt und keiner Entscheidung fähig ist. Stände die- 
ser Hampelmann erst inmitten seines Heeres, das sich an 
den Grenzen zu sammeln beginnt, würde er den Schneid 
schon wiedergewinnen und Paris im Blut ertränken. Und 
wo bleibt das Brot, obgleich die Ernte längst eingebracht 
ist?! Die Prinzen horten das Korn?! Gerüchte und Meldun- 
gen jagten einander. Tatsächlich organisierten sich die 
Royalisten, Ludwigs plötzlicher Mut, die Erklärung der 
Menschenrechte mit einem Veto zu belegen, sprach dafür, 
daß ihm der Rücken gestärkt worden ist. Wer überhaupt 
hat ihm das WVetorecht eingeräumt? Paris war empört. 
Hatte Ludwig nicht schon im August protestiert, als die 
Feudalrechte aufgehoben wurden? Die Wut richtete sich 
auch gegen die wankelmütige Nationalversammlung. Ent- 
weder ziehen wir gegen Versailles, oder der König zieht ge- 
gen Paris! Diesem einmütigen Ruf folgten Zehntausende. 
Lafayette war entsetzt und ritt mit Teilen der National- 
garde der Menge nach. Er sorgte dafür, daß die übermüti- 
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Lafayettes galante Balkonszene vermag die Revolution in Frankreich nicht 
zu ersticken. 
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gen Offiziere der Leibgarde nicht vollends ihre Köpfe verlo- 
ren. Das mochte noch angehen, doch dann bot er dem 
Volk ein zwielichtiges Schauspiel. Vor den Augen der 
Menge führte er die königliche Familie auf den Balkon und 
küßte Marie-Antoinette die Hand. Diese noble Geste ver- 
sinnbildlichte, in welchen faulen Gewässern die Revolution 
zu stranden drohte. Das Volk begriff und entschloß sich, 
das Boot zu besetzen und es wieder flottzumachen... 

Nun eskortieren die Pariser die königliche Familie, und 
Lafayettes mißgestimmte Nachdenklichkeit läßt erkennen, 
daß die Zeit der galanten Pose beendet ist. Die Revolution 
duldet keine Unterbrechung und entbrennt wieder... 


Ängste eines „Romantikers" 


Es bedarf keiner übermäßigen Phantasie, sich vorzustel- 
len, in welchen schaurigen Farben dieser entscheidende 
Tag in der Revolutionsgeschichte jenseits der französi- 
schen Grenzen gemalt wurde. Die Emigranten des Hoch- 
adels setzten in dieses Horrorgemälde die herausstechen- 
den blutroten Tupfer. Im fernen London überkam den Pu- 
blizisten und Politiker Edmund Burke ein tiefer Schauder, 
und er griff zur Feder. Obgleich die Französische Revolu- 
tion noch nicht den Punkt erreicht hatte, den England vor 
über hundert Jahren mit der Enthauptung Karls I. gesetzt 
hatte, meinte Burke das Erzittern der Grundfesten gespürt 
zu haben. Er sollte recht behalten. „Mir ist, als winkte uns 
eine fürchterliche Krise, nicht für die Angelegenheiten von 
Frankreich allein, sondern für die Angelegenheiten von Eu- 
ropa, und vielleicht von mehr als Europa", schrieb er nie- 
der. Burke erfaßte die Krisensituation, die alle bisherigen 
Krisen und bürgerlichen Erhebungen weit in den Schatten 
stellte. Nur ein gesamteuropäischer Krieg könnte dieses 
revolutionäre Feuer ersticken. Die Konterrevolution wurde 
seit Burke zum Grundzug restaurativer Kräfte; und seit 
Burke wurde immer wieder deutlich, daß der Konservatis- 
mus sein Auf- oder Wiederaufleben aus der gesellschaftli- 
chen Umbruchsituation hernahm. 
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Der Engländer Ed- 
mund Burke, ent- 
setzt über die Fort- 
führung der Franzö- 
sischen Revolution, 
hebt den politi- 
schen Konservatis- 
mus aus der Taufe. 


Mit dem Buch „Betrachtungen über die Französische Re- 
volution" brachte Burke ein Kompeodium des Konservatis- 
mus auf den Markt, ein Brevier konservativer Wertevorstel- 
lungen. Die zügige Übersetzung ins Deutsche, von Fried- 
rich von Gentz besorgt, bewies die Begeisterung, mit der 
die europäische Reaktion sich diese Fibel zueignete. Der 
Romantiker Novalis schwärmte: „Es sind viele antirevolu- 
tionäre Bücher für die Revolution geschrieben worden, 
Burke hat aber ein revolutionäres Buch gegen die Revolu- 
tion geschrieben." Diese sprachverwirrende Lobpreisung 
ist insofern interessant, als die konservativen Erben - so 
wie sie sich uns auch heute darstellen - die Konfusion um 
den Begriff „Revolution" vollendet und ihn auf ziemlich in- 
fame Weise usurpiert haben. Sie stellten und stellen ihn in 
Zusammenhänge, die man deutlich als konterrevolutionär 
bezeichnen kann. Noch heute sprechen Rechtskonserva- 
tive von einer „nationalsozialistischen Revolution", wenn 
sie die faschistische Machtergreifung meinen. In den USA 
redet man von einer „Reagan-Revolution" und meint den 
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Kreuzzug gegen die eigene Arbeiterbewegung, gegen die 
sozialistische Welt und die Entwicklungsländer. 

Zurück zur Französischen Revolution. Die Behandlung 
des Königs durch das Volk an jenem denkwürdigen Okto- 
bertag offenbarte eine beispiellose Zerrüttung der „gottge- 
wollten Ordnung". Die Weltgeschichte schien einen Kopf- 
stand zu machen. Dem königlichen Souverän trat plötzlich 
das Volk als Souverän entgegen. Eine Masse, die den Ro- 
mantikern stets nur als dunkle, gesichtslose Kulisse für die 
gloriosen Ritterspektakel und königlichen Dramen diente. 


Mit den Adelshäuptern fielen auch alte Traditionen in 
den Korb des Vergessens. Nicht nur dieses Schauspiel 
entsetzte, Burke sprach auch die Ahnung aus, daß die 
neuen Herren eine Ordnung mit sich führen, in der die 
nackte Geld-Ware-Beziehung jeden romantischen 
Schein zum Schwinden bringt. 


Romantizismus und Konservatismus haben mancherlei 
gemeinsam. Nicht zufällig nannte Marx im „Kapital" Ed- 
mund Burke einen ,„Sykophant" (Verräter, Verleumder), 
der „im Sold der englischen Oligarchie den Romantiker ge- 
genüber der Französischen Revolution spielte". Wie 
konnte ein „durch und durch ordinärer Bourgeois" einen 
Romantiker spielen? Dem dahinschwindenden Traum von 
Minne und Ritterlichkeit, von Ehre und Redlichkeit, von Ge- 
horsam und Würde gab Burke seufzenden Ausdruck: „Nie- 
mals, niemals werden wir sie Wiedersehen, diese edelmü- 
tige Ergebenheit an Rang und Geschlecht, diese stolze Un- 
terwürfigkeit, diesen würdevollen Gehorsam, diese Dienst- 
barkeit der Herzen, die selbst in Sklavenseelen den Geist 
und die Gefühle einer erhabenen Freiheit hauchte." 

Diese greinende Wehmut ist nicht nur komisch, sondern 
auch typisch dafür, in welchem Maße ein „ordinärer Bour- 
geois" die Geschichte des eigenen Landes verdrängt hatte. 
England gilt geradezu als das klassische Beispiel für den 
kapitalistischen Sündenfall; in keinem Land zuvor hatte 
sich die ursprüngliche Akkumulation, das heißt die gewalt- 
same Trennung der ländlichen Kleinproduzenten von ihren 
Produktionsmitteln und ihre Proletarisierung, in einer der- 
art brutalen Form vollzogen. Die Vertreibung der Bauern 
von ihren Schollen, die Schaffung einer verelendeten Men- 
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schenmasse, die hin und her geworfen war, wo gerade 
ihre Arbeitskraft benötigt wurde, die Blutgesetzgebung, 
die mit „Vagabunden" und „Bettlern" kurzen Prozeß 
machte - all das „ist in die Annalen der Menschheit einge- 
schrieben mit Zügen von Blut und Feuer", wie Marx im „Ka- 
pital" schrieb. Burke, ein Kind dieses grauenhaften Ein- 
stiegs des Kapitalismus in die Weltgeschichte, beweinte 
die Rittertugenden, denen längst der Garaus gemacht 
war? Saß da jemand in sicherer Distanz und maß eine Re- 
volution an Werten, die seine eigene Klasse schon ver- 
worfen hatte? 

Wäre die Heuchelei so offensichtlich gewesen, hätte 
das Gelächter sie getötet. Traditionen, ererbte Haltungen 
und Normen sind nicht abzustreifen wie ein Hemd, selbst 
im gesellschaftlichen Wandel haften sie oftmals fest wie 
eine zweite Haut. Und das ist die „romantische" Seite des 
Konservatismus: Längst verwelkten Werten werden natür- 
liche und ewige Rechtstitel aufgeprägt. Doch anstelle der 
tiefgreifenden Ängste der Romantik vor der kapitalisti- 
schen Entzauberung traten beim Konservatismus Ängste 
ganz anderer Art in den Vordergrund: Die nackte Profit- 
sucht fürchtete ihre Entkleidung und hüllte sich in modrige 
Gewänder, denen man höhere Weihen andichtete. 


Die unterbliebene 


„Freudenbezeigung" 


Erforscht man Burkes „Betrachtungen" einer Revolution, 
werden die seltsamen Gratwanderungen des konservati- 
ven Denkens deutlich. Und diese beginnen damit, daß man 
das eigene Haus außer Gefahr wissen möchte. „Wenn uns- 
res Nachbarn Haus in Flammen steht, wird es nicht über- 
flüssig sein, die Feuerspritzen gegen das unsrige zu versu- 
chen. Besser, für die ängstliche Vorsicht verlacht als durch 
zu großes Vertrauen in die Sicherheit zugrunde gerichtet 
zu werden." Burke verstand sich durchaus als Feuerwehr- 
mann. Die Flammen der Revolution wetterleuchteten auch 
in London und belebten Diskussionen, ob England schon 
die erstrebenswerten bürgerlichen Freiheiten besitze. 
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Auch die Absicherung nach innen ist ein wesentlicher 
Grundzug des Konservatismus. Der starke Staat als Schutz 
und Schild rückt in den Mittelpunkt konservativer Betrach- 
tungen, wenn sich gesellschaftliche Umwälzungen ankün- 
den. 

Burkes Reaktion - eine Re-Aktion im wahrsten Sinne 
des Wortes - kennzeichnete von Beginn an das defensive 
Verhalten des Konservatismus gegenüber revolutionären, 
auf Veränderungen drängenden Aktionen. Die englische 
Bourgeoisie hatte den Kompromiß mit dem Adel und der 
konstitutionellen Monarchie zur eigenen Sache gemacht. 
Von Frankreich herüber wehte jedoch ein konsequenter, 
kompromißloser Sturm. Die Oktobertage 1789 kündeten 
ihn an. 


Schon die Geburtsstunde zeigte also die Doppelgesich- 
tigkeit des Konservatismus: Aus der historischen Defen- 
sive heraus nimmt er einen aggressiven konterrevolutio- 
nären Charakter an, den offen zu demonstrieren ihn poli- 
tisch vereinsamen ließe. Er muß sich mit dem Gewand 
beständiger Ordnungs- und Rechtsprinzipien tarnen, 
will er seine politische Basis und seine Handlungsmög- 
lichkeiten ausweiten. 


Sprach nicht Burke von der englischen Revolution als 
von einer „gloriosen"? Weshalb ballte er die Faust gegen 
die Französische Revolution? Diese scheinbare Unverein- 
barkeit ist keineswegs so seltsam, wie sie anmutet. Die 
englische Revolution hat den großen Besitzstand nicht an- 
getastet, sondern ihm zur Seite die neue Geldaristokratie 
gestellt. Burke gebrauchte oft den Begriff des Gleichge- 
wichts, der Balance, womit er aussagte, daß diese Revolu- 
tion eher eine vermittelnde Rolle spielte, indem sie Altes 
bewahrte und das Neue ihm zu- und einordnete. Insofern 
war Burke keineswegs ein resoluter Gegner gesellschaftli- 
cher Veränderungen, sie mußten nur evolutionäre Züge 
tragen und die Kontinuität des Hergebrachten wahren. Die 
neuen Konservativen unserer Tage betrachten auch in die- 
ser Hinsicht Burke als ihren Lehrmeister. Die Begriffe des 
Maßes, des Maßhaltens wie auch die des Vermittelns und 
der Mitte sind wie maßgeschneidert. Jeder konservative 
Politiker nimmt für sich in Anspruch, nach Augenmaß, 
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nach Maß der Dinge zu handeln, ein gegebenes Maß aus- 
zuschöpfen oder an die Gebote des Maßhaltens zu erin- 
nern. Kein Konservativer gibt vor, rechts von der Mitte zu 
stehen, womit er eigentlich meint, daß er sich als Vermitt- 
ler in einer Gesellschaft harmonischen, jedoch unwandel- 
baren Zuschnitts begreift. Ein Pendel verharrt in der Mitte, 
in einer stabilen Lage. Die Mitte kennt keine Sprünge, sie 
kennt nur Mäßigung, Kontinuität. Diese Lektion haben 
Franz Josef Strauß wie auch Helmut Kohl gelernt. 


Wieder zu Burke. Seine Ausgangshaltung präsentierte 
sich als demagogisches Glanzstück einer Werteaufrech- 
nung: „Ich muß also meine Freudenbezeigungen über die 
neue Freiheit von Frankreich aussetzen, bis ich unterrichtet 
sein werde, wie diese Freiheit mit der Regierung vereinigt 
worden ist, wie mit Disziplin und Gehorsam der Armeen, 
mit der Erhebung eines sicheren und wohlverteilten 
Staatseinkommens, mit Sittlichkeit und Religion, mit Fe- 
stigkeit und Eigentum, mit Ruhe und Ordnung, mit bürger- 
lichen und gesellschaftlichen Gebräuchen." Burkes „Freu- 
denbezeigungen" blieben natürlich ausgesetzt, denn we- 
der bestand die Bereitschaft, Freude irgendwelcher Art zu 
zeigen, noch der Wille, die Ereignisse objektiv zu reflektie- 
ren. Der Autor legte von vornherein Maßstäbe an die Revo- 
lution, die diese weder erfüllen konnte noch wollte. Den 
Kompromiß mit der Monarchie hatte das Volk verhindert 
und recht nachdrücklich sich die Freiheit genommen, unter 
der alten Regierung nicht mehr länger leben zu wollen. In- 
sofern war die bekundete Neugier, „wie diese Freiheit mit 
der Regierung vereinigt worden ist", eine hohle Phrase. 
Große Revolutionen sind gründlich, und keine hundertfünf- 
zig Jahre später sollte die bürgerliche Empörung die sieg- 
reiche Oktoberrevolution in Rußland mit ähnlichen Wertka- 
tegorien messen. Freiheit, Disziplin und Gehorsam, Sitt- 
lichkeit und Religion, Festigkeit und Eigentum, Ruhe und 
Ordnung usw. sind die unvergänglichen Werte konservati- 
ver Selbstgerechtigkeit. 

Edmund Burke erlebte den feurigen Beginn, nicht das 
Ende einer großen Revolution. Ansonsten wäre ihm nicht 
entgangen, daß die von ihm vehement vorgetragenen ewi- 
gen Werte von der französischen Bourgeoisie in geradezu 
vorbildhafter Art sich zu eigen gemacht wurden. Als die 
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Jahre der Illusionen zerstoben, zeigte sich im Bonapartis- 
mus, daß niemals zuvor eine herrschende Klasse ihre „Frei- 
heit" auf Erwerb und Kapitalmehrung so ernst nahm und 
„Disziplin und Gehorsam der Armeen" zu diesem Behufe 
vorbildlich praktizierte, um eines „sicheren und wohlver- 
teilten Staatseinkommens" durch Kriege sicher zu sein. 
Sittlichkeit und Religion, Festigkeit und Eigentum, Ruhe 
und Ordnung zogen wieder ein, jedoch von einer anderen 
als der feudalen Klasse proklamiert. Noch waren sie aller- 
dings Werte einer aufstrebenden Klasse, bevor sie Jahr- 
zehnte später ewigzeitliche Ansprüche geltend machten, 
als eine neue Klasse, das Proletariat, mit neuen Werten, 
Normen und Rechten die welthistorische Bühne betrat. 

Daß Werte Änderungen unterliegen, ohne ihre Begriffs- 
hülle zu sprengen, zeigte die Kassation des Königs, wie 
Burke richtig erahnte. Freiheit, Disziplin, Gehorsam usw. 
erhielten andere Bedeutungen. Die Handlegung an den ge- 
salbten Vertreter einer „gottgewollten Ordnung" hatte Fol- 
gen, die ganz Europa erbeben ließen. Die Selbstkrönung 
Napoleons, eines vormals namenlosen Korsen, war die In- 
thronisation der Bourgeoisie, die auf allerhöchste Legiti- 
mierung pfiff. Sie hatte gezeigt, daß man den Staat neu 
schaffen, ja selbst Fürsten von eigenen Gnaden einsetzen 
kann wie auch neue Werte und Normen des gesellschaftli- 
chen Zusammenlebens. 


Das romantische Nähkästchen 


Es lohnt sich, wenn auch nur flüchtig, in Burkes romanti- 
schem Nähkästchen, gefüllt mit Plunder, herumzustochern. 
Wir entdecken Dinge, mit denen die Konservativen, besser 
die neuen Konservativen, noch heute ihre Wämschen 
schmücken. 

Welchen weiteren gottgewollten, ewigen Wert sah 
Burke durch die Revolution gefährdet? Beispielsweise die 
ererbten Privilegien. Diese zu entthronen war noch das ein- 
fachste Geschäft in Frankreich. Der erste Artikel in der „Er- 
klärung der Rechte des Menschen und des Bürgers" vom 
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August 1789 tat schon das Seine. „Frei und gleich an Rech- 
ten werden die Menschen geboren und bleiben es." Die 
Bauern nahmen es wörtlich und griffen sich ihre Rechte, 
den von ihnen bebauten Boden auch ihr eigen zu nennen. 
Die Adelsprivilegien zerstoben mit den verlorenen Pfrün- 
den. 

Doch Burkes Irritationen waren tiefgehender. Die Präam- 
bel in der Menschenrechtserklärung weist darauf hin, daß 
die „angestammten, unveränderlichen und heiligen Rechte 
des Menschen" durch die Vernunft der Vergessenheit ent- 
rissen sind und nun jedem vor Augen stehen, damit er sie 
wisse und nie vergesse. Freiheit und Gleichheit als ewige, 
natürliche Menschenrechte? Und die Vernunft ihr Wieder- 
entdecker? Das setzte Burke in Rage. Das System ererbter 
Privilegien war nach seiner Ansicht „der glückliche Lohn 
derer, die im Wege der Natur wandeln, auf welchem Weis- 
heit ohne tiefes Nachdenken und höher als alles Nachden- 
ken liegt". 


Ein zentrales Anliegen des Konservatismus: Es geht um 
das Primat vorgegebener Werte, deren Ergründung 
nicht die Sache der Vernunft sein kann. 


Vernunft ist scharf und kritisch, und sittliche Werte ha- 
ben vor ihrer strengen Richterschranke nichts verloren. 
Wie kann Ewiges und Geheiligtes in die Kompetenz kriti- 
scher Vernunft fallen? An sich tragen Werte weder Schuld 
noch Unschuld und sind somit weder an- noch verklagbar. 
Burke sprach etwas an, was zur Regel konservativen Den- 
kens wurde: Werte sind durch Vernunftsgründe nicht zu er- 
schließen, sie sind irrational. Das Theoriedefizit der Kon- 
servativen hat hierin eine seiner Wurzeln. Burke teilte die 
Angst seiner kompromißbereiten Klasse mit dem Adel, 
daß Aufklärung, Bildung, Wissen gefährliche Ratgeber 
sind. „Wir sind nicht Rousseaus Proselyten (Neubekehrte 
- H. B.); wir sind nicht Voltaires Schüler; Helvetius hat kei- 
nen Eingang bei uns gefunden", frohlockte Burke. Das 
Mißtrauen konservativer Amerikaner gegenüber den „Eier- 
köpfen" hat somit Tradition; der Spaß der Satiriker an der 
molluskenhaften Sprache der Wendepolitiker resultiert 
aus ihrer Unangemessenheit und intelligenzabwehrenden 
Vereinfachung. 
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Greifen wir uns eine andere Kostbarkeit aus dem Näh- 
kästchen. „Unser politisches System steht im richtigen 
Verhältnis und vollkommenen Ebenmaß mit der Ordnung 
der Welt und mit den Gesetzen, die der Existenz einer blei- 
benden Masse, gebildet aus vorübergehenden Teilen, vor- 
geschrieben sind, worin durch die Anordnung einer über- 
schwenglichen Weisheit, die das große geheimnisvolle All 
der Menschengattung ineinanderwebte, das Ganze in je- 
dem Augenblick weder jung noch reif noch alt ist, sondern 
unter den ewig wechselnden Gestalten von Verfall und Un- 
tergang, Erneuerung und Wachstum in einem Zustande un- 
wandelbarer Gleichförmigkeit fortlebtt und dahintreibt." 
Teilen wir den Brei in mundgerechte Portionen, denn hier 
tut sich ein Seelengeheimnis des Konservatismus kund. 


Es gehört zum Selbstverständnis bürgerlicher Ideologie 
schlechthin, ihr politisches System im „vollkommenen 
Ebenmaß mit der Ordnung der Welt" zu sehen. Es ist ge- 
radezu ein lebenspendender Nabel des Konservatismus, 
will er den Anspruch verteidigen, als Sachwalter ewiger 
Werte und sittlicher Normen zu gelten. Sichtbare Un- 
vollkommenheiten - wie Arbeitslosigkeit, Kriminalität, 
Rauschgiftsucht usw. - zu leugnen wäre töricht, doch 
sie gehören in ein System menschlicher Unvollkommen- 
heiten, sind sozusagen die Verweigerung höchster 
Werte. 


Die Menschen sind des Paradieses verlustig gegangen, 
weil sie ihrer sündhaften Natur folgten. Mit diesem Makel 
und dem Wissen um den Verlust müssen sie leben. Die 
einzige Bewegungsform der Gesellschaft, die der Konser- 
vatismus anerkennt, ist die Kontinuität, die „unwandelbare 
Gleichförmigkeit". Qualitative Sprünge und Wandlungen, 
die wir gemeinhin als revolutionären Fortschritt bezeich- 
nen, kommen in dieser Welt dank der „überschwenglichen 
Weisheit" nicht vor. Wird gegen diese Weisheit verstoßen, 
wie es sich die Französische Revolution erdreistete, so gilt 
das als Urverbrechen, als Eintritt des Bösen in die Welt. 
Wer denkt da nicht an Reagans Äußerungen über die Welt 
des Bösen? 

Heute bietet der Konservatismus seine fähigsten Theore- 
tiker auf, die den Nachweis zu erbringen haben, daß „Fort- 
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schritt" in den Bereich der Legende gehört. Im Sommer 
1985 war in einer Sonntagsbeilage von Springers „Die 
Welt", die sich sinnigerweise „Geistige Welt" nennt, ein 
Beitrag von Gerd-Klaus Kaltenbrunner, einem westdeut- 
schen Rechtskonservativen, zu lesen. Er argumentiert, daß 
der einzelne, „der geboren wird, aufwächst, altert und 
stirbt", den Fortschritt als persönliche Erfahrung nie erle- 
ben kann. Sein biologisches Dasein ist „nicht fortschritt- 
lich im Sinne einer Höherentwicklung", er erlebt lediglich 
„den Fortschritt" seines körperlichen Verfalls. Dieser Ein- 
wand ist unakzeptabel, denn der Mensch ist das Produkt 
einer Evolution und kann diese als persönliche Erfahrung 
einer Höherentwicklung niemals erleben, er kann sie ledig- 
lich geistig-wissenschaftlich nachvollziehen. Kaltenbrun- 
ner behauptet weiter, daß alle Vervollkommnung der Staa- 
ten, der Wissenschaften, die Aufhebung der Sklaverei, die 
Gleichberechtigung der Frau, und was man sonst als Fort- 
schritt preist, die Menschen nicht ethischer gemacht ha- 
ben, als Christus, Buddha oder Sokrates es waren. Er 
knüpft an eine beliebte Argumentationskette an, die nicht 
so sehr Burke entlehnt ist, als vielmehr Arthur Schopen- 
hauer, einem andersgearteten konservativen Stammvater. 
Im Bild vom „vollkommenen Ebenmaß" ist der Mensch das 
schrecklichste, gemeinste, unwägbarste Wesen, sich 
selbst und der Natur ein Greuel. Nur einige Auserlesene 
haben das Antlitz Gottes in die Welt gebracht. Jede Ziel- 
setzung, fährt Kaltenbrunner fort, und klingt sie noch so 
progressiv, ist trivial, denn an ihrem Ende steht unweiger- 
lich die „Qual der Langeweile", der „Überdruß und Ekel". 
Auch das sind typische konservative „Argumente" ge- 
gen den Fortschritt: Die Erfüllung eines Ziels trägt in sich 
die Verdammnis. Kaltenbrunner vergißt, daß die Zielge- 
bung im Leben des einzelnen erst dann einen Sinn aus- 
macht, wenn sie über die egoistische Befriedigung hinaus- 
geht und gesellschaftliche Dimensionen annimmt. Im 
Grunde urteilt Kaltenbrunner über seine Welt, und in die- 
ser fällt es dem einzelnen tatsächlich schwerer, eine per- 
sönliche Sinngebung im Leben zu entdecken. Zumal sich 
diese Welt mit allen Mitteln - durch Rüstung, geistige Ent- 
leerung und Manipulation, durch Raubbau an Natur und 
Mensch - gegen den gesellschaftlichen Fortschritt 
stemmt. Wer jedoch einen Lebenssinn entdeckt hat, und 
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sei es, daß er Christus zum Leitbild für eine Welt des Frie- 
dens und der Gerechtigkeit erwählt hat und sich zum Han- 
deln aufgerufen fühlt, wird von konservativer Seite des 
„moralischen Relativismus" geziehen. 

Was ist das? Dem „moralischen Relativismus" und der 
„Orientierungskrise" sind diejenigen verfallen, die da mei- 
nen, daß man höchsten menschlichen Werten erst dann 
gerecht wird, wenn man der Rüstung, dem Elend und der 
Ausbeutung entgegentritt. Werte, wie sie die Konservati- 
ven verstehen, sind keine Dinge, die jeder einzelne ergrei- 
fen und für seinen Kampf um eine gerechte Welt „relativie- 
ren" kann. Werte wie Ehre, Freiheit, Treue, Opferbereit- 
schaft, Glauben, Patriotismus usw. sind Kategorien, ewig 
und dem einzelnen nur zugänglich, soweit er sich dem Er- 
halt des Gegebenen verpflichtet fühlt. 

Womit der Bogen wiederum zu Burke geschlagen ist, 
nach dessen Auskunft „die Menschen die Gesetze nicht 
bewirken: sie ratifizieren die Gesetze Gottes, oder aber sie 
entstellen sie". Die Revolution ist demnach eine solche Ge- 
setzesentstellung wie jedes Ansinnen, die Welt nach den 
Vorstellungen der Vernunft und Humanität zu verändern. 
Das hieße ein Vergehen gegen „Traditionen". Folgerichtig 
nennen sich die Burke-Jünger bis zum heutigen Tag ‚„Tradi- 
tionalisten". 


Die neuen Konservativen sind kein Abklatsch des alten 
Konservatismus. Allein schon deshalb nicht, weil die 
selbstgestellten Aufgaben des neuen Konservatismus 
weitaus umfänglicher sind, als sie sich die Konservati- 
ven alter Schule je gegeben haben. Heute geht es um 
eine weltweite soziale Revanche, die nur vorangetrieben 
werden kann, wenn mit allen Mitteln der militärischen 
Bedrohung, der ökonomischen Erpressung und der 
ideologischen Kriegführung die Gegner zurückgeschla- 
gen oder zumindest „eingedämmt" und die „Bündnis- 
partner" vasallenhaft eingebunden werden. 


So jedenfalls sehen es die US-amerikanischen Neokon- 
servativen. Hierfür bedarf es einer manipulierten Öffent- 
lichkeit, in deren Namen man zu handeln vorgibt. Der Anti- 
kommunismus ist zum allübergreifenden Dogma gewor- 
den, das alle „höheren Werte" dementsprechend einfärbt. 
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Burke wandte sich an Gleichgesinnte, das war seine Öf- 
fentlichkeit. Ihm wäre es nie in den Sinn gekommen, sie 
anderswo zu suchen, beispielsweise bei den Bauern, Hand- 
werkern oder Arbeitern. Von diesen erwartete er lediglich, 
daß sie ihre Klassenschranken nicht überstiegen und sich 
in ihr Los fügten. In dieser Hinsicht empfand er wie der 
gleichgesinnte Franzose Joseph-Marie de Maistre, der sich 
selbst einen „Reaktionär" nannte, in Reaktion auf die Fran- 
zösische Revolution. Hinsichtlich der französischen Aufklä- 
rer, die sich an das Volk wandten, schrieb er: „Was denje- 
nigen anbelangt, der spricht oder schreibt, um das Volk 
eines Dogmas zu berauben, so muß er gehängt werden 
wie ein gemeiner Dieb." Und weiter: „Es kommt den Präla- 
ten, den Adligen, den großen Staatsdienern zu, die Bewah- 
rer und Hüter der konservativen Wahrheiten zu sein; die 
Völker zu lehren, was schlecht, was gut ist; was wahr, was 
falsch ist in der moralischen und geistigen Ordnung; die 
anderen haben nicht das Recht, über diese Materie zu rä- 
sonieren." 

Geben die ewigzeitlichen Werte dem All die Ordnung 
und Gesittung, so ist die eigentliche Substanz, um die alles 
kreist: das Eigentum. Der romantische Schmerz um den 
Verlust der ritterlichen Tugenden und der dienstbaren Ge- 
sinnung erwies sich als ein ordinärer Tränenfluß um verlo- 
rene Privilegien. „In Frankreich ist die Regierung nicht in 
den Händen der Eigentümer." Das also ließ Burkes Ver- 
nunft verdunkeln. 

Den feudalen Besitzstand zerschmetterte die Revolu- 
tion, doch schuf sie neue Eigentümer, in deren Wirken je- 
doch Burke das Ende seiner Welt erahnte. Sie waren Profi- 
teure wie auch Schatzmeister der Revolution: die Bankiers. 
Sie übernahmen die Ländereien des Klerus und Adels als 
Faustpfänder für die Sanierung des Staatsetats. Sie taten 
es unromantisch, geschäftsmäßig, profitorientiert. Den 
neuen Konservativen dürfte eigentlich Burkes düstere Ent- 
schlossenheit, für erbliche aristokratische Rechte einzuste- 
hen, keine sonderliche Anteilnahme wert sein. Denn sie 
sind im Grunde die Enkel der Französischen Revolution, 
die Nutznießer des von allen feudalen Banden befreiten 
Kapitals. Dennoch steht ihnen Burke weitaus näher als die 
heroische Epoche des bürgerlichen Aufbruchs, weil auch 
sie eine aggressive Verteidigungsstellung eingenommen 
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haben und als „ordinäre Bourgeois" ihre nackte Selbst- 
sucht in einen Flitterkram aus Grundwerten und Geboten 
kleiden. 

Selbstsucht macht sie erfinderischh wenn es darum 
geht, das Eigentum zu schützen. Sie zeigen ein tiefes Miß- 
trauen gegen die Eigentumslosen und flüchten in eine Bun- 
kermentalität. Der beste Schutz kann nur sein, gab Burke 
preis, wenn das Eigentum sich zu einer großen Masse 
ballt, denn verstreut in vielen Händen hat es „nicht die- 
selbe Kraft und Wirkung,... als wenn (es) auf einen Punkt 
konzentriert ist". „Die Fähigkeit, Widerstand zu leisten, 
wird geschwächt, sobald es zerstreut wird." Ein passabler 
Vorschlag, den die Reichen stets beherzigten und sich 
demzufolge der Staatsmacht nachdrücklich versicherten. 
In dieser Hinsicht kann man Burke keineswegs des Roman- 
tizismus zeihen, wie überhaupt alle Konservativen ihren ro- 
mantischen Augenaufschlag prompt verlieren, sobald es 
nicht mehr um die geheiligten Werte, sondern ums Eigent- 
liche geht, um das Eigentum an Grund und Boden, an Kapi- 
tal und Produktionsmitteln. „Der gemeine Mann muß Ehr- 
furcht vor dem Eigentum haben, woran er keinen Anteil 
hoffen kann. Er muß arbeiten, um zu erlangen, was durch 
Arbeit zu erlangen ist; und wenn er dann, wie es geschieht, 
findet, daß der Erfolg seinen Bemühungen nicht hinrei- 
chend entspricht, so muß man ihn lehren, daß es eine hö- 
here Glückseligkeit gibt, als Güter zu besitzen, und eine hö- 
here Gerechtigkeit als die, welche in den dunklen Labyrin- 
then dieses Lebens zu walten scheint." 

Burkes Ratschlag ist der Weisheit letzter Schluß. Diese 
Lehre zu verbreiten, trat der Konservatismus an: Es gibt 
letztendlich Höheres als das Erdenglück. Sollte die Suche 
nach „sozialer Sicherheit und materiellem Wohlstand" er- 
gebnislos verlaufen, so bleibt einem immer noch die Auf- 
findung einer „Gesellschaft mit menschlichem Gesicht". 
Verbirgt sich auch diese im „dunklen Labyrinth" des Le- 
bens, so kann man allabendlich mit dem sanften Gefühl zu 
Bett gehen, daß eine „höhere Gerechtigkeit" über einem 
wacht. 
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Arthur Schopenhauer, den 
pessimistischen Griesgram, 
sehen viele Zeitgenossen, 
so auch Wilhelm Busch, lie- 
ber von hinten als von vorn. 


Die „Kanaille" und der Pessimismus 


Am 18. September 1848 hocken Herr und Hund zitternd im 
Studierzimmer und harren der kommenden Dinge. Arthur 
Schopenhauer und der Pudel Atma horchen ängstlich auf 
die Schüsse, die diesseits und jenseits einer nahen Barri- 
kade fallen. Frankfurts (am Main) Arbeiter und Handwerker 
wehren die österreichischen Truppen ab, die auf ihren We- 
gen von Ort zu Ort der Konterrevolution den Boden ebnen. 
Da poltert es plötzlich vor der verschlossenen Türe, und 
barsche Männerstimmen verlangen Einlaß. „Ich denke, es 
sei die souveräne Kanaille, verrammle die Tür mit der 
Stange!" schreibt Schopenhauer Monate später an Julius 
Frauenstädt, einen der wenigen „Evangelisten" des zur 
Zeit noch verkannten Philosophen. Als die vom Hausherrn 
ausgeschlossene Magd verkündet, daß einige Österreicher 
vor der Türe stehen, öffnet Schopenhauer allzu bereitwil- 
lig den „werten Freunden". Ein Offizier eilt zum Fenster, 
um zu erkunden, ob man aus dieser Position der „souve- 
ränen Kanaille" bequem in den Rücken feuern könne. Als 
er beschließt, das nächst gelegene Haus sei hierfür 
günstiger, reicht ihm der Philosoph einen „großen doppel- 
ten Operngucker", damit er das Ziel ja nicht verfehle. 
Eine an sich konsequente Haltung, denn die Niederstrek- 
kung der Barrikadenkämpfer ebnete seiner Philosophie 
den Weg. 

Wieso ergriff Schopenhauers abgrundtiefer Pessimis- 
mus das Herz des deutschen Spießers? Wieso erst nach 
1848, denn der Philosoph hatte seine Ausprägung schon 
viel früher erfahren? Jeder hätte vor Jahren schon lesen 
können, wie Schopenhauer zu den Menschen, dem „Krö- 
ten- und Otterngezücht", stand. Doch in Zeiten, da die He- 
gelsche Philosophie die Regentschaft führte und das auf- 
strebende Bürgertum in eine optimistische Fortschritts- 
gläubigkeit versetzte, war ein resignierender Pessimismus 
nicht gefragt. Erst als die Bourgeoisie ihre Revolution her- 
untergewirtschaftet hatte aus Angst vor der Arbeiterklasse 
und die feudale Fuchtel wieder auf ihrem Rücken tanzte, 
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überkam sie ein tiefer Katzenjammer. Nun schlug Scho- 
penhauers Stunde. Der Zeitpunkt war eingetreten, da 
seine Philosophie eine verhängnisvolle Rolle zu spielen be- 
gann, eine Philosophie der äußersten Reaktion. 

Als deftiger Kritiker der Philisterei war Schopenhauer 
selbst das ideale Abbild eines vergnatzten Philisters, den 
die Gleichgültigkeit seiner Umwelt gegenüber seinen 
Ideen verdrießte wie auch die ständige Sorge um das Ge- 
deihen der Bank, die seine Rente in Obhut hatte. Der 
wachsame Argwohn gegen alles, was seiner Gedanken- 
welt oder seinem Leben als Frühpensionär entgegenstand, 
prägte ihn zum ersten rein bürgerlichen Irrationalisten, 
der vielerlei in den Konservatismus einbrachte. 

Auf die Revolution reagierte Schopenhauer von Beginn 
an allergisch. Im Juni 1848 gestand er Frauenstädt: „Gei- 
stig habe ich diese vier Monate schrecklich leiden müssen: 
alles Eigentum, ja der ganze gesetzliche Zustand bedroht!" 
Er hing weder irgendwelchen Illusionen an, noch begriff er 
überhaupt, was eigentlich auf den Straßen vor sich ging. 
Nur das eine verstand er sehr gut: Die „souveräne Ka- 


Beim Ausbruch der Revolution in Deutschland von Schopenhauer bearg- 
wöhnt - die „souveräne Kanaille", die den „gesetzlichen Zustand be- 
droht". 
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naille" gefährdet die Rendite. Das begriffen auch seine gei- 
stesverwandten Zeitgenossen. 

Als das preußische Parlament unter Camphausen zu- 
sammentrat, begann der große Verrat. Der Ministerpräsi- 
dent, zugleich auch Bankier, sprach nicht einmal das Wort 
„Revolution" aus, sondern redete nur von einer „Begeben- 
heit", die nie und nimmer einen neuen Rechtszustand ge- 
schaffen habe. Camphausen legte die altpreußischen 
Landgesetze auf seine Art aus und schmierte dem Königs- 
haus um die Backen, daß er als Retter der „Rechtskontinui- 
tät" zugleich der Monarchie den Thron erhalte. Wie Burke 
vor der plebejischen Neudeutung der „Souveränität" 1789 
zurückschreckte, so scheute auch der „liberale" Camphau- 
sen, eine „Volkssouveränität" anzuerkennen. Seinesglei- 
chen labten sich am zwittrigen Begriff „Souveränität der 
Nation", worunter sie die einträchtige Harmonie von Kö- 
nig, Adel, Beamten, Bürgern und Volk verstanden. Ein 
wahrhaft köstlicher Einstieg der „liberalen" Bourgeoisie in 
die Politik. Der preußische Königshof gab diesem Gefasel 
die einzig deutliche Antwort: einen Tritt in den Hintern, als 
die Zeit hierfür reif war. 

Nicht unähnlich reagieren die Rechtskonservativen in 
der CDU/CSU auch heute: Sie verhöhnen die Liberaldemo- 
kraten, weder Fisch noch Fleisch zu sein, und halten ihnen 
vor, die Wende nicht konsequent mitzutragen. Den Fuß 
zum Tritt hatten sie schon gehoben, doch die Wähler ent- 
schieden anders. 

Der Wandel von der Euphorie zur Schurkerei ging an 
Schopenhauer vollends vorbei. Ihm, dem schon das Peit- 
schenknallen eines Kutschers als todeswürdiges Delikt 
galt, war die Revolution in allen ihren Etappen eine laute, 
unsinnige und ruheraubende Angelegenheit. Er verübelte 
der „Kanaille" das Zittern und Zagen um sein Leben, seine 
Rente und seinen Pudel. Nun erst erfuhren die bürgerli- 
chen Verräter von 1848 aus seinen Schriften, daß sie in der 
elendesten aller Welten leben, und das milderte ihre 
Scham, eigene Ideale verkauft zu haben. Wenn die Welt 
ein Ding ist, das besser nicht wäre, und der Mensch ein 
Wesen, dem es nie vergönnt sein wird, Elend, Not und Nie- 
dertracht hinter sich zu lassen, verlohnt es da, um den Ver- 
lust der bürgerlichen Freiheiten und Rechte zu jammern? 
Mit dem Pessimismus hat Schopenhauer die Philister er- 
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löst; erlöst von der Reue, eine große Chance verpaßt zu ha- 
ben, erlöst von der Pflicht, eine nächste Chance zu nutzen. 


Noch etwas schien wie hausgemacht für die bürgerli- 
chen Biedermänner: Schopenhauer kredenzte keine Illu- 
sionen, keine Ideale, keine Hoffnungen und keine 
Werte. 

Nun lebt aber der Konservatismus von der Werte- 
demagogie. Was also kann ihn veranlaßt haben, einer 
Philosophie zu huldigen, die zudem noch irreligiös ist 
und den Elenden ein Himmelreich verweigert? 


„Die Welt ist meine Vorstellung", beginnt Schopenhauer 
sein Hauptwerk „Die Welt als Wille und Vorstellung" und 
meint damit: Was mir in Raum und Zeit begegnet, ist keine 
Wirklichkeit, sondern nur Vorstellung meines Kopfes. 
Dann sagt er: „Die Welt ist mein Wille." Das Unmittelbare 
aller Dinge und Wesenheiten ist der Wille, „er erscheint in 
jeder blindwirkenden Naturkraft: er erscheint auch im 
überlegten Handeln des Menschen..." Der universelle 
Wille will in die Welt und durch alle Individuen wirken. Es 
ist ein Geraufe um den besten Platz, doch alles Streben 
nach Befriedigung ist sinnlos. Der Wille nämlich ist uner- 
sättlich und akzeptiert keinen Zustand der Vollendung und 
Befriedigung. So befällt den Menschen eine „furchtbare 
Leere und Langeweile". 

Somit ist es nur ein Schritt zum neuen Konservatismus. 
Auch Gerd-Klaus Kaltenbrunner hält jede Zielsetzung für 
visionär, weil an ihrem Ende nur die „Qual der Langeweile" 
und der „Überdruß und Ekel" stehen werden. Doch Scho- 
penhauer hat weitaus mehr zu bieten. So weiß er über die 
„Arbeit des Proletariers" zu berichten, daß sie zur „steten 
Quelle des Genusses" wird, weil der unablässige Wechsel 
von Arbeit und ‚ihrer Erledigung" Befriedigung verschafft 
und viel häufiger eine „Heiterkeit auf den Gesichtern der 
Armen als der Reichen" zaubert. Ihnen droht weitaus weni- 
ger die „Qual der Langeweile", da ihr Ziel im Tätigsein und 
nicht in unsinnigen gesellschaftlichen Träumen liegt. 
Glücklich sind die Armen, denn sie tragen nicht an den Be- 
schwernissen der Reichen. 

Ein Griff ins romantische Nähkästchen, und schon halten 
wir Edmund Burkes Meinung zu diesem Thema fest: 
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„Fließt nicht der Schweiß des Maurers und des Zimmer- 
manns ebenso angenehm und ebenso heilsam, wenn er 
der Religion einen majestätischen Tempel erbaut, als wenn 
er dem Luxus seine Sommerhäuschen, der Schwelgerei 
ihre schmutzigen Schlupfwinkel bereitet?..." Ein famoser 
Satz, weil hier dem Arbeiter die gesellschaftliche Stellung 
zugewiesen wird, in der es ihm einerlei sein muß, ob er der 
Majestät oder der Sünde ihre Domizile errichtet. Der Herr 
ist in jedem Fall der Herr, ob er nun zeitweilig dem Tempel 
oder dem Bordell den Vorzug gibt; auszuführen hat der Ar- 
beiter beide Örtlichkeiten in größter Demut, um dem Herrn 
die Qualen der Langeweile in traulichen Gemächern zu er- 
leichtern. 

Diese Menschen, die so angenehm wie heilsam ihren 
Schweiß vergießen und häufiger der Heiterkeit sich hinge- 
ben, müssen nach Gesetz und Ordnung leben. Leitete 
Burke diese Unterordnung aus dem heiligen Prinzip einer 
gottgewollten Hierarchie her, in der Oben und Unten, 
Reich und Arm, Genuß und Arbeit säuberlich getrennt 
sind, kam Schopenhauer zu einer anderslautenden, jedoch 
keineswegs gegensätzlichen Ansicht: „Weil nämlich die 
große Mehrzahl der Menschen höchst egoistisch, unge- 
recht, rücksichtslos, lügenhaft, mitunter sogar boshaft und 
dabei mit dürftiger Intelligenz ausgestattet ist, so erwächst 
hieraus die Notwendigkeit einer in einem Menschen kon- 
zentrierten, selbst über dem Gesetz und dem Recht ste- 
henden, völlig unverantwortlichen Gewalt, vor der sich al- 
les beugt und die betrachtet wird als ein Wesen höherer 
Art, ein Herrscher von Gottes Gnaden." 

Burkes Romantizismus ist bei Schopenhauer vollends 
verschwunden. Was dem einen als die beseligenden Ge- 
bote Gottes galten, ist dem anderen ein Gesetz der Not- 
wendigkeit, um die vielen auseinanderdriftenden „Willen" 
unter ein strenges Regime zu bringen, das heißt unter 
einen Willen. Im Grunde ergänzen sich beide. In dieser Ri- 
gorosität wäre Schopenhauer von den Reaktionären seiner 
Zeit nicht vereinnahmt worden, wenn er ihrem auf Macht 
und Erfolg drängenden „Willen" nicht einen Tummelplatz 
zugewiesen hätte. Schopenhauer tat es, allein schon um 
sich selbst den Freiraum neben dem „Wesen höherer Art" 
einzurichten. Der „Wille" kann ein Individuum blind umher- 
treiben, allen Leidenschaften und Widerwärtigkeiten aus- 
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setzen; er kann sich aber auch, und das selten genug, 
durch die Intelligenz ein Licht entzünden, das dem so Er- 
leuchteten den Weg erhellt. Nicht daß der Wille ihn losge- 
lassen hat, doch der Erwählte lebt im Wissen von der Un- 
zulänglichkeit des Seins. Und das wiederum kann ihm so- 
gar Genuß bereiten, wenn er sich seines egoistischen Wil- 
lens bewußt ist und diesen kultiviert. 

Der Egoismus spielt in jeder bürgerlichen Ideologie eine 
Rolle, weil sie das Privateigentum zum wesentlichen und 
natürlichen Moment des Menschen macht. Solange das 
Bürgertum als revolutionäre Klasse gegen den Feudalis- 
mus stritt, erschien dieser Egoismus in einer engen Ver- 
knüpfung mit den Zielen einer geeinten kämpfenden 
Klasse. Der Kampf nahm ihm die Schärfe; erst als der Sieg 
davongetragen war, trat der Egoismus in seiner ganzen 
Schäbigkeit zutage: als die Selbstsucht der Privatperson, 
als die Triebkraft der kapitalistischen Bereicherung. So war 
es in England und in Frankreich. 

Bei Schopenhauer stellte sich der Egoismus noch nack- 
ter und brutaler dar. Er hatte weder eine kämpfende noch 
eine siegreiche Klasse abzubilden, sondern die miese Ei- 
gensucht von Verlierern. Schopenhauer nennt den Egois- 
mus zwar ordinär, doch als eine unabänderliche Eigen- 
schaft des Menschen. Schopenhauer befreite den Spie- 
Ber, Besitzgier, Flabsucht und Geiz zu bemänteln; er durfte 
seine Fiesheit offen tragen. Eine äußerst handhabbare Phi- 
losophie. Dieses Erbe verwaltet der neue Konservatismus. 
Den Egoismus jedoch kleidet er bis zur Unkenntlichkeit in 
vielfältige Wertekategorien, um ihm das Bild des Häßli- 
chen zu nehmen. 

Doch Schopenhauer hat seine Schuldigkeit noch nicht 
getan. Die Feigheit des Bürgertums hatte ihre Entspre- 
chung in der Angst, die Geschichte könnte gnadenlos über 
es hinwegschreiten. Auch hier gab Schopenhauer beruhi- 
gende Hilfestellung: „Während die Geschichte uns lehrt, 
daß zu jeder Zeit etwas anderes gewesen, ist die Philoso- 
phie bemüht, uns zu der Einsicht zu verhelfen, daß zu allen 
Zeiten ganz dasselbe war, ist und sein wird..." Sehr heil- 
sam zu erfahren, daß die Geschichte überhaupt nicht 
schreitet, sondern nur ein ewiges Einerlei hervorbringt, wo- 
mit der Bourgeois sich eins weiß mit der Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft. Wiederum ist die Übereinstim- 
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mung mit Burke verblüffend, bei dem die „wechselnden 
Gestalten" nur innerhalb der „unwandelbaren Gleichför- 
migkeit" daherkommen und wieder gehen. Zwei von ihrem 
Herkommen und ihrer Denkungsart so unterschiedliche 
Männer gelangten zum gleichen Schluß: Eine Entwicklung 
zum Fortschritt, eine prozeßhafte Veränderung zum Höhe- 
ren kann es nicht geben. Und Kaltenbrunner ist ihr Schü- 
ler. Beiden, Burke und Schopenhauer, war gemeinsam: eli- 
tärer Antidemokratismus und die Leugnung_ historischer 
Gesetze sowie die Hintansetzung der Vernunft, die ent- 
weder vor den „göttlichen Gesetzen" oder vor dem „Wil- 
len" kapituliert. Pessimismus, Verachtung der „Kanaille", 
ein bis zum Irrwitz getriebener Irrationalismus, Heiligspre- 
chung des Egoismus, der „bereit ist, die Welt zu vernich- 
ten, um nur sein eigenes Selbst... etwas länger zu erhal- 
ten" - Schopenhauer hat den Konservatismus bereichert 
mit der Philosophie von der Sinnlosigkeit des Erdenda- 
seins und der Hoffnungslosigkeit seiner Änderung. 


Alle andren Völker haben die 
Grundlage zu bürgerlicher Freiheit 
in reineren Sitten und in einem 
strengeren und männlicheren Mo- 
ralsystem gesucht. 


Edmund Burke 


Grelle Scheinwerfer reißen den Sockel aus der Dunkelheit, 
dann gleiten die Lichtbündel höher und höher - schließlich 
erstrahlt die steinerne Dame in ihrer Pracht: Lady Liberty. 
„America the beautiful" hallt wie ein Dankgebet über 
den Hafen von New York. 

Anfang Juli 1986 feierte Amerika das Symbol der Frei- 
heit. Das Land hat seine Lady wieder, nachdem sie drei 
Jahre von sachkundigen Händen auf Glanz gebracht 
wurde. Die restaurierte Freiheit schien dem auserlesenen 
Publikum wert und teuer zu sein, denn 5.000 Dollar kostete 
das Vorrecht, neben Ronald Reagan zu stehen. So war 
man der Freiheit nahe. Je geringer die entbotene Summe, 
desto ferner stand man dem gefeierten Symbol. Die ver- 
jüngte Lady konnte nichts dafür, denn wie alle Sinnbilder 
trägt sie stoisch an der Bürde, die Vergangenheit für die 
Gegenwart bewahrt zu haben. Und schon dazumal hat die 
Freiheit den Wohlhabenden mehr Licht geschenkt als den 
Mittellosen. 

Seit mehr als hundert Jahren ziert die Freiheitsstatue, 
ein Geschenk Frankreichs, den Hafen von New York. Als 
Empfangsdame für die Ankömmlinge, die, alles hinter sich 
lassend, dem Neubeginn hoffnungsvoll entgegensahen. 
Das Denkmal stand noch nicht, als im Oktober 1853 der 
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14. Juli 1986: pompöse Jahrhundertfeier für die verjüngte Lady Liberty im 
Hafen von New York 


Amerikanische Arbeiterbund in einer „Prinzipienerklärung" 
feststellte: „Amerika ist frei vom fürstlichen Joche, hat 
keine auf Geburtsvorrechte begründeten Stände; das ver- 
hindert aber nicht, daß der Besitzlose, derjenige, der 
nichts als seine Arbeitskraft einzusetzen hat, hier wie jen- 
seits des Ozeans unterdrückt und ausgebeutet wird. Der 
Unterschied ist nur, daß es dort von monarchischen, hier 
von republikanischen Bourgeois geschieht." Der Arbeiter- 
bund hatte recht, doch ebenjener kleine Unterschied war 
bedeutsam. Absolutistische Ausbeutung beließ den Men- 
schen nicht einen Hoffnungsschimmer, je den ihnen zuge- 
wiesenen gesellschaftlichen Platz zu verlassen; der „ameri- 
kanische Traum" jedoch verhieß, daß mit Glück und Fleiß 
die Pforten zur Freiheit eher zu durchschreiten waren. Der 
Schlüssel zu diesen Pforten hieß Eigentumserwerb. Die 
Flucht aus der feudalen Unfreiheit in die mögliche Freiheit 
war somit eine Flucht aus den Ländern der Unmöglichkeit 
in das Land der „unbegrenzten Möglichkeit". So jedenfalls 
schien es. 


In den ungestümen Zeiten der Revolutionen drang die 
Freiheit als natürliches Menschenrecht in die Verfas- 
sung ein und hat wie kaum eine andere Wertvorstellung 
die Menschen bewegt und ergriffen. 


In der „Unabhängigkeitserklärung" der USA vom 4. Juli 
1776 heißt es: „Wir halten es für selbstverständliche Wahr- 
heiten, daß alle Menschen gleich geschaffen sind, daß sie 
von ihrem Schöpfer mit bestimmten unveräußerlichen 
Rechten ausgestattet sind, zu denen das Leben, die Frei- 
heit und das Streben nach Glück gehören." Nicht unab- 
sichtlich änderte einer der Gründerväter der USA, Thomas 
Jefferson, die Formulierung des britischen Aufklärungsphi- 
losophen Locke „Leben, Freiheit und Eigentum" in „Leben, 
Freiheit und Streben nach Glück". In vielen Äußerungen 
ließen die Gründer der Republik keinen Zweifel daran, daß 
mit der Größe des Eigentums auch das Glücksgefühl 
wächst. Eigentum und Streben nach Glück waren für sie 
Synonyme; die zweite Formulierung jedoch war dynami- 
scher, weil sie allen gerecht wurde, die an amerikani- 
schen Gestaden ihr Glück suchten. 

Als die Freiheit ihren Sockel erhielt, wurde sie gleichsam 
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in Stein und Erz gefesselt. Schon zuvor fand die Freiheit 
auf dem berühmten Gemälde von Delacroix, die das Volk 
anführt, nicht mehr die ungeteilte Bewunderung der Bour- 
geoisie. Vielen galt sie als Willkür, Verbrechen, Untergra- 
bung von Recht und Ordnung. Die Geste Frankreichs, den 
USA ein Abbild der Freiheit zu schenken, erfolgte schließ- 
lich zu einer Zeit, da das Geberland die heroischen Illusio- 
nen der Französischen Revolution längst begraben hatte. 
Als die Freiheit in der Pariser Junirevolution 1848 an der 
Seite der Arbeiter stand, wurde sie im Namen des bürgerli- 
chen Parlaments massakriert. Im Grunde hätte nun dieses 
Symbol an der Börse seinen Platz einnehmen müssen, 
denn hier hätte es für das gestanden, wofür die Bourgeoi- 
sie die Wagnisse einer Revolution und die Niedertracht ei- 
ner Konterrevolution auf sich genommen hat: für die Frei- 
heit des Eigentums. 

Das bürgerliche Wüten von 1848 war ein Kinderspiel ge- 
gen das von 1871. Für die Freiheit des Eigentums und des- 
sen Verteidigung bot das französische Bürgertum der Welt 
ein einzigartiges Schauspiel: es verbündete sich mit dem 
kriegführenden Gegner, den Preußen, gegen die Pariser 
Kommune. In geradezu eindrucksvoller Weise bewiesen 
zwei verfeindete Rivalen, daß über allen separaten nationa- 
len Interessen die Zerschlagung eines gemeinsamen Fein- 
des, der Arbeiterbewegung, als vordringlich angesehen 
wurde. Nationale Belange traten zurück, als es darum ging, 
die erste Republik der Werktätigen im Blut zu ertränken. 
Als die Kommunarden wehrlos an den Mauern standen, da 
zeigten die Bürger ihren Mut, für Recht und Ordnung, für 
Freiheit und Eigentum und andere verteidigungswürdige 
Werte auf die Straße zu gehen. Im Schutze der Armee tob- 
ten sich die Noblen und ihre Kokotten, die Biedermänner 
und Lumpenproletarier aus. Das Gemetzel war furchtbar, 
und es war deshalb so furchtbar, weil erstmals in der Welt- 
geschichte eine Arbeiterregierung unter Beweis stellte, 
daß Humanität, Demokratie und Freiheit mehr sind als ein 
sonntägliches Palaver. Die Republik, die auf diesem Sieg 
ihren Aufschwung nahm, offerierte den USA ihr großzügi- 
ges Geschenk: die Freiheitsstatue. 

In welchem Zustand befanden sich die Vereinigten Staa- 
ten, als sie diese Gabe sinn- und augenfällig dorthin setz- 
ten, von wo aus sie die Einreisenden als Künderin der Frei- 
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heit grüßte? „Die amerikanische Regierungsform ist die 
schönste Hoffnung der Welt", sagte um 1801 Thomas Jef- 
ferson, einer der Gründer der USA. Nur hatte diese Regie- 
rungsform einen Geburtsmakel: die Sklaverei. Für ein 
Sechstel der Bevölkerung schieden „Freiheit und Streben 
nach Glück" somit von vornherein aus. Das war schon 
schlimm genug. Auf die tiefgreifenden sozialen und psy- 
chologischen Folgen der Sklaverei wies der amerikanische 
Freiheitsdichter Walt Whitman 1847 hin: „Unter dem Ein- 
fluß der Sklaverei wird auch die Arbeit auf das Niveau der 
Sklaverei herabgewürdigt, und das ist, bei Gott, tief ge- 
nug." Whitman erfaßte sehr klarsichtig, wohin die gesell- 
schaftliche Herabwürdigung der Arbeit führen mußte. Die 
einzige werteschaffende Tätigkeit, die Arbeit, wurde ent- 
ehrt und als Fluch empfunden. Vielen schien die Glücksu- 
che nur noch mit Mitteln gerechtfertigt, die auf Ausbeu- 
tung anderer beruhten. Das Aufkommen solcher Männer 
wie des Ölmagnaten Rockefeller, des Bankiers Morgan, 
des Eisenbahnkönigs Vanderbilt war hervorragender Beleg 
dafür, daß die Glücksfindung durch Geschicklichkeit, Geiz, 
Betrug, Unterschlagungen, Halsabschneiderei, Wucher 
und vor allem durch Ausbeutung derjenigen zu erreichen 
war, die außer über ihre Arbeitskraft über keine bürgerli- 
chen Talente zur Reichtumsmehrung verfügten. Die Ge- 
schichten über den Bienenfleiß der namhaften Empor- 
kömmlinge sind Sagen, die jedoch wie alle Märchen dieser 
Art ihre Aussagekraft darin haben, daß sie zum Nutzen und 
Frommen denjenigen überliefert werden, die da glauben 
sollen, große „Pioniertaten" zahlen sich stets aus. Das ist 
eine besondere, amerikanische Wertüberlieferung, für den 
neuen Konservatismus unverzichtbar. 

Der „amerikanische Traum" schloß noch etwas anderes 
ein: den Willen, sich Glück und Freiheit auch auf Kosten 
derer zu erringen, die dem Siegeszug im Wege standen. 
Der Marsch gen Westen, die Ausrottung der Urbevölke- 
rung und die Eroberung mexikanischer Gebiete galten als 
unverbriefte Freiheitsrechte. Nie zuvor ist die bürgerliche 
Proklamation auf Eigentum derart aggressiv mit der Frei- 
heit des Individuums verknüpft und vorangetrieben wor- 
den. Dem Gesetz des „Pioniers" standen keine Gesetze 
entgegen, die, wie in Europa, von einer herrschenden 
Grundbesitzerklasse verteidigt wurden. Der Kapitalismus 
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eroberte fast ohne Gegenwehr einen Kontinent und ver- 
meinte, in „Gottes eigenem Land" eine Mission erfüllt zu 
haben. Der Mythos vom siegreichen Streiter um Recht und 
Freiheit und der Glaube an eine missionarische Berufung 
prägten das Land und die Menschen auf eine Weise, die 
für den Rest der Welt immer mehr an Bedeutung gewann. 
Vorerst spürten die unmittelbaren Nachbarn den Drang 
des jungen Landes, auch über sie die Segnungen der Zivili- 
sation und Freiheit auszuschütten. Die Füllhörner spien Ka- 
nonenkugeln. Im fernen Europa gewahrte man nicht ohne 
Schadenfreude, daß ein Land sich aufmachte, Handels- 
und Rohstoffmarkte sowie Investitionsmöglichkeiten zu er- 
obern, und diese Interventionen mit ähnlichen, wenn nicht 
gleichlautenden Wertverkündungen drapierte. Das Lied 
„Vorwärts, christliche Soldaten" war eine amerikanische 
Zugabe wie auch die offenherzige, ja atemberaubende Ver- 
quickung imperialistischer Ziele mit Botschaften von Frei- 
heit und Demokratie. 

Die Freiheitsstatue stand schon über ein Jahrzehnt, als 
der 25. USA-Präsident, McKinley, eröffnete, daß ihm Gott 
den Weg gewiesen habe, Kuba, Puerto Rico, Guam und 
die Philippinen zu erobern. Das war im April 1898. Der er- 
ste imperialistische Krieg brach los, und der militante kon- 
servative Senator Albert J. Beveridge lieferte die Begrün- 
dung: „Die amerikanischen Fabriken produzieren mehr, als 
das amerikanische Volk verbrauchen kann. Der amerikani- 
sche Boden produziert mehr, als es verzehren kann. Die 
Vorsehung hat uns unsere Politik vorgeschrieben; der Han- 
del der Welt muß und wird unser sein. Und wir werden ihn 
an uns bringen, wie unsere Mutter, England, es uns gelehrt 
hat. Wir werden in der ganzen Welt Handelsniederlassun- 
gen als Verteilerzentren für amerikanische Erzeugnisse ein- 
richten. Wir werden den Ozean mit unserer Handelsflotte 
überziehen. Wir werden eine Kriegsmarine aufbauen, die 
unserer Größe entspricht. Große Kolonien, die sich selbst 
verwalten, unsere Fahne führen und mit uns Handel trei- 
ben, werden aus unseren Handelsniederlassungen erwach- 
sen. Auf den Flügeln unserer Wirtschaft wird unsere Le- 
bensweise unserm Handel folgen. Und amerikanisches Ge- 
setz, amerikanische Ordnung, amerikanische Zivilisation 
und die amerikanische Flagge werden sich an Küsten ent- 
falten, die, solange von Verdammnis und Dunkelheit um- 
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fangen, hinfort durch diese Werkzeuge Gottes schön und 
hell sein werden." Eine geradezu klassische Darbietung 
des angekündigten Weltmachtstrebens. Allein schon die 
Erwähnung der Kolonialmacht England, deren Fesseln das 
junge Amerika in einer bewunderungswürdigen Revolution 
abgestreift hatte, war symptomatisch. Das konservative 
Amerika war bereit, „Lehren" anzunehmen. 

Auch in diesen Jahren fanden sich Kritiker, die wie einst 
Whitman den Weg ihres Landes als verhängnisvoll be- 
zeichneten. Einer von ihnen hieß Mark Twain. In Anspie- 
lung auf die Verkündung, den Verdammten in der Finster- 
nis Licht zu bringen, schrieb Mark Twain „An den, der da 
sitzt in der Finsternis". „Jener, der da sitzt in der Finsternis, 
wird bestimmt sagen: ‚Etwas ist daran sonderbar - sonder- 
bar und unerklärlich. Es muß zwei Amerikaner geben; ei- 
nen, der den Gefangenen befreit, und einen, der dem ehe- 
maligen Gefangenen die neugewonnene Freiheit wieder 
abnimmt, ohne Begründung einen Streit mit ihm vom Zaun 
bricht und ihn dann umbringt, um sein Land an sich zu rei- 
Ben.' Tatsache ist, daß jener, der da sitzt in der Finsternis, 
solche Dinge wirklich sagt, und um des Geschäftes willen 
müssen wir ihn dazu bekommen, daß er den philippini- 
schen Fall anders und vernünftiger betrachtet. Wir müssen 
ihm helfen, sich eine Meinung zu bilden." Twain sprach 
von der Eroberung der Philippinen, die, als Hilfe für die Phi- 
lippinos gegen die spanische Kolonialmacht getarnt, in ei- 
ner blutigen Kolonialisierung endete. Als beste und endgül- 
tige Form, die Sache zu bereinigen, schlug Twain vor: „Wir 
müssen ihn (Jenen, der da sitzt in der Finsternis - H. B.) 
wieder zu sich bringen, ihm schmeicheln und schöntun 
und ihm versichern, die Wege der Vorsehung seien wun- 
derbar, und es komme uns nicht zu, an ihnen herumzumä- 
keln; und um ihm zu beweisen, daß wir nur Nachahmer 
(Twain spielte auf den grausamen Kolonialkrieg Englands 
in Südafrika an - H. B.), nicht Urheber sind, müssen wir ihm 
dann folgenden Abschnitt aus dem Brief eines jungen 
amerikanischen Soldaten auf den Philippinen an seine 
Mutter vorlesen, erschienen in ‚Public Opinion', Decorah, 
Iowa, der den Abschluß einer siegreichen Schlacht schil- 
dert: ‚WIR LIESSEN KEINEN EINZIGEN AM LEBEN, WENN 
EINER VERWUNDET WAR, STIESSEN WIR IHM DAS BA- 
JONETT DURCH DEN LEIB.'"" Es war ein Sarkasmus voller 
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Empörung über den moralischen Niedergang eines impe- 
rialistischen Staates, der am Beginn viele Hoffnungen 
weckte und dem nun alle Deklarationen über Freiheit und 
Demokratie im Halse steckenbleiben sollten. 

Die USA vollzogen nun das, was andere kapitalistische 
und feudalkapitalistische Staaten in Europa längst prakti- 
zierten. Das Recht auf Krieg, ius ad bellum, wurde zum 
Wesenszug „nationaler Selbstverwirklichung". Die Bour- 
geoisie begriff stets nur ihre Nation als erwählt für die Frei- 
heiten bürgerlichen Zuschnitts. Dieses Merkmal trat sehr 
früh auf, wenn auch nicht immer kriegerisch, so doch als 
Mißachtung der Freiheitswünsche anderer Nationen. Das 
deutsche Bürgertum von 1848 hat sich nicht nur durch Ver- 
rat und Feigheit entwaffnet, sondern auch dadurch, daß es 
den unterdrückten Nationen - Polen, Ungarn, Tschechen - 
jedes Recht auf nationale Einheit und Freiheit absprach. 
Die abstrusen Debatten in der Frankfurter Nationalver- 
sammlung über Möglichkeiten oder Unmöglichkeiten, an- 
deren Völkern souveräne Freiheitsrechte zu gewähren oder 
nicht, liefen zu einer Zeit, da es dem bürgerlichen Parla- 
ment selbst an den Kragen ging. Der deutsche Bürger er- 
fuhr, daß höheren Orts seine Freiheit ebenso wenig geach- 
tet wurde, wie er die Freiheit anderer achtete. Ihn traf so- 
mit das „Recht", das er anderen zugedacht hatte. 

Doch in jenen wie auch in den folgenden Jahren erhielt 
die Freiheit den Schutz, den ihr diejenigen, die sie stets im 
Munde führten, nie gewährten. Dieser tätige Beistand kam 
von den Arbeitern, die sich bewußtmachten, daß ihre Frei- 
heit auch nur die Freiheit derjenigen sein kann, die, wie 
auch sie, von der Hände Arbeit leben. Vom ersten Tage der 
organisierten Arbeiterbewegung an hatte der Freiheitsge- 
danke an Würde gewonnen, denn erstmals erhielt er den 
umfassenden Bedeutungsinhalt, den ihm die Bourgeoisie 
nie gegeben hat. Es wurde erkannt, daß die Freiheit zur un- 
abdingbaren Voraussetzung den notwendigen Zusammen- 
schluß der internationalen Arbeiterbewegung haben muß. 
„Wenn die Befreiung der Arbeiterklasse die brüderliche 
Vereinigung und Mitwirkung der Arbeiterklasse voraus- 
setzt, wie kann sie diese große Mission erfüllen, solange 
eine auswärtige Politik, verbrecherische Pläne verfolgend, 
nationale Vorurteile gegeneinander aufhetzt und in räuberi- 
schen Kriegen Blut und Vermögen des Volks vergeudet?" 
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So hieß es 1864 in der Inauguraladresse der Internationa- 
len Arbeiterassoziation, kurz Internationale genannt. 

Nie zuvor in der Weltgeschichte haben Zehntausende 
Arbeiter eines kriegführenden Landes an ihre Kameraden 
jenseits der Feuerlinie folgende Adresse gerichtet: „Im Na- 
men der deutschen Demokratie und namentlich der sozial- 
demokratischen Partei erklären wir den gegenwärtigen 
Krieg für einen ausschließlich dynastischen... Mit Freuden 
ergreifen wir die uns von französischen Arbeitern gebo- 
tene Bruderhand... Eingedenk der Losung der Internatio- 
nalen Arbeiterassoziation: ‚Proletarier aller Länder, verei- 
nigt euch!" werden wir nie vergessen, daß die Arbeiter aller 
Länder unsere Freunde und die Despoten aller Länder un- 
sere Feinde sind." Das schrieben die sächsischen Arbeiter, 
als der Deutsch-Französische Krieg Paris erreicht hatte. 
Grundwerte wie Freiheit, Demokratie und Frieden erhielten 
erst jetzt ihre eigentliche Bedeutung. 


Mr. Peters und die Freiheit 


Was aber versteht die bürgerliche Ideologie unter Freiheit? 
Es muß doch ein Quentchen Wahrheit in dem stecken, was 
sie für Freiheit ausgibt? Könnten ansonsten die Konservati- 
ven in Vergangenheit und Gegenwart diesen Begriff derart 
strapazieren, wenn ihm nicht zumindest der Schein von 
Glaubwürdigkeit anhaften würde? 

Mit der Befreiung des Bürgertums aus den feudalen 
Banden wurden auch diejenigen aus Fron und Leibeigen- 
schaft entlassen, die nun über ihre Arbeitskraft „frei" ver- 
fügten. Insofern war der antifeudale Kampf die Sache des 
ganzen Volkes, denn durch ihn hat die Freiheit in der Tat 
ihre erste Barriere genommen. Kapitalist und Arbeiter tra- 
ten sich nun als freie Rechtspersonen gegenüber, als Käu- 
fer und Verkäufer der Ware Arbeitskraft. Mit dieser Proze- 
dur war de facto die „Freiheit" des einen eigentlich schon 
beendet, obwohl er de jure nach wie vor über sein Eigen- 
tum, die Arbeitskraft, verfügte. Er hätte sie jederzeit dem 
Kapitalisten entziehen - und verhungern können. 
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Diese Freiheit ist mit dem Ausspruch „Auch Rockefeiler 
hat die Freiheit, unter Brücken zu schlafen" gut getrof- 
fen, denn die ironische Umkehrung macht das Formelle 
dieser Freiheit deutlich. Das bürgerliche Recht hat die- 
sen Zustand aufgenommen und in dieser Abstraktheit 
zum Menschenrecht erklärt. 


Ein genialer bürgerlicher Philosoph, Georg Wilhelm 
Friedrich Hegel, hat in seinem Studierstübchen über die 
Freiheit meditiert. Ihn hätte jede Begegnung mit realen 
Freiheitssehnsüchten, beispielsweise auf einer Barrikade, 
zu Tode erschreckt, obgleich die Französische Revolution 
den Jüngling tief begeistert und er ihr nie abgeschworen 
hat. Später, als viele meinten, die Tätigkeit des Philoso- 
phen in Preußen habe ihm andere Einsichten verschafft, 
hinterließ er etwas, was die Konservativen entweder nicht 
zur Kenntnis nahmen, schnell zu vergessen suchten oder 
vehement bekämpften. Hegel erkannte, daß Freiheit bei 
weitem mehr ist als private Glücksuche oder Erfüllung indi- 
vidueller Wünsche und subjektiver Vorstellungen. Diese 
von den Aufklärern als Naturrecht propagierte Freiheit 
schließt ein, daß der Freiheitsraum des einen mit dem Frei- 
heitsraum des anderen kollidiert. Die unendlich vielen 
„Freiheiten" beengen und heben sich auf, denn der Erfül- 
lung der einen steht die andere im Wege. Um diesen Wi- 
derstreit im Zaum zu halten, um Willkür und Ausschreitun- 
gen zu vermeiden, muß die Freiheit eines jeden unter die 
Obhut des Staates gestellt werden. Der Staat als idealer, 
überparteilicher, objektiver Schiedsrichter? Das ist im gro- 
ßen und ganzen die bürgerliche Vorstellung vom Staat, 
den die Konservativen gut zu nutzen wissen. Auch Hegel 
hing dieser Illusion vom Staat an, als er seine großen Ideen 
in ein kleinliches Gehäuse zu pressen suchte, weil ihm das 
Wesen des Staates als Werkzeug der jeweils herrschen- 
den Klasse nicht aufging. 

Die bleibenden Gedanken seiner Philosophie jedoch ha- 
ben dieser Vergewaltigung getrotzt. Erstmals hat ein bür- 
gerlicher Denker die Freiheit mit der Notwendigkeit zusam- 
mengeführt, beide Begriffe in ein dialektisches Wider- 
spruchsverhältnis gesetzt. Freiheit ist die Einsicht in die 
Notwendigkeit! Diese sentenzhafte Formel wird zu einer 
bedeutsamen Aussage, wenn man sie in den gesellschaftli- 
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chen Bereich trägt. Die Freiheit des Denkens und Handelns 
ist nur dort gegeben, wo die Notwendigkeit, das heißt ge- 
setzmäßiges Wirken, erkannt ist. „Freiheit des Willens 
heißt daher nichts andres als die Fähigkeit, mit Sachkennt- 
nis entscheiden zu können. Je freier also das Urteil eines 
Menschen in Beziehung auf einen bestimmten Fragepunkt 
ist, mit desto größerer Notwendigkeit wird der Inhalt die- 
ses Urteils bestimmt sein; während die auf Unkenntnis 
beruhende Unsicherheit, die zwischen vielen verschied- 
nen und widersprechenden Entscheidungsmöglichkeiten 
scheinbar willkürlich wählt, eben dadurch ihre Unfreiheit 
beweist, ihr Beherrschtsein von dem Gegenstande, den sie 
gerade beherrschen sollte. Freiheit besteht also in der 
auf Erkenntnis der Naturnotwendigkeiten gegründeten 
Herrschaft über uns selbst und über die äußere Natur; 
sie ist damit notwendig ein Produkt der geschichtlichen 
Entwicklung", schrieb Friedrich Engels in seinem „Anti- 
Dühring". 

Das Unvermögen vieler Menschen in der kapitalistischen 
Welt, ihr eigenes Lebensumfeld zu begreifen und es als 
Folge gesetzmäßigen Wirkens zu erkennen, trägt zu be- 
trächtlichen Verwirrungen bei, was eigentlich ihre Freiheit 
ausmacht. Diese Unbestimmtheit und Ratlosigkeit bieten 
sich als Tummelfeld für konservative Ideologen dar. Bei ei- 
ner Umfrage unter USA-Bürgern, was sie unter dem „ame- 
rikanischen Traum" verstehen, kamen vielfältige Antwor- 
ten zusammen. Fast allen galt die „persönliche Freiheit" als 
das Bestimmende, überwiegend als Traum von Reichtum, 
Macht und Glück. Auch Arbeitslose träumen ihn. Und die 
drei Millionen Obdachlosen, über deren Schicksal die „Fi- 
nancial Times" Ende Januar 1987 schrieb: „Solange sich 
die Obdachlosen nicht zusammenschließen und mit einer 
Stimme sprechen, werden immer mehr Familien und Ein- 
zelpersonen feststellen, daß sie den amerikanischen 
Traum auf den Straßen und Parkbänken ihres Landes träu- 
men müssen." 

Der Jurist Andy Peters, US-Bundesstaat Vermont, ant- 
wortete: „Wir Amerikaner haben wohl selbst im Unterbe- 
wußtsein den Gedanken, daß unser Traum unser ewiges 
Symbol Freiheit ist. Beispielsweise die Freiheit, alles, was 
einem nicht gefällt, zu kritisieren. Aber vor kurzem habe 
ich mich bei dem Gedanken ertappt: Seit mehr als vierzig 
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Jahren kritisiere ich zum Beispiel jene, die ich selbst ins 
Weiße Haus wähle, und gehe manchmal sogar zu Demon- 
strationen. Doch ändert sich nichts durch meine Kritik." 
Mister Peters, ein nicht mehr junger Mann, stellte Gedan- 
ken darüber an, was seine Meinungsfreiheit in den Jahren 
eigentlich bewirkte. Er könnte, wie fast die Hälfte der US- 
Bürger, den Wahlen fernbleiben; er könnte aber auch ge- 
gen die Regierung agitieren, demonstrieren, könnte Peti- 
tionen und Resolutionen verfassen, die Presse in Anspruch 
nehmen, könnte kurzum alle bürgerlichen Freiheiten aus- 
schöpfen. Er würde dabei wahrscheinlich die seltsamsten 
Erfahrungen machen, beispielsweise auch die, daß die von 
ihm angeschriebenen Zeitungen nicht unbedingt seine Vor- 
stellungen von Pressefreiheit teilen, wozu sie ja ein Recht 
haben, und ihn totschweigen. Im Demonstrationszug oder 
bei Agitationen könnte ihm passieren, daß Gegendemon- 
stranten ihr Recht auf freie Meinungsäußerung recht hand- 
greiflich unter Beweis stellen. Kämpfer um rassische 
Gleichberechtigung haben es oft erfahren und mitunter ihr 
Leben eingebüßt. Das eben ist Pluralismus, würde es hei- 
ßen. Mr. Peters könnte nun schlußfolgern: Ich habe nichts 
bewegt, nur mich selbst; ich habe mir zwar Freunde, aber 
auch Gegner geschaffen. War das der Mühen wert? Viel- 
leicht findet er sich mit der Einsicht ab, daß bürgerliche 
Freiheiten zwar mancherlei Annehmlichkeiten bringen, je- 
doch ungeeignet scheinen, Einfluß auf die Innen- und Au- 
Benpolitik, auf die Rüstungs- und Sozialpolitik zu nehmen. 
Oder er fragt sich: Was steckt hinter dem Wesen der bür- 
gerlichen Freiheit? 

Angenommen, er würde hinter ihrer formellen Natur ihre 
eigentliche Herkunft im Recht auf Privateigentum erken- 
nen. Konsequent weitergedacht, hieße das: Diese Freiheit 
kommt vergleichsweise wenigen zugute. Würde die Presse 
mich auch ignorieren, wenn ich beispielsweise Chef eines 
hiesigen Konzerns wäre? Müßten meine politischen Vor- 
stellungen nicht mehr Beachtung finden? Wenn Macht und 
Einfluß aus dem Eigentum an Produktionsmitteln herrüh- 
ren und Ohnmacht aus der Mittellosigkeit und fehlender 
Kraft, dem Mehrheitswillen Ausdruck zu geben, so muß 
ein neuer gesellschaftlicher Boden bereitet werden, auf 
dem Rechte und Freiheiten für alle zum Tragen kommen. 
Mit diesen Gedanken hätte Mister Peters mit einem Fuß 
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den „Boden des geltenden Rechts" verlassen und mit bei- 
den, sollte er beschließen, für eine neue soziale Welt zu 
kämpfen, weil er diesen Schritt für notwendig erachtet, um 
die Freiheitsrechte für die Mehrheit des Volkes zu erobern. 
Er hätte in freier Entscheidung den folgenreichen Weg be- 
schritten, den vor ihm Millionen Menschen als notwendig 
erkannt, die große Opfer gebracht, ja selbst ihr Leben ein- 
gesetzt haben. 

Nun sollte man schleunigst das FBI beruhigen, denn Pe- 
ters ist mit größter Wahrscheinlichkeit diesen Weg nicht 
gegangen. Wie auch viele andere, die gleich ihm in kriti- 
scher Distanz zur Politik ihrer Regierung stehen. Sie müs- 
sen diesen Weg nicht gehen, das erwartet niemand. Es 
wäre zudem absurd, die Änderung der momentanen ge- 
fährlichen US-Außenpolitik aus einer gravierenden gesell- 
schaftlichen Veränderung zu erhoffen. Diejenigen, die eine 
Politik des Friedens und der Abrüstung wünschen, haben 
vielfältige Möglichkeiten, in einer massenhaften Koalition 
der Vernunft zu wirken. Und viele tun es auch. Hierin drük- 
ken sich ebenfalls Einsichten in bestimmte Notwendigkei- 
ten aus. Diesem Kampf stehen auch verbriefte bürgerliche 
Rechte und Freiheiten zur Seite. Und es hat sich gezeigt, 
daß die massenhafte Wahrnehmung dieser Freiheiten, bei- 
spielsweise durch Demonstrationen, die Regierungen in 
den USA und in Westeuropa veranlaßt hat, Abrüstungs- 
schritten zuzustimmen. Darum bringen die extrem konser- 
vativen Kreise diesen verbrieften Freiheitsrechten ein tie- 
fes Mißtrauen entgegen und versuchen, sie zu beschnei- 
den und auszuhöhlen. 


Freiheit und Ungleichheit 


Daß die modernen konservativen Ideologen weit hinter die 
Aussagen von Hegel zurückgefallen sind, ist nicht neu. 
Dessen Dialektik hat sie immer geschreckt, doch die Folge- 
rungen, die sich aus der Verknüpfung von Freiheit und Not- 
wendigkeit ergaben, blieben ihnen nicht verborgen. Soll 
die Freiheit etwa die furchtbare Notwendigkeit hinter sich 
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herschleifen? Wie vereinbart sich Freiheit des Individiuums 
mit der Gesetzmäßigkeit? Die Konservativen argumentie- 
ren: Wenn Hegel und seine Erben, die Marxisten, von der 
Gesetzmäßigkeit in der Geschichte sprechen, so lassen sie 
keinen Raum für die freie Selbstentfaltung des einzelnen. 
Soll sich das Individuum als blinder Vollstrecker einer au- 
Ber ihm wirkenden Gesetzmäßigkeit verstehen? Soll der 
Sinn des Lebens darin liegen, einer unabänderlichen Ent- 
wicklung alle individuellen Gaben, allen Willen und Mut, 
Entscheidungen und das Glück zu opfern? Will sich der 
Mensch in die Fesseln unaufhaltsamer Gesetze schlagen 
lassen, oder will er frei sein? Es bleibt nur die Wahl: entwe- 
der Gesetzmäßigkeit oder Freiheit! Entscheiden wir uns für 
die Freiheit und überlassen alles Gerede über Notwendig- 
keit, Gesetzmäßigkeit und historische Entwicklung den 
Marxisten. 

Diese „Argumente" werden nicht origineller durch mo- 
derne Beifügungen seitens der neuen Konservativen zum 
Thema Freiheit. Die Aufforderung, durch subjektive Wil- 
lensentscheidung darüber zu befinden, ob man sich frei 
fühlt oder nicht, erinnert fatal an die Feststellung, „daß 
nicht sein kann, was nicht sein darf". Gerd-Klaus Kalten- 
brunner versucht zu differenzieren: „Eines sind die ökono- 
misch-gesellschaftlichen Voraussetzungen menschenwür- 
digen Daseins, an die eindringlich erinnert zu haben ein 
dauerndes Verdienst des Marxismus bleibt, ein anderes ist 
das Glück eines sich selbst nicht als bare Leistung, son- 
dern als Geschenk und Wunder erfahrenen Daseins, indem 
wie in jenem mittelalterlichen Spruch aufblitzt, was Sinn 
des Lebens in einer stets rätselhaft bleibenden Welt meint: 
Ich komme, ich weiß nicht woher, ich bin, ich weiß nicht 
wer, ich sterbe, ich weiß nicht wann, mich wunderts, daß 
ich fröhlich bin." Die kleine Verneigung vor dem Marxis- 
mus ist die gängige Reverenz an Marx, dem man ein tiefes 
Wissen um die ökonomische Entwicklung des Kapitalis- 
mus bescheinigt und dem man auch zugute hält, sich Ge- 
danken über ein „menschenwürdiges Dasein" gemacht zu 
haben. Doch dessen Schlußfolgerungen, den Kapitalismus 
durch eine andere Gesellschaftsordnung zu überwinden, 
halten die Konservativen für einen recht unschicklichen 
Eingriff in eine Welt, die dem Menschsein in seiner ganzen 
natürlichen Unzulänglichkeit am besten entspricht. Der 
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einzelne soll dieses Dasein als „Geschenk und Wunder" 
nehmen. 

Das Geheimnis des bürgerlichen Freiheitsbegriffs löst 
sich in der Vorstellung vom freien Individuum auf, das aus 
allen gesellschaftlichen Bedingungen und Bindungen her- 
ausgenommen ist, aus dem Umfeld, das den einzelnen 
konkret als Mitglied einer Klasse, Gruppe, Schicht usw. 
prägt. Der Freiheitsbegriff baut auf der Fiktion der Ent- 
scheidungs- und Willensfreiheit des einzelnen auf, außer- 
halb aller wirkenden objektiven Gesetze. „Keines der soge- 
nannten Menschenrechte geht also über den egoistischen 
Menschen hinaus, über den Menschen, wie er Mitglied der 
bürgerlichen Gesellschaft, nämlich auf sich, auf sein Pri- 
vatinteresse und seine Privatwillkür zurückgezogenes und 
vom Gemeinwesen abgesondertes Individuum ist", schrieb 
Marx in seiner Jugendschrift „Zur Judenfrage". 


Die Gründerväter aller bürgerlichen Republiken hatten 
so unrecht nicht, Freiheit und Privateigentum als Syn- 
onyme für ein und dieselbe Sache zu nehmen. Die 
Größe des Eigentums bestimmt auch den Umfang der 
egoistischen Freiheitsrechte! Somit ist es auch allzu na- 
türlich, daß die Nähe zur Lady Liberty im Hafen von New 
York von der Höhe des entrichteten Eintrittsgeldes ab- 
hing. 


Mitte Juli 1987 sprach der Chef des Bundeskanzleram- 
tes, Wolfgang Schäuble, vor der Evangelischen Akademie 
in Tutzing zum Problem Freiheit. Daß er die unverbrüchli- 
che „Wertegemeinschaft" mit den USA beschwor, war die 
eine Sache. Als viel interessanter dürfte sein Protest einzu- 
ordnen sein, den er gegen seine eigene Kirche, die evange- 
lische, erhob, weil sie in der Thesenreihe „Versöhnung und 
Frieden mit den Völkern der Sowjetunion" den Standpunkt 
vertrat, daß die sozialistische Gesellschaft Freiheit und so- 
ziale Gleichheit in einer engen Korrespondenz sieht. Was 
regte Herrn Schäuble so auf? Die Antwort lüftet ein weite- 
res Geheimnis, das hinter dem bürgerlichen Freiheitsbe- 
griff steckt. Wie vertragen sich Freiheit, Gleichheit und Ge- 
rechtigkeit? 

Das konservative Freiheitskonzept hat seine Schuldig- 
keit noch längst nicht getan. Was liberale Reformisten in 
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gewisser Weise zu tragen bereit sind, um den gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt zu bewahren, merzen die Konservati- 
ven aus. Die Gesellschaft muß vom Ruch befreit werden, 
Träger irgendeiner „sozialen Gerechtigkeit" oder gar „so- 
zialen Gleichheit" zu sein. Wo der Ruf nach sozialer Gleich- 
heit und Gerechtigkeit laut wird, kann die Freiheit ihre Se- 
gel streichen, behaupten sie. 

Im Grunde denken sie konsequent: Wenn Freiheit das 
egoistische Menschenrecht auf Eigentum widerspiegelt, 
so setzt sie die Ungleichheit geradezu voraus. Und soziale 
Gerechtigkeit, die Rainer Barzel bei den Konservativen in 
besten Händen wußte? Sie ist ein „neidgeschwollenes 
Schlagwort", das „blutrünstigste Schlagwort, das ich 
kenne", bekannte der Rechtskonservative E. von Kuehnelt- 
Leddihn 1984 im Organ der bundesdeutschen Konservati- 
ven „Criticon". Dieser Aristokrat hat von allen Rechten in 
diesem Punkt die deutlichste Sprache gefunden. In seinem 
Buch „Gleichheit oder Freiheit?" erkennt er das Streben 
nach sozialer Gleichheit als die böseste Erfindung, die im 
Gefolge der Französischen Revolution in die Welt kam. 
Auch hierin waltet Konsequenz: soweit soziale Gerechtig- 
keit im Kapitalismus annähernd angestrebt wird, heißt das, 
die Umverteilung des Reichtums muß den sozial Benach- 
teiligten zugute kommen; Sozialleistungen jeder Art müs- 
sen von der gesamten Gesellschaft getragen werden. 
Diese letzten Versatzstücke eines „liberalen Wohlfahrts- 
staates" müssen ein für allemal verschwinden, fordern die 
Rechten, denn hier liegen Diebstahl vor und die Mißach- 
tung eines substantiellen Wertes. Diebstahl, weil soziale 
Gerechtigkeit nur eine Umschreibung für den Griff in 
fremde Taschen darstellt; Mißachtung eines sittlichen 
Wertes, weil die staatliche „Fürsorgepflicht" ein unmorali- 
sches Fehlverhalten ist, denn sie nimmt dem einzelnen die 
Motivation und den Antrieb für eine freie Entwicklung des 
Individuums. Der Staat züchtet nur Faulheit und Leistungs- 
unwilligkeit sowie andere üble Eigenschaften, die den ein- 
zelnen lähmen, sich selbst zu verwirklichen. 

Nur der beschreitet den Weg einer freien Persönlich- 
keitsentfaltung, der das grundlegende Recht auf Ungleich- 
heit anerkannt und in sich aufgenommen hat. Aber sind 
nicht in der Tat die Menschen ungleich? Unterscheiden sie 
sich nicht durch vielfältige physische und psychische 
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Merkmale? Durch Talente und Fertigkeiten? Durch die Art, 
wie sie die Umwelt betrachten und auf sie einwirken? 

Ein Konservativer würde beifällig nicken und kundtun, 
daß er ebendiese Ungleichheit für den Reichtum unserer 
Welt hält. Mit einem folgenreichen Trick umgeht er das tat- 
sächliche Problem der sozialen Ungleichheit. Zwei fiktive 
Partner erörtern die Ungleichheit: 

A.: Was unterscheidet den stellungslosen jungen Arbeiter 
Dirk von der stellungslosen jungen Lehrerin Bettina? 

B.: Sie unterscheiden sich durch Geschlecht, Bildung, Nei- 
gungen und Interessen. 

A.: Diese Ungleichheit macht sie zu unverwechselbar ein- 
zelnen. Die Natur hat jeden anders ausgerüstet, und sie ha- 
ben ein Recht auf diese Ungleichheit. So wie sie auch das 
Recht haben, aus diesen ungleichen Positionen heraus ihr 
Sein zu bestimmen, etwas aus sich zu machen, ihr Wesen 
zur Geltung zu bringen. Und zeigt sich dieser Geltungswille 
stark genug, so bleiben die von der Umwelt akzeptierten 
Leistungen auch nicht aus. Beide müssen ihr Schicksal als 
persönliche Verantwortung begreifen. 

Der Gesprächspartner B. ist schlicht und einfach über- 
tölpelt worden, überrannt mit Wortkaskaden, die im übri- 
gen mit einigen kleinen Abweichungen fast wörtliche Wie- 
dergaben der Wendestrategen sind. Wäre beispielsweise 
die Ungleichheit zwischen Bettina und den, sagen wir, 
Sprößlingen des Backhändel-Produzenten Jahn zur Spra- 
che gekommen, hätte man sich dem eigentlichen Problem 
wohl schneller und geradliniger genähert. Die Geschwister 
Jahn als Kunden des Arbeitsamtes oder der Sozialfürsorge 
sind schwer vorstellbar. Doch die eigentliche soziale Un- 
gleichheit hat noch andere Momente. Sie beginnt schon 
bei den ungleichen Bildungschancen, die Arbeiterkindern 
ein Studium erschweren, weil sie die Kosten nicht zu tra- 
gen vermögen. Und haben sie sich ein Studium ertrotzt, so 
ist der Lebensweg noch längst nicht geebnet. Bettina und 
Zehntausende arbeitslose Jungakademiker sind lebende 
Beweise. Söhne und Töchter betuchter Eltern können an 
der Riviera oder sonstwo unter sanftem Sonnenschein Ge- 
danken nachhängen, ob sie die Mühen des Lebens auf sich 
laden oder es ihren Eltern überlassen. Bettina und Dirk ha- 
ben nicht einmal diese Chance. Die Ungleichheit von Ge- 
schlecht, Bildung und Talenten ist drittrangig, und die 
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Frage, was Dirk und Bettina trennt, eine falsche Frage. Die 
beiden sind durch vielerlei eher geeint als getrennt. Doch 
in der Sphäre der universellen menschlichen Ungleichheit, 
in der ein Backhändel-Jahn samt Anhang Menschen wie 
du und ich sind, stellt sich das Millionenheer von Arbeitslo- 
sen anders dar als auf dem realen Boden der tatsächlichen 
sozialen Ungleichheit. Sie haben eben nicht begriffen, daß 
nur die Ungleichheit der Motor in der Arbeitswelt ist, der 
Leistung, Risikobereitschaft, Unternehmungsgeist, indivi- 
duelle Selbstverwirklichung und Eigenverantwortung sti- 
muliert. Hunderttausenden Jugendlichen, die ohne berufli- 
che und weiterbildende Qualifizierung sind, muß dieser 
mobilisierende Effekt ihrer Ungleichheit entgangen sein. 
Das sogenannte Recht auf Ungleichheit besagt im eigentli- 
chen Sinne, daß man das Individuum aus seiner gesell- 
schaftlichen Bezogenheit herauslöst, es nicht nach seiner 
Stellung und Rolle in der Produktion und zum Eigentum an 
den Produktionsmitteln befragt. Den Menschen nur in sei- 
nem anthropologischen Sein zu sehen ist abwegig und ir- 
rational. 


Obgleich sich die Konservativen des Rechts auf Un- 
gleichheit begeistert angenommen haben, ist das keine 
Erfindung ihrer Ideologen. Der neue Konservatismus ist 
ein Produkt der Krise, deren besondere Kennzeichen 
darin bestehen, daß sie durch die Anwendung moderner 
Wissenschaft und Technik verschärft wird. Als Verfech- 
ter besserer Kapitalverwertung nehmen die Konservati- 
ven die negativen sozialen Folgen nicht nur in Kauf, son- 
dern halten sie geradezu für ein reinigendes Bad für die 
Gesellschaft. 


Wie so oft, sind die USA auch auf diesem Gebiet die 
Vorreiter, weil der traditionelle rigorose Individualismus 
ein idealer Nährboden ist, die Unvereinbarkeit von persön- 
licher Freiheit und sozialer Gleichheit zu postulieren. „Wir 
müssen uns damit abfinden, daß wir trotz des Überflusses, 
den uns die kapitalistische Wirtschaft beschert, immer in 
einer Welt armer Menschen leben werden", brachte einer 
der Väter der „Angebotsökonomie", George Gilder, zu Pa- 
pier. Er sprach von der Unausweichlichkeit dieser Entwick- 
lung und setzte noch drauf, daß die „Masse weder produk- 
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tiv noch kreativ sein (kann)", womit er die Verantwortung 
der Elite, der Unternehmer und Bankiers, für das Wohl der 
Gesellschaft betonte. Wie er das meinte, ist hinlänglich be- 
kannt. 

Diese und ähnliche Darlegungen stießen in den USA auf 
geringe Kritik, obgleich hier der vorgebliche Träger der De- 
mokratie, das Volk, auf eine unerträgliche Weise diffamiert 
wird. Was Burke mit einer romantischen Verklärung ver- 
süßte, wird in den USA mit westernhafter Rüpelhaftigkeit 
angegangen. Doch gemeint ist immer das gleiche: Armut 
wie Reichtum sind natürliche Folgen einer natürlichen Un- 
gleichheit. Waren bei Burke die Grenzen der sozialen Un- 
gleichheit unverwischbar, weil Landeigentum und Eigen- 
tumslosigkeit sie naturhaft setzten, so schufen die USA 
ihrerseits eine ganz eigene Form der Verklärung, indem sie 
diese scharfen Grenzen durch den amerikanischen Traum 
von Freiheit und Eigentum scheinbar niederrissen. Wer 
sich diesen Traum nicht erfüllt, ist eben ein Verlierer im 
Wettlauf um Erfolg und Glück, ist ein Versager, dem die 
Gesellschaft nichts schuldet. Diese Dschungelphilosophie 
hat außenstehende Beobachter zutiefst entsetzt, zudem 
sie noch herausfanden, daß viele unter den Ausgegrenzten 
das Schuldgefühl in sich tragen, versagt zu haben. Abge- 
sehen von den Arbeitslosen, Armen und Obdachlosen stel- 
len die Verlierer — Werktätige mit Teil- und Kurzarbeit und 
Gelegenheitsjobs für Niedrigstlöhne - einen nicht unbe- 
trächtlichen Teil des Volkes dar. 33 Millionen Arme werden 
heute in den USA registriert; nach Aussagen des Soziolo- 
gen Michael Harrington müssen jedoch noch 20 Millionen 
hinzugezählt werden, die von den Statistiken nicht erfaßt 
sind. 


Freiheit und Individualisierung 


„Die Chance der Krise nutzen", forderte ein Jahr vor der 
Wende der CDU-Politiker Kurt Biedenkopf und meinte 
nicht nur die Chance, auf den Ruinen des gescheiterten 
Reformismus „neu" aufzubauen. Die grundlegenden Ver- 
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änderungen in der sozialpolitischen Landschaft ließen ihn 
Hoffnungen schöpfen, daß eine konservative Wende nun 
endlich von längerem Bestand sein könnte. Was machte 
ihn so optimistisch? 

Die „fetten Jahre" mit hohem Wirtschaftswachstum und 
dem unausbleiblichen Bedarf an Arbeitskräften schwan- 
den dahin. In diesen Jahren verbesserten die Gewerk- 
schaften in harten Tarifkämpfen den Lebensstandard der 
Arbeiter und ertrotzten beachtliche Sozialleistungen. Die 
Krise Mitte/Ende der siebziger Jahre und ihre Folgen für 
den Arbeitsmarkt zertrümmerten die Illusionen eines gro- 
ßen Teils der Arbeiterschaft, beständige Einfluß- und Mit- 
spracherechte in Staat und Wirtschaft erobert zu haben. 
Für den Staat und die Monopole waren diese Illusionen so 
lange gewinnbringend, wie das keynesianische Wirt- 
schaftsmodell - nach dem Engländer Lord Keynes be- 
nannt - funktionierte. In diesem oblagen dem Staat die Re- 
gulierung des Reproduktionsprozesses, der Investitionen, 
der Kapitalakkumulation und die Umverteilung des Natio- 
naleinkommens. Wie gesagt, das konnte nur so lange gut 
gehen, wie die Monopole einwilligten, dieses System mit- 
zutragen, weil ein Konsens zwischen Kapital und Arbeit ih- 
nen einen ruhigen Wirtschaftsverlauf garantierte. Begriffe, 
die einer Fabelwelt entlehnt schienen, machten die Runde: 
„Sozialpartnerschaft", „konzertiertte Aktion" usw. Die 
Krise, von der Erdöl- und Energiekrise eingeleitet, brachte 
das an sich schon lädierte Gebäude zum Einsturz. Die bür- 
gerlichen Medien hatten sofort die „Scheichs" am Wickel, 
doch die OPEC-Länder weigerten sich, den Schwarzen Pe- 
ter anzunehmen, und machten aufmerksam, daß sie erst- 
mals so gehandelt hätten, wie die kapitalistische Wirt- 
schaft es ihnen vorschrieb: marktorientiert, denn der nied- 
rige Verkaufspreis ihres Rohstoffes stand in keinem Ver- 
hältnis zu den Superprofiten der Ölmultis. Sie legten den 
Parasitismus der imperialistischen „Weltwirtschaft" offen, 
die ihre Kraft aus der Niederhaltung und Ausbeutung der 
Entwicklungsländer hernahm. Diese Auseinandersetzung 
wies auf einen Sachverhalt hin, den gründliche Ökonomen 
und Politiker schon längst mit zunehmender Besorgnis ver- 
folgt hatten. 

Die transnationalen Monopole „(durchstreiften) als inter- 
nationale Marodeure" die Welt auf der Suche nach billigen 
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Rohstoffen, Produktionsmöglichkeiten und Arbeitskräften, 
wie der US-Wissenschaftller B. Nussbaum schrieb. Die 
Multis internationalisierten die Wirtschaft und das Kapital 
auf eine Art und Weise, die nicht nur für die Entwicklungs- 
länder, sondern auch für die kapitalistischen Industrielän- 
der selbst folgenreich wurden. Durch unüberschaubare Ka- 
näle floß das Kapital ab, ganze Industriebereiche folgten 
und ließen sich in „Billiglohnländern" nieder. Die Werktäti- 
gen in den kapitalistischen Industrieländern erfuhren nun, 
daß ihr Schicksal von Faktoren abhing, die weder sie noch 
der Staat zu beeinflussen vermochten. Auf Streiks, die ein- 
zigen Notwehrmaßnahmen der Arbeiter, reagierten die Un- 
ternehmer zunehmend brüsker. „Die Arbeit ist unter gege- 
benen Bedingungen zu teuer", hieß es von ihrer Seite, und 
die „Sozialpartner" fanden sich vor verschlossenen Toren 
wieder. Die Änderung der „gegebenen Bedingungen", 
das heißt die Absage an den reformistischen „Sozialstaat", 
stand auf dem Programm. Die neuen Konservativen ver- 
standen das Signal. Nicht nur, daß die Entwicklungsländer 
zum Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt heranwuchsen; 
das umherstreunende Kapital fand Möglichkeiten, sich auf- 
zublähen, ohne Investitionsrisiken einzugehen. Es verwan- 
delte sich in Rüstungskredite oder in Leihkapital, das die 
Entwicklungsländer in den Würgegriff nahm. 

Weniger diese Gefährdungen tauchten in den Analysen 
der neuen Konservativen auf, sondern die Mahnungen, 
den rätselhaften Pfaden des Kapitals nichts in den Weg zu 
legen, es jedoch zu ermuntern, im Lande selbst nach be- 
sten Verwertungsmöglichkeiten Ausschau zu halten. Ratio- 
nalisierung mit modernster Wissenschaft und Technik - 
das war die Zauberformel. Mikroelektronik, Robotertech- 
nik, automatisierte Produktionsvorbereitung und -steue- 
rung, neue Werkstoffe und Verfahrenstechnologien, Mi- 
krobiologie und Gentechnologie usw. müssen „Deutsch- 
land" wieder den Weltmarkt erobern! Auf diesen Faktor 
spielte Biedenkopf an, als er aufrief, die Krise als Chance 
zu nutzen. 

Doch das war nur die eine Seite. Das längst vertraute 
Auf und Ab zwischen Krise und Konjunktur konnte die Ar- 
beitslosen nicht mehr von den Straßen holen; die Heraus- 
drängung vieler Menschen aus der Produktion klingt nicht 
ab, und die massenhafte Ausgrenzung dürfte eine endgül- 
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tige sein. Deshalb zielt die konservative Strategie darauf 
ab, diesen unausweichlichen Prozeß so zu lenken, daß so- 
ziale Eruptionen vermieden werden. Auch hierfür bot sich 
scheinbar eine Chance: Der Charakter und Inhalt der Ar- 
beit haben sich gewandelt und mit ihnen die Strukturen in- 
nerhalb der Arbeiterschaft. Traditionelle Industriezentren 
verloren Sie wirtschaftliche Bedeutung und damit auch 
gleichzeitig die Rolle, die sie einst als Zentren der organi- 
sierten Arbeiterbewegung spielten. Die neuen Industrien 
sprengen die räumliche Konzentration der Produzenten, 
die Technologien vereinzeln die Arbeitsplätze. Vom 
Schwinden der erlebbaren Zusammenarbeit und der Kom- 
munikation zwischen den Arbeitern erwarten die neuen 
Konservativen einen Rückgang des spontan nachwachsen- 
den Klassenbewußtseins und der Solidarisierungsbereit- 
schaft. 


Die tatsächlichen Erscheinungen der Teilung innerhalb 
der Arbeiterklasse wollen die Konservativen bis zur end- 
gültigen Atomisierung treiben. Das Nebeneinander von 
Beschäftigten und Arbeitslosen, von Teil- und Kurzzeit- 
arbeitern und Dauerarbeitslosen, von festeingebunde- 
nen Beschäftigten in Wachstumsbranchen und Werktä- 
tigen in krisengefährdeten Industrien mit abnehmender 
Beschäftigungszahl soll zum Konkurrenzdruck und zur 
Entsolidarisierung führen. 


Zwischen den „Arbeitsplatzsuchenden" und den „Ar- 
beitsplatzinhabern" werden sozialpsychologische Barrie- 
ren errichtet, die von der einen zunehmend resignierenden 
Gruppe als unübersteigbar und von der anderen als „Sicht- 
blende" gegen die soziale Verelendung, die sich neben ihr 
abspielt, erlebt werden sollen. Die Ausgrenzung der „Lei- 
stungsschwachen" zielt auf die gesellschaftliche Isolation 
ab, auf eine Minderung der Selbstachtung und zunehmen- 
den „Berührungsängste" gegenüber den „Leistungsstar- 
ken". 

Dieses jeder Humanität spottende Konzept hat im gefei- 
erten Recht auf Ungleichheit einen besonderen Stellen- 
wert. 1983 gab die Landesregierung von Baden-Württem- 
berg eine Arbeit in Auftrag, die dann als „Bericht der Kom- 
mission ‚Zukunftsperspektiven gesellschaftlicher Entwick- 
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lung" das Licht der Öffentlichkeit erblickte. Die Wahl der 
Autoren - unter ihnen die Rechtskonservativen Hermann 
Lübbe, Karl Steinbuch u. a. - stellte sicher, daß die „Zu- 
kunftsperspektiven" insofern optimistisch ausfielen, als 
das Problem der Massenarbeitslosigkeit mit den rituellen 
Beschwörungen von der Wiederbelebung der Marktwirt- 
schaft, die alles, alles wenden werde, abgehakt wurde. 
Nicht dem ausgegrenzten Drittel der Gesellschaft galt die 
Sorge der Zukunftsvisionäre, sondern denjenigen, die man 
als „Leistungsträger" in ein konservatives Gesellschafts- 
modell einzubinden glaubte. Im Grunde nicht einmal de- 
nen, sondern eigentlich den Unternehmen, die man an- 
hielt, jede Möglichkeit zu nutzen, die „Leistungsstarken" 
für die unternehmerischen Interessen voll zu verwerten. 
Konzept der Individualisierung nennt sich diese Strategie. 

Nachdem die Arbeitslosen dem Selbstheilungsprozeß 
des Marktes und somit dem Sankt-Nimmerleins-Tag über- 
antwortet wurden, schreitet das Individualisierungskon- 
zept zum Eigentlichen. Durch die „Individualisierung der 
Arbeitsverhältnisse" soll der einzelne nicht nur von der 
wachsenden Minderheit der „Leistungsverweigerer" abge- 
koppelt werden, sondern auch von den Gewerkschaften. 
Hier klinkt sich wieder der konservative Freiheitsbegriff 
ein: die Entfaltung zur freien Persönlichkeit, die Bereit- 
schaft zum Risiko, die freie Selbstverwirklichung bedürfen 
keiner übergreifenden „kollektiven Schutzorganisationen". 
Nachdem der einzelne seine Selbstbestimmung und -ver- 
antwortung aus der Wahrnehmung des Rechts auf Un- 
gleichheit erkannt hat, darf er sich niemals mehr einer Or- 
ganisation beugen, die über die Gleichheit an Rechten und 
Pflichten zu wachen meint. Die gewerkschaftliche Tarif- 
autonomie wird somit zur Verletzung des individuellen 
Freiheitsrechts, sich mit den Unternehmern direkt und 
ohne gewerkschaftliche Vermittlung zu einigen. 

Das hat Methode, und sie nennt sich folgerichtig ‚Flexi- 
bilisierung der Arbeitsverhältnisse". Im Bericht der Zu- 
kunftskommission heißt es dazu: „Der zu erwartenden Dy- 
namik in Wirtschaft und Gesellschaft kann menschliche 
Arbeit nur entsprechen, wenn auch die Arbeitswelt mehr 
Flexibilität gewinnt." Klingt es vorerst, als wollte die Kom- 
mission dem einzelnen mehr Freiheit einräumen, die Arbeit 
nach persönlichen Gesichtspunkten zu gestalten, so wird 


91 


der eigentliche Zweck in einem anderen Abschnitt klar um- 
rissen: „Dabei stellt sich für die Unternehmer die Aufgabe, 
für verschiedene flexible Arbeitsregelungen optimal auf 
das Unternehmen bzw. den Betrieb zugeschnittene Lösun- 
gen zu finden." Die Katze ist aus dem Sack! Die Firmen 
müssen entscheiden, wie der einzelne am effektivsten ein- 
zusetzen und zu verwerten ist; günstig wäre dabei, wenn 
man persönlichen Neigungen des Arbeiters so weit entge- 
genkommt, daß die Verwertung seiner Arbeitskraft von 
ihm als Wahrnehmung eines Freiheitsraumes gedeutet 
wird. 

Diese „flexible Gestaltung" hat längst zur Aushöhlung 
der Jugend- und Frauenschutzrechte geführt, zur Locke- 
rung des Kündigungsschutzes und Zulassung befristeter 
Arbeitsverträge. Die Konservativen preisen „Job-sharing" 
- Teilung des Arbeitsplatzes - als die geeignete Form, So- 
lidarität mit dem arbeitslosen Nebenmann zu bekunden, 
und unterschlagen zynisch, daß sie dadurch eine Schicht 
von Dauerkurzarbeitern ohne Lohnausgleich schaffen. 

Der CDU-Generalsekretär Heiner Geißler gab den kon- 
servativen Vorstellungen über die Individualisierung hoff- 
nungsvollen Ausdruck: „Wer zu Hause morgens fünf Stun- 
den am Bildschirm arbeitet und nachmittags in der Sozial- 
station hilft oder als Übungsleiter arbeitet, wer an Nach- 
mittagen Schaltrelais zusammenbaut und am Vormittag 
seine Landwirtschaft betreibt oder wer vormittags arbeits- 
teilig arbeitet und nachmittags seine Kinder erzieht, der 
entzieht sich dem angeblich alles dominierenden Konflikt 
zwischen Kapital und Arbeit. Solche Leute stehen für den 
Klassenkampf nicht mehr zur Verfügung." Hier irrt Herr 
Geißler, nur Roboter führen keinen Klassenkampf... 

Anfänglich schien es, als marschierten die Konservati- 
ven auf der Erfolgsstraße. Viele Langzeitarbeitslose resi- 
gnierten und fügten sich in das, was ihnen als individuelles 
Schicksal eingeredet wurde, dem durch Kampf nicht zu be- 
gegnen sei. „Die Verallgemeinerung von Unsicherheit und 
Angst, den Arbeitsplatz zu verlieren und auf der sozialen 
Stufenleiter herunterzufallen, erhöht die Konsensbereit- 
schaft der übrigen Bevölkerung, die um so größer sein 
wird, je hoffnungs- und auswegloser das Schicksal der aus 
den produktiven Zusammenhängen Herausgefallenen sich 
darstellt", beschrieb der BRD-Soziologe Oskar Negt die Si- 
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Folge der sozialen Revanche der Konservativen in der BRD: Nicht wenige 
Städte an Rhein und Ruhr laufen Gefahr, zu Geisterstädten zu werden, 
Rheinhausen droht „Tothausen' zu werden. 


tuation der „Leistungsträger". Das Individualisierungskon- 
zept jagte zwei Zielen nach: Der einzelne - ob Arbeitsloser 
oder Beschäftigter - muß als freies Individuum sein Da- 
sein als eigenverantwortlich begreifen und nichts vom 
Staat und von der Gesellschaft erwarten oder erhoffen; der 
einzelne soll aus der organisierten Arbeiter- und Gewerk- 
schaftsbewegung herausgelöst werden, um jeglichen so- 
zialen und politischen Widerstand zu unterbinden. 


Hat die soziale Revanche den Punkt erreicht, von dem 
aus der Sieg der Rechtskräfte in greifbare Nähe gerückt 
scheint? Keineswegs, nach kurzer Zeit der Überrumpe- 
lung und der Besinnung meldeten sich die Gewerkschaf- 
ten wieder kraftvoll zu Wort. Aber auch die linken und 
reformistischen Kräfte in der SPD haben einen Lernpro- 
zeß durchlebt. 


Ihre kritischen Argumente gegen die konservative 
Wende wurden treffsicherer, weil die gesellschaftliche De- 
formierung der wissenschaftlich-technischen Revolution 
durch die Konservativen erkannt war. Es kann nicht die 
Aufgabe der Gewerkschaften sein, eine neuzeitliche 
Maschinenstürmerei gegen die neuen Technologien anzu- 
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zetteln; sie müssen in der wissenschaftlich-technischen 
Revolution ihre Chance gegen die Chance der Konservati- 
ven setzen, war die übereinstimmende Meinung der Ge- 
werkschaftsführer. Die neuen Konservativen, die im Be- 
wußtsein umherwuselten, daß Wissenschaft und Technik 
ihnen alles an die Hand gegeben haben, um die kollektiven 
Organisationsformen der Arbeiter zu zerschlagen, sahen 
sich plötzlich einer zunehmenden dynamischen Bewegung 
gegenüber. Die Verbannung des Klassenkampfes galt ih- 
nen als Voraussetzung eines gedeihlichen gesellschaftli- 
chen Zusammenlebens; nun allerdings mußten sie sich sa- 
gen lassen: Durch eure soziale Revanche habt ihr den Klas- 
senkampf aufleben lassen. 

„Der konzentrierte internationale Angriff des Neokonser- 
vatismus gegen den Sozialstaat, gegen das relative Klas- 
sengleichgewicht der Nachkriegsjahrzehnte und gegen die 
Gewerkschaftsbewegung selbst zwingt die Gewerkschaf- 
ten, über den Kernbereich ihrer Aktivität hinaus umfassend 
- und also genuin politisch - zu antworten und zu kämp- 
fen", stellte der SPD-Politiker Peter Glotz im August 1986 
auf einer Sitzung des Internationalen Metallgewerkschafts- 
bundes in Montreal fest. Die Gewerkschaft muß sich nun 
als politische Organisation begreifen, weil der Angriff der 
Neokonservativen politischer Natur ist. „Der Tarifkampf 
bleibt wichtig, ist aber nur noch ein kleiner werdender Aus- 
schnitt unserer Arbeit", fuhr Glotz fort. Diese Feststellung 
ist überaus wichtig und muß alle Gewerkschaften durch- 
dringen. 

Die Rechtskräfte gewahrten, daß ihre forcierte Offen- 
sive Gegenkräfte auf den Plan rief, die sich nun ihrerseits 
der modernen Technologien annahmen, jedoch zu ihren 
Bedingungen. Wir haben nichts gegen eine Flexibilisie- 
rung der Arbeitswelt, sagte Franz Steinkühler, IG-Metall- 
chef in der BRD, jedoch muß sie den Freiheitsbereich der 
Werktätigen vergrößern und nicht nur Kandare für Profitin- 
teressen werden. Zudem sind nun Möglichkeiten gegeben, 
die Arbeitslosen von den Straßen zu holen: Flexibilisierung 
über die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich! Die 
wissenschaftlich-technische Revolution muß den Bedürf- 
nissen der gesamtgesellschaftlichen Reproduktion unter- 
geordnet werden, und das erfordert eine neue Form der 
Steuerung und Planung der Produktion durch den Staat. 
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Mit neuen Kampfformen wehren sich die Gewerkschaften in der BRD ge- 
gen die Offensive der Rechtskräfte. 


Das war die wesentliche Aussage des „Ingenieurkongres- 
ses der SPD" Mitte Februar 1986 in Düsseldorf. 

Etwas Ungeheuerliches tat sich vor den Konservativen 
auf: Auf den Trümmern des „Sozialstaates" begannen sie 
ihren Rachezug; nun stellte sich ihnen eine Kraft entgegen, 
die dem Staat die Aufgabe zudachte, die gesamtgesell- 
schaftliche Reproduktion - hierzu zählen auch die nicht- 
produktiven Bereiche wie Umweltschutz und umfassende 
soziale Betreuung - zu überwachen unter Wahrung der ge- 
werkschaftlichen Mitbestimmung über den Einsatz von 
Wissenschaft und Technik. Die Masse will entscheiden, 
wie und in welchem Umfang die privaten Produktionsmit- 
tel eingesetzt werden, will ein Aufsichtsrecht für sich und 
eine Aufsichtspflicht für den Staat? Dem Krakeel über die 
gefährdete Freiheit des Eigentums wurde neue Nahrung 
gegeben. 

Noch etwas anderes zeichnete sich als Bedrohung ab: 
Die optimistische Gläubigkeit, daß man der veränderten 
Arbeits- und Industriestruktur gleichsam alte-Wertnormen 
aufstülpen könne - sozusagen das Heiligenflämmchen ne- 
ben dem Lasergerät entzünden -, wurde angekratzt. Das 
Individualisierungskonzept birgt ohne Zweifel die Gefahr 
der Ausgliederung des einzelnen in sich, jedoch auch die 
Möglichkeit, daß diese neue Flexibilität innerhalb der Ar- 
beit eine Beweglichkeit in der freien Zeit schafft. Die mo- 
dernen Technologien fördern die Bildung des Arbeiters 
und Angestellten, und mit dieser ändern sich die Bedürf- 
nisse, die nicht mehr bei jedem durch ein neues Auto, 
durch gastronomische Finessen oder durch die auf die 
konservative Wende zugeschnittenen Fernsehfamiliense- 
rien befriedigt werden. Bildung und die Weckung sozialer 
und politischer Bedürfnisse sind für die Konservativen ein 
ewiger Angsttraum. Die Gewerkschaften und die Linken in- 
nerhalb der SPD haben angekündigt, daß sie diesen neuen 
Bedingungen Rechnung tragen und alle Mittel der geisti- 
gen und kulturellen Einflußnahme ins Spiel bringen wer- 
den, um die zunehmende Zahl der Facharbeiter, Inge- 
nieure, Techniker und Angestellten an sich zu binden. Ohne 
dieses Potential wäre ein Kampf um gewerkschaftliche 
Rechte, gegen die Arbeitslosigkeit und um soziale Gerech- 
tigkeit aussichtslos. Ein DGB-Führer sagte hierzu: „Es wird 
schwieriger sein, diesen neuen Arbeitertypus gewerk- 
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schaftllich zu organisieren: Sein politisches Verhalten 
orientiert sich weniger an traditionellen Bindungen, son- 
den mehr an intellektuellen Überzeugungsprozessen... 
Hier sind neue Formen der gewerkschaftlichen Ansprache 
notwendig. Diese Arbeitnehmer gewinnen wir hauptsäch- 
lich über den Kopf." Die Linken haben die umfassende 
Politisierung dieses „neuen Arbeitertypus" als die einzig 
mögliche Antwort auf das konservative Individualisierungs- 
konzept erkannt. 

Vor Jahren starrten die westdeutschen Konservativen 
gebannt auf die USA und applaudierten vehement dem 
Präsidenten Reagan, als er 1981 die Gewerkschaft der 
Fluglotsen mit einem Schlag zerschmetterte und ihre 
Rechte annullierte. Auch andere antigewerkschaftliche Tu- 
multe fanden ihre Würdigung. Doch diese Zustimmung 
war nicht frei von Bitterkeit, denn derart westernähnliche 
Attacken gegen die eigenen Gewerkschaften mußten sie 
von vornherein verlieren. Die „gewerkschaftsfreien 
Räume" im Süden und Westen der USA mußten ihnen wie 
ein Traum vor Augen stehen. Interessiert beobachteten 
sie, wie ein ganzes Rudel von Juristen, Psychologen und 
Spezialisten anderer Branchen Rezepte lieferten, wie die 
Gewerkschaften auf kaltem Wege zu entmachten sind. Ei- 
nes fand vielfältige Anwendung: Man „garantierte" den Ar- 
beitern ihre Arbeitsplätze und machte sie zu „Partnern", 
die an der Gewinnausschüttung teilhaben sollten. Zuvor 
verzichteten die Werktätigen auf jegliche Tarifabschlüsse 
und auf große Teile ihres Lohnes. Als Äquivalent erhielten 
sie „Firmenaktien". Wie diese Profitteilung dann aussah, 
offerierte General Motors. Die Ausschüttung der „Gewinn- 
beteiligung" hielt sich weit unter den gekündigten Tariflöh- 
nen. Die geprellten Arbeiter erfuhren später, daß der Kon- 
zern in dieser Zeit die größten Profite seit seinem Bestehen 
eingesackt hatte. Ein beachtlicher Teil des Reibbachs be- 
stand aus den zurückgehaltenen Löhnen. 

Wo dieses zynische Partnerschaftsmodell nichts fruch- 
tete, weil die Arbeiter es durchschauten, wurden Streiks 
oder Streikandrohungen in „Notstandssituationen" umge- 
wandelt und der Nationalgarde alle Befugnisse einge- 
räumt. „Seit den 30er Jahren waren die Arbeiter nicht so 
brutalen Repressionen ausgesetzt", zitierte das Nachrich- 
tenmagazin „Times" den Führer der Vereinigten Gewerk- 
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schaft Nahrungsmittelindustrie und Handel, Louis Anders- 
son. Bei U.S. Steel stimmten kompromißbereite Gewerk- 
schaftsführer einem Abbau der Löhne und sozialer Leistun- 
gen zu, weil ihnen versichert wurde, daß nur auf diesem 
Wege Entlassungen zu vermeiden seien. Nach mehr als 
drei Jahren - der Konzern steckte an die drei Milliarden 
Dollar in die Tasche - hieß es dann: Entlassung von 15.000 
Arbeitern. 

Anfang des Jahres 1986 schlossen sich über 500 Gewerk- 
schaftsaktivisten auf einer Konferenz in Chicago zur Koali- 
tion „Basis gegen Zugeständnisse" zusammen. Der Konfe- 
renzvorsitzende, Vertreter der Stahlarbeitergewerkschaft, 
Dave Foster, erklärte: „Wenn wir zur Rettung der Gewerk- 
schaftsbewegung warten werden, bis Reagan sein Amts- 
zimmer verläßt, wird das schon zu spät sein." Seither neh- 
men die Streikkämpfe zu. Einer offenen Konfrontation mit 
den Nationalgarden geht man aus dem Wege, List muß an 
Stelle der geschwundenen Schlagkraft treten. So bestreik- 
ten Arbeiter des Chrysler-Konzerns nicht die Hauptwerk- 
stätten, sondern ein Werk in Twinsburg, von dem der ge- 
samte technologische Produktionszyklus abhängt. Der 
Streik endete erfolgreich. Das Unternehmerblatt „Business 
Week" vermerkte besorgt, daß selbst dort, wo man die Ge- 
werkschaften als erledigt wähnte, die Arbeiter recht wirk- 
same Kampfformen entwickelten. Ein besonders apartes 
Beispiel für Cleverneß bewiesen die Zimmerleute bei Loui- 
siana Pacific, einem Produktionsbetrieb für Baumaterial. 
Sie verschickten Briefe an Aktienbesitzer, in denen sie zu 
verstehen gaben, daß diese ihr Kapital in eine recht wack- 
lige Angelegenheit gesteckt hätten. Der Erfolg war verblüf- 
fend. Allein die Chase Manhattan Bank stieß 1,3 Millionen 
ihrer Firmenaktien ab. Die Louisiana Pacific mußte einlen- 
ken und zwanzig zusätzlichen Bedingungen des Tarifab- 
kommens zustimmen. Die amerikanischen Gewerkschaf- 
ten lernen wieder kämpfen, wie der Streik der 30.000 Ha- 
fenarbeiter im Herbst 1986 bewies. Dreizehn Häfen der 
Ostküste lagen still. 

Der Blick über den Atlantik ist somit für das BRD-Mana- 
gement nicht mehr allzu beruhigend. Die belebenden Wir- 
kungen, die man aus den anfänglichen Siegen über die Ge- 
werkschaften auch für sich erhoffte, siechen dahin und 
machen der Einsicht Platz, daß ein Ansturm mit Brachial- 
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gewalt den Gegner nur fester zusammenstehen läßt. Als 
der australische Pressezar Rupert Murdoch mit einem Ge- 
waltstreich die Londoner Fleet Street, die traditionelle Zei- 
tungsstraße, veröden ließ, indem er Streikbrechern in bun- 
kerähnlichen Arbeitsstätten außerhalb Londons die Ar- 
beitsplätze unter Schutz der Polizei garantierte und die 
Stammbelegschaft auf die Straße warf, jubelten die west- 
deutschen großbürgerlichen Zeitungen. Das war mal ein 
Geniestreich gegen die aufmuckenden Setzer und Met- 
teure! Doch dann erfolgte die Antwort. Die englischen Ge- 
werkschaften schlossen sich noch enger an die Labour 
Party und gaben dieser nicht unwesentliche Impulse für 
eine linksdemokratische Programmgestaltung. Selbst die 
Kämpfe in der BRD um den „Streikparagraphen" 116 ha- 
ben - von den Konzernen in dieser Form nicht erwartet - 
zur Solidarisierung aller Gewerkschaftsverbände und der 
demokratischen Öffentlichkeit geführt. 

Nun scheint auch die letzte Hoffnung - die Individuali- 
sierungs- und Segmentierungsstrategie - langsam zu 
schwinden. Schon der damalige Präsident der Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Otto Esser, 
brachte seine Bedenken vor, weil er wahrscheinlich ahnte, 
daß die Gewerkschaften der wissenschaftlich-technischen 
Revolution auf ihre Art begegnen werden. Er hatte recht 
behalten, wie die Auseinandersetzungen der IG-Metall 
1987 bewiesen. 


Freiheit und Selbsthilfe 


Im Februar 1987 machte wiederum eine CDU-,Zukunfts- 
Kommission" von sich reden, diesmal in Niedersachsen. 
Sie begab sich jedoch eilig in Klausur, als Journalisten 
Neugierde bekundeten. Nur so viel teilten die Zukunftsdeu- 
ter mit, daß „Subsidiarität" im Mittelpunkt ihrer Betrach- 
tungen stehen werde. Was ist das? Subsidiarität heißt im 
übertragenen Sinne Selbsthilfe oder besser Hilfe zur 
Selbsthilfe und spielt in der Wendestrategie eine bedeut- 
same Rolle. Im konservativen Selbstverständnis von Frei- 
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heit füllt die Subsidiarität eine beachtliche Nische aus. 
Die Frage erhebt sich allerdings, wieso diese Kommis- 
sion den schmückenden Zusatz „Zukunft" beansprucht, 
denn dieses Selbsthilfeprinzip ist ebenfalls ein alter Hut. 
Schon Edmund Burke geriet ins Schwärmen, ohne jedoch 
das schwierige Wort in den Mund zu nehmen. „Der Klasse 
der Gesellschaft, zu welcher wir gehören, treu zu sein, den 
kleinen Haufen zu lieben, der uns zunächst umgibt, ist das 
erste Prinzip und gleichsam der Keim aller bürgerlichen Tu- 
genden. Es ist das erste Glied in einer Kette, die uns wei- 
terhin mit unserm Vaterlande und endlich mit dem 
menschlichen Geschlecht zusammenknüpft." Mit dem 
„kleinen Haufen.., der uns zunächst umgibt" meinte 
Burke die Familie, die Sippe und ihren unmittelbaren Le- 
bensbereich. Die Familie, „Keim aller bürgerlichen Tugen- 
den", spielt in der konservativen Darstellung eine zentrale 
Rolle. Burke: „Die Sicherheit, unser Eigentum in unsern Fa- 
milien zu verewigen, ist einer der schätzbarsten und anzie- 
hendsten Umstände beim Besitz desselben, ein Umstand, 
der mehr als alles andre zur Verewigung der Gesellschaft 
selbst beiträgt." Burke gestand unumwunden, was im 
„Kommunistischen Manifest" präzise formuliert heißt: 
„Worauf beruht die gegenwärtige, die bürgerliche Familie? 
Auf dem Kapital, auf dem Privaterwerb." 

In gewisser Weise war Burke ehrlicher als die Konserva- 
tiven heutigen Zuschnitts. Er hatte es allerdings auch einfa- 
cher, denn er philosophierte lediglich über die Familie, die 
für ihn als „ununterbrochene Fortpflanzung des Eigen- 
tums" in Betracht kam. Eine Fortpflanzung des Elends und 
der Armut lag nicht in seiner Sichtweite, obgleich auch sie 
„zur Verewigung der Gesellschaft" beitrug. Im Grunde 
überließ Burke die Familien der Landarmen und Proletarier 
der „Selbsthilfe", denn eine gesellschaftliche Verantwor- 
tung des Staates und der Reichen für die sozial Unterlege- 
nen galt ihm als Sakrileg. Womit nicht gesagt ist, daß er 
menschenfreundliche Neigungen der Barmherzigkeit und 
Nächstenliebe verdammte. Private Großmut hätte er 
ebenso gutgeheißen, wie die Konservativen heute die kari- 
tativen Spenden von privaten, kirchlichen und gesellschaft- 
lichen Organisationen als Nächstendienst der Beachtung 
wert finden. Alles, nur nicht die Inanspruchnahme des Ka- 
pitals hat ihren Beifall. 
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Die neuen Konservativen dürfen jedoch Burkes Stand- 
punkt zur Familie in dieser Deutlichkeit nicht einnehmen, 
obwohl sie es höchstwahrscheinlich gern täten. Zu den Er- 
folgen des Jahrzehnte währenden Kampfes gehört, daß die 
Werktätigen auch für ihre Familien größere Rechte erfoch- 
ten haben. Die rechtliche Gleichstellung der Frau, Jugend- 
schutzgesetze, das Recht auf Bildung, Sozialgesetzgebun- 
gen für minderbemittelte Familien usw. waren vormals 
keine Selbstverständlichkeiten. Die Aushöhlung dieser er- 
kämpften Rechte bereitet den Konservativen die größten 
Kopfschmerzen. Subsidiarität nennt sich nun das Heilmit- 
tel, mit dem sie allem zu Leibe gehen wollen. Nach dem 
Motto „Zukunft gestalten" griffen sie in eine längst bereit- 
stehende Mottenkiste, denn das Subsidiaritätskonzept 
wurde schon 1931 vom Vatikan in der Enzyklika „Quadrage- 
simo anno" verkündet. Zu einer Zeit also, als die Weltwirt- 
schaftskrise den Höhepunkt erreicht hatte und die Mono- 
pole und imperialistischen Staaten nicht mehr gewillt wa- 
ren, Sozialleistungen irgendwelcher Art zu erbringen. Der 
Zusammenfall von Krise und dem sogenannten Selbsthilfe- 
konzept war somit nicht zufällig: Sozialleistungen standen 
der Kapitalverwertung im Wege. Hier liegt die Anknüpfung 
zur heutigen Situation. 


„Sozialstaat nach menschlichem Maß" - auch für die Rentnerin in Ham- 
burg-St. Pauli, die auf dem Wochenmarkt nach verwertbaren Lebensmit- 
telresten sucht? 
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Was unterbreitete die Enzyklika? Erstens: Was der ein- 
zelne mit „eigener Kraft und durch eigene Tätigkeit" zu lei- 
sten fähig ist, darf nicht der Gesellschaft und dem Staat 
übertragen werden. Zweitens: Was von kleinen Gemein- 
schaften, beispielsweise der Familie, geleistet werden 
kann, darf der Staat nicht an sich ziehen. Drittens: Der 
Staat muß von Dingen „untergeordneter Bedeutung" ver- 
schont bleiben, da er „eigene, wesentliche Aufgaben" zu 
tragen hat, nämlich die Stärkung seiner Autorität nach in- 
nen und außen. 

Das hört sich vorerst recht logisch an. Warum soll der 
Staat auch leisten, was man selbst durch eigene Arbeit er- 
reichen kann? Die scheinbare Logik zerbricht, wenn Staat 
und Monopole die Bedingungen nicht schaffen, unter de- 
nen man durch „eigene Arbeit" sich auch helfen kann. Die- 
ser Umstand, der jede Subsidiarität zur Farce macht, wird 
großmütig übersehen. Helmut Kohl nannte das Subsidiari- 
tätsprinzip ein „Organisationsprinzip für einen Sozialstaat 
nach menschlichem Maß". Wo beginnt und endet das 
„menschliche Maß"? Eigentlich dort, wo der einzelne sich 
durch seine Tätigkeit etwas zu- und bemessen kann, so- 
wohl materieller als auch geistiger Art. Laut konservativen 
Aussagen jedoch beginnt und endet das „menschliche 
Maß" bei der Freiheitsfindung des einzelnen, der er nur er- 
folgreich nachgehen kann, wenn der Staat sich aus allem 
heraushält. Der Staat will nichts weiter als nur Nachtwäch- 
ter sein, dem die Ruhe und Ordnung obliegt, und kein 
Weihnachtsmann, von dem jeder ein Geschenk erwartet. 
Soll sich doch jeder die Gabe selbst basteln nach eigenem 
Geschmack und Gutdünken. Nur das ist Selbstverwirkli- 
chung und Freiheit! So weit - so gut, doch wenn dem ei- 
nen oder anderen jede materielle Basis fehlt zur Beschaf- 
fung von Werkzeug und Material und er somit des Vergnü- 
gens verlustig geht, sich etwas zusammenzubasteln? 
Dann soll er die Eltern, Großeltern, Frau, Kinder, Enkel, 
Schwiegersohn und -eitern, gute Freunde und Nachbarn 
um Rat und Tat angehen. 


Subsidiarität ist somit der Rückzug des Staates aus der 
sozialen Sicherung. Der einzelne wird dem „kleinen 
Haufen.... der uns zunächst umgibt" überantwortet; er 
soll die Sicherung seiner Existenz selbst und im Rahmen 
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der Familie übernehmen. Die Gesänge von einer „heilen 
Familienwelt", in der man sich sicher betten sollte, ist 
ein mißstimmiger Chor, der aus allen konservativ regier- 
ten Ländern tönt. Wie heil kann eine Familie sein, wenn 
Arbeitslosigkeit sie physisch und psychisch zerrüttet? 
Woher soll die Hilfe zur Selbsthilfe fließen? 


Die Streichung der Ausbildungsförderung für Schüler, 
die Umstellung der Stipendien für Studenten auf rückzahl- 
bare Darlehen, die Kürzung des Sozialhilfesatzes und des 
Kindergeldes, die Heraufsetzung der Beiträge für die Ar- 
beitslosenversicherung, die Herabsetzung des Mutter- 
schaftsurlaubs und -geldes usw. - das sind die wohlge- 
meinten Subsidiaritätsangebote, die dem einzelnen mehr 
Freiheit schenken, weil der Staat ihn nicht mehr gängelt 
und ihm durch das Ausbleiben unmoralischer Geschenke 
die menschliche Würde beläßt. 

Vor diesem Hintergrund veranstalteten die Konservati- 
ven im Januar/Februar 1987 einen Theaterdonner, als es 
um die Prozentpunkte ging, die man den Monopolen und 
Höchstverdienern an Steuern schenken wollte. Auch das 
ist eine Seite der Subsidiarität, denn wer mehr wagt - die 
Konservativen lassen keinen Zweifel daran, daß die Unter- 
nehmer mehr Wagnisse auf sich nehmen als jeder andere 
- soll sich des ungeschmälerten Gewinns erfreuen. 

Die Hauptverlierer der Subsidiaritätsstrategie sind die 
Frauen. „Die Armut ist weiblich", konstatierte Anfang 1987 
der Paritätische Wohlfahrtsverband der BRD. Die Dauerar- 
beitslosigkeit hat das Heer der Armen, insbesondere der 
Frauen, wachsen lassen. Die Hälfte aller arbeitslosen 
Frauen lebt von der Sozialhilfe, also von dem, was nach of- 
fiziellen Angaben nicht einmal für das Existenzminimum 
reicht. Die in Arbeit stehenden Frauen sinken als erste in 
die Niedriglohnskala und werden vornehmlich in befristete 
Arbeitsverhältnisse übernommen, das heißt in einen Zu- 
stand steter Unsicherheit versetzt. Die Hälfte der Dauerar- 
beitslosen sind Frauen. Welche Qualitäten sie den Familien 
an Subsidiarität zu bieten haben, ist wohl ein gut gehüte- 
tes Geheimnis der Konservativen... 

Auch in den USA spricht man von einer „Feminisierung 
der Armut". Zwei von drei Erwachsenen, die als arm gel- 
ten, sind Frauen. Selbst beschäftigte Frauen rutschen im- 
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In allen konservativ regierten Ländern tragen die Frauen und älteren Men- 
schen am schwersten an der unsozialen Wirtschaftspolitik. 


mer mehr in die Armut ab, denn die neu geschaffenen Ar- 
beitsplätze, insbesondere in der Dienstleistung, sind „Nied- 
riglohnarbeit", wie aus einem Bericht des US-Kongresses 
zu entnehmen ist. Die Löhne liegen oft unter dem amtlich 
angegebenen Existenzminimum. Von „arbeitenden Armen" 
ist im Bericht die Rede. 

Ein interessantes Beispiel für die besondere Situation 
der Frau in den USA wurde Anfang 1987 bekannt. Die 
junge Afroamerikanerin Lillian Garland mußte im Februar 
1982 ihre Arbeit bei der California Federal Savings and 
Loan Association (kurz Cal Fed) - einer Großbank - unter- 
brechen, weil sie zur Entbindung in eine Klinik ging. Da die 
Geburt jedoch mit einem Kaiserschnitt erfolgte, konnte sie 
erst nach Wochen an den Arbeitsplatz zurückkehren. Hier 
erfuhr sie, daß ihre Stelle vergeben war. Lillian Garland 
büßte nicht nur ein Gehalt von 850 Dollar ein, sondern 
auch ihre Wohnung, weil sie die Monatsmiete von 550 Dol- 
lar nicht mehr aufbringen konnte. Die junge Frau verklagte 
die Bank wegen Verletzung eines 1978 in Kalifornien wirk- 
sam gewordenen Statutes, das Unternehmer mit mehr als 
15 Beschäftigten verpflichtet, schwangeren Frauen vor und 
nach der Entbindung, insgesamt vier Monate, eine unbe- 
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zahlte Freistellung sowie den Erhalt des Arbeitsplatzes 
oder eine gleichwertige Beschäftigung zu garantieren. Die 
Großbank ging ihrerseits in die Offensive und klagte gegen 
dieses Statut, weil es angeblich gegen ein gleichfalls im 
Jahre 1978 vom Kongreß beschlossenes Gesetz - den 
Pregnancy Discrimination Act - verstoße. Dieses Gesetz 
verbietet ausdrücklich jede Diskriminierung schwangerer 
Frauen und fordert, daß sie „genauso behandelt werden 
sollen wie andere Arbeitende auch". Diese Formulierung 
ist an sich schon fragwürdig, weil sie keine Freistellung der 
schwangeren Frau ausdrücklich befürwortet und diese 
dem Ermessen der Unternehmen anheimstellt. Dieses „ge- 
nauso" berechtige dazu, so die Bank, das kalifornische 
Statut aufzuheben, denn es benachteilige die Männer, weil 
es „nur für Frauen in Betracht kommende Vorteile in Aus- 
sicht stellt". Ein dubioser Klagepunkt, der - so scheint's - 
nur im Lande der unbegrenzten Möglichkeiten möglich ist. 
Weil Männer nicht schwanger werden und eine Freistel- 
lung mit Arbeitsplatzgarantie nicht beanspruchen können, 
seien sie die Diskriminierten. Nach fünfjähriger Instanzen- 
schlacht entschied Anfang 1987 der U. S. Supreme Court 
(Oberster Gerichtshof der USA), daß das California Sta- 
tute aufrechtzuerhalten ist. Die Richter des Supreme Court 
werden auf Lebenszeit ernannt, nur so ist verständlich, daß 
in der Flut der rechtslastigen Bürokratie der Oberste Ge- 
richtshof noch heute ein Stück Liberalität bewahrt hat, ge- 
gen das die Konservativen durch die Benennung neuer 
stockkonservativer Richter Sturm laufen. Frauen wie Män- 
ner sollen das Recht besitzen, „Familien zu haben, ohne ih- 
ren Job zu verlieren", begründete der liberale Richter Thur- 
good Marshall die Entscheidung. 

Nun kommt der Pferdefuß. Was wie ein Sieg aussah, 
wird sich als Bumerang für die 52 Millionen werktätigen 
Frauen auswirken, meinte die „U. S. News and World Re- 
port". Der Präsident der Kalifornischen Vereinigung der 
Geschäftsleute und Produzenten, Don Butler, ließ auch so- 
fort wissen: „Wenn ich Unternehmer bin und alle in Be- 
tracht kommenden Kandidaten abwäge, werde ich entwe- 
der einen Mann oder eine ältere Frau anheuern." Dieses 
Unternehmerrecht wird durch kein Gesetz beschränkt. 
„Viele Betriebe werden keine Frauen in gebärfähigem Alter 
mehr einstellen", prophezeite Virginia Lamps, Anwältin der 
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USA-Handelskammer. So schlägt ein liberaler richterlicher 
Spruch ins Gegenteil um. Auch das ist im Land der unbe- 
grenzten Möglichkeiten möglich. Die frauenfeindliche Poli- 
tik der Konservativen schließt - meist ungesagt - die Vor- 
stellung ein, daß eine Frau in die vier Wände des Hauses 
gehört und Kern einer tugendhaften Familie zu sein hat. 
Hier kann sie individuelle Verantwortung, Eigeninitiative, 
Solidarität und Nächstenhilfe zeigen. Wahrlich, noble 
Werte, die die Frauen ins vergangene Jahrhundert zurück- 
schleudern. 

Subsidiarität ist nichts weiter als der Versuch, die Men- 
schen nicht nur in der Produktion zu vereinzeln, sondern 
ihre gesellschaftlichen Bindungen auch außerhalb der Ar- 
beit zu kappen beziehungsweise diese nur so weit zuzulas- 
sen, als sie den individuellen egoistischen Privatbereich 
nicht sprengen, nach der Devise „Jeder ist sich selbst der 
Nächste". Auf der Suche nach Selbsthilfe soll sich der ein- 
zelne samt Familie als Konkurrent der anderen begreifen. 
Das „menschliche Maß" ist der Egoismus. 
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Der Geist der Neuerungen ist ge- 
wöhnlich das Attribut kleiner Cha- 
raktere und eingeschränkter Köpfe. 


Edmund Burke 


Viele meinten anfangs, mit den wiederentdeckten konser- 
vativen Werten auszukommen, denn was ist an Disziplin, 
Ordnung, Fleiß, Leistung, Verantwortung usw. falsch? Füll- 
ten diese Werte nicht längst das Arbeitsleben aus? Jed- 
wede Produktion wäre ohne sie undenkbar. Doch schließ- 
lich erfuhr eine zunehmende Zahl an Betroffenen, daß Dis- 
ziplin und Fleiß und alle anderen schönen Tugenden einen 
tiefen Hintersinn verbergen müssen, denn ihnen haben sie 
nicht geholfen, den Arbeitsplatz zu halten. Dann entdeck- 
ten sie, daß alle noblen Werte über ihren Kopf gesprochen 
waren, denn sie galten den „Arbeitsplatzinhabern", die er- 
mahnt wurden, sich an sie zu halten, wollten sie nicht das 
Schicksal der Herausgedrängten und „Ausgegrenzten" tei- 
len. Den letzteren verblieb der Trost, daß die Regierenden, 
nach eigenen Aussagen, sie nicht vergessen würden. 

Auch zeigte sich, daß Werte wie Disziplin und Ordnung 
sich wie Polizeiknüppel versteifen, wenn diejenigen, die 
den eigentlichen gesellschaftlichen Wert erschaffen, ihren 
Anteil daran fordern. Diese ordentlichen Forderungen hei- 
ßen dann Klassenkampf und Unordnung und der diszipli- 
nierte Protest Anarchie und Chaos. „Der Mensch verträgt 
auf die Dauer Unordnung nicht. Jeder anarchische Exzeß 
birgt notwendig, früher oder später, kommenden Rück- 
schlag zur Ordnung bereits in sich. Bloß man darf nicht 
glauben, daß der Rückschlag stets zur alten Ordnung zu- 
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rückführe. Es kann auch eine ganz neue (und unter Um- 
ständen auch eine recht unerwünschte) Ordnung sein", 
schulmeisterte Rechtsaußen Armin Mohler. 

Immer wieder darf man diesen Rechtskonservativen 
dankbar sein, daß sie ihre Visionen von Recht und Ord- 
nung, von Wert und Norm so ungeschminkt aufdecken. 
Für Mohler gibt es natürlich nur eine ordentliche Ordnung, 
die alte, in der hübsch säuberlich Kapital und Arbeit abge- 
grenzt sind. Immerhin gesteht er auch die Möglichkeit ei- 
ner unerwünschten Ordnung ein (im Sozialismus ist sie 
längst Realität), die in der Tat als Rückschlag auf die alte 
Ordnung dieser die Rückkehr ein für allemal verwehrt. Zum 
Kummer von Armin Mohler, der jedoch einem neuerlichen 
Rückschlag hoffend entgegensieht. E. von Kuehnelt-Led- 
dihn, dem selbst der gängige Konservatismus zu linkslastig 
ist, glaubt diesen „Rückschlag" nur darin gegeben, wenn 
eine erbliche Monarchie in einem Ständestaat etabliert 
wird. 

Werte entstanden im gesellschaftlichen Zusammenle- 
ben und in der gesellschaftlichen Arbeit und sind revolutio- 
nären Änderungen unterworfen wie die Gesellschaft 
selbst. Disziplin, Leistung, Verantwortung, Ordnung usw. 
erfahren beachtliche inhaltliche Wandlungen, wenn sie zu 
Normen einer bewußt gestalteten Gesellschaft werden, 
aus der die Ausbeutung verschwunden ist. Moralische Nor- 
men und Werte zu kreieren und zu verteidigen, die die Ge- 
schichte längst verworfen hat, bedarf einer besonderen 
Form von Mut. 


„Mut zum Optimismus" 


Als die neuen Konservativen die politische Bühne betraten, 
beglückten sie die Zuschauer mit einem geradezu entfes- 
selten Optimismus. Nach Jahren düsterer pessimistischer 
Krisenstimmung erwarteten viele, daß diesem Frohsinn 
handfeste Dinge zugrunde liegen, die man ihnen bestimmt 
nicht länger vorenthalten wolle. Wenn - wie in den USA - 
ein Schöpfungsakt ohnegleichen oder - wie in der BRD - 
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eine Gesellschaft mit menschlichem Gesicht angekündigt 
waren, versprachen sich die Menschen mehr als einen 
trickreichen Griff in die Mottenkiste. Kann doch solche op- 
timistischen Beschwörungen nur der von sich geben, der 
mehr als das übliche Kaninchen im Hut verbirgt, hofften 
die einen. Der Hut ist leer, prophezeiten die anderen: Die 
Magier werden erst die Taschen der erwartungsvollen Zu- 
schauer plündern und dann ihren Hut vollschaufeln. Euch 
der Hokuspokus und der Zirkusdirektion der gefüllte Hut. 

Wenig später wurde ersichtlich, wem beispielsweise der 
verordnete Optimismus zu Buche schlug. Eine unter vielen 
ähnlichen Annoncen in Springers „Die Welt" sorgte für 
Aufklärung. „Die privaten Banken zur ‚Stimmungslage' - 
Wer für Innovationen ist, muß zunächst einmal für Opti- 
mismus sein - Wir privaten Banken meinen: Wer nach In- 
novationen verlangt, nach unternehmerischer Initiative 
also, um so wirtschaftliche und soziale Probleme zu lösen, 
sollte zunächst einmal allen Pessimismus beiseite lassen. 
Denn Zuversicht, Vertrauen und Optimismus sind bessere 
Problemloser als Mißmut, Zukunftsangst und mangelndes 
Selbstvertrauen. Bundesverband deutscher Banken." 

Ein arbeitsloser Leser erfuhr nun endlich, aus welchem 
Freudenhaus der Optimismus sickerte, dem er sich zuver- 
sichtlich anvertrauen sollte. Damit er jedoch nicht meinte, 
daß die Optimisten nur hinter verschlossenen Banktoren 
umherjauchzten, gab ihm dieselbe Zeitung zu verstehen: 
„Geld ist wie Heu! Man muß nur das Gras wachsen hören!" 
Nach einem solchen Einstieg konnte man der Aufmerk- 
samkeit sicher sein. „Es ist sinnvoller, einen ganzen Tag 
über Geld nachzudenken, als dafür zu arbeiten. Denken Sie 
doch bitte einmal 5 Minuten darüber nach: Wieviel Zeit 
und Mühe bringen Sie dafür auf, um Ihr Geld zu verdie- 
nen? Und wieviel investieren Sie, um es zu erhalten und zu 
vermehren?! Zeit ist Geld. Lassen Sie sich diese Zeit nicht 
nehmen. Wissen Sie, weshalb die Reichen immer reicher 
werden? Weil sie sich mehr Zeit für die besseren Informa- 
tionen nehmen!" 

Besagter Leser könnte sich nun sagen: Mann Gottes, 
wenn ich etwas genug habe, so Zeit, um über Geld nachzu- 
denken. Woher nehme ich nun die „besseren Informatio- 
nen"? Auch hierin ließ ihn die Zeitung nicht allein. So er- 
fuhr er, daß der Chefarzt Dr. A. P. mit Schering-Aktien 


109 


Optimismus und gute Laune als Verordnung, die neuen Konser- 


214.000 DM verdiente; der Unternehmensberater H. H. ver- 
doppelte seinen Einsatz bei einer Firmengruppe auf 50.000 
DM... Aha, er mußte also 25.000 Mark eingesetzt haben, 
errechnete der Leser, dann überflog er die anderen Namen 
auf der Suche nach einem Kunden gleich ihm, der außer 
seiner Arbeitslosenunterstützung nichts anderes investie- 
ren konnte. Ein solcher Klient fand sich nicht. Bedrückt 
mußte der Leser feststellen, daß die Unmenge von Zeit 
wohl sein einziger Reichtum bleiben werde. Die anderen 
Ratschläge, wie man beispielsweise am Dollar verdienen, 
Gold steuerfrei erwerben, der Steuerfahndung entgehen 
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vativen als Aussteller des Patentrezepts 


oder eine Steueroase finden könne, entgingen ihm, weil er 
die Zeitung längst weggeschoben hatte. 

Als einem Aktionär der Bayrischen Hypotheken- und 
Wechselbank der Jahresüberschuß 1985 bekanntgemacht 
wurde, entfuhren ihm die Worte: „Gott war mit dieser 
Bank!" Um 14 Prozent, auf 221 Millionen Mark, war besag- 
ter Überschuß gestiegen. Wenn Gott hinter den Geschäf- 
ten stand, so hatte er anderen Banken weitaus mehr Liebe 
zugedacht. Von „einer neuen Dimension", sprach Walter 
Seipp, Chef der Commerzbank. Sein Institut verbuchte 38 
Prozent mehr Gewinn als im Vorjahr: 222 Millionen Mark. 
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Die Dresdner Bank errechnete einen Überschuß von 27 
Prozent: 328 Millionen Mark. Den Vogel schoß die Deut- 
sche Bank ab: Mit allen Tochterunternehmungen im In- 
und Ausland kam sie auf 64 Prozent: insgesamt auf 1,1 Mil- 
liarden Mark. Wenn das nicht dem Optimismus Auftrieb 
gibt! 

Während 1985 in der BRD 13.600 Firmenzusammenbrü- 
che und über 2.300.000 Arbeitslose gezählt wurden, haben 
die drei mächtigsten Banken die größten Gewinne in ihrer 
110jährigen Geschichte verbucht. Anfang des Jahres galt 
auch 1986 als „rekordverdächtig". Es war an dem. Die ge- 
nannten Überschüsse gaben jedoch einen ungenauen 
Überblick in die tatsächliche Bilanz, denn beachtliche Bei- 
träge wurden weggesteckt, sozusagen als Polster für even- 
tuelle Verluste aus Krediten und Fehlspekulationen. Diese 
Summen entzogen sich der Steuer. Das eigentliche Be- 
triebsergebnis jedoch enthält beide Größen: den ausge- 
wiesenen Gewinn und die Rückstellungen. So gesehen, le- 
sen sich die Zahlen wiederum ganz anders: die Deutsche 
Bank kam auf 4 Milliarden Mark, die Dresdner Bank er- 
reichte 2,5 Milliarden und die Commerzbank 1,5 Milliarden 
Mark. 

„Der Börsenboom sorgt für hohe Gewinne im Wertpa- 
piergeschäft, hohe Zinsspannen im Kreditgeschäft mit der 
Kleinkundschaft garantieren sichere Erträge", schrieb das 
Magazin „Der Spiegel" Mitte 1985, als der „schwarze Mon- 
tag" 1987 noch nicht in Sicht war. Doch das war nur die 
eine Seite des Geschäfts, die andere wog bei weitem 
schwerer. Die vom Finanzkapital herbeigesehnte und be- 
reitete Wendepolitik sollte ihm, laut Aussagen der Konser- 
vativen, die Pflicht auferlegen, durch Investitionen den Ar- 
beitsmarkt zu beleben. Überwiegend die Wachstumsbran- 
chen wie Elektronik und Chemie waren die Nutznießer, an- 
sonsten scherten sich die Banken einen Dreck um eine 
ausgewogene Wirtschaftspolitik, um die Sanierung der an- 
geschlagenen traditionellen Industrien wie die Stahl- und 
Montanbranchen, weil ihre Exportchancen deutlich san- 
ken. Die stahlverarbeitende Industrie und der Schiffsbau 
spürten es als erste. Das Kapital heckte anderswo - durch 
Rüstung, Auslandskredite, Devisen- und Börsengeschäfte; 
es koppelte sich weitgehend vom nationalen Reproduk- 
tionsprozeß ab. Der Parasitismus des Finanzkapitals läßt 
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sich nicht mehr überbieten. Unter dem nicht versiegenden 
Geldhahn zu stehen, machte Laune, gab dem Optimismus 
immensen Aufschwung. 

Der Mut zum Optimismus ist somit recht beschränkt und 
findet nur in den Chefetagen der Banken und Monopole 
seine wahre Heimstatt. „Falsch!" konterten die Neokonser- 
vativen, wer die Wurzeln des Optimismus nur im materiel- 
len Wohlsein vermutet, hat den ideellen Wert der konser- 
vativen Wende nicht begriffen. Die Kritiker, meinten sie, 
verbeißen sich in Dinge, die bestimmten technologischen 
Sachzwängen unterliegen, denen auch der Arbeitgeber un- 
terworfen ist. Der stockkonservative Günter Schmölders 
meinte gar, daß ein Kapitalist nicht zu beneiden sei, denn 
er opfere Zeit und Gesundheit für die Allgemeinheit. Zu- 
dem sei er alles andere als „frei", denn die Marktlage 
dränge ihn in Abhängigkeiten, wie sie ein Arbeiter nicht 
kenne. Und das gehe an die Nerven. Natürlich unterliegt 
ein Kapitalist bestimmten Sachzwängen, wie beispiels- 
weise dem Markt, doch ebendieser gibt ihm wohl beachtli- 
che Freiheiten auf Kosten der Arbeiter, seinen Profitge- 
schäften nachzugehen. Er ist der satte Gewinner der soge- 
nannten Sachzwänge. 

Was steckt hinter dem Gemurmel von „Glück des Tüchti- 
gen" und „Lohn der Leistung"? Was dem einen Mut zum 
Optimismus gibt, weil die wissenschaftlich-technische Ent- 
wicklung und der Fortfall vieler sozialer Leistungen ihn auf 
Daunen gebettet haben, stellt sich für den anderen pessi- 
mistisch dar, weil ebendiese Entwicklung ihn als produk- 
tive gesellschaftliche Kraft entwertet und ausgegrenzt hat. 


Die „Machbarkeit" der Zukunft - „Mut zum Optimis- 

mus", „Mut zur Leistung", „Mut zum Risiko", „Mut zur 
Eigenverantwortung", „Mut zur freien Persönlichkeits- 
entfaltung" erweisen sich als leere Worthülsen und 
schließen die Zukunft eines nicht geringen Teils der Ge- 
sellschaft aus. 


Aus den Augen haben die Konservativen diesen ausge- 
grenzten Teil der Gesellschaft jedoch nicht verloren; sie 
fühlen stets den Puls, um soziale und politische Eruptionen 
auszuschließen. Denn Entsolidarisierung und Abschottung 
von den „Leistungsträgern" allein genügen nicht. Die An- 
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kündigungen der Gewerkschaften, der reformistischen und 
linken Kräfte in der SPD und der demokratischen Bewe- 
gungen, natürlich auch der Kommunisten, der Entsolidari- 
sierungsstrategie mit allen Mitteln entgegenzutreten und 
die Spaltung der werktätigen Bevölkerung und der Arbeits- 
losen zu verhindern, nahmen und nehmen die neuen Kon- 
servativen sehr ernst. Sie müssen gegenhalten. Womit? 
Durch geistige Einflußnahme auf einen bestimmten Teil 
der Gesellschaft und durch staatliche Vorbeugemaßnah- 
men gegen den anderen. 

„Eben, weil der Konservative auf Doktrinen und Lehrge- 
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Wer für Innovationen ist, muß 


Die Deutschen zin 
Lage zufrieden, ulbe 
he Mehrhent der Mine ons 
unaufnoden zu sen 


Die Deulschen, 
falsches Büd von sic 
ihnen die Freude anı 
an der Uraubste: 


Bundesverband deutscher Banken 


Die Prvatunternehmer 

der Kreditwirtschaft 

Großbanken Be nalbanken 
Privatbankiars Hypotherenbanken 


Manchet: profes 
in Pofihk und Pat 


Der Bundesverband deutscher Banken verrät, wer einen wahrhaften 
Grund zum Optimismus hat. 


bäude verzichtet, ist er fähig, das jeweils Richtige zu tun", 
sagte dereinst der CSU-Politiker Freiherr von und zu Gut- 
tenberg. Mit seinem Tod versank zwar nicht die altkonser- 
vative Vorstellung, daß man spontan, sozusagen aus dem 
hohlen Bauch, den gesellschaftlichen Veränderungen ent- 
gegentreten müsse, sie verlor jedoch ihre Allgemeingültig- 
keit. Dieser elitären Selbstbescheidung eines Großagra- 
riers traten die Neokonservativen entgegen. Sie hatten es 
nun mit einer Situation zu tun, die, nach Karl Jaspers, sich 
als „Bewußtsein von Gefahr und Verlust" niederschlug. Ge- 
fahr und Verlust? Die Gefahr bestand darin, daß die wis- 
senschaftlich-technische Revolution über die antiintellek- 
tuellen Haltungen und die geistige Bedürfnislosigkeit der 
Konservativen hinweggeschritten wäre und sie als küm- 
merlichen Haufen am Wegesrand zurückgelassen hätte. 
Die Neokonservativen begriffen den in Aussicht stehenden 
Verlust und sahen ihre einzige Chance in der industriellen 
und gesellschaftlichen Krise, als deren Bändiger und Be- 
wältiger sie sich anboten. Sie hätten den kürzeren gezo- 
gen, wenn sie nicht ein Gedankengebäude zusammenge- 
bastelt hätten, in dem sie jene unterzubringen gedachten, 
auf die es ankam. Ihre Argumente zielten auf die techni- 
sche Intelligenz, auf die hochqualifizierten Facharbeiter, 
auf den Mittelstand, weil sie sich versprachen, daß in ih- 
nen die Individualisierung innerhalb der Produktion am 
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ehesten den höchsten konservativ-bürgerlichen Wert, den 
Egoismus, wecken würde. Das ist die Schicht, die sowohl 
die wissenschaftlich-technische Revolution vorwärtstreibt 
als auch die Gewähr zu bieten scheint, die heißgeliebten 
alten Werte zu verinnerlichen. 

Die neokonservative Elite begann schon zeitig, in Zusam- 
menarbeit mit einsichtigen altkonservativen Traditionali- 
sten, den Aufbruch zu organisieren, um den Adressaten zu 
erreichen, der sich als Träger der modernen Produktion 
ausgewiesen hat. Nicht nur das Überschreiten der selbst- 
gezogenen intellektuellen Schranken, auch die Hinwen- 
dung zu bestimmten Schichten der werktätigen Bevölke- 
rung waren ein Novum in der konservativen Geistesge- 
schichte. Den Elitarismus alten Zuschnitts konnten sich die 
Neokonservativen nicht mehr leisten, wollten sie nicht un- 
ter die erbarmungslosen Räder der Geschichte geraten. 
Dieser Wandel vollzog sich jedoch keineswegs, weil man 
vom Baume der Erkenntnis genascht und das Bewußtsein 
von Gefahr und Verlust sie erleuchtet hat. Sie wurden be- 
drängt von jenen, die am wirtschaftlichen Ruder saßen 
und um ihre Kapitalverwertung bangten, weil der Regie- 
rungseinstieg der Sozialdemokraten Ende der sechziger 
Jahre ihnen für die Zukunft nichts Gutes verhieß. 

Der damalige Generalsekretär der CDU, Bruno Heck, 
wurde auf dem Parteitag 1969 deutlich, als er die mangeln- 
den Kontakte zur Intelligenz beklagte und konstatierte, daß 
nur noch die „Industriemillionen, die in den Werbeagentu- 
ren umgesetzt werden", die CDU von Wahl zu Wahl am Le- 
ben erhielten. Schon zuvor verwies der stramme Rechts- 
denker Rüdiger Altmann auf das geschwundene Interesse 
der Intellektuellen für die CDU. Die „konservativen Ener- 
gien" müßten nach Formen streben, das sei eine „Schick- 
salsfrage", forderte Armin Mohler, ein Gefährte aus dem 
gleichen rechten Stall. Und schließlich, Jahre später, 
stellte Gerd-Klaus Kaltenbrunner einen Verhaltenskatalog 
auf, in dem es unter anderem hieß: „Begreife, daß der Kon- 
servative heute und morgen einer fundierten Theorie be- 
darf, also gerade dessen, wozu er sich bislang oft und 
nicht ohne Stolz für unfähig erklärte..." 

Der Aufruf, die Trutzburg zu verlassen, sich dem Leben 
zuzuwenden auf der Suche nach einer übergreifenden 
Theorie, hätte auch zu Erkenntnissen führen können, die 


116 


keineswegs im Sinne des Konservatismus lagen. Und tat- 
sächlich sind Gedanken geboren, besser von anderen Gei- 
stesströmungen übernommen worden, die, zumindest auf 
außenpolitischem Gebiet, die Wende gebremst haben. Die 
Konservativen waren in einer Zwickmühle: eine geistige 
Öffnung sollte stattfinden, durfte jedoch konservative 
Grundwerte nicht in Frage stellen; der wissenschaftlich- 
technische Fortschritt sollte voll zur Wirkung kommen, die 
traditionellen Normen jedoch unbeschadet bleiben. Im 
übertragenen Sinne Computer und Gebetbuch. 

Wie macht man das? Auch hierfür wurden Ermahnungen 
und Rezepte auf den Weg gegeben, die, bei genauem Hin- 
sehen, den Stammvater Burke verrieten. Fortschritt darf 
nur als Evolution begriffen werden, als „Verfall und Unter- 
gang, Erneuerung und Wachstum in einem Zustande un- 
wandelbarer Gleichförmigkeit". Das ist die Grundthese, die 
keine Wandlungen erfahren darf. Akzeptiert man erst ein- 
mal den Fortschritt als einen Prozeß, der die Dauerhaftig- 
keit der bürgerlichen Gesellschaft in Frage stellt, hat man 
dem Konservatismus den schmerzlichen Gnadenstoß ver- 
setzt. In den „lO Geboten für Konservative" schrieb Kalten- 
brunner: „Weigere Dich zu glauben, daß es darauf an- 
kommt, mit dem Fortschritt zu marschieren... Glaube 
nicht an historische Gesetzmäßigkeiten und Extrapolatio- 
nen... Sei gelassen, wenn man Dir vorwirft, den Trend zu 
verpassen, im Widerspruch zur geschichtlichen Entwick- 
lung zu stehen..." 

Ja, in Gottes Namen, wie soll denn eine alles verbin- 
dende Theorie entstehen, wenn man das Grundsätzliche, 
den Glauben an und das Wissen um den gesetzmäßigen 
Fortschritt, verteufelt? Kann eine solche Amputation über- 
haupt zu einem theoretischen Weltbild führen? Die Ge- 
schichte des Konservatismus hat gezeigt: Es geht, aller- 
dings mit der beachtlichen Einschränkung, daß es sich bei 
diesem Weltbild um ein eher dürftiges und eklektisches 
Durcheinander handelt. Und es ist nur dort einsetzbar, wo 
die Vernunft dem Irrationalismus weicht. Selbst ein Intel- 
lektueller wie Goto Mann knüpft an den Faden des Antiin- 
tellektualismus wieder an: „Da der Mensch kein rein ver- 
nünftiges Wesen ist, bedarf er, neben der Wissenschaft, 
nicht vernünftiger, irrationaler Stützen, nach deren rationa- 
ler Grundlage man nicht fragen soll." Edmund Burke läßt 
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grüßen und wird, fast ein Jahrhundert später, von Friedrich 
Nietzsche assistiert: „Die Menschheit stellt nicht eine Ent- 
wicklung zum Besseren oder Stärkeren oder Höheren dar, 
in der Weise, wie dies heute geglaubt wird. Der ‚Fort- 
schritt' ist bloß eine moderne Idee, das heißt eine falsche 
Idee." Beides - die irrationalen Stützen und die Vernei- 
nung der Entwicklung der Menschheit zum Höheren - bil- 
den eine Einheit; und noch eines leuchtet wieder auf: Die 
nicht vernünftigen, irrationalen Stützen, das heißt die kon- 
servativen Werte, dürfen nicht hinterfragt werden, da sie 
sich der Vernunft entziehen. 

Auf welchen soliden Füßen steht ein Theoriegebäude, 
dem Gesetzmäßigkeit, Fortschritt und kritische Vernunft 
als Stützpfeiler ausdrücklich entzogen sind? Auf einem 
Gockelfüßchen, wie das Hexenhäuschen in den russischen 
Märchen? Nicht ganz so wackelig, denn die Konservativen 
sprechen von einem ewigen, beständigen, natürlichen 
Sockel, der ihre Theorien trägt. Einem Sockel, der weder 
durch die Menschheitsgeschichte noch durch die Ge- 
schichte der Wissenschaft, Technik und Kultur sich grund- 
legend gewandelt hat. Dieser Unwandelbarkeit entspre- 
chen die überkommenen Werte als Bleibendes und Regu- 
latives. Würde die Menschheit dieses „konservative Ele- 
ment restlos (verdrängen), würde (sie) nicht nur zum Opfer 
utopischer Lebenslügen (werden), sondern fiele letzten En- 
des erinnerungslos zurück in die Barbarei", mahnte Kalten- 
brunner. Er sprach nicht als einziger den ideologischen 
Aspekt des Konservatismus an: die vehemente Kampfposi- 
tion gegen den Kommunismus, die „utopische Lebens- 
lüge", gegen die sozialistischen Staaten, die da vorgeben, 
auf der Straße des historischen Fortschritts zu wandeln, 
und deren optimistische Zuversicht recht augenfällig von 
den verkündeten optimistischen Visionen des Konservatis- 
mus abweicht. 

Kann Optimismus und eine „neue Zuversicht", um im 
Sprachgebrauch der Konservativen zu bleiben, Verbrei- 
tung finden, wenn nichts da ist, was man preisen könnte? 
Die konjunkturelle Entwicklung und der Rückgang der 
Preissteigerungen erwiesen sich als die stärksten Optimis- 
musstützen, die beim näheren Hinsehen so gewaltig nicht 
waren, denn sie standen auf wankendem Boden. Die ex- 
portorientierte Wirtschaft hängt an dünnen Fäden, die zu 
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reißen drohen, sobald der Markt überfrachtet wird und 
Staaten mit hohen Handelsdefiziten zu Strafzöllen greifen 
oder die Wandelbarkeit des Dollars den Export verteuert. 
Die USA hatten die Schere schon oft zur Hand, um diese 
Fäden durchzuschneiden, und werden immer wieder nach 
ihr greifen, wenn Autos aus Japan und der BRD, italieni- 
sche Makkaroni, südeuropäischer Rotwein usw. den Markt 
„überschwemmen" und die teuren amerikanischen Waren 
auf Halde liegen. Jede Form des Handelskrieges - im 
Stahl- und Agrarsektor tobt er seit Jahren - traf und trifft 
die BRD empfindlich. Man wartete auch erst die Wahlen 
1987 ab, bevor die letzten Kennzahlen der Wirtschaftsinsti- 
tute bekanntgemacht wurden. Der Optimismus mußte ge- 
waltig abspecken. 

In die verordnete Zuversicht mischten sich auch noch 
andere Sorgen. Das Wochenblatt „Die Zeit" schrieb 1984: 
„Die Deutschen scheinen ihrer viel beschworenen Angst 
überdrüssig zu werden, dem Protest geht die Luft aus." 
Welche Angst haben hier, nach Ansicht der Zeitung, die 
Konservativen besiegt? Die Zukunftsangst, meinte das 
Blatt und irrte, denn stabile Preise und konjunkturelle Auf- 
schwünge sind längst nicht mehr die einzigen Hoffnungs- 
zipfel, an die sich die Massen klammern. Als die Wende 
heranreifte, waren sich ihre Propheten sehr wohl im klaren, 
daß sie einerseits einen für sie günstigen Krisenüberdruß 
zu meistern haben, andererseits jedoch mit einem politi- 
schen Massenbewußtsein konfrontiert sein werden, das zu 
steuern schwierig sein dürfte. Und hier irrte „Die Zeit", 
wenn sie annahm, daß die vielfältigen Bürger- und Frie- 
densbewegungen sang- und klanglos ihre Fahnen einroll- 
ten, weil nun Ruhe zur ersten Bürgerpflicht verordnet 
wurde. 

Eine Angstbewegung nannten die Neokonservativen ab- 
fällig die Friedensbewegung, mußten jedoch, um glaub- 
würdig zu wirken, die Friedenssicherung in ihre rhetori- 
schen Übungen aufnehmen. „Die Welt" vom August 1986: 
„Die Bedeutung der Friedenssicherung stand für 88 Pro- 
zent der Befragten erstmalig an der Spitze in der Rang- 
skala politischer Aufgaben. Den zweiten Platz erhielt die 
Arbeitsplatzsicherung mit 82 Prozent... Umweltschutz, sta- 
bile Preise, WVerbrechensbekämpfung und Abbau der 
Staatsverschuldung kamen auf die nächsten Plätze." Nie- 
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mand wird den Konservativen eine unstillbare Sehnsucht 
nach Krieg unterstellen, doch sie mußten erst lernen, den 
Frieden als grundsätzlichen Wert zu erkennen. Verständ- 
lich, denn in der einstigen Roll-back-Strategie der fünfziger 
Jahre hatte der Frieden einen bescheidenen Platz einge- 
nommen, der in der Losung „Lieber tot als rot" seinen sinn- 
fälligen Ausdruck fand. Die Aussagen aus diesen Jahren, 
in denen der Krieg durchaus als Alternative gesehen 
wurde, sind unverwischbar in die Geschichte des deut- 
schen Konservatismus eingegangen. 


Der Neokonservatismus ist in ein gesellschaftliches Um- 
feld gestellt worden, das ihn politisch eigentlich ein- 
engen muß Versuche, so in der Wahlkampagne 1987, 
nationalistische und gegen die Entspannung gerichtete 
Töne einzubringen, kamen schlecht an. 


Die Wendepolitiker mußten, mehr ungewollt als gewollt, 
erst einmal ihre politische Sprache wenden. Daß heute 
mehr als die Hälfte der Bundesbürger sich von der Sowjet- 
union keineswegs mehr bedroht fühlt, sondern im Gegen- 
teil das Gerede über einen gewinnbaren Atomkrieg, das 
Anfang der achtziger Jahre aus den USA herüberdrang, 
als weitaus bedrohlicher empfanden, konnte nicht unbe- 
rücksichtigt bleiben. 

Diese für die BRD sehr neue Situation veranlaßte den 
ehemaligen Direktor der NATO-Informationsabteilung, Wil- 
fried A. Hofmann, über das „Äquidistanzsyndrom" zu phi- 
losophieren. Ihn erschreckten die Aussagen der Jugendli- 
chen, mit der Sowjetunion eine gleich starke Zusammenar- 
beit zu suchen wie mit den USA. Auch die vielfach geäu- 
Berten Zweifel, ob westliche Werte ein so hohes Gut dar- 
stellen, die eine militante Abwehrhaltung rechtfertigen, 
nahmen dem Mann die Ruhe wie auch das Schwinden der 
Bedrohungsängste, dem Hauptvehikel antisowjetischer 
Politik. Wenn sich selbst religiöse Gemeinschaften und 
Gruppen eher politischen und sozialen Problemen zuwen- 
den, statt den „Weg zur Rettung ihrer Seelen" zu gehen, 
so darf der „Mangel an Hoffnung, Normen, Orientierung" 
nicht wundernehmen. Daß die Jugend dieser grauenvollen 
Äquidistanz entsagt und sich wieder dem Konfrontations- 
denken zuneigt, galten Hofmanns stille Gebete. 
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Anfang des Jahres 1988 zeigte sich, daß auch die „Stahl- 
helmfraktion" kein geeinter Block mehr war, wie das Auf- 
treten von Dregger und Waigel bewies. Ihre Vorbehalte ge- 
gen die Modernisierung der Kurzstreckenwaffen liefen den 
Vorstellungen des US-Partners diametral entgegen. Die 
Anfang Februar abgehaltene 25. Wehrkundetagung in 
München war für die Amerikaner und die Daueraufrüster in 
Bonn eine unerfreuliche Angelegenheit. Den Forderungen 
des NATO-Oberbefehlshabers Europa, General John Gal- 
vin, und des Pentagon-Chefs Frank Carlucci nach Moderni- 
sierung der atomaren Kurzstreckenraketen und _ Artillerie 
widersprach auch Franz Josef Strauß. Nach allen Unruhen 
über die „Nachrüstung" würde eine nukleare Modernisie- 
rung mit „größten Schwierigkeiten" verbunden sein, und 
es sei fraglich, ob sich hierfür eine parlamentarische Mehr- 
heit finden lasse. „Diese Mitteilung schlug in der Ver- 
sammlung wie eine kleine Bombe ein", vermerkte „Die 
Welt", wobei sie ungeschminkt die Positionen der USA be- 
zog und den ansonsten von ihr gelobten Strauß unwirsch 
behandelte. Wenn diese Stimmungen aus Kreisen „rechts 
von der Mitte" kommen, was geht dann erst in den Köpfen 
der „Mitte" oder „links von der Mitte" vor sich, ließ sich 
das „Wall Street Journal" ängstlich vernehmen. 

Die westdeutschen Rechten bewegen sich in einem ge- 
sellschaftlichen Umfeld, das ihren Ambitionen keineswegs 
günstig zu sein scheint. Die an die Öffentlichkeit getrage- 
nen Bedenken namhafter amerikanischer und westeuropä- 
ischer Militär- und Waffenexperten gegen sogenannte Ver- 
teidigungsdoktrinen und ,„intelligente" Massenvernich- 
tungsmittel sowie gegen SDI, das angespannte Interesse 
für Abrüstungsfragen, die kritische Wachsamkeit gegen- 
über der „Nachrüstung", die Hellhörigkeit gegenüber mili- 
tanten Tönen aus den USA - die Wendepolitiker mußten 
das zur Kenntnis nehmen. Böswillige Ausfälle gegen die 
friedensbewegten Demonstranten und ihre „Angstinsze- 
nierungen" brachten nichts ein, der gängige Antisowjetis- 
mus im Stil der fünfziger Jahre stieß auf kein großes Publi- 
kum mehr. Immerhin sprachen sich über 78 Prozent be- 
fragter Bundesbürger - laut „Quick" vom April 1986 - ge- 
gen die Weigerung der USA aus, den sowjetischen Test- 
stopp für Atomexplosionen mitzutragen. Die Welt war zu- 
sammengerückt angesichts der furchtbarsten aller Bedro- 
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hungen. Der sowjetische Anteil, die Partnerschaft aller 
Staaten und Menschen zu suchen, wurde gewürdigt. Die 
Visite des Bundeskanzlers in der Sowjetunion im Herbst 
1988 entsprach der deutlichen Bekundung des mehrheit- 
lichen Willens, die Partnerschaft der Sowjetunion zu suchen. 


Wie der Frieden erhalten und sicherer gemacht werden 
kann, wurde zur grundlegenden Frage und mußte selbst 
von den Neokonservativen so beantwortet werden, daß 
große Bevölkerungsteile die Friedenssicherung in den 
Händen der Regierung gut aufgehoben meinten. Das 
war nicht einfach, denn die vasallische Treue zu den 
USA und ihrer Außen- und Rüstungspolitik, die Einbin- 
dung in das SDI-Programm machte es schwierig, glaub- 
würdig zu wirken. So entglitten die Bekenntnisse zur 
Entspannungspolitik mitunter zur schwammigen Dem- 
agogie. 


Logisch und vernünftig wäre es gewesen, wenn die Kri- 
tik an der Aufkündigung von SALT II seitens der USA und 
deren dubiosen Auslegungen des ABM-Vertrages konse- 
quenterweise auch die Rüstung zu Lande, zu Wasser und 
im Kosmos in die Kritik einbezogen hätte, denn der Zusam- 
menhang von vollzogenen und angekündigten Vertrags- 
brüchen und der Hochrüstung ist augenfällig. Das aber 
war zuviel verlangt von der führenden CDU-Mannschaft. 
Bei ihr findet man dagegen häufig die Standpunkte aus 
den USA wieder, daß der Frieden nicht unbedingt durch 
Waffenmehrung, sondern durch die technologische Waf- 
fenvervollkommnung bewahrt wird, sozusagen seinen si- 
chersten Nistplatz im überfüllten Waffendepot hat. Das 
gehört in die „Abschreckungsdoktrin", die nach Aussagen 
namhafter amerikanischer und westeuropäischer Experten 
längst jeden Sinn einbüßte, da die Waffentechnologie und 
ihre Vernichtungskapazität einen angenommenen Verteidi- 
gungsfall ad absurdum führten. Der technologische 
Selbstlauf innerhalb der Hochrüstung gebiert nur noch 
Profite, jedoch keine einzige Strategie zur angeblichen 
Friedenserhaltung. 

Obwohl die scharfen Diskussionen zwischen den Befür- 
wortern und den Kritikern der Rüstungspolitik die Öffent- 
lichkeit längst durchdrungen und die Wachsamkeit gegen- 
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über der eigenen Regierung geweckt haben, ist es den 
Konservativen in der BRD gelungen, bei vielen Bürgern Zu- 
stimmung für ihre Politik zu finden. Fakt ist, daß die neuen 
Konservativen der Erwartungshaltung innerhalb der Bevöl- 
kerung durch griffige Sprüche, die so recht in den optimi- 
stischen Zuversichtsjubel paßten, in gewisser Hinsicht ent- 
sprochen haben. 

„Daß in der Bundesrepublik Deutschland seit den sechzi- 
ger Jahren ein tiefgreifender, auch politisch relevanter 
Wandel des Sozialverhaltens stattgefunden hat, ist heute 
kaum mehr umstritten. Er verlief weitgehend parallel zum 
sozialliberalen Experiment von 1969 bis 1982, das er geistig 
wesentlich vorbereitet und als seine kulturell-gesellschaft- 
liche ‚Unterfütterung' begleitet hat." Der BRD-Politologe 
Klaus Hornung meint die Jahre der Entspannungspolitik, 
die zu nachhaltigen geistigen Wandlungsprozessen beige- 
tragen haben. 

Es steht außer Zweifel, daß in den Bekenntnissen der 
Wendepolitiker zur Entspannung und Abrüstung viel Dem- 
agogie mitschwingt. Doch ebenso unzweifelhaft ist, daß 
diese politischen Festlegungen, wenn auch mit vielen 
Wenn und Aber, der Regierung politische Zwänge aufer- 
legt haben, die zu mißachten ihr schweren Schaden zufü- 
gen würde. Deshalb vollzog sich in diesem Falle die 
Wende im gebremsten Tempo, mit einem gewissen Reali- 
tätssinn für die Erwartungshaltung der Öffentlichkeit. 

Insbesondere in den letzten Jahren war zu beobachten, 
daß die konservativen Auslassungen zum Thema Krieg - 
Frieden nuancenreicher geworden sind. Den Krieg als Mit- 
tel der Politik schließt der überwiegende Teil der Neokon- 
servativen aus. Nicht mehr Befürworter oder Gegner der 
militärischen Gewalt stehen sich gegenüber, sondern un- 
terschiedliche Meinungen über die Rolle des militärischen 
Faktors in den Ost-West-Beziehungen. 

Der größte Teil der Konservativen setzt auf weitere Rü- 
stung, weil ihm die militärische Überlegenheit und die ein- 
seitige Sicherheit des Westens als die beste Form eines 
Friedens durch Abschreckung erscheint. Die andere Frak- 
tion mißtraut der Abschreckungsstrategie in ihrer heutigen 
Form und befürwortet eine Abschreckung auf niedrigerer 
Basis. Doch vor einem System gegenseitiger Sicherheit 
und Nichtangriffsfähigkeit schrecken auch sie zurück, 
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denn das hieße, den letzten Schritt zu gehen und die Be- 
drohung aus dem Osten für abwegig zu erklären. Dieses 
Mißtrauen hindert diese Kräfte daran, in der Friedenssiche- 
rung vordere Positionen zu beziehen. Sie müßten hierfür 
noch eines tun: den Frieden zum übergeordneten Wert er- 
klären, denn alle Werte wie Freiheit, Demokratie, Men- 
schenrechte - selbst in der Auslegung der Konservativen - 
werden zu nichts und verlöschen, wenn der Frieden nicht 
errungen wird. 

Bis etwa 1986 taten sich die Konservativen schwer mit 
dem Friedensbegriff. Er wurde stets nur im Junktim mit 
„Freiheit" begriffen, womit er entwertet war, denn Freiheit 
im konservativen Sinne verstand sich stets als militanter 
Begriff gegen „Totalitarismus" und „Unfreiheit" und wurde 
somit zum Schlachtruf des kalten Krieges. In einer solchen 
Nähe wurde auch der Frieden zum kalten Frieden. 

In völliger Fehleinschätzung der amerikanischen Wahlen 
von 1980 meinte der, nun verstorbene, CDU-Politiker Alois 
Mertes, daß Carter an seinem „Friedensvokabular" ge- 
scheitert sei und Reagan die Wahlen gewonnen habe, weil 
er Konfrontation, Rüstung und Stärke zum Wahlthema ge- 
macht hatte. In der Bundesrepublik, so Mertes, sei der 
Kanzlerkandidat Strauß unterlegen, weil ein „aggressives 
Friedensvokabular" ein Massenbewußtsein geschaffen 
habe, in dem eine „Revitalisierung des Verteidigungswil- 
lens" auf Widerstand stieß. Das Massenbewußtsein 
mochte in manchen Fragen der Innenpolitik diffus und un- 
entschieden sein, doch den Frieden als höchsten Wert hat- 
ten die meisten begriffen. Die Rechtskonservativen beklag- 
ten, daß in den Jahren der sozialliberalen Koalition und 
der Entspannung das Feindbild undeutlich geworden war. 

Diesem Dilemma versuchte die CDU damit zu begeg- 
nen, die Rüstung in einen notwendigen Friedensdienst um- 
zuwandeln. Diese Strategie bewies ihre Schwierigkeiten, 
weil einem überwiegenden Teil der Bevölkerung nicht 
mehr einzureden war, daß die Anhäufung atomarer, chemi- 
scher und konventioneller Waffen in der BRD dem Frieden 
diene. Die Proteste gegen die „Nachrüstung" zeigten deut- 
lich, daß eine konservative „Sicherheitspolitik" tiefes Miß- 
trauen auslöste. 

Die CDU/CSU-Oberen ließen sich von ihren konservati- 
ven Theoretikern dazu verführen, die Friedensbewegung 
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und den Willen nach Abrüstung als eine tiefgreifende 
Orientierungskrise zu verstehen. Hinter der Friedenssehn- 
sucht verstecke sich mangelnder Realitätssinn, eine Kultur- 
krise und Zukunftsverdrossenheit, das Fehlen von Leit- 
ideen, verkündete der Mainzer Politikwissenschaftler Wer- 
ner Weidenfeld. Dem schwindenden Glauben an die west- 
lichen Werte sei alles geschuldet. Und der rechtskonserva- 
tive Politologe Karl Dietrich Bracher meinte gar, daß die 
ganze Friedensfrage nichts weiter sei als eine „suggestive, 
appellative Zauberformel". Diese Theoretiker stimmten darin 
überein, daß diese Bewußtseinsänderungen nicht dem Frie- 
den zugekehrt sind, sondern als frontaler Angriff gegen den 
Staat und seine Werte genommen werden sollten. 

Spätestens in diesem Punkt begannen sich die Geister 
zu scheiden. Daß die millionenfachen Friedensbekundun- 
gen nichts weiter als nur staatsfeindliche Aktionen sein 
sollten, hätte die konservative Regierung zum Eingeständ- 
nis gezwungen, nur einen sehr geringen Teil des Volkes zu 
vertreten. Die Stimmen des Professors Biedenkopf und Lo- 
thar Späths, in der Friedensbewegung die Artikulation 
durchaus realer Ängste zu erkennen, blieben nicht unge- 
hört. Kurt Biedenkopf kritisierte die unflexible Haltung der 
konservativen Eliten und ihre Abwehr berechtigter Bedürf- 
nisse. Der Konservatismus müsse sich diesem Volkswillen 
stellen und ihn integrieren. Die Reise des Bundeskanzlers 
in die USA Mitte Februar 1988 und das Übereinkommen 
mit Ronald Reagan, die atomaren Kurzstreckenraketen 
nicht zu modernisieren und nach Abzug der veralteten che- 
mischen Waffen keine neuen zu stationieren, müssen als 
Versuch gewertet werden, diesen verbindenden Konsens 
mit der Bevölkerung gesucht zu haben. 


„Mut zur Geschichte" 


Zum proklamierten Theorieanspruch gehörte es auch, sich 
in der Geschichte heimisch zu fühlen. Nun hat die Historie 
die Eigentümlichkeit, daß sie neben unzweifelhaften Fak- 
ten auch Dinge anbietet, die nur durch theoretische Durch- 
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dringung ihre Wahrheit offenlegen. Das Dilemma für jeden 
bürgerlichen Historiker, für einen konservativen insbeson- 
dere, beginnt schon damit, daß er den Standort festlegen 
muß, von dem aus er die Vergangenheit beurteilt. Vermit- 
telt die Geschichte überhaupt Lehren, oder ist sie nichts 
weiter als eine Aufeinanderfolge von Begebenheiten, die 
der Gegenwart nichts bedeuten, weil sie auch anders hät- 
ten verlaufen können? 

Die üblichen Hadereien unter bürgerlichen Historikern 
wurden seit 1985 - anläßlich des 40. Jahrestages der Be- 
freiung vom Faschismus - von einem Disput besonderer 
Art abgelöst, der als „Historikerstreit" in die öffentlichen 
Medien eindrang. Worum ging es? 

Ein Klüngel neokonservativer Historiker - wortführend 
unter ihnen: Andreas Hillgruber, Ernst Nolte, Klaus Hilde- 
brand, Joachim C. Fest und einige andere - machte sich 
auf, die deutsche Geschichte bis 1945 und danach einer 
„neuen Revision" zu unterziehen. Es gab hierfür zwei aktu- 
elle Anlässe: zum einen den 8. Mai 1985 und zum anderen 
eine sich abzeichnende „nationale Identität", die den kon- 
servativen Vorstellungen zuwiderlief. Im Grunde verwoben 
und durchdrangen sich beide Momente, denn nach dem 
Verständnis der genannten Historiker mußte eine Sicht auf 
den 8. Mai, die nicht der ihren entsprach, auch das Stre- 
ben nach „nationaler Identität" deformieren. 

Allen denjenigen, die im Jahr 1945 das Jahr der Befrei- 
ung und im geteilten Deutschland eine Folge des faschisti- 
schen Krieges sehen, wollten die neokonservativen Ge- 
schichtsbetrachter eine „neue Sicht" entgegenhalten. Die 
Katastrophe Europas begann, als „mit dem Reich... zu- 
gleich die ordnende Mitte Europas zerstört" wurde. Nach- 
zulesen bei Hillgruber. Die „neue Revision" der deutschen 
Geschichte bestand darin, im Faschismus die Antwort auf 
den Bolschewismus, die eigentliche Ursünde, gefunden zu 
haben, nach dem Motto: Auf einen groben Klotz gehört ein 
grober Keil. Ernst Nolte sprach in diesem Zusammenhang 
von der „Ursprünglichkeit" des Unrechts. 

In dieser unsäglich gewissenlosen und wahnwitzigen 
Fälschung verschwinden alle ursächlichen Hintergründe 
für die Entstehung des deutschen Faschismus. Es bleibt: 
Im Herzen Europas hat ein Volk den Versuch gewagt, dem 
Bolschewismus die Stirn zu bieten zum Heil und Frommen 
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Europas, und mußte erleben, wie mit der Katastrophe von 
1945 ganz Europa zerfiel. In dürre Worte gefaßt, besagt die 
„neue Revision" der deutschen Geschichte: Hätte das 
Deutsche Reich in seinen alten Grenzen überdauert, sähe 
das Abendland heute anders aus. Wenn sich die Deut- 
schen heute wieder als „Volk der Mitte" begreifen wollen, 
muß die „nationale Identität" in großdeutschen Dimensio- 
nen vonstatten gehen. 

Mit diesem Anspruch erfüllen die Männer, die sich Histo- 
riker nennen, einen politischen Auftrag im Sinne des Neo- 
konservatismus. Sie vermerkten erbittert, daß die „natio- 
nale Identität", insbesondere unter der Jugend, die Aner- 
kennung des anderen deutschen Staates wie auch den 
selbstverständlichen Verzicht auf die „Ostgebiete" ein- 
schließt. Noch ärger: In diese „nationale Identität" werden 
Entspannung und Abrüstung als notwendige Vorausset- 
zungen zum Überleben des eigenen Landes, der Bundesre- 
publik, einbezogen. 

Die Stoßrichtung der neokonservativen Aufbruchstheo- 
retiker wurde schnell durchschaut, selbst aus bürgerlichen 
Historikerkreisen kamen geharnischte Proteste gegen die 
Rehabilitierung des Faschismus. Alles in allem handelte es 
sich um keinen eigentlichen „Historikerstreit", sondern um 
eine Standortbestimmung. 

Im Oktober 1986 wandte sich der Historiker Thomas 
Nipperdey an die Öffentlichkeit mit dem eindringlichen Ap- 
pell, diesen Streit zu beenden, den er „für ein Unglück" 
hielt, denn er polarisiere „die Historikerzunft wie die Öf- 
fentlichkeit". Hätte ein Schweigen die Polarisierung been- 
det? Bekundete hier ein Professor aus München seine Ab- 
lehnung dieser neuen Geschichtsschau? Oder hielt er die- 
sen Einstieg, zur geistigen Wende beizutragen, für unpas- 
send? Welchen Einstieg in die Geschichte bevorzugte Tho- 
mas Nipperdey? 

In der Sonntagsbeilage zu Springers „Die Welt" von 
Ende Februar 1987 legte er im Beitrag „Jede Epoche ist 
doch gleich nah zu Gott - Wider die politische Überforde- 
rung der Geschichtswissenschaft" seine Meinung dar, was 
Geschichtswissenschaft zu leisten habe. Allein der Titel 
kündet das Programm. Die Geschichtswissenschaft, erläu- 
tert der Professor, muß von „Sinnzuweisungen, Indienst- 
nahmen, gesellschaftlichen und parteilichen Sollenszumu- 
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tungen" frei bleiben. Formell distanziert er sich von „lin- 
ken" und „rechten" Deutungen und Überfrachtungen der 
Geschichte, so von den „Wende- oder NATO-Historikern 
einerseits" und „progressiven und kritischen Anti-Wende- 
und manchmal sogar Anti-NATO-Historikern andererseits". 
Nipperdey wählte sozusagen die „Mitte", in der er die 
Wahrheit vermutet und die eine „Politisierung der Ge- 
schichte" ausschließt. Jedoch nicht den „gesellschaftli- 
chen Nutzen", der „nur zustande kommt, wenn er ohne Ab- 
sicht, als Ergebnis der nicht parteilichen Wissenschaft sich 
ergibt". Er bevorzugt also die wertfreie Forschung. 

Man kann gespannt sein, wie er den Nutzen und dessen 
Unabsichtlichkeit unter einen Hut bringt. Vorerst rät er, 
„Geschichtsbilder" zu unterlassen und sich der „wirklichen 
Geschichte" zu nähern. Scheinbar sind ihm „Geschichtsbil- 
der" herausgegriffene Momente, blitzlichtartig erhellte Si- 
tuationen, die sich sozusagen als Plakat für politische Wer- 
tungen mißbrauchen lassen. Wie aber kommt man der 
„wirklichen Geschichte" auf die Spur? Durch „reine Neu- 
gier, die sich aufs andere und Fremde, aufs Viele und aufs 
Ungleiche richtet"; diese Neugier „weist die aufdringliche 
Frage nach dem sozialen Nutzen der Beschäftigung mit 
Geschichte zurück". Anders gesagt: Geschichtswissen- 
schaft findet nur dort statt, wo man alle Nützlichkeitserwä- 
gungen hintanstellt und nur die Neugier befriedigt, eigent- 
lich nicht befriedigt, denn sie tummelt sich auf einem Feld, 
auf dem es nichts zu ernten gibt. 

Der „gesellschaftliche Nutzen", von dem Nipperdey zu- 
vor sprach, besteht somit im Betrachten des „Unnützen", 
da weder Schlüsse noch Lehren zulässig sind. 

Wozu erstrebt man die Professur in einem Fach, das nur 
Unnützes zutage fördert? Gemach, das vorerst Gesagte 
war nur der Prolog, auf den Nutzen des Unnützen kommt 
der Historiker noch zu sprechen. Wer sich in Geschichte 
versenkt, um zu erfahren, welche Triebkräfte bis in die Ge- 
genwart hinein eine Gesellschaft gestaltet oder mißgestal- 
tet haben, wirft sich gleichermaßen zum „Staatsanwalt, 
Richter und Gesetzgeber" auf. Nicht das kritische Urteil ist 
gefragt, sondern das wertfreie Bekenntnis zur Vorge- 
schichte, die Gott ebenso nahe war wie das Heute. Für den 
Ewigen kommen das Gestern und Heute selbstredend nur 
als Momente des ewigen Zeitflusses daher, die ihm gleich 
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interessant oder belanglos sind. Dem Menschen allerdings 
ist die Vorgeschichte keineswegs ein Ding, das man auf- 
hebt oder auch unbeachtet liegen lassen kann. Setzt man 
die Neugier für die Vorgeschichte voraus, weil man fest 
annimmt, aus ihr das Heute erklären zu können, so dämpft 
Nipperdey die Erwartungen. Diese Vorgeschichte stand 
„offen für viele mögliche Folgegeschichten und nicht nur 
für eine". Um Mißdeutungen zu vermeiden, gibt er ein Bei- 
spiel an: „Jede Epoche der deutschen Geschichte ist un- 
mittelbar zu Hitler, von Luther über Friedrich den Großen, 
Bismarck und die wilhelminischen Herrschaftsschichten, 
aber sie ist auch mittelbar zur Weimarer Republik und zur 
Bundesrepublik." 

Nun erhält das Ganze seinen Sinn: Weil es nicht nur 
eine, sondern viele Vorgeschichten gibt, kann man nie den 
Zeigefinger auf jenen Moment legen, der notwendig und 
gesetzmäßig eine folgenreiche Entwicklung eingeleitet 
hat. Natürlich kennt die Geschichte Augenblicke, die auf 
diese oder jene mögliche Entwicklung hinwiesen, die je- 
doch aber auch gleichzeitig Kräfte freisetzten, die im 
Kampf auf Leben und Tod die eine Möglichkeit gegen eine 
andere in eine notwendige Entwicklung verwandelten. Da, 
laut Aussagen des Professors, viele Vorgeschichten in 
Deutschland zu Hitler, aber auch zur Bundesrepublik ge- 
führt haben, muß man herauslesen, daß in diesem Kunter- 
bunt der Vorgeschichten eben alles möglich war. Hier be- 
ginnt die gewissenlose Lüge, der politische Auftrag dieser 
Art von Geschichtsschreibung. Eine Bundesrepublik - wie 
auch eine DDR - und kein ungeteiltes Deutschland existie- 
ren, weil es einen Hitler gegeben hat, um es auf den kürze- 
sten Nenner zu bringen. Und einen Hitler gab es, weil be- 
stimmte politische und wirtschaftliche Kräfte jede Mög- 
lichkeit einer anderen Entwicklung zunichte gemacht und 
die faschistische Diktatur für eigene Ziele errichtet hatten. 
Diese Vorgeschichte soll der reinen Neugier am Unnützen 
dienen? 

Weiß der Münchener Professor eigentlich, was er da 
lehrt? Er weiß es, denn seine gezielte Ohrfeige gilt dem 
„Heilspathos des Fortschritts", der aus der Geschichtsfor- 
schung den Nachweis erbringen will, daß durch alle histo- 
rischen Tiefen und Höhen ein roter Faden läuft, daß die 
Geschichte ungemein tauglich ist für Erfahrungsschlüsse, 
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für Lehren und für das tagtägliche Regieren. Anders je- 
doch Nipperdeys Weisheit letzter Schluß: „...die Wissen- 
schaft wie die wachsende Fortschrittsenttäuschung haben 
die Geschichte als Ratgeber für die Zukunft, für das, woran 
man sich halten kann, entmächtigt." 

Nach langer Exkursion ist man wieder vor dem Tor zur 
konservativen Selbstbescheidung angelangt, das man kurz 
vordem verlassen hat, weil eine Theoriefindung angesagt 
war. Eine Theorie im besten wissenschaftlichen Sinne fand 
sich nicht, jedoch eine verdammt gefährliche Apologie. 

Wollte Nipperdey den „Historikerstreit" beendet wissen, 
weil er meinte, im stillen Stübchen ließe sich die deutsche 
Geschichte straflos und besser vergewaltigen? Wenn 
nichts nach Gesetzen verläuft, so kann man den Faschis- 
mus in der Tat in die Rubrik zufällige Begebenheit hinein- 
schieben, und es erübrigt sich, nach ursächlichen Zusam- 
menhängen zu suchen; zum Beispiel nach dem Zusam- 
menspiel von Monopolen und der Partei Hitlers. Wo keine 
Gesetzmäßigkeit obwaltet, da ist eben alles nur ein Phäno- 
men, eine zufällige Vereinzelung, die als „Ratgeber für die 
Zukunft" nicht tauglich ist. In dieser Hinsicht hat Nipper- 
dey namhafte Vorläufer. 

Ein Griff zu Schopenhauer hätte schon genügt: „Der 
Stoff der Geschichte... ist das Einzelne in seiner Einzelheit 
und Zufälligkeit, was Ein Mal ist und dann auf immer nicht 
mehr ist, die vorübergehenden Verflechtungen einer wie 
Wolken im Winde beweglichen Menschenwelt... Von die- 
sem Standpunkt aus erscheint uns der Stoff der Ge- 
schichte kaum noch als ein der ernsten und mühsamen Be- 
trachtungen des Menschengeistes würdiger Gegen- 
stand..." Dem Gewirr von Einzelheiten und Zufälligkeiten 
einen Sinn oder gar Gesetzmäßigkeit zu unterlegen ist ver- 
messener Mumpitz. „Denn nicht in der Weltgeschichte... 
ist Plan und Ganzheit, sondern im Leben des Einzelnen... 
Daher ist die Weltgeschichte ohne direkte metaphysische 
Bedeutung: sie ist eigentlich bloß eine zufällige Konfigura- 
tion..." 

Nipperdey würde wahrscheinlich dem pessimistischen 
Rigorismus von Schopenhauer das eine oder andere ent- 
gegenhalten. Es läßt sich jedoch nicht leugnen, daß Scho- 
penhauers Verzicht auf allgemeine historische Gesetze, 
die die Vergangenheit mit der Gegenwart und Zukunft ver- 
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binden, sich offenherziger anhört als ein diffuser, in Pseu- 
dogelehrsamkeit gehüllter Neokonservatismus. Noch ge- 
radliniger war Nietzsche: „Wie, die Statistik bewiese, daß 
es Gesetze in der Geschichte gäbe? Gesetze? Ja, sie be- 
weist, wie gemein und ekelhaft uniform die Masse ist: soll 
man die Wirkung der Schwerkräfte, Dummheit, Nachäffe- 
rei, Liebe und Hunger Gesetze nennen? Nun, wir wollen es 
zugeben, aber damit steht dann auch der Satz fest: soweit 
es Gesetze in der Geschichte gibt, sind die Gesetze nichts 
wert und ist die Geschichte nichts wert." 

Es bedarf keiner weither geholten Beweise, den Neokon- 
servatismus in die geistige Nähe von Burke, Schopenhauer 
und Nietzsche zu bringen, doch eine Frage sei erlaubt: Wie 
sieht es um die Geschichtstheorie aus, wenn das Verbin- 
dende, der Leim sozusagen, fehlt, um das einzelne, die 
auseinanderdriftenden Teile, zu einem Ganzen zusammen- 
zufügen? Ist das nicht die Aufgabe einer Theorie? Und 
noch eine Frage: Zog es die neuen Konservativen nicht in 
die Geisteswissenschaft, weil sie den Menschen, die sie 
anzusprechen gedachten, eine Zuversicht übermitteln woll- 
ten? Weil sie eine Alternative gegen alle „utopischen Heils- 
erwartungen" des Marxismus zu geben versprachen? 


Die konservative Geschichtsschreibung griff in viele Ki- 
sten, doch die Entscheidung, ob man dem historischen 
Materialismus irgendein Substrat von Pseudogesetzen 
entgegenstellen oder in der konservativen Tradition ver- 
harren und Gesetze in der Geschichte schlechtweg 
leugnen sollte, wurde schnell getroffen. Ob aus Ein- 
sicht, daß erfundene Gesetze keine Standfestigkeit ha- 
ben und immer wieder gekippt und durch neue ersetzt 
werden müssen, oder aus traditioneller Engstirnigkeit - 
beides läuft letztendlich aufs gleiche hinaus: Gesetze in 
der Geschichte gibt es nicht, und damit basta! 


Als komplizierter erwies sich die Frage, ob man sich der 
in den sechziger Jahren gängigen „Industriegesell- 
schafts"-Lehre anschließen sollte. Diese Theorie war recht 
buntscheckig, besagte jedoch im wesentlichen, daß die in- 
dustrialisierte Welt durch innere und äußere Zwänge zu ei- 
ner Einheit verschmilzt, in der die sozialistischen Staaten - 
das wurde als selbstverständlich genommen - ihr Überle- 
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ben nur durch Anpassung an kapitalistische Produktions- 
verhältnisse und bürgerliche Werte gewährleisten konn- 
ten. Der Kapitalismus galt als Normalfall der menschheits- 
geschichtlichen Entwicklung, der Sozialismus als Sonder- 
fall ohne Bestand. So mancher Konservativer versuchte 
sich in dieser Theorie. 

Die Lehre von der ‚„Industriegesellschaft" schloß einen 
Makel ein, den die Konservativen keineswegs übersahen, 
nämlich die angebliche Fähigkeit des Kapitalismus, soziale 
Gegensätze zu überbrücken auf dem Weg zu einer klassen- 
losen bürgerlichen Gesellschaft. Nicht nur, daß sie daran 
nicht glaubten, sie hielten es für eine ketzerhafte Utopie, 
womit sie recht behielten. Was sie ebenfalls gegen diese 
Theorie aufbrachte, war die respektlose Verfälschung des 
„deutschen Historismus" durch die modesüchtigen Ge- 
schichts- und Gesellschaftswissenschaftler, die auf Lorenz 
von Stein, einen Historiker des 19. Jahrhunderts, zurück- 
griffen. Das war ungehörig, denn gerade von Stein war es, 
der die soziale Ungleichheit, die Spaltung der Gesellschaft 
in Klassen, als notwendige Voraussetzung erachtete, den 
Kapitalismus in Gang zu halten. Auch versicherte von Stein 
immer wieder, daß gerade der Besitz, der Ungleichheit 
schafft, der „sachliche Körper der geistigen Individualität 
ist. Diese zentrale Aussage zum „Recht auf Ungleichheit" 
beanspruchten die Neokonservativen für sich allein. Lorenz 
von Stein war ihr Mann, denn er warnte die Besitzer großer 
Kapitalien davor, daß die Zeit nicht fern sei, da die „nicht- 
besitzende Klasse" in einer bürgerlichen Demokratie un- 
ausweichlich als „Majorität" auf die Gesetzgebung und auf 
die Kapitalverwertung Einfluß nehmen werde. Diesen Ge- 
fahren muß sich der kapitalistische Staat stellen und die 
Massen wegen mangelnden „Sachverstandes" in die 
Schranken weisen. Die Neokonservativen beherzigten 
diese Lehre. 

Nein, die Lehre von der ‚„Industriegesellschaft" wider- 
sprach allzu vielen konservativen Grundsätzen. Selbst als 
sich diese Theorie im Wandel befand und konservativen 
Positionen durchaus entgegenkam, weil die wissenschaft- 
lich-technische Revolution die optimistischen Erwartungen 
von einer befriedeten harmonischen Gesellschaft Lügen 
strafte, waren schon die letzten Konservativen entflohen, 
die bislang noch in dieser Lehre lustlos herumstocherten. 
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Was blieb nach der Aufkündigung dieses waghalsigen Op- 
timismus? 

Das Gros der konservativen deutschen Historiker ging 
von Beginn an andere Wege. Aber auch sie standen vor 
beklagenswerten Problemen. Der „Zusammenbruch des 
IH. Reiches" - zum Wort „Kapitulation" konnten sie sich 
noch bequemen, jedoch niemals zur „Befreiung" - hinter- 
ließ Ratlosigkeit in zweierlei Hinsicht. Einerseits mußte 
man sich der deutschen Geschichte stellen, was der kon- 
servative Historiker Golo Mann 1962 folgendermaßen arti- 
kulierte: „Es versteht sich, daß auch die Pflege der eigentli- 
chen Tradition, der vaterländischen Geschichte zur konser- 
vativen Praxis gehört." Andererseits war der Konservatis- 
mus schwer belastet, nicht nur, weil sein Ideengut auf die 
eine oder andere Weise dem Faschismus zugute kam, son- 
dern auch, weil so mancher Vormalige abermals das Wort 
ergriff. Zu früh, nach Ansicht der politisch unbelasteten 
Konservativen. Recht muß Recht bleiben, auch solche gab 
es; im antifaschistischen Widerstand und in der kirchli- 
chen Hierarchie, in der Emigration und im Nationalkomitee 
„Freies Deutschland" standen sie ihren Mann. Konserva- 
tive stellen ihre Wertauffassungen nicht immer in den 
Dienst reaktionärer Ziele, wie Karl Jaspers bewies, als er 
Mitte der sechziger Jahre sein Buch „Wohin treibt die Bun- 
desrepublik”?" darbot. 

Jaspers' Analyse reichte tief und begann damit, daß er 
den Politikern um Adenauer den Vorwurf machte, das 
Grundgesetz eher in seiner Sicherheits- denn in seiner 
Freiheitsauslegung begriffen zu haben. Mit der ständigen 
Vorgabe, nie wieder ein 1933 zuzulassen, wurden Entschei- 
dungen getroffen, den Staat vor jedem außerparlamentari- 
schen und somit auch vor jedem basisnahen demokrati- 
schen Einfluß abzuschotten. Der Slogan „Schaden vom 
deutschen Volk abwenden" verwandelte sich unter den 
Händen der erzkonservativen Adenauer-Regierung in: 
Schaden vom Staat abwenden. „Unsere Staatsstruktur be- 
ruht auf der Angst vor dem Volk, dem Mißtrauen gegen 
das Volk." Der Sicherheit vor der „Gefahr aus dem Osten" 
entsprach die Sicherheit gegen die Gefahr von innen. Die- 
sem demokratiefeindlichen Sicherheitsdenken fiel die KPD 
zum Opfer und waren die Notstandsgesetze geschuldet. 
Beide Gefahren sind ein Phantom, konstatierte Jaspers, 


133 


ihre prononcierte Zurschaustellung trägt nur zur Schaffung 
eines Obrigkeitsstaates bei. „Staatsgesinnung ist bei uns 
vielfach noch Untertanengesinnung, nicht demokratische 
Gesinnung des freien Bürgers." Und: „Wir haben noch 
nicht den Staat politischer Freiheit, den wir haben könn- 
ten. Adenauer hat ihn verhindert. Vermutlich versteht er 
gar nicht, was ein solcher Staat freier Menschen ist." Trotz 
reaktionärer Gesellschaftstheorien, denen auch Jaspers 
anhing, muß nicht jede konservative Aussage als aggres- 
siv-konfrontativ gewertet werden. 

Konservative wie Jaspers waren in der Minderheit und 
nahmen nicht den Einfluß wie beispielsweise ein Ernst 
Forsthoff, der mit Blut-und-Boden-Schriften hervortrat und 
in der BRD zum ordentlichen Professor avancierte. Über- 
haupt waren Schulen und Hochschulen die ersten Anlauf- 
stellen für die Ehemaligen. Forsthoffs Wandel vom Anwalt 
des „totalen Staates" und des Führerprinzips zum Apolo- 
geten der „‚Industriegesellschaft" dürfte ein besonders 
markantes Beispiel für eine frühzeitige Wendepolitik sein. 

Es ist kein Einzelbeispiel, und es steht außer Zweifel - 
dafür gibt es ausreichend Belege -, daß die konservative 
Geschichts- und Staatswissenschaft des beginnenden 
20. Jahrhunderts dem aufkommenden Faschismus recht 
hochkarätige Argumente zuspielte. So Arthur Moeller van 
den Bruck, Carl Schmitt und andere, zu denen sich der 
Neokonservatismus durchaus achtungsvoll bekennt. „Die 
deutsche Revolution (gemeint ist der Nationalsozialismus 
- H. B.) kommt aus zwei Wurzeln: der konservativen und 
der nationalistischen", schrieb Edgar J. Jung 1933. Das 
dürfte aussagekräftig genug sein. Armin Mohlers Replik 
aus dem Jahre 1962 war ein nachträglicher Versuch, sich 
von diesem Sündenfall reinzuwaschen: „Der deutsche 
Konservatismus ist ein Opfer des Faschismus. Wenn es 
heute in der Bundesrepublik weder ein festumgrenztes 
konservatives Lager noch ein unverfälschtes kKonservatives 
Ideengut gibt, so ist daran das Dritte Reich schuld." 

Dieses Signal, das eigene Herkommen zu verwischen 
und den Faschismus zum unliebsamen und unerbetenen 
Trittbrettfahrer zu machen, kam aus verschiedenen Rich- 
tungen. Bemerkenswerterweise auch von Leuten, die wie 
Forsthoff sich den Nazis geradezu angeboten haben. Das 
Unbehagen, in die Nähe zum Nationalsozialismus gestellt 
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zu werden, ging jedoch nie so weit, sich zu antifaschisti- 
schen Positionen durchzuringen. Dieser Schritt wäre er- 
stens unglaubwürdig gewesen, und zudem hätten die Kon- 
servativen sich aller Wurzeln und somit des Zusammen- 
halts beraubt, wenn sie allen, auch belastenden Traditio- 
nen entsagt und sich sozusagen in jungfräulicher Reinheit 
dargeboten hätten. 

Was blieb noch nach dem „Zusammenbruch des Dritten 
Reiches"? Der Traum vom „Vierten Reich"? Der kam tat- 
sächlich auf, so auch im Kopfe eines Hans-Dietrich San- 
der: „Der äußere Bau des Vierten Reiches ist eine Frage 
der außenpolitischen Gelegenheiten. Er benötigt schnelles 
Zupacken wie zähe Geduld. Ein Zusammenschluß mit den 
österreichischen Provinzen einschließlich Südtirols ist un- 
ter Umständen eher zu erreichen als eine Wiedervereini- 
gung mit der DDR oder eine Wiedergewinnung des deut- 
schen Ostens, die erst nach dem Zusammenbruch des So- 
wjetkommunismus realisierbar sind." Nicht jeder Konser- 
vative brachte den Mut auf, nach dem Dritten über das 
Vierte Reich zu philosophieren, doch fast alle waren sich 
einig, daß dieses Reich, wie auch immer geschaffen, in ei- 
nem „geeinten Europa" anzustreben ist. Hitler warfen sie 
vor, daß sein Wahn ihn blind gemacht habe gegenüber der 
Möglichkeit, europäische Verbündete im Kampf gegen den 
Bolschewismus zu gewinnen. Nun, da die BRD Partner 
Westeuropas und der USA geworden war und zudem noch 
NATO-Mitglied und der Antikommunismus und Antisowje- 
tismus zur staatstragenden Doktrin, mußte es doch mit 
dem Teufel zugehen, wenn die Vision von einem neuen 
Reich nicht durchzusetzen war. 

In diesem Kampf konnten und durften alte Waffen nicht 
mißachtet werden. Die Konservativen standen vor der pa- 
radoxen Situation, daß sie einerseits die Geschichte, das 
heißt die Vergangenheit, als unzuverlässigen Wegweiser in 
Verruf brachten, andererseits jedoch aus der jüngsten Ge- 
schichte die Lehre zogen, daß nicht Alleingänge, sondern 
nur die vereinte Kraft des gesamten „christlichen Abend- 
landes" vonnöten sind, um mit dem Kommunismus aufzu- 
räumen. Das Ende des kalten Krieges und die Jahre der 
Entspannung ließen diese Vision zerbröseln. Sie ist nicht 
geschwunden, wie die immer wieder auflebenden Diskus- 
sionen um ein „Deutschland in den Grenzen von 1937" be- 
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weisen, doch lockt sie keinen Hund mehr hinter dem Ofen 
hervor. Man muß schon persönlich so betroffen sein wie 
Otto von Habsburg, der noch heute um seine verlorene 
Hausmacht barmt, um „Die Reichsidee" - so der Titel sei- 
nes Buches — verführerisch zu finden. 

Obwohl die Konservativen aus der Geschichte höchstei- 
gene Lehren zogen, haben sie nicht viel hinzugelernt, denn 
die Geschichte hat nicht vermittelt, wie man mit dem Kom- 
munismus fertig wird, wenn man erst einmal die Partner 
hat, sondern was unterbleiben und was getan werden 
muß, um nicht die ganze Menschheit zu gefährden. Diese 
wohl bedeutsamste aller Lehren schlug sich in den Er- 
kenntnissen der Antifaschisten nieder, im theoretischen 
und praktischen Wirken derjenigen, die teils vor und wäh- 
rend der Nazidiktatur im Widerstand waren oder aus bitte- 
ren Erfahrungen lernten. Den Rechtskonservativen - nicht 
alle Konservativen dieser ersten Nachkriegsjahre dürfen 
mit ihnen gleichgesetzt werden - galt der Antifaschismus 
als „Demontage der deutschen Überlieferung" (Armin 
Mohler), weil er daranging, die gesetzmäßige Entwicklung 
zum Faschismus als Lehrmaterial für die Gegenwart aufzu- 
arbeiten. „Vergangenheitsbewältigung (führt) zu einer Ge- 
genwartsverfehlung", schrieb Mohler 1980 in „Criticon". 
Die „historischen" Vorarbeiten, antifaschistische Haltun- 
gen zu diskriminieren, liefen den Rechten schon lange von 
der Hand. 

Es ist eine der bedenklichen und erschreckenden Tatsa- 
chen, die auch in westlichen Ländern nicht unentdeckt 
blieben, daß sich schon kurz nach dem Kriege Männer be- 
reit fanden, den Konservatismus in seiner finstersten 
Machart in die. Nachkriegsära hinüberzuretten. Das ge- 
schah auf vielerlei Art, eine jedoch - sie ist bis heute tra- 
gend - bestand darin, die Wurzeln des Faschismus in den 
gesellschaftlichen Niederungen zu suchen, zu denen der 
Konservatismus keine direkten Berühungspunkte hatte. So 
schrieb Hans Zehrer, später Chefredakteur der Springer- 
schen „Welt", schon 1948: „Was war dieser Faschismus? 
Der Versuch jener zahlenmäßig nicht unbedeutenden 
Schicht des ‚kleinen Mittelstandes'..., der bei Zunahme 
der Fallgeschwindigkeit, mit der die Entwicklung in die 
Ebene rollte, Gefahr lief, übergangen und zwischen Bour- 
geoisie und Proletariat um seine Erwartungen betrogen zu 
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werden, sich ebenfalls an die Stelle Gottes zu setzen und 
sich selbstherrlich zu gebärden." 

Die honorige Herausnahme des Proletariats aus dem 
Bild des in die Ebene rollenden Faschismus sollte später 
auch noch korrigiert werden, indem man die „legale 
Machtergreifung" in eine Entscheidung des ‚„Souveräns", 
des Volkes umfälschte. Darauf bezog sich Jaspers, als er 
meinte, daß diese Lüge für die Adenauer-Regierung den 
Vorwand abgab, dem Volk zu mißtrauen. Diese Version 
entspricht auch eher dem konservativen Elitarismus und 
weist die Verantwortung für den Faschismus denen zu, die 
mit allen Mitteln betrogen, verführt und am meisten verge- 
waltigt wurden. Verschwiegen wurde und wird, wer diese 
Mittel - sowohl finanzielle als auch geistige - den Faschi- 
sten zulieferte. Die Bourgeoisie wurde von Hitler und sei- 
nen Mannen nicht wie von einer Lawine überrollt. Natürlich 
stellten die entwurzelten Mittelschichten und das Lumpen- 
proletariat den Faschisten die schlagkräftigen Sturmabtei- 
lungen, doch ein „Reich der niederen Dämonen" war Nazi- 
deutschland nicht, sondern ein Reich der reaktionärsten 
Kreise aus der Finanzoligarchie, die im Mythos vom Volk 
und Führer die geeignete Ideologie für ihre Geschäfte 
sahen. 

Sehr bald zeigte sich, daß das Abrücken vom Antifa- 
schismus, die Verfälschung des Wesens des Nationalso- 
zialismus, die Ehrenrettung des Konservatismus nur ein 
Präludium waren für den neuerlichen Einstieg in die „Ge- 
schichte des deutschen Volkes" zur Wiederfindung der 
„deutschen Identität". „Es war die Todsünde des deut- 
schen Konservatismus nach 1945, daß er glaubte, er könne 
die Aufgabe einer Wiedergewinnung der nationalen Identi- 
tät ignorieren", schrieb Mohler 1979, zu einer Zeit also, da 
sich die Konservativen anschickten, die „Gegenwartsver- 
fehlung" grundlegend zu wenden. Die Erwähnung der 
„Todsünde" spielte sich vor einem interessanten Hinter- 
grund ab: Mohler und Co. war nicht entgangen, daß viele 
Konservative nach 1945 durchaus bereit schienen, an einer 
neuen demokratischen Gesellschaft mitzuwirken. Ihre Ab- 
rechnung mit Faschismus und eigenen Verfehlungen war 
echt. Dieses Umdenken schlug sich im „Ahlener Pro- 
gramm" der CDU nieder, das Anfang Februar 1947 formu- 
liert wurde. In diesem heißt es unter anderem: „Das kapita- 


137 


listische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und sozia- 
len Lebensinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht 
geworden. Nach dem furchtbaren politischen, wirtschaftli- 
chen und sozialen Zusammenbruch als Folge einer verbre- 
cherischen Machtpolitik kann nur eine Neuordnung von 
Grund aus erfolgen. Inhalt und Ziel dieser sozialen und 
wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht mehr das kapitali- 
stische Gewinn- und Machtstreben, sondern nur das Wohl- 
ergehen unseres Volkes sein." Da war weiter die Rede von 
„gemeinwirtschaftlicher Ordnung", von Entflechtung der 
Konzerne, von Planung und Lenkung der Wirtschaft, 
kurzum von Dingen, deren Erwähnung heute jedem ge- 
standenen Konservativen Schauer über den Rücken laufen 
ließen. Unter den Gründervätern der CDU finden wir Kon- 
servative, die nicht mehr geneigt waren, die Lehrmeister 
des deutschen Konservatismus anzuerkennen, weil sie sich 
vor und während der Nazizeit beschmutzt hatten. Mohler 
verübelte es diesen Männern noch Jahrzehnte später, daß 
diese „feinen Pinkel" die „Schmutzarbeit" denen überlas- 
sen hätten, die, nach Dafürhalten der lernwilligen oder 
auch nur zurückhaltenden Konservativen, den alten Mist 
wieder an den Mann zu bringen suchten. Selbst nichts an- 
zurühren und sich von denen abzuwenden, die den Konser- 
vatismus wieder auf die Beine bringen wollten - das war 
Mohler zuviel. Ein Forsthoff galt ihnen als couragierter 
Mann, weil er die Schmutzarbeit übernahm, die Rechts- 
front wiederaufzurichten. 

Nun, heute steht diese Front wieder, in der Rechtskon- 
servative wie Lübbe, Lobkowicz, Scheuch, Sperber und an- 
dere sowie die jüngeren neuen Konservativen wie Kalten- 
brunner, Schoeps und ein Odo Marquard mitwirken. Einige 
Worte zu Odo Marquard, der eine Art Paradiesvogel in der 
Menagerie ist. Anfang der sechziger Jahre bot er eine He- 
gel-Studie an, in der die kritische Vernunft noch Lob er- 
fuhr, weil sie den gesellschaftlichen Fortschritt weiter- 
schob. Knappe zehn Jahre später fand er heraus, daß kriti- 
sche Vernunft und der Fortschrittsgedanke in der Nähe des 
Terrorismus anzusiedeln sind, denn sie untergraben „die 
bewahrenswerteste der uns historisch erreichbaren Wel- 
ten". Neben dem Marxismus machte er die Friedensbewe- 
gung und die ökologische Bewegung als eine „Revolte ge- 
gen das Bestehende" aus. In dieser Hinsicht ist er keines- 
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wegs neu oder originell. Für uns aufschlußreich wird er 
erst, wenn er erläutert, wozu die konservative Geisteswis- 
senschaft vonnöten ist. Im tristen Alltag schafft sie eine 
„Ersatzverzauberung des Ästhetischen", die „Entwicklung 
des Sinns für die Natur und die Geschichte" sowie eine 
„Ermunterung von Traditionen". Herr M. charakterisiert die 
optimistische Zuversicht der Konservativen als das, was 
sie tatsächlich ist: als schillernde Verpackung und die kon- 
servativen Gesellschaftswissenschaftler als Designer die- 
ser „Ersatzverzauberung". 

Den geisteswissenschaftlichen Aufbruch in die neue Zu- 
versicht umriß 1980 „Criticon": „35 Jahre nach Kriegsende 
wissen wir, daß die Nachkriegszeit erst in dem Augenblick 
endet, wenn ihr ein Ende gesetzt wird. Und das ist keine 
Frage der rationalen Abklärung, sondern des Willens. Die 
Frage nach der deutschen Identität (Was ist Deutschland? 
Wer sind die Deutschen? Wo liegen die deutschen Mög- 
lichkeiten?) ist quer durch die politischen Fronten erwacht." 
Das ist des Pudels Kern: Nicht „rationale Abklärung", nicht 
vernünftige Einsicht in objektive Gesetze und Gegebenhei- 
ten, nicht schlüssige Lehren aus der Geschichte, sondern 
ein Willensakt muß die neue Welt errichten, besser: die 
alte Welt in eine Ersatzverzauberung hüllen. 


„Mut zur Erziehung" 


Die angestrebte neue Welt der Konservativen wäre kurzat- 
mig und -lebig, würde sie nicht auf Erziehung und Bildung 
Einfluß zu nehmen suchen. Das Einsickern der im Faschis- 
mus belasteten Konservativen in die Schulen und Hoch- 
schulen begann frühzeitig. Die Bildungsprogramme hatten 
den Antikommunismus aufgenommen und kamen insofern 
den reaktionären Zuchtmeistern entgegen, da sie ihnen die 
Anpassung an die Nachkriegszeit erleichterten. Erst die 
einsetzenden Jahre der Entspannung brachten einiges in 
Bewegung; sie spiegelten sich nicht nur in den Kämpfen 
um die Schulbuchgestaltung wider, die nun die SPD-re- 
gierten Länder deutlich von den CDU/CSU-Domänen 
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trennten, sondern bewogen einen Teil der Lehrkräfte, den 
veränderten politischen Gegebenheiten Rechnung zu tra- 
gen. Der Slogan von der Umwertung aller Werte ging um, 
von den reaktionären Politikwissenschaftlern, Soziologen 
sowie Schul- und Kultusbehörden anders gemeint als von 
jenen, die eine Entspannung befürworteten und konserva- 
tive Werte über Bord gehen ließen. Die Jugend- und Stu- 
dentenbewegung Ende der 60er Jahre, die Schluß mit dem 
jahrhundertealten Mief unter den Talaren forderte, zeigte 
eine eindeutig politische Ausrichtung. Nur wenige Jahre 
später erhielten die rechten Kräfte eine unverhoffte Unter- 
stützung aus dem Lager der RAF-Terroristen, deren Bom- 
ben den Konservativen wie gerufen kamen. Diesem Druck 
wich die SPD/FDP-Regierung und entsprach mit dem eilig 
zusammengezimmerten Berufsverbotserlaß den Intentio- 
nen der Rechten. Auch Lehrer fielen diesem Erlaß zum 
Opfer. Doch Gefahren für ihre Erziehungspolitik drohten 
noch aus einer ganz anderen Ecke. 

Wieder einmal stieg Hermann Lübbe in den Ring, um 
darauf aufmerksam zu machen, daß die Erziehungspro- 
gramme vor einer Zerreißprobe stünden. Was quälte ihn? 
Das Eindringen der modernen Wissenschaft und Technik 
in alle Lebensbereiche stellte die Schul- und Erziehungspo- 
litik vor neue Aufgaben. Um die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit in Wissenschaft und Produktion aufrechtzu- 
erhalten, stand die BRD, wie jedes andere Industrieland, 
vor dem Problem, Erziehung und Bildung auf diese Anfor- 
derungen abzustimmen. Man bedurfte einer massenhaften 
qualifizierten Ausbildung, um den Zufluß künftiger Fachar- 
beiter, Ingenieure und Technologen zu gewährleisten. 

Innovationsbereite Lehrkräfte unterstützten interessante 
Experimente, die darauf abzielten, in den Schülern selb- 
ständiges Denken zu wecken, sie zur Mitgestaltung des 
Lehrprogramms zu animieren und zur kritischen Analyse 
der gesellschaftlichen Situation zu bewegen. Und eben- 
das rief Lübbe auf den Plan. Er fürchtete eine „gesteigerte 
Abstraktionserhöhung", die den Schülern und Studenten 
ein Wissen bereitstellt, mit dem sie auf Distanz zu den 
überkommenen tradierten Werten gehen könnten. Eine 
durchaus berechtigte Angst, die den Stammvater Burke 
verriet, dem Bildung und Vernunft als Geburtshelfer eines 
kritischen Zeitgeistes zuwider waren. 
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Als geistiger Widersacher stand in jenen Jahren Imma- 
nuel Kant seinen Mann: „Unser Zeitalter ist das eigentliche 
Zeitalter der Kritik, der sich alles unterwerfen muß. Reli- 
gion durch ihre Heiligkeit, und Gesetzgebung, durch ihre 
Majestät, wollen sich gemeiniglich derselben entziehen. 
Aber alsdenn erregen sie gerechten Verdacht wider sich, 
und können auf unverstellte Achtung nicht Anspruch ma- 
chen, die die Vernunft nur demjenigen bewilligt, was ihre 
freie und Öffentliche Prüfung hat aushalten können." Kant 
lehnte keineswegs traditionelle Normen und Werte ab, 
machte ihren Bestand und ihre Hoffähigkeit jedoch davon 
abhängig, wie sie vor der kritischen Vernunft ihre Prüfun- 
gen bestanden. Wird das Hergebrachte von der Vernunft 
verworfen, weil es den neuen Regeln des menschlichen 
Zusammenlebens nicht mehr entspricht, so sollen besagte 
Werte ihren Thron verlassen und sich trollen. Die Konser- 
vativen präsentierten, und tun es noch heute, eine andere 
Rechnung: Nicht traditionelle Werte haben sich zu recht- 
fertigen, sondern die Vernunft sollte in sich gehen und ab- 
wägen, ob der „Geist der Neuerungen", den sie in die Welt 
setz, nicht das menschliche Zusammenleben weitaus 
mehr gefährdet. 

Nach dieser Regel verfuhr auch Lübbe, indem er der Ver- 
nunft die Last auferlegte, ihre ständige Veränderungssucht 
auch als vernünftig zu beweisen. Solange dieser Beweis 
aussteht, ist „in die Vernünftigkeit gegebener Zustände 
und geltender Normen zu vertrauen". Eine höchst eigenwil- 
lige Forderung, die zudem noch mit der Willkür einhergeht, 
jeden Beweis, den die Vernunft vorlegt, als aufmüpfiges, 
destabilisierendes, ja terroristisches Denken zu denunzie- 
ren. So verfuhren die Konservativen stets, wenn die Ver- 
nunft das Neue ankündigte und durchzusetzen suchte. 

Dieser Streit ist längst nicht ausgestanden, wie die teils 
heftigen Debatten um die Schulpolitik und -reformen, die 
sich zwischen den CDU- und SPD-regierten Ländern ab- 
spielen, beweisen. Schulprogramme, die darauf abzielen, 
Kinder zu mündigen Bürgern zu erziehen, um sie letztend- 
lich zu befähigen, in ein vorurteilsfreies Denken und Han- 
deln einzutreten, attackieren die CDU-Kultur- und Schulbe- 
hörden mit Hilfe reaktionärer Elternvereinigungen als einen 
Versuch, die Kinder dem Elternhaus und der -aufsicht zu 
entfremden und zu entziehen. Das ist ein beliebtes konser- 
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Kinder als Zielscheibe einer Erziehung zu Konformismus und Gehorsam 


vatives Argument: Der Entzweiung der Bindung zwischen 
Eltern und Kindern muß entgegengetreten werden. Das ge- 
hört zur konservativen Familienpolitik. Wer Kindern bei- 
bringt, daß Disziplin ihren Sinn nur darin hat, sich bewußt 
einer Vernunftsautorität zu fügen, verstößt gegen das kon- 
servative Prinzip, sich der Disziplin und Ordnung unter 
allen Umständen zu unterwerfen. Obrigkeit, ob in der 
Schule oder zu Hause, ist in jedem Falle die Vorgesetzte 
Autorität. Die Erziehung zum Konformismus und familiären 
Gehorsam kann die falscheste sein. Im Unterschied zu den 
damaligen Westzonen brachte die Ostzone den Mut auf, 
durch eine konsequente antifaschistische Erziehung auch 
Widersprüche in den Familien auszulösen. Das war mitun- 
ter hart, aber notwendig, um die Kinder aus dem herge- 
brachten Denken herauszureißen. Dieser Mut trat in West- 
deutschland, später in der BRD, nur vereinzelt auf, wobei 
sich antifaschistische Pädagogen stets der Gefahr aussetz- 
ten, ihre Arbeit zu verlieren. Wollte eine Schulbehörde 
nicht vordergründig die Gesinnung des Lehrers aburteilen, 
so reichte schon der Vorwurf, die Kinder gegen das tradi- 
tionelle - somit auch nazistische - Denken im Elternhaus 
aufgebracht zu haben. Als sich hier in den sechziger Jah- 
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ren ein Wandel anzubahnen schien, brachten Berufsver- 
bote und heftige reaktionäre Polemiken das Erziehungs- 
und Bildungswesen wieder ins Gespräch. 

Noch vor der „Wende" versammelten sich 1978 in Bad 
Godesberg konservative Gesellschaftswissenschaftler - 
Hermann Lübbe, Wilhelm Hahn, Nikolaus Lobkowicz, Hans 
Bausch, Goto Mann und Robert Spaemann - und verab- 
schiedeten Thesen unter dem Titel „Mut zur Erziehung". 
Über dieses Dokument urteilte der fortschrittliche BRD- 
Wissenschaftler Ernst Tugendhat: „Den Autoren ist es ge- 
lungen, die autoritären pädagogischen Vorstellungen, die 
von vielen schon lange gehegt wurden, aber die man nach 
1945 nicht zu artikulieren wagte, respektabel zu machen, 
indem sie sich in eine rhetorische Sprache kleiden, die ihre 
totalitäre Tendenz ein wenig verdeckt. Man soll jetzt wie- 
der wie in alten Zeiten Mut haben können zu einer Erzie- 
hung, die keinen Mut erfordert, keine Phantasie, keine 
Sympathie und keine Verantwortung für den einzelnen 
Menschen - zu einer Erziehung, die auf Kosten der Kinder 
geht und auf Kosten der Demokratie." 

Das ist eine harsche Kritik an den vorgelegten „9 The- 
sen", die sich als gerechtfertigt erweist, wenn man sich 
durch die hochgestochene Rhetorik geschaufelt und den 
dürftigen Kern freigelegt hat. Schon die ersten Thesen be- 
kunden das Programm. Sie wenden sich „gegen den Irr- 
tum", daß die Schüler zur „Mündigkeit" erzogen werden, 
wenn man ihnen die Befähigung mitgibt, die „jeweils gege- 
benen Herkunftsverhältnisse" kritisch- zu werten. Die 
Schule hat nicht den Auftrag, Kinder „kritikfähig" zu ma- 
chen, sondern sie mit „Vorgegebenheiten in Übereinstim- 
mung" zu bringen. Ein Schüler ist erst dann aus der „Auto- 
rität eines Lehrers" entlassen, wenn er die vorgegebenen 
Normen und Werte, die ihn zum guten, braven, disziplinier- 
ten Untertanen machen, verinnerlicht hat. „Mündigkeit 
wäre dann also dahingehend uminterpretiert, daß sie zwar 
noch immer die Fähigkeit ist, ohne Leitung eines anderen 
zu leben, aber nur insofern, als man gelernt hat, sich sei- 
nes Verstandes nicht mehr zu bedienen", seziert Tugend- 
hat diese Thesen. Mündig ist man nach Ansicht der Kon- 
servativen erst dann, wenn es der Erziehung gelungen ist, 
jede kritische Hinterfragung der gegebenen Verhältnisse 
zu ersticken. 
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Der schon genannte ehemalige Mitarbeiter in einem 
NATO-Gremium Hofmann schlug in diese Kerbe, als er 
fragte: „Können wir es den jungen Menschen übelnehmen, 
wenn sie Antikommunismus als altmodisch ansehen, so- 
lange ihnen Relativismus als führende Philosophie der mo- 
dernen Zeit vermittelt wird?" Unter „Relativismus" begreift 
er die Abkehr von Normen und Werten, die das politische 
Leben des kalten Krieges geprägt haben, und eine Hinwen- 
dung zur Versachlichung der politischen Diskussion. Hof- 
manns Wortmeldung war in den letzten Jahren eine der 
vielen, die in der Erziehung zur Vernunft des Teufels Werk 
zu beobachten glaubten. 

Die zweite These in „Mut zur Erziehung" liest sich so: 
„Wir wenden uns gegen den Irrtum, die Schule könne Kin- 
der lehren, glücklich zu werden, indem sie sie ermuntert, 
‚Glücksansprüche' zu stellen. - In Wahrheit hintertreibt die 
Schule damit das Glück der Kinder und neurotisiert sie. 
Denn Glück folgt nicht aus der Befriedigung von Ansprü- 
chen, sondern stellt im Tun des Rechten sich ein." An- 
spruchsdenken schließt auch anspruchsvolles Denken ein 
und verläßt oft, wenn nicht gar meist, vorgegebene Bah- 
nen, um auf anderen Wegen das zu suchen, was ihm vor- 
enthalten wurde. Und dieses Denken ist weit davon ent- 
fernt, das Glück als die unauffindbare blaue Blume zu defi- 
nieren, was die Konservativen noch akzeptieren könnten, 
weil eine ergebnislose Glückssuche wieder auf dem Boden 
der „Gegebenheiten" endet. Der einzelne kann nur im Ver- 
zicht auf Ansprüche und nur im „Tun des Rechten" sein 
Glück finden; und über das „Rechte" wissen die Rechten 
die beste Auskunft zu geben: Disziplin, Einfügsamkeit und 
Verinnerlichung vorgegebener Rollen im Staat und in der 
Gesellschaft verhindern die Neurotisierung. Nur so sind 
die Kinder und Jugendlichen davor gefeit, politischen „Ver- 
führern", die der kritischen Vernunft und neuen gesell- 
schaftlichen Ansprüchen das Wort reden, zu erliegen. 

Nun ist mit dem Aufruf, duckmäuserische Staatsbürger 
und vernunftlose Biedermänner zu erziehen, noch nicht die 
Frage beantwortet, wie die notwendige Erhöhung der Bil- 
dung, um den wissenschaftlich-technischen Anforderun- 
gen gerecht zu werden, vor sich gehen soll. Darauf möchte 
die achte These antworten: „Wir wenden uns gegen den 
Irrtum, die Verwissenschaftlichung des Unterrichts sei die 
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erzieherische Antwort auf die Herausforderung unserer 
wissenschaftlichen Zivilisation. - In Wahrheit erschwert 
man auf diese Weise die Erziehung zur Fähigkeit, sich in 
der wissenschaftlichen Zivilisation an Gegebenheiten und 
Maßstäben zu orientieren, die eigener Erfahrung zugäng- 
lich sind. Denn selbst noch das spätere Erlernen einer Wis- 
senschaft setzt Kompetenzen voraus, die sich schulisch 
nicht auf dem Wege der Rezeption wissenschaftlicher In- 
formationen erwerben lassen." Welchen Irrtum wollen die 
Meister aufdecken? Daß die „Verwissenschaftlichung des 
Unterrichts" die Schüler hindert, sich an „Gegebenheiten 
und Maßstäben zu orientieren"? Daß die Schule keine ferti- 
gen Physiker, Chemiker und Computerfachleute hervor- 
bringt, dürfte außer Frage stehen. Was aber kann sie tun, 
um gesellschaftlichen Erfordernissen gerecht zu werden? 
Setzt die Wissenschaft nicht selbst Gegebenheiten und 
Maßstäbe für das schulische Lehrprogramm? Das eben ist 
es, was die Konservativen fürchten: ein Erziehungspro- 
gramm, das die Schüler befähigt, ihr Denken zu trainieren, 
um selbstsicher Entscheidungen zu treffen. Dem wissen- 
schaftlichen Denken haftet die dialektische Negation an, 
die nur das als Wahrheit anerkennt, was vor der Vernunft 
besteht. Das machen die Konservativen als das Böse aus. 


Die Konservativen zwickt der für sie unlösbare Wider- 
spruch, daß die Gesellschaft einerseits wissenschaftlich 
gebildeter Kader bedarf, andererseits jedoch die tradier- 
ten Werte und Normen retten will, die die kritische Ver- 
nunft zu fürchten haben. Die Thesen „Mut zur Erzie- 
hung" entschieden sich für den Erhalt der Werte, denen 
zufolge die Erziehung so aussehen müßte: Erst wenn es 
der Schule geglückt ist, kritische Neugier in die Bahnen 
konformistischer Anpassung zu lenken, wenn nicht das 
eigene Denken, sondern das vorgegebene zum Orientie- 
rungsmuster geworden ist, erst dann hat der Schüler 
die „Kompetenz" für das „Erlernen einer Wissenschaft". 
Die Gewähr, im besten Falle einen Fachidioten und nicht 
etwa einen kritischen und ringenden Geist zu bekom- 
men, erwarten die Konservativen von der Erziehung. 


Gegen jedes „emanzipatorische Sinnwissen" muß der 
Schüler immunisiert werden. Jeder Pädagogik, „die sich 
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nicht damit begnügen möchte, Kindern sekundäre Tugen- 
den wie Fleiß und Ordnungsliebe anzudressieren", muß 
eine Absage erteilt werden. 

Werte wie Fleiß, Ordnung, Disziplin sind in jedem Falle 
grundlegend für den Wissenserwerb. Sie lassen sich nicht 
von vornherein als konservativ oder neokonservativ denun- 
zieren. Auch im Sozialismus haben Schludrigkeit und Faul- 
heit keine Chance, gesellschaftliche Anerkennung zu errin- 
gen. Doch Fleiß, Disziplin und Ordnung können Zweifel 
auslösen oder auf berechtigte Ablehnung stoßen, wenn er- 
kannt wird, daß sie lediglich dem egoistischen Karriere- 
streben geschuldet sind, daß sie zu Vehikeln der Eigen- 
sucht, des Machtstrebens und einer Moral werden, die 
man sprichwörtlich als Radfahrermoral bezeichnet. Dann 
finden sich dafür auch andere Worte: Jemand schmiert 
sich beim anderen ein, liebdienert oder kriecht dem ande- 
renindenA... 

Was bei uns zu Recht Unbehagen auslöst, weil gesell- 
schaftliche Normen verletzt werden, ist im konservativen 
Verständnis die eigentliche Substanz dieser Werte: Fleiß, 
um gegen jede Konkurrenz zu bestehen; Ordnung als Un- 
terordnung; Disziplin als Schule für Gehorsam und Lehre, 
später andere zu demütigen. Als konservative Werte die- 
nen sie dem Erhalt und nicht der Veränderung gesell- 
schaftlicher Zustände. Wer sich jedoch Fleiß, Disziplin und 
Ordnung auch unter kapitalistischen Bedingungen zum Ziel 
nimmt, die Persönlichkeit für höhere Interessen als die rein 
egoistischen auszubilden, hat sich gegen die konservati- 
ven Werte vergangen. 

Die konservativen Erziehungs- und Bildungstheoretiker 
sind allerdings nicht so grobschlächtig, dem Egoismus of- 
fen das Wort zu reden. Das ginge auch nicht, denn die 
„Werterziehung" zielt auf die Verinnerlichung „sittlicher 
Maximen", die den einzelnen zum „geordneten Leben" in 
der Gemeinschaft befähigen sollen. Diese Erziehung be- 
wegt sich in einem grundsätzlichen Widerspruch, der je- 
doch den Widerspruch der bürgerlichen Gesellschaft 
schlechthin widerspiegelt. Karl Marx machte darauf auf- 
merksam, daß die Kluft zwischen der egoistischen Privat- 
person und dem Staatsbürger nicht zu schließen ist, es ist 
die Kluft zwischen dem kapitalistischen Einzelinteresse 
und der Einbindung in einem illusorischen „Gemeinwohl". 
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Auch in England wollen die Konservativen Kinder und Jugendliche so er- 
ziehen, daß diese vor der kritischen Befragung ihrer gesellschaftlichen 
Umwelt immunisiert werden und damit auch die Arbeitslosigkeit als 
Schicksal hinnehmen. 


Die ausdrückliche Bejahung der kapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse seitens konservativer Erziehungstheoreti- 
ker müßte logischerweise eine Erziehung voraussetzen, die 
den einzelnen mit der Ellbogenfreiheit vertraut macht und 
ihn ermuntert, im gesellschaftlichen Konkurrenzverhalten 
siegreich hervorzugehen. Die Konservativen würden diese 
Logik weit von sich weisen, denn eine solche Erziehung, 
Wolfsgesetze zu lehren und gegen jeglichen Gemein- 
schaftssinn zu predigen, kann es nicht geben. Das ist rich- 
tig, auch unter kapitalistischen Verhältnissen. Konservative 
Theoretiker wie Claus Günzler und Gotthard M. Teutsch 
lehnen, nach eigenen Aussagen, die Selbstverwirklichung 
um den Preis der Ausbeutung Unterlegener ab. Dem kann 
man grundsätzlich zustimmen, doch eine solche Erziehung 
kann eigentlich nur dort stattfinden, wo die soziale und 
Chancengleichheit bestehen, weil die Gesellschaft das Pri- 
vateigentum an Produktionsmitteln, das Privilegien schafft, 
aufgehoben hat: im Sozialismus. 

Wie überwinden konservative Theoretiker diesen Wider- 
spruch? Gar nicht, denn sie ignorieren ihn, weil sie alle 
Übel dieser Welt anthropologisieren, sie werden zu Mo- 
menten menschlicher Unvollkommenheit, individueller 
Nöte und Zwänge. Nur das Festhalten an der „Reinheit des 
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Ideals" kann diese Widerwärtigkeiten des Alltags über- 
brücken helfen. In der Liebe zur Heimat, zur Gemeinschaft, 
zum Volk sehen die Konservativen ihr Erziehungsziel, hin- 
ter dem alle gesellschaftlichen Gebrechen zwar nicht ver- 
schwinden, jedoch ins Dämmerlicht eines schicksalhaften 
Daseins getaucht werden. In dieser illusionären Einheit 
muß sich der einzelne als Teil eines Ganzen verstehen. 
Wenn in diesem Sinne Selbstbeschränkung und Disziplin, 
Fleiß und Ordnung, Gesetzestreue und Gemeinsinn gelehrt 
werden, so geht diese konservative Werterziehung davon 
aus, daß nur in diesen Normen der einzelne seine Ganz- 
heitlichkeit, seine Würde und Menschlichkeit erringt. 
Sollte er im wirklichen Leben Ausbeutung, Geringschät- 
zung und Mißachtung erfahren, so muß er sich vergegen- 
wärtigen, daß hier natürlich gegebene Ungleichheiten ihn 
drangsalieren und nicht etwa kapitalistische Ausbeutungs- 
verhältnisse. Der Verzicht auf unerfüllbare Glücksansprü- 
che und die Selbstbescheidung gehören zum Lehrpro- 
gramm. Moral und Gesittung geben jedem den Eigenwert 
und das Empfinden, in einer Welt zu leben und zu wirken, 
die zwar nach Idealen erschaffen, jedoch von der mensch- 
lichen Unzulänglichkeit regiert wird. 

Klaus Hornung, Professor für Politikwissenschaft an der 
Pädagogischen Hochschule Reutlingen und „pädagogi- 
scher" Fachmann der extremen Rechten, die sich selbst 
die „Neue Rechte" nennt, bewegt sich allemal in diesem 
Denkschema, wenn er dem „gesitteten Deutschen" die 
Aufgabe zumißt, dem „ganzheitlichen Europa" höhere 
Werte einzubringen. Das läßt sich nur über eine „nationale 
Erziehung" erreichen, in der die „indogermanischen 
Werte" wie „Ordnung, Nation, Autorität und Machtwille" 
höchsten Stellenwert genießen. Konservative Erziehungs- 
theoretiker müssen sich Vorhalten lassen, daß ihre Lehren 
auch den extremsten Meinungen und Standpunkten Tür 
und Tor öffnen. 

Was also hat es mit dem „Mut zur Erziehung" auf sich? 
Wie alle anderen Mut-Erklärungen wurzelt auch diese in 
der unseligen Tradition, sich gegen Vernunft, Aufklärung, 
Humanismus, Wirklichkeitssinn und gesellschaftlichen 
Fortschritt zu stellen. 


Um also den Gefahren der Unbe- 
ständigkeit und Wandelbarkeit, tau- 
send und tausendmal furchtbarer 
als die der Verhärtung und der blin- 
desten Vorurteile, auszuweichen, 
haben wir den Staat geheiligt, auf 
daß niemand seine Gebrechen an- 
ders als mit schüchterner Ehrfurcht 
enthülle, auf daß es keinem 
träume, seine Verbesserung mit 
seiner Zerstörung zu eröffnen, auf 
daß jeder Bürger zu den Fehlern 
desselben herannahe, wie man zu 
den Wunden eines Vaters tritt, mit 
frommer Zärtlichkeit und zitternder 
Besorgnis. 

Edmund Burke 


Seit Jahren durften die Bundesbürger als Augen- und Oh- 
renzeugen an einer anhaltenden Beschimpfung der FDP 
seitens der CSU teilhaben. Bayrische Kraftworte erfreuten 
oder verärgerten die Leute, je nach politischem Standort. 
Die Parteikontrahenten ließen an Deutlichkeit nicht fehlen, 
worum es ihnen ging. Die CSU-Führung und die „Stahl- 
helm"-Fraktion in der CDU zeigten Unzufriedenheit mit der 
unvollendeten Wende, denn die erhoffte „konservative Ge- 
genreformation" geriet nicht so wie erwünscht. Worum 
ging es? 

In der Wende zu „mehr Marktwirtschaft" konnte man 
zwischen CSU und FDP fast von einer Kumpanei reden, 
wie die Diskussionen um den Spitzensteuersatz verrieten. 
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Die CDU-Sozialausschüsse sperrten sich jungfräulich, um 
das Image „arbeitnehmerfreundlich" aufzupolieren, doch 
schließlich gaben sie sich breit lächelnd geschlagen. Den 
Monopolen und Höchstverdienern die Steuern zu begren- 
zen galt allen als die beste Methode, Kapitalien für Investi- 
tionen freizusetzen. Ein Blick in die USA hätte eigentlich 
genügt, um belehrt zu werden, daß Kapitalmehrung in den 
Händen weniger keineswegs der Volkswirtschaft zugute 
kommt. Die Banken dachten nicht daran, für eine ausge- 
wogene Akkumulation zu sorgen. Ob die westdeutschen 
Konservativen samt FDP-Spitzen bei ihren eigenen Ban- 
kiers und Konzernchefs mehr Vernunft und Einsichten in 
die Allgemeinbelange vermuteten, wird wahrscheinlich ihr 
gut gehütetes Geheimnis bleiben. Es sei, wie es wolle, die- 
sen Aspekt der sozialen Revanche - Abbau der Sozialbe- 
reiche zugunsten der Monopolgewinne - trugen CSU/CDU 
und FDP in einträchtiger Gemeinsamkeit. 

Der entscheidende Unterschied bestand und besteht in 
den Auffassungen, welche Rolle der Staat nach innen und 
außen zu spielen hat. Obgleich die FDP-Spitzen innenpoli- 
tisch fast alles zu tragen bereit sind in Gemeinsamkeit mit 
der CDU, haben sie außenpolitisch bestimmte Prioritäten 
gesetzt, die den Rechtskonservativen das Blut in Wallung 
bringen. 

Welche Differenzierungsprozesse werden hier sichtbar? 
Die FDP und eine konservative Fraktion, die in der Nähe 
von Lothar Späth, Kurt Biedenkopf u. a. plaziert ist, wei- 
chen in ihren Beurteilungen der internationalen Weltlage 
zum Teil erheblich von den Rechtskonservativen ab. Späth 
beispielsweise artikulierte auch die Vorstellungen namhaf- 
ter Industrieller und Bankiers, die ihre Geschäfte wie auch 
die Ganzheitlichkeit der Welt gefährdet und bedroht se- 
hen, wenn an einer sinnlosen militärischen Konfrontation 
mit der Sowjetunion festgehalten wird. Sie wissen sich in 
der Rolle der besseren Kapitalisten, weil sie erkannt ha- 
ben, daß nur in der friedlichen Gegenseitigkeit das Überle- 
ben und somit auch die Profitwirtschaft gesichert sind. 
Und sie sind durchaus im Recht, denn der historische Er- 
halt des Kapitalismus hängt vom Frieden ab. Der Tod des 
einen ist auch der Tod des anderen. Diesen Aspekt hat der 
Sprecher der Deutschen Bank, Christians, nach seiner Teil- 
nahme am Friedensforum 1987 in Moskau verdeutlicht. 


150 


Die Rechtskonservativen hingegen gehen von der Unver- 
einbarkeit der beiden Gesellschaftssysteme aus, von der 
natürlich gesetzten Feindschaft, die eine Zusammenarbeit 
ausschließen. Obgleich dieses Ausschließlichkeitsdenken in 
letzter Konsequenz nicht einhellig ist und von bestimmten 
Abrüstungsvorstellungen flankiert wird, gehen die Kom- 
promisse nicht so weit, sich zur Erkenntnis über die Frie- 
densfähigkeit der Sowjetunion durchzuringen. Das Phan- 
tom der sowjetischen Gefahr hält diese Konservativen fest 
in den Händen. Der CDU-Rechtsaußen Jürgen Todenhöfer 
leiht seine Stimme denjenigen, denen dieses Phantom die 
Sinne für die internationalen Zusammenhänge vollends ge- 
raubt hat und die jeden Abrüstungsschritt für verderblich 
halten. Ihnen gilt der starke Staat nach innen und außen 
als die einzige Gewähr zum Überleben. 

In die Philosophie vom „starken Staat" passen Momente 
wie Entspannung, Koexistenz und Zusammenarbeit nicht 
hinein, denn die Rechtskonservativen übersetzen diese 
Worte anders: Schwächung des Staates, politische Anbie- 
derung und Defätismus. Der stramme CSU-Rechtsausle- 
ger Hans Graf Huyn: „Zur Entspannung gibt es keine Alter- 
native - so heißt ein törichtes Sprichwort unserer Zeit, das 
auch durch ständige Wiederholung nicht zutreffender 
wird." Was wäre dann die Alternative zur Entspannung? 
Eine deutliche Antwort wird vermieden, denn sie hieße 
Konfrontation und Wahrscheinlichkeit eines Krieges. Nicht 
etwa, daß die Neokonservativen um Antworten verlegen 
sind, doch sie kaschieren mehr, als sie offenlegen. Eine 
dieser Antworten besteht darin, vorzugeben, im konservati- 
ven Staatsgedanken die besten menschlichen und natürli- 
chen Werte aus der Vergangenheit in die Gegenwart geret- 
tet und für die Zukunft aufbewahrt zu haben. Nun, das läßt 
sich überprüfen. Da die Neokonservativen ausdrücklich die 
Vergangenheit heraufbeschwören, insbesondere die 
Staatstheorien der nachwilhelminischen Ära, sollte man ih- 
nen dorthin folgen. 
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„Der Staat bin ich!" 


Einer dieser hochgeehrten Lehrer war Carl Schmitt, der im 
Greisenalter (1888-1985) noch die Genugtuung erfuhr, 
seine geistigen Enkel aus seinem Wissensborn schöpfen 
zu sehen. 

Dem Juristen Schmitt brach nach der Oktoberrevolution 
1917 eine Welt zusammen. Als die rote Fahne im Novem- 
ber 1918 gar über dem Berliner Schloß wehte, muß es ihm 
wie Burke ergangen sein, der durch die Französische Revo- 
lution sein Haus gefährdet sah. Nur, Burke fürchtete den 
Flächenbrand, der auch das Inselreich erreichen könnte. 
Schmitt stand inmitten des Brandes, der aus Sowjetruß- 
land herübergezüngelt war. Daß den revolutionären Mas- 
senaufmärschen der Arbeiter und Soldaten, dem Wirken 
der internationalistischen Arbeiterführer Karl Liebknecht 
und Rosa Luxemburg mit Demagogie, blutiger Gewalt und 
schließlich Mord begegnet wurde, rechnete Schmitt der 
Weimarer Republik und ihren rechtsopportunistischen Hü- 
tern hoch an. Das blieb auch seine einzige Dankesbezei- 
gung an die Republik. Das heißt, noch einen Umstand fand 
er rühmlich: daß sich die Weimarer Verfassung mit dem 
Ermächtigungsgesetz die Möglichkeit offenhielt, alle de- 
mokratischen parlamentarischen Instanzen außer Kraft zu 
setzen. Doch das untätige Abwarten auf einen eventuellen 
Einsatz des Paragraphen 48 war nicht seine Sache, und 
so vertrieb er sich die Zeit mit theoretischen Erarbei- 
tungen, wie ein Staat nach seinem Bild beschaffen sein 
müßte. 

Die Hohenzollernmonarchie wußte er als abgetan und 
bezweifelte, daß ihre erneute Inthronisation von Nutzen 
wäre. In dieser Hinsicht verließ er die festgetretenen Pfade 
konservativen Denkens, das zumeist immer noch dem 
monarchistischen Gedankengut verhaftet war. Doch die 
Morgengabe, die er in den Konservatismus einbrachte, er- 
wies sich den monarchistischen Sehnsüchten als weitaus 
überlegen. In seiner Schrift „Der Wert des Staates und die 
Bedeutung des einzelnen" untersuchte er - wie schon der 
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Titel sagt - die Beziehungen zwischen Staat und Indivi- 
duum. Die Quintessenz: Die liberal-bürgerliche Vorstel- 
lung, der Staat habe seine Grenzen an den Freiheitsrech- 
ten des einzelnen, sei ausgemachter Plunder. 

Das war und ist bis heute der Punkt, in dem die zwei 
grundsätzlich unterschiedlichen bürgerlichen Staatstheo- 
rien im Widerstreit lagen und liegen. Schmitt aktualisierte 
im Grunde die Staatsauffassungen aus dem endenden 18. 
und beginnenden 19. Jahrhundert. Die Französische Revo- 
lution und die Philosophie der Aufklärung riefen damals re- 
aktionäre Theoretiker auf den Plan, die ein für allemal den 
Grundsatz untermauern sollten, daß die Souveränität nur 
dem Staat, verkörpert im regierenden Monarchen, ge- 
bührt. Die Vorstellungen der Aufklärung vom Volkssouve- 
rän schoben die Regierung sozusagen in den obersten 
Dienstleistungssektor ab. Lebte diese Auffassung zwar 
ebenfalls von der Illusion über den Staat als überparteili- 
chen, regulierenden Mechanismus, so atmete der Zusatz, 
daß er auch Diener des Volkes sein müsse, revolutionäre 
Luft. 

Burke schon entsetzte sich über die Anmaßung, daß die 
göttliche Ordnung, in der das Oben und Unten festgefügt und 
unverrückbar stand, zum Vehikel des Volkswillens werden 
sollte. In England wirkte immerhin ein Unterhaus neben 
dem House of Lords, in Deutschland galt selbst diese ein- 
geschränkte Form der Mitsprache der Bourgeoisie als Sa- 
krileg. Der Fürst, und nur der Fürst, besetzte die Spitze der 
Pyramide als gotterwählter, gesalbter und absoluter Sou- 
verän. Den Herrscher umgab der Adel in führenden Staats- 
positionen, der Klerus wachte über Sitte und Moral, je- 
der andere Stand durfte nie die Hoffnung hegen, vor den 
Augen des Erwählten je etwas anderes als ein Nichts zu 
sein. 

Es blieb einem Göttinger Professor namens August Lud- 
wig Schlözer (1735-1809) Vorbehalten, den Zeitgenossen 
zu beweisen, daß der Schritt von der einen zur anderen 
Staatsauffassung unter bestimmten Umständen möglich 
war. Vor der Französischen Revolution zählte er zu den 
eifrigsten Anhängern der Aufklärung. Doch dann brach 
das Ereignis an, das auch Burke erschütterte - die Pariser 
Bevölkerung führte den König als Gefangenen ab -, und 
im braven Professor vollzog sich ein Wandel, der fortan als 
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symptomatisch gelten kann für eine bestimmte Gruppe „li- 
beraler" Denker. Der jähe Bruch mit dem Königshaus und 
die daraus folgende Fortführung der Revolution vergällten 
ihm nicht nur die Freude am Zuschauen, sondern ließen 
ihn auch befürchten, irgendwann das eigene Haus in Flam- 
men zu sehen. Anzeichen von bürgerlichem Ungehorsam 
und plebejescher Rauflust gab es in den deutschen Klein- 
staaten. So stellte Schlözer fest, daß die Einflußnahme des 
Volkes auf die Staatsgeschäfte, die „zeitweise Herrschaft 
des Pöbels", wie er sich ausdrückte, wohl als Hauptübel ei- 
ner Revolution anzusehen sei. Der Mann bewies in eigener 
Person, daß geistige Liberalität durchaus ins Wanken kom- 
men kann, wenn Krisensituationen um Hab und Gut, um 
Altbewährtes bangen lassen. Dann wird der starke Staat 
zum Schild und Schwert gegen die andrängenden Gefähr- 
dungen. In der Revolution von 1848 zurrten viele, die sich 
zuvor Liberale nannten, ihre Türen fest, als die Konterrevo- 
lution auf den Straßen hauste und die Volkssouveränität 
niederkartätschte. Hundertdreißig Jahre später retirierten 
amerikanische Liberale ins rechtskonservative Lager, weil 
sie meinten, liberale Haltungen nährten nur falsche Hoff- 
nungen über die Rolle des Staates. Er sei kein Wächter der 
sozialen Gerechtigkeit, sondern habe nur in der Härte nach 
innen und Stärke nach außen seine eigentliche Substanz. 
Wie diese Exliberalen war auch Schlözer fürderhin keinen 
seelischen Anfechtungen mehr ausgesetzt bezüglich der 
Frage, wessen Kind der Staat ist. 

Schon vor, doch insbesondere nach der Revolution von 
1848 gewann der preußische Staat für den Konservatismus 
in Deutschland eine überragende Bedeutung. In ihm ver- 
meinten sie einen wunderbaren Mechanismus vor sich zu 
haben, in dem die ständische Gliederung von unten nach 
oben, der alldurchdringende Beamtenapparat die Ordnung 
wahrten. Waren die Staatstheorien in der Restaurations- 
epoche auf die Göttlichkeit des Herrschers zugeschnitten, 
so erfuhr diese Theorie unter Friedrich Julius Stahl - mit 
Blick auf Preußen - eine gewisse Nuancierung. Er sprach 
vom Staat als einer gut geführten Anstalt, die des obersten 
Verwalters, des Königs, ebenso bedürfe wie der Mensch 
der Luft. Hier handelte es sich im übertragenen Sinne um 
eine Abwandlung des Ausspruchs „Der Staat bin ich" zu 
„Der Staat lebt durch mich". Die Vorstellung vom feudali- 
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stischen absoluten Herrscher geriet zu einer Zeit, da die 
bürgerlichen Produktionsverhältnisse immer mehr die 
Oberhand gewannen, ins Zwielicht. Wo bourgeoise Ban- 
kiers den Hof zum Schuldner hatten, stand abzusehen, 
wann ökonomische Macht auch die politische Mitsprache 
herausforderte. Stahl war weit davon entfernt, dem Bür- 
gertum die gleichen Rechte wie dem Adel einzuräumen, je- 
doch schwebte ihm eine Art ständisches Kammersystem 
vor, dem englischen verwandt. 

Da Stahl wie auch Burke den Staat zur göttlichen Institu- 
tion erhoben, entfiel die Frage nach dem Klasseninhalt des 
Staates von selbst, denn Gott schuf das unwandelbare 
Ewige, in dem nicht vorgesehen war, daß das Oben plötz- 
lich unten und das Unten plötzlich oben stand. „Der politi- 
sche Kosmos braucht einen Herrn, der seine Ordnung ga- 
rantiert." Der Monarch als Ordnungshüter und F. J. Stahl 
als Geburtshelfer des „Obrigkeitsstaates". 

Der marxistische Staatstheoretiker Karl Polak schrieb zu- 
treffend: „Der Staat erschien als eine unbezwingbare 
Macht, das Volk konnte nur bewundernd oder verachtend 
zu ihm aufsehen, ihm stand es nicht zu, den Staat vor sein 
Forum zu ziehen, von ihm Rechenschaft zu fordern und ihn 
nach seinem Willen zu gestalten. Der Staat war ein ‚höhe- 
res Wesen', ein undurchdringliches Geheimnis." Daß Stahl 
nicht völlig den absolutistischen Souveränitätsanspruch 
des Monarchen abstreifte, bewiesen seine Repliken über 
den möglichen Machtmißbrauch seitens des Königs. Eine 
Kontrolle durch die ständischen Kammern lehnte er ab, da 
ihm die Willkür des Gekrönten weitaus erträglicher schien 
als die „unberechenbare Willkür" der Untertanen. Hier ver- 
meint man Burke zu lesen, der vor den „Gefahren der Un- 
beständigkeit und Wandelbarkeit" seitens des verände- 
rungssüchtigen Pöbels warnt, die „tausend und tausend- 
mal furchtbarer" als die „Verhärtung" und die „blindesten 
Vorurteile" der Herrschenden seien. „Der Untertan soll 
lieber leiden als sich wehren, und vor allem darf er sich 
nicht auf die ungesetzliche Weise wehren", meinte Stahl 
und überließ dem wohlmeinenden Leser zu erraten, auf 
welche gesetzliche Weise der Untertan sich wehren konn- 
te. Gesetzlich und legitim waren nur die Staatsgewalt, 
alle Formen des Widerstandes dagegen staatsbedro- 
hend. 
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Die Diskussionen, wann das Recht auf Widerstand ein- 
setzt, bringen noch heute die Neokonservativen auf die 
Palme. Außerparlamentarische Opposition gegen die 
Rüstung gilt als „Gewalt der Straße", Sitzstreiks vor Ra- 
ketenstationierungsorten als „Landfriedensbruch", was 
ja konsequenterweise heißt, daß nicht der mehrheitliche 
Wille, sondern der Staat entscheidet, was unter Frieden 
zu verstehen und wann und durch wen er bedroht ist. 


Die obrigkeitsstaatliche Ideologie erfuhr ihre Vervoll- 
kommnung nach 1871, als durch eine „Revolution von 
oben" das Deutsche Reich aus der Taufe gehoben und 
Junkertum und Bourgeoisie ein Herz und eine Seele 
wurden. Vereint setzten sie eine bürokratische Staatsma- 
schinerie in Gang, deren undurchschaubare Automatik das 
von den Konservativen erwünschte Bild ergab von einem 
scheinbar übergeordneten, verselbständigten, unabhängi- 
gen Souverän. Diesem Monstrum war der einzelne unter- 
worfen; er zählte nicht und erfuhr seine Bestätigung als In- 
dividuum erst dann, sofern der Staat ihn zu bemerken ge- 
ruhte. „Der souveräne Staatswille allein schafft die Freihei- 
ten und Rechte der Menschen, genau so gut, wie er sie 
auch wieder vernichten kann." So die Aussage eines Kon- 
servativen, zitiert in Karl Polaks Buch „Zur Dialektik in der 
Staatslehre". Der konservative Staatsrechtler Georg Jelli- 
nek führte weiter aus: „Ein Wesen wird zur Persönlichkeit, 
zum Rechtssubjekt erhoben in erster Linie dadurch, daß 
der Staat ihm die Fähigkeit zuerkennt, seinen Rechts- 
schutz wirksam anzurufen. Der Staat schafft daher die Per- 
sönlichkeit." 

So machtgeschwollen der konservative Staat auch da- 
herschritt, den Gegner, die organisierte Arbeiterbewe- 
gung, schüchterte er nicht ein. Die Sozialdemokratie, ge- 
gen die Bismarck schon vergeblich focht, gewann an Kraft. 
Die Furcht der Konservativen vor dem Parlamentarismus 
wurde aufgewogen von der Illusion der sozialdemokrati- 
schen Führer, durch parlamentarische Mehrheiten zum 
Ziel zu kommen, obwohl Männer wie Bernstein selbst das 
Ziel unkenntlich machten. 
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Die traditionellen Heiligtümer 


Das Revolutionsjahr 1918 verkehrte in Deutschland nichts 
ins Gegenteil: Die rechte Sozialdemokratie übernahm eine 
intakte Staatsmaschinerie samt Polizei, Armee, Justiz und 
Beamtentum samt Fürsten, Großgrundbesitzern und Mono- 
polen. Die Konservativen schauten mit Wehmut ihrem Kai- 
ser nach, auch verwirrten sie die Worte ihres führenden 
Ideologen Arthur Moeller van den Bruck: „Eine Wilhelmini- 
sche Restauration müßte die sinnloseste sein." Carl Schmitt 
akzeptierte van den Brucks Hinweis, der Monarchie nicht 
nachzuweinen, sondern der gegebenen Situation den eige- 
nen Stempel aufzudrücken. In seiner Reformwilligkeit ging 
er vielen Konservativen zu weit, da sie vorerst nicht begrif- 
fen, daß der Parlamentarismus nicht den Untergang, sehr 
wohl aber eine Umstellung bedeutete. Der traditionelle An- 
tiintellektualismus erschwerte den Konservativen eine 
schnelle Anpassung an die Republik, zumal die erstar- 
kende Arbeiterbewegung ihnen recht zu geben schien, 
daß dieser Staat ein Werk des Teufels war. 

Moeller van den Bruck, Autor des Buches „Das Dritte 
Reich", offerierte 1922 eine Art Programm: „Auch Konser- 
vatismus muß immer wieder errungen werden. Konservati- 
ves Denken sieht in allen menschlichen Verhältnissen ein 
ewiges Wiederkehren, nicht im Sinne einer Wiederkehr 
des Gleichen, sondern im Sinne dessen, was ständig und 
dauernd da ist, bald vortritt, bald zurücktritt, aber immer 
wieder durchbricht, weil es ewig ist und im Menschen 
liegt. Doch auch dieses Ewige muß aus dem Zeitlichen im- 
mer wieder geistig geschöpft werden." Man meint aber- 
mals, Edmund Burke zu lesen, dem das Ewige in immer 
wechselnden Gestalten vor Augen stand. Was aber schien 
den deutschen Konservativen als Ewiges? Die einsetzende 
„Revolution von rechts" - eingeleitet von Männern wie var 
den Bruck, Carl Schmitt, Ernst Jünger, Ernst Niekisch, Ed- 
gar J. Jung, Oswald Spengler u. a. - artikulierte das 
Ewige: Staat, Volk, Nation. Diese unvergänglichen Werte 
müßten zu einer totalen Einheit, zu einem, verschmolzen 
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und in die Hände eines Führers gelegt werden. Der Obrig- 
keitsstaat lebte unter einem unheilvollen Zeichen wieder 
auf. 

Carl Schmitt bezog seinen Schützengraben an dieser 
Front, aus dem heraus er die Vielheit der Parteien, den 
„politischen Pluralismus" als „staatszerstörerische Tenden- 
zen", brandmarkte. Er prägte den „Begriff des Politischen", 
worunter er die Vormachtstellung des Staates vor und 
über der Gesellschaft verstand. Nur ihm als „Persönlich- 
keit" und „Hoheit" räumte er das Gewaltmonopol ein. Par- 
lamentarismus und Pluralismus hingegen demütigen den 
Staat, weil partikulare, parteiliche Interessen ihm Grenzen 
setzen, ihn nicht zur Entfaltung bringen. Das konnte weder 
als neu noch als originell bezeichnet werden, doch in einer 
Situation, da zunehmende Krisenerscheinungen zur Demo- 
ralisierung der Mittelschichten führten und das Erstarken 
der kommunistischen Arbeiterpartei die Bourgeoisie nach 
einem Rettungsanker greifen ließ, fiel diese Saat auf 
fruchtbaren Boden. Der Staat behaupte sich nur dann, fuhr 
Schmitt fort, wenn eine endgültige Trennlinie zwischen 
Freund und Feind gezogen werde und die Kräfte der Ord- 
nung diesen Ausnahmezustand souverän für sich ent- 
schieden. Diese Aufforderung richtete Schmitt nicht an 
die Weimarer Regierung, sondern an diejenigen, denen 
ein starker Staat unter einer starken Führung etwas be- 
deutete. 

In das Freund-Feind-Verhältnis bezog er auch ausdrück- 
lich die liberalen Kräfte in der Bourgeoisie mit ein. Sie or- 
ten zwar den „atheistisch-anarchistischen Sozialismus" als 
ihren „Todfeind", akzeptieren ihn jedoch andererseits, ja 
verleihen ihm sogar Größe, indem sie diesen in parlamen- 
tarischen Gefechten als gleichwertige Kraft behandeln. 
Das sei defensiv und verhängnisvoll, schmetterte Schmitt 
die Liberalen nieder. Damit richten sie sich selbst, weil sie 
einer Entscheidung auszuweichen suchen. „Eine Klasse, 
die alle politische Aktivität in Reden verlegt, in Presse und 
Parlament, ist einer Zeit sozialer Kämpfe nicht gewach- 
sen." Nicht dem Feind nur ins Auge sehen, sondern ihn 
vernichten - das sind die Zeichen der Zeit! Und wer sich, 
wie die Liberalen, in der Mitte tummelt, muß beiseite ge- 
wischt werden, um freie Sicht und freies Schußfeld zu be- 
kommen. 
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Die Rechtskonservativen drücken sich heute nicht ganz 
so wild aus, doch daß die Liberalen ihre Zeit damit ver- 
plempern, den „Todfeind" zu besänftigen, ihn durch Ver- 
träge zu binden und durch Verhandlungen und Abrü- 
stungsgeschwätz aufzuwerten - das alles wird ihnen auch 
heute verübelt. 

„Nur in der harten Sprache, die der Unerbittlichkeit allen 
politischen Geschehens gemäß ist, in der die Verbindlich- 
keit und Unwiderruflichkeit des Politischen Ausdruck fin- 
den, kann über den Staat gesprochen und geschrieben 
werden", verkündete Ernst Forsthoff 1933. Schmitt fand 
die „harte Sprache". Er übertrug die alte Gleichsetzung 
von Staat und Monarch in die neue von Staat und Führer - 
Führerstaat. Heutige Versuche der Neokonservativen, die 
Geistesverwandtschaft zur braunen Vergangenheit aus ih- 
rer Traditionslinie zu wischen, sind verschwendete Liebes- 
müh. 


Keineswegs darf gesagt werden, daß der Konservatis- 
mus samt und sonders in den faschistischen Gleich- 
schritt einfiel. Einerseits hielt der Elitarismus ihrer An- 
schauung so manchen gestandenen Konservativen da- 
vor zurück, dem „Gefreiten" zu folgen; andererseits er- 
kannten nicht wenige, daß die faschistischen Werte irre- 
ligiös, antihuman waren und jede menschliche Würde 
zerstampfende Normen darstellten. Einige von ihnen - 
Kirchenmänner, Abgeordnete, Journalisten - mußten 
ihre Weigerung, dem Nazismus zu folgen, mit Kerker 
oder Tod büßen. Hier jedoch ist von der konservativen 
Staatstheorie die Rede, und diese ist zweifelsfrei 
schuldbeladen. 


Für Schmitts Gedankenwelt schlug mit dem 8. Mai 1945 
keineswegs die Sterbestunde, jedoch der Zeitpunkt, eine 
Wende zu vollziehen und das Alte vorerst einzumotten. So 
erklärte er 1950: „Die traditionellen Heiligtümer (die faschi- 
stische Staatskonzeption - H. B.) werden jetzt unsachlich 
und altmodisch." Fürwahr, eine hübsche Vergangenheits- 
bewältigung. Was sollte nun an Stelle der unsachlichen 
und altmodischen Heiligtümer treten? Belastete Konserva- 
tive, wie Schmitt und Forsthoff, schwenkten voll auf die 
Lehre vom „sozialen Rechts- und Wohlfahrtsstaat" ein. 
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Eine weitere Säule stellte die technokratische Staatslehre 
dar, ein Bestandteil der Industriegesellschaftstheorie. Dem 
Staat wurde die Aufgabe zugedacht, als Verwalter der wis- 
senschaftlich-technischen Revolution zu fungieren, allem 
Politischen zu entsagen, da unter den selbstablaufenden 
technischen Prozessen und unter den Bedingungen des 
„sozialen Friedens" keine politischen und sozialen Störfälle 
mehr auftreten würden. „Der harte Kern des heutigen so- 
zialen Ganzen ist nicht mehr der Staat, sondern die Indu- 
striegesellschaft, und dieser harte Kern ist durch die Stich- 
worte „Vollbeschäftigung" und „Steigerung des Sozialpro- 
duktes" bezeichnet. Vor diesen Stichworten werden Klas- 
sengegensätze und das ganze aus der sozialen Realisation 
entnommene Vokabular gegenstandslos", schrieb Forst- 
hoff, dem dereinst der starke Staat und Führer als „harter 
Kern" des Politischen galten. 

In der Theorie von der Industriegesellschaft fühlten sich 
die Konservativen nicht sonderlich wohl, denn konservati- 
ves Geistesgut gedeiht nur auf einem Boden gesellschaftli- 
cher Konfrontation. Legten die langen Jahre der Nach- 
kriegskonjunktur die Konservativen an die Leine? Keines- 
wegs, der kalte Krieg, der militante Antikommunismus und 
Antisowjetismus sowie die innere Situation - Wiederaufrü- 
stung, NATO-Beitritt, Verbot der KPD, Notstandsgesetze, 
Revanchismus -, aber auch die relative soziale Ruhe im 
Lande machten eine theoretisch-geistige Frontstellung ge- 
gen den Staat, wie vor 1933, überflüssig. Die BRD war seit 
ihrer Gründung durch und durch konservativ. Was aber, 
wenn die Stichworte „Vollbeschäftigung" und „Steigerung 
des Sozialproduktes" nicht mehr stechen, wenn Wissen- 
schaft und Technik ihre soziale Brisanz hervorkehren, 
wenn demokratische Protestbewegungen und Gewerk- 
schaften den ,„Klassenfrieden" stören, wenn Profitraten 
sinken und Kapitalverwertung nicht befriedigt? 

Dann stellt sich die Frage nach Freund und Feind aber- 
mals wie auch der Ruf nach einer konservativen Staats- 
theorie. „Wir müssen Jungen und Alten deutlich machen, 
daß wir mal wieder vor der Zerstörung eines guten demo- 
kratischen Systems durch verantwortungslose Demago- 
gen stehen und die Pflicht haben, rechtzeitig und ent- 
schlossen Widerstand zu leisten gegen den Wahn, der un- 
ser Land zugrunde richtet." In Karl Steinbuchs Appell An- 
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fang der achtziger Jahre wetterleuchtete der konservative 
Wiederaufbruch gegen den minderwertigen „Sozialstaat" 
und dessen liberale Schwächen. Die Industriegesell- 
schaftslehre versank im Abgrund der ökonomischen und 
politischen Krise, die alten und die neuen Konservativen 
buddelten Traditionen und alte Werte wieder aus und ga- 
ben ihnen der Situation entsprechende neue Nuancen. 

Hatte sich vor 1933 der Obrigkeitsstaat in der konservati- 
ven Staatstheorie über die Gesellschaft gestellt, durfte 
Ernst Forsthoff, der neben Schmitt den Faschisten seine 
Lehre mundgerecht präsentierte, in den siebziger Jahren 
wiederum schreiben: „Die Verabschiedung der Gesell- 
schaftspolitik und die Rückkehr zur Staatspolitik würden 
der grassierenden Reformhysterie ein Ende machen." Was 
heißt das? Nicht mehr und nicht weniger als die Rückbesin- 
nung auf den „Begriff des Politischen", auf den starken 
Staat. Wie ließ sich das mit der konservativen Forderung 
nach „weniger Staat" vereinbaren? Beide Begriffe drücken 
ein und dasselbe aus: Der Staat soll sich aus der Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik verabschieden und sich 
auf seine eigentliche Funktion besinnen: auf die Machtent- 
faltung nach innen und außen. 

Nun stellte sich heraus, daß selbst beim Philosophieren 
über die Industriegesellschaftstheorie schon die Ansätze 
Vorlagen, die Schwachpunkte der Bundesrepublik zu su- 
chen. Forsthoff fand sie 1970 im Bonner Grundgesetz, das 
er nicht als Produkt einer „politischen Entscheidung" ent- 
stehen sah, sondern als ein Schriftstück, hervorgegangen 
aus der „beispiellosen Schwäche als Folge der Verwüstun- 
gen des verlorenen Krieges". Was vermißte Forsthoff? Ei- 
nen Paragraphen, ähnlich wie in der Weimarer Verfassung, 
der in Ausnahmesituationen zur Anwendung kommt? Der 
Staat habe auf ein politisches Instrument verzichtet, den 
Feind zu stellen, erläuterte er. Als braver Demokrat jedoch 
äußerte er die Vermutung, daß eine funktionierende Indu- 
striegesellschaft der „Intensität des Angriffs" durch einen 
Feind gewachsen sein müßte. Allein schon dieses Gedan- 
kenspiel, wie und wann der Staat seine Stärke zu beweisen 
habe, machte die eigentlichen Intentionen des konservati- 
ven Altmeisters deutlich. Ob er tatsächlich glaubte, daß in 
einer Industriegesellschaft die Masse auf Grund undurch- 
schaubarer „Sachzwänge" auf ihre politische Einfluß- 
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nahme zugunsten der Technokraten verzichtet und somit 
als politischer Feind entfällt, sei dahingestellt. Diese politi- 
sche Selbstentleibung der Werktätigen schien der ange- 
nehmste Wunschtraum zu sein, denn eine Herrschaft von 
Technokraten würde aus der inneren Logik des Machter- 
halts stets zum Konservatismus neigen. 

Das zeigte sich als wert- und sinnlose Grübelei, denn 
weder die angeblichen Sachzwänge noch die Illusionen 
von einer klassenharmonischen Industriegesellschaft tru- 
gen dazu bei, den proklamierten sozialpartnerschaftlichen 
Frieden zu wahren. Die Krise der siebziger Jahre tat das 
Ihre, die soziale Kluft kraß und unüberbrückbar zu machen. 
Die Gewerkschaften zeigten ihre Kraft in Massenstreiks, 
neue demokratische Basisgruppen, Bürgerinitiativen und 
insbesondere die Friedensbewegung organisierten sich. 

„Das ist der Bürgerkrieg. Seine Flammen züngeln heute 
in zahlreichen Staaten Westeuropas an den Fassaden der 
Legalität hoch", barmte deshalb der Altkonservative Rüdi- 
ger Altmann. Ihn schreckte nicht der Terrorismus, obgleich 
er als Vorwand für seine Kassandrarufe herhielt. Etwas an- 
deres beschäftigte Altmann und die Seinen. Nach ihrer An- 
sicht habe der Staat sich von Beginn an durch eine allzu to- 
lerante Verfassung der eigenen Kraft beraubt. Die Grün- 
derväter der Republik haben unter Erwartungsdruck etwas 
zu Papier gebracht, was einer Ausuferung demokratischer 
Rechte gleichkam. „Die dem Staat des Grundgesetzes ge- 
mäße Form der Revolution ist die Subversion des Verfas- 
sungsverständnisses. Revolution erfolgt heute durch Ver- 
fassungsinterpretation." Hier wird ausdrücklich klarge- 
stell, daß neben dem Verfassungsgegner auch derjenige 
zum Feind wird, der alle gegebenen demokratischen Ver- 
fassungsrechte ausschöpft. Eine Verfassung, die das Volk 
und nicht den Staat zum Souverän erklärt und der ein kla- 
res Freund-Feind-Bekenntnis fehlt, lädt geradezu ein, daß 
„durch einen Marsch durch die Institutionen" die „subver- 
siven Kräfte" die Verfassung zum Hebel der Staatsver- 
nichtung nehmen. 

Die Alarmrufe wurden erhört, zwar nicht in voller Konse- 
quenz, doch hinreichend genug, um den Staatsschutzorga- 
nen mit dem „Extremistenerlaß" und bei der „Terroristen- 
bekämpfung" größere Entscheidungsfreiheiten einzuräu- 
men. Der Schriftsteller Heinrich Böll erzählte eine Episode, 
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Der rechtskonserva- 
tive Philosoph Gün- 
ter Rohrmoser 
warnt vor dem 
Schreckgespenst 
einer „Sozialdikta- . 
tur“ neuer demokra- 
tischer Bewegung- 
gen. 


die ein bezeichnendes Licht auf diese Hysterie warf. In ei- 
nem Cafe erkannten ihn einige gutsituierte Damen und ge- 
rieten aus dem Häuschen, daß ein so namhafter Terrori- 
stenfreund unter ihnen weilte. Die Damen machten den 
Staatsfeind aus, weil eine gesteuerte Hetz- und Verleum- 
dungskampagne es so wollte. Schriftsteller, Künstler, Stu- 
denten, Pastoren, Gewerkschafter wurden von Politikern 
und großbürgerlichen Zeitungen mit Vokabeln belegt, ge- 
gen die Ludwig Erhards fast verjährte Verbalinjurie „Pin- 
scher" geradezu vornehm abstach. 

„Wenn die rechtsstaatlichen Normen nicht ausreichen, 
um mit gewissen völlig neuartigen Erscheinungen eines 
Anarchismus, mit den Tupamaros oder Massendemonstra- 
tionen fertig zu werden, dann müssen die Gesetze geän- 
dert werden. Dann reicht nicht nur eine Notstandsgesetz- 
gebung für den äußeren Kriegszustand oder für einen inne- 
ren Notfall, dann muß es Gesetze geben, und die müssen 
durchgesetzt werden." CSU-Chef F. J. Strauß sprach über 
einen inneren Kriegszustand, den weder die Verfassung 
noch die Notstandsgesetze in aller Deutlichkeit artikuliert 
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hatten. Daß es nicht um die „Tupamaros" ging, deren Akti- 
vitäten, verglichen mit der tagtäglichen Gewaltkriminalität, 
nicht ins Gewicht fielen, sondern um etwas anderes, erläu- 
terte Kaltenbrunner: „Die einzigen Gegner, die bedrohlich 
genug sind, um eine konservative Antwort herauszufor- 
dern, sind der sowjetische Imperialismus einerseits, der 
linke Utopismus andererseits." Nicht die Terroristen also 
sind der eigentliche Feind, denn ihr Wirken würde jeder 
Staat zu verhindern suchen, sondern diejenigen, die eine 
geistige Unruhe ins Land tragen, beispielsweise durch Dis- 
kussionen über Frieden, Abrüstung, Koexistenz. Die zuneh- 
mende Bereitschaft, den politischen Gegner Sowjetunion 
neu und anders zu sehen, war die Gefahr. 

Man muß den Neokonservativen dankbar sein, daß sie, 
im Unterschied zum Blabla der Regierenden, die Dinge auf 
den Punkt bringen. Wen der „linke Utopismus" alles ein- 
schließt, liegt im Ermessen der Konservativen, und in der 
Zuordnung, wer die sowjetischen Hilfstruppen im Innern 
der BRD stellt, ist man nicht pingelig. Zählte Böll zum Um- 
kreis der Terroristen, so dürfte es doch nicht schwerfallen, 
die Friedensmarschierer als „nützliche Idioten des Kreml" 
zu stempeln. Alles ist nur eine Frage der sprachlichen Be- 
stimmung. In dieser Hinsicht folgte Kaltenbrunner seiner 
eigenen Doktrin, daß die Krise des Kapitalismus nichts wei- 
ter ist als „eine Krise der Sprache, der Begriffe, der Orien- 
tierung, des Selbstverständnisses der Vermittlung von 
‚Sinn'...". Hat man erst einmal die Sprache und die Be- 
griffe gefunden, mit denen man die realen Sachverhalte 
unkenntlich macht, so verschwinden auch die tatsächli- 
chen Widersprüche. Es bleibt nur noch die Konfrontation 
zwischen den wertesetzenden und -erhaltenden Kräften 
und dem Kommunismus, zwischen Ordnung und Anarchie, 
zwischen legaler Staatsgewalt und Terrorismus, zwischen 
konservativer Zuversicht und linkem Utopismus, zwischen 
starkem Staat und liberaler Schwäche. Das zählt unter den 
Begriff „neue Gesamtschau" oder wird auch „Aufklärung" 
genannt. 


Die neue konservative wert- und sinngebende Aufklä- 
rung begann Mitte der siebziger Jahre damit, daß man 
die BRD in den Abgrund stürzen sah. Der Konservatis- 
mus war und bleibt ein Krisenkind, doch die zweckpessi- 
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mistischen Weissagungen über den drohenden Unter- 
gang der BRD übertrafen alle misanthropischen Vorstel- 
lungen. 


Im Aufkommen neuer demokratischer Strömungen er- 
kannte der rechtskonservative Günter Rohrmoser die To- 
tengräber des Staates. Ihnen sei kein Tabu mehr heilig. Ihr 
Geschäft bestehe in der Umwandlung des „Sozialstaates" 
in eine „Sozialdiktatur", womit er eigentlich sagen wollte: 
Ein derartiges Umkippen des Staates sei nur möglich, weil 
der „sozialliberale Wohlfahrtsstaat" die tödlichen Keime 
des Sozialismus schon in sich trage. Die utopistischen 
Maulwürfe brauchten nichts weiter zu tun, als den brüchi- 
gen Untergrund weiter aufzubuddeln. 

„Wenn die sozialistischen Erosionsprozesse in den westli- 
chen Demokratien über die achtziger Jahre anhalten, wird 
die Freiheit der Welt die Interventionen des sozialistischen 
Totalitarısmus nicht überstehen." Lothar Bossle sah mit 
dem Niederfall der BRD die gesamte westliche Welt am 
Abgrund. In diesen Jahren wurde die Trennlinie zwischen 
Freund und Feind mit scharfen Strichen gezogen. 

Das sozialreformistische Bemühen der SPD/FDP-Regie- 
rung, den Kapitalismus in Gang zu halten, war gescheitert. 
Den Forderungen der Kapital- und Monopolkreise, den 
Staat aus der Sozial- und Gesellschaftspolitik herauszuhal- 
ten, ihn als Regulator wirtschaftlicher Prozesse auszuboo- 
ten, um der Kapitalverwertung Freiräume zu schlagen, 
konnte die Regierung nicht voll entsprechen. Sie fürchtete 
die unausweichliche soziale Konfrontation, die durch die 
steigende Arbeitslosigkeit zwar längst gegeben war, je- 
doch durch die Sozialleistungen gemildert schien. Die zu- 
nehmende Politisierung der Gewerkschaften und demokra- 
tischer Massenbewegungen sprengte alle Illusionen von 
einer technokratisch regierten Industriegesellschaft, in der 
die Werktätigen ihre politische Mitsprache freiwillig an die 
Machttechniker abtreten. 

Nach Auffassung der Monopolkreise und ihrer neokon- 
servativen Ideologen war der Staat handlungsunfähig und 
der „Intensität des Angriffs" (Forsthoff) nicht mehr ge- 
wachsen. Parteien und andere gesellschaftliche Verbände 
seien außerstande, die innere Ordnung zu gewährleisten; 
der Staat müsse wieder zur starken Instanz emporwach- 
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sen, die mehr leisten solle, als die Freiheiten des einzelnen 
und Parteiinteressen zu hüten. Sprachen die Konservativen 
von zerstörerischen Partikularinteressen, meinten sie ei- 
gentlich stets die Gewerkschaften, die organisierte Arbei- 
terbewegung und die neuen demokratischen Bewegungen. 
Monopolistische Partikularinteressen standen nie zur De- 
batte. 

Die neuen Konservativen konnten gewiß sein, ihre be- 
sorgten Auslassungen über den Staats- und Autoritätsver- 
fall in offene Ohren zu blasen. Die krisengenervten Mittel- 
schichten sowie eine nicht geringe Zahl der Werktätigen - 
gepeinigt von Inflation, Teuerungen, Angst um den Ar- 
beitsplatz - vermeinten nun tatsächlich, im Staat den Sün- 
denbock zu entdecken. Dieses Zerrbild konnte nur entste- 
hen, weil die Neokonservativen die an sich schon be- 
stehende Illusion vom Staat als einem überparteilichen 
Mechanismus nährten. An diesem ewigen Fundament rüt- 
telten nun die Utopisten, deren Treiben die Reformisten 
und Liberalen nichts entgegensetzten. 

Die gängige Formel von der sowjetischen Bedrohung po- 
tenzierte sich durch die Bedrohung von innen, die nun end- 
gültig dem Staat die Pflicht auferlegte, das Freund-Feind- 
Verhältnis zu klären. Der „Radikalenerlaß" und einige Kor- 
rekturen an den Gesetzen für innere Sicherheit seien keine 
ausreichenden Barrieren für die Souveränität des Staates. 
Der Souveränitätsanspruch wurde wieder dem Ordnungs- 
staat zugeschoben, womit die Lehren von Stahl, Schmitt, 
Forsthoff und anderen abermals ihre Weihen erhielten. 

Gerd-Klaus Kaltenbrunner übertrug Schmitts Freund- 
Feind-Verhältnis in das „Prinzip der Feindschaft" und for- 
mulierte, daß „Politik vom Ernstfall existentieller Selbstbe- 
hauptung einer antagonistischen Gruppe her zu bestim- 
men" sei. Ihm ist Politik ohne Feindbild unvorstellbar, und 
die Sicherheit des eigenen Staates sei nur gewährleistet, 
wenn der Feind gestellt und vernichtet wird. Das ist die 
heilige Aufgabe des Souveräns, des Staates. 

Diese Heiligsprechung des eigentlichen Souveräns war 
und bleibt das Geschäft der alten und neuen Konservati- 
ven; und was sich im Staat so tummelt und Freiheitsrechte 
beansprucht, weil er meint, der Staat diene dem Men- 
schen und nicht umgekehrt, vergeht sich gegen die Ho- 
heitsrechte des Staates. Soziale Gerechtigkeit durchzuset- 
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zen ist nicht seine Aufgabe; der Staat ist die von Ewigkeit 
her vorgegebene Form höherer Gesetzlichkeit und Gerech- 
tigkeit. Und wer da meint, dieser Staat begünstige liebe- 
voll das Kapital und sorge für dessen effektive Verwertung, 
entwerte aber gleichsam millionenfach menschliche Ar- 
beitskraft, der vergißt, daß es ohne Kapital überhaupt 
keine Arbeit gäbe und der Staat in die Pflicht genommen 
ist, diesem natürlichen Weltenlauf seine Aufmerksamkeit 
zu schenken. Zudem sind Kapital und Arbeit in erster Linie 
keine sozialen Kategorien, sondern Ausdruck gesetzter 
Normen und Werte zwischen dem Oben und Unten, zwi- 
schen Elite und Masse. Hier nach sozialer Gerechtigkeit 
und Gleichheit zu rufen hieße, den Motor, das Kapital, zu 
vernichten, der für den ewigen Kreislauf der Produktion 
und menschlichen Reproduktion sorgt. 

Welche Rolle spielt die Demokratie in der konservativen 
Staatslehre? Paßt sie überhaupt in eine Vorstellung vom 
Obrigkeitsstaat? Konsequente Reaktionäre wie Kuehnelt- 
Leddihn lehnen daher jede Form der Demokratie ab und 
bekennen sich zum streng hierarchisch gegliederten Stän- 
destaat. Wenn Demokratie bei den Neokonservativen eine 
grundsätzliche Erwähnung findet, so mit dem umschrei- 
benden Zusatz „wehrhaft". Das sagt vorerst nicht viel, 
denn die Wehrhaftigkeit einer Demokratie gehört zum Ver- 
fassungsgebot. Die Neokonservativen weiten jedoch diesen 
Begriff dergestalt aus, daß schon die Wahrnehmung de- 
mokratischer Grundrechte unter den Verdacht fallen kann, 
der „wehrhaften Demokratie" am Zeug zu flicken. 

Demokratie besagt eigentlich nur, welche Form die herr- 
schende Klasse ihrem Staat gegeben hat, die Macht aus- 
zuüben. Ist die herrschende Klasse in der Minderheit, so 
kann Demokratie auch nur die Form erhalten, die eine 
Machtausübung über die Mehrheit garantiert. Versagt die- 
ser Mechanismus, so ist Demokratie auch abrufbar, und 
die Herrschenden greifen zu anderen Formen der Macht- 
ausübung. Wie das funktioniert, ist vor nicht langer Zeit in 
Chile gezeigt worden. Die Sympathieerklärungen für Chile, 
Südafrika, für den Staatsterrorismus der USA und Israels 
gegenüber Befreiungsbewegungen beweisen im Grunde, 
über welches Demokratieverständnis viele Neokonservati- 
ven verfügen. Wer eine Demokratie nur dann akzeptiert, 
„wenn Abstriche bei der individuellen und konkreten 
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Grundrechtsausübung gemacht werden" (F. J. Strauß), 
der beschneidet empfindlich die demokratischen Grund- 
rechte. Wer dem „starken Staat" das Wort redet und De- 
mokratie lediglich als „Ordnungs- und Organisationsprin- 
zip" des Staates begreift, im Sinne einer Abwehr demokra- 
tischer Grundrechte, den kann man wohl kaum als Hüter 
der bürgerlichen Demokratie bezeichnen. 

In der Tradition der konservativen Staatslehre ist Demo- 
kratie unauffindbar, was ja nach ihrem Selbstverständnis 
vom Obrigkeits- und Ordnungsstaat auch logisch er- 
scheint. Sich mit einer bürgerlichen Demokratie abzufin- 
den fiel den Rechtskonservativen in der Weimarer Repu- 
blik schwer genug, und nichts deutet darauf hin, daß sie in 
der Bundesrepublik an dieser Bürde leichter tragen. Da sie 
nun die Machtspitze mitbesetzen, stellt sich zudem der 
Kummer ein, mit den Liberalen die Regierungsverantwor- 
tung teilen zu müssen. In vielen Bereichen der Innen- und 
Außenpolitik fanden sie keinen gemeinsamen Nenner. 
Doch noch etwas anderes beschneidet ihnen die Flügel. 
Der Konservatismus war nie ein geschlossener einheitli- 
cher Block, heute ist er es noch weniger als vormals. Die 
BRD-Regierung reflektiert recht einprägsam das machtpo- 
litische Gerangel unter den verschiedenen Richtungen des 
Konservatismus. Die radikalen Doktrinen der ideologi- 
schen Vordenker und Ratgeber können in ihrem puren Zu- 
stand nicht übernommen werden. Das internationale Desa- 
ster sowie die Reaktionen in der eigenen Öffentlichkeit wä- 
ren unausdenkbar, wenn die neokonservative antidemokra- 
tische, auf totale Konfrontation orientierte Staatslehre voll 
zur Anwendung käme. 

Nach eigenen Aussagen plazieren sich die neuen Kon- 
servativen in der „gesellschaftlichen Mitte". Aus eigenen 
Reihen wurde jedoch die Frage aufgeworfen: Wo liegt ei- 
gentlich diese vielberufene Mitte? Die CSU-Oberen ließen 
ihre Mannschaft nie im Zweifel darüber, daß jeder ihrer 
Wähler - ob von rechts oder extrem rechts - sich ruhigen 
Gewissens in der Mitte wähnen dürfe, da er sich „christ- 
lich-sozial" entschieden habe. Aus dieser Sicht umfasse 
die Mitte ein weites Feld, was der CSU niemals Kopf- 
schmerzen bereitete. 

Der CDU-Generalsekretär Heiner Geißler machte sich 
auf, die Mitte neu zu definieren. Die Wahlentscheidungen 
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der jungen Wähler, insbesondere der Frauen, schreckten 
ihn auf. In die Phalanx der mittelständischen Wendeauf- 
steiger brach die FDP ein, da sie sich als der bessere Hüter 
der kapitalistischen Marktwirtschaft zu erkennen gab. Ein 
nicht unerheblicher Rest blieb den Wahlen fern, was der 
CDU ungünstig zu Buche schlug und die Mitsprache der 
FDP in der Koalition erheblich stärkte. 

Geißler entdeckte, daß der Volksgeist keineswegs rechts 
stand, wie man vordem annahm. Die Reaktionen auf die 
nationalistischen Eskapaden der ‚„Stahlhelmfraktion" be- 
wiesen deutlich, daß der Wähler nicht gewillt schien, die 
Entspannungspolitik zu opfern. Mit diesen „radikalen Sprü- 
chen" könne man vielleicht fünf Rechte hinzugewinnen, 
verliere jedoch zwanzig Wähler der linken Mitte, warnte 
Geißler. Was ist die „linke" oder „rechte" Mitte? Allein 
schon die Suche nach den ausgefransten Rändern der 
ominösen Mitte besagte, daß von einigen in der CDU be- 
griffen wurde, daß die gesellschaftlichen Wandlungen kei- 
neswegs mehr der traditionellen Vorstellung von der Mitte 
entsprachen. 

Das hatte Folgen, auch für das politische Selbstver- 
ständnis zu Fragen der Demokratie. Als Norbert Blüm im 
Sommer 1987 in Chile entdeckte, daß in diesem Land ge- 
foltertt wird und man dieser Diktatur alles absprechen 
muß, was man landläufig unter Demokratie versteht, ge- 
rieten seine Äußerungen in die Nähe einer Sensation. 
Nicht für die demokratische Weltöffentlichkeit, die mit die- 
sem Fakt längst vertraut war, jedoch für die CDU, die sich 
einer Stellungnahme bislang entzog. Der Chilebesuch des 
F. J. Strauß 1977, seine Elogen über dieses Land sowie die 
gemütlichen Auslassungen rechtskonservativer Politiker 
und Publizisten über die Ruhe und Ordnung, die Pinochet 
dem Land verordnete, sprachen deutlich vom Demokratie- 
verständnis der Rechtskonservativen. 

Blüm gab bekannt, daß die vierzehn vom Tode bedroh- 
ten Chilenen sehr wohl der Solidarität der BRD bedürfen, 
denn ihre Aussagen waren ohne Zweifel durch Folter er- 
zwungen worden. Mit diesen Äußerungen brüskierte der 
Arbeitsminister den Innenminister Zimmermann und die 
CSU/CDU-Stahlhelmer, denen die offiziellen Darstellun- 
gen aus Chile, die Inhaftierten wären blutbefleckte Terrori- 
sten, genügten. Courage war Blüm nicht abzusprechen, 
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auch mußte man annehmen, daß die chilenische Wirklich- 
keit ihn im Unterschied zu Strauß zutiefst erschütterte, al- 
lerdings stand die Frage, wie es um eine Politik bestellt 
sein mußte, die durch vernünftige Einwendungen einzelner 
an den Rand des Koalitionskollapses gedrängt wurde. 

Würde Blüm nach Südafrika reisen und anschließend 
über dieses Land ähnlich reflektieren wie über Chile, wäre 
die nächste Zerreißprobe fällig. In diesem Falle würde er 
sogar gegen die offizielle Südafrikapolitik Bonns versto- 
Ben, die jeden ökonomischen Druck gegen das Apartheid- 
system ablehnt. 

Die Vorstöße einzelner, eine neue Mitte mit einem aus- 
geweiteten Demokratieverständnis aufzufinden, ließen die 
berechtigte Frage zu, ob diese Kampagne nicht auch ande- 
ren Zwecken diente. Und das galt dem SPD-Politiker Pro- 
fessor Ehmke als erwiesen: „Dabei sind mir die Nöte des 
CDU-Generalsekretärs durchaus einsichtig. Er möchte mit 
der ‚Mitte'-Kampagne die Atavismen und Eskapaden der 
Unions-Rechten überdecken - nicht so sehr, weil sie 
falsch und gefährlich sind, sondern weil sie der Union 
beim Wähler schaden... Herr Geißler, der am Machterhalt, 
nicht an Sachlösungen orientiert ist, weiß, daß die Union 
auf absehbare Zeit eher weiter Stimmen verlieren als ge- 
winnen wird... Vielleicht hofft er, die rechten Wähler wür- 
den schon merken, daß er ja gar nicht meint, was er sagt, 
und jedenfalls die CDU gar nicht tut, was er in die Welt po- 
saunt..." 

Niemandem entging, daß hier Taktik im Spiele war, die 
zunehmenden demokratischen Bewegungen mit all ihren 
politischen Einsichten und Forderungen nach Abrüstung, 
gesellschaftlicher Mitsprache und politischer Entspannung 
auf die eine oder andere Art zu paralysieren oder zu verein- 
nahmen. Der großbürgerlichen „Frankfurter Allgemeinen" 
entfuhr es Mitte August 1987: „Geißler hat sich offenbar 
einige Fragen nicht gründlich, nicht bohrend genug ge- 
stellt. Er sieht die CDU umbrandet von den Wogen heftiger 
werdenden Emanzipations-- und Gleichstellungsverlangens 
vieler Frauen, einer Abrüstungssehnsucht, der militärische, 
physische Sicherheit unseres Staates vor östlicher Erpres- 
sung wenig gilt, eines Strebens nach freundlicheren Bezie- 
hungen zur Sowjetmacht um beinahe jeden Preis, einer 
Neigung, nichtkommunistische Diktaturen unvergleichlich 
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übler zu finden als kommunistische. Diesen und anderen 
Strömungen will er die CDU anpassen... Geißler schwächt 
mit seiner Linksverschiebung... am spürbarsten die kon- 
servative Substanz der Unionspolitik..." 


Das Blatt sprach die konservativen Intentionen aus: Bei- 
behaltung antikommunistischer Dogmen um jeden Preis 
und der Konfrontation gegenüber den neuen demokrati- 
schen Bewegungen, denn diese wie auch die SPD und 
die Grünen werden in der „Frauenpolitik, Friedenspoli- 
tik, Entspannungspolitik" der CDU „immer uneinholbar 
voraus sein". Ein bemerkenswertes Eingeständnis: 
Schuster, bleib bei deinen Leisten; in den weltentschei- 
denden politischen Fragen haben die anderen sowieso 
die Nase vorn. Die CDU sollte über die „konservative 
Substanz" wachen. 


Wohin die Verweigerung, politischen Realitäten Rech- 
nung zu tragen, und die Sorgen um die „konservative Sub- 
stanz" die CDU/CSU-Koalition führten, zeigte auf beson- 
ders pikante Weise die Abrüstungsdebatte von April bis 
zum Herbstbeginn 1987. 

Hier zuerst der Ausgangspunkt: Der Generalsekretär der 
KPdSU, Michail Gorbatschow, unterbreitete den USA den 
Vorschlag, alle Mittelstreckenraketen aus Europa abzuzie- 
hen und zu verschrotten, gleichzeitig sollten zügige Ver- 
handlungen über den Abzug der Kurzstrecken- und der 
taktisch-operativen Raketen geführt werden. Das bedeu- 
tete eine Nullösung in allen Bereichen. Dem unbefangenen 
Zeitgenossen schien es, daß die Sowjetunion ohne ein 
Junktim das anbot, was nach Aussagen der BRD-Regie- 
rung schon vor Jahren erhofft wurde. Was aber geschah? 
Die Wochenzeitschrift „Die Zeit" gab am 17. April Aus- 
kunft: „Es ist kaum zu glauben: Wo einst die Hoffnungen 
keimten, schießen nun die Bedenken ins Kraut. Die Militär- 
bürokraten und die orthodoxen Verteidigungspolitiker krit- 
teln und bruddeln. Der eigene Vorschlag ist ihnen plötzlich 
verdächtig. Nun, da Gorbatschow ihn aufgegriffen hat, be- 
äugen sie ihn voller Mißtrauen, als handle es sich um ein 
Trojanisches Pferd der Russen... Jedesmal, wenn Gorba- 
tschow einen Schritt auf uns zu tut, weichen wir einen 
Schritt zurück. Bietet er den Abzug der euro-strategischen 
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Waffen an, sagen wir: ‚Ja, aber die Raketen geringer 
Reichweite..." Offeriert er auch, diese wegzuverhandeln, 
heißt es entweder: ‚Da geraten wir auf die schiefe Ebene 
der Entnuklearisierung Europas.‘ Oder: ‚Dann wird das 
konventionelle Übergewicht erdrückend.' Redet er von 
konventioneller Abrüstung, flüchten wir uns in die Ausre- 
den: ‚Alles Propaganda." 

Der kritische Beobachter, daran gewöhnt, die USA in 
der Rolle des ewigen Neinsagers zu sehen, entdeckte 
plötzlich ein unverständliches Verwirrspiel in Bonn. Der 
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Willi Wimmer, sah das Risiko eines konven- 
tionellen Krieges, falls die Raketen aus Europa verschwän- 
den. Der stellvertretende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende 
Volker Rühe warf Gorbatschow vor, eine „historische 
Chance verpaßt" zu haben, indem er bei seinem Besuch in 
Prag unterließ, den Abzug von sowjetischen Divisionen aus 
der CSSR zu verkünden. Was in Herrgotts Namen haben 
diese Einheiten mit dem vorgeschlagenen Raketenabzug 
zu tun? Wollte er die angebliche konventionelle Überlegen- 
heit der Sowjetunion damit begründen und für den Erhalt 
der Raketen plädieren? Just das wollte er. Die liberale 
„Frankfurter Rundschau" stellte die Gretchenfrage: „Wie 
halten wir es mit Gorbatschow?" Und gab auch die Ant- 
wort: „An Gorbatschow scheiden sich die Geister. Die 
Sprecher des rechten ideologischen Flügels in der westli- 
chen Welt scheinen so erschreckt über das immer weitere 
Entgegenkommen der Sowjetunion, daß manche von ih- 
nen inzwischen ihre Tarnkleidung ablegen. Sie fragen nicht 
einmal mehr, ob man diesem Mann trauen kann, sondern 
lassen durchblicken, es sei für sie keineswegs entschie- 
den, ob der Westen Gorbatschows Erfolg wollen solle." 

In der Tat schien es so, als hätte der „rechte ideologi- 
sche Flügel" der Neokonservativen ins Horn geblasen. Der 
Schreck, daß die Sowjetunion auf die „Fliegenbeinzähle- 
rei" verzichtete und grundsätzlich alle Atomwaffen zur Dis- 
position stellte und Kontrollen an Ort und Stelle befürwor- 
tete, fuhr ihnen in die Glieder. 

Die Öffentlichkeit erfuhr, daß Reagans vormalige Nullop- 
tion eine Finte war, da man von Beginn an mit ihrer Ableh- 
nung rechnete. Jetzt jedoch griff die Sowjetunion diese 
auf und verband sie mit einer weitaus radikaleren Abrü- 
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stungskomponente. Das war ein Paukenschlag, der die 
Hardliner in die Manege trieb. Verteidigungsminister Man- 
fred Wörner (CDU) reichte schnell einige „Tatsachen" 
nach, die alle darauf hinausliefen, der Sowjetunion die „In- 
vasionsfähigkeit" zu unterstellen. Aus welchem Topf er die 
Zahlen fischte, blieb selbst willigen Gefolgsleuten unklar. 
Auch ohne Raketen hat die Sowjetunion den Daumen auf 
Europa, hieß es. „Liebgewordene Feindbilder" sollten ge- 
wahrt werden, schrieb die „Frankfurter Rundschau" Mitte 
Juli 1987. Ohne Raketen müssen wir konventionell zulegen, 
lautete es übereinstimmend aus dem Rechtsaußenlager. 
„Wörner ist dabei, seine Ausgangsbasis für die Etatver- 
handlungen im Herbst zu stärken", erklärte General a. D. 
Christian Krause im Sommer 1987 und bewies anhand kon- 
kreter Untersuchungen, daß die NATO im Vergleich zu den 
Warschauer Vertragsstaaten die doppelten Rüstungsko- 
sten aufwendete. Ist die Wahrheit einmal durchgedrungen, 
bleibt sie hartnäckig. Wer in der Welt den Frieden und die 
Abrüstung vorwärtstreibt, blieb nicht verborgen. Der 
Schleier war gefallen. Die Osterdemonstrationen in der 
BRD gaben den konservativen Ängsten recht: ein völlig ge- 
wandeltes Sowjetunionbild trat ihnen entgegen. Der Gene- 
ralsekretär als Zukunftshoffnung für Frieden und Abrü- 
stung - das war ihnen zuviel. 


Verschwindet die Bedrohungsangst, haben die Konser- 
vativen keine Zukunft. Wimmer und Konsorten wurden 
ins Feld geschickt, um die kommunistische Spukgestalt 
wieder aufleben zu lassen. Die Russen wollen die Atom- 
waffen wegverhandeln, um uns mit ihren Panzern kon- 
ventionell niederzuwalzen! Die Neokonservativen wis- 
sen: An dieser Front entscheidet sich vieles. Gelingt es 
nicht, das Rasseln der russischen Panzer glaubhaft zu 
machen, haben sie politisch ausgespielt. 


Und wieder meinte man zu erkennen, daß die mitregie- 
rende FDP die Zeichen der Zeit erkannte und die Nullö- 
sung, auch im Bereich der Mittelstreckenraketen kürzerer 
Reichweite, als beste Abrüstungsvariante akzeptierte. Das 
Beharren auf die „deutschen" Pershing-la-Raketen schien 
ihr widersinnig. Hiermit vertrat die FDP den Standpunkt 
von 92 Prozent der BRD-Bürger, wie die Zeitschrift „Der 
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Spiegel" bekanntgab. „Sicher ist, daß die Moskauer Vor- 
schläge dem Volkswillen entsprechen", hieß es im Maga- 
zin. Daß ein östliches konventionelles Übergewicht vor- 
liege, überzeugte die Befragten nicht, zumal Experten die 
konventionelle Bewaffnung beider Seiten als „etwa gleich 
stark" angaben. Die Entscheidung des Bundeskanzlers, die 
72 Pershing la dem Schrott beizufügen, sollte die doppelte 
Nullösung der Großmächte die Raketen verschwinden las- 
sen, entsprach dem Willen des Volkes. 


Staat und Europa 


Im ideologischen Umfeld sehen sich die Neokonservativen 
als politische Mitte, womit sie sich von den Rechten abge- 
grenzt glauben. Was tut sich rechts von ihnen? 

Der Obmann der SPD-Fraktion im Bundestagsinnenaus- 
schuß, Wilhelm Nöbe, warnte Ende August 1987 vor dem 
Erstarken des Rechtsextremismus. Die Zahl aktiver Neofa- 
schisten sei gestiegen, das rechtsradikale Gedankengut 
reiche bis in die Schulen hinein. Tatsächlich sind Haken- 
kreuze, SS-Runen, Parolen wie „Deutschland, erwache" 
und „Kill the Türks" in Klassenzimmern und an den Wän- 
den der Schulgebäude keine Seltenheit mehr. Verkäufer 
von Sprühdosen wissen allzuoft, zu welchen Zwecken die 
Schüler sie haben wollen. 

Die häufig brutalen Schmierexzesse („Tod der Juden- 
sau") charakterisierte der Sprecher des Bundeskriminal- 
amtes Hans-Georg Fuchs: „Pubertierende 14jährige Haken- 
kreuzschmierer sind schließlich noch keine Neonazis." Sie 
reagieren ihren Frust ab, hieß es. Mag sein, doch warum in 
dieser Form? Psychologen und Pädagogen vermuten einen 
Protest besonderer Art: Das Wissen um die Vergangen- 
heitsverdrängung bei den Älteren, die um den Preis des 
persönlichen Friedens an nichts erinnert werden wollen, 
reizt die Jugendlichen, dieser Biedermannmoral entgegen- 
zutreten. Doch diese Erklärung ist halbherzig, zumindest 
erfaßt sie nicht das Ganze. Hier finden auch öffentlich arti- 
kulierte Ängste und Aggressionen ihre besondere Hand- 
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Sommer 1987: Ein 
neofaschistischer 
Skinhead posiert 
am Todesabend 
des Kriegsverbre- 
chers Rudolf Heß 
vor dem Spandauer 
Gefängnis in West- 
berlin. Geistigen 
Flankenschutz ga- 
ben reaktionäre Ge- 
sellschaftswissen- 
schaftler. 
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schrift: die „Überfremdungsangst" und die Asylanten- und 
Fremdenfeindlichkeit. 

„Ich schieße nur auf Türken", schrie der Nürnberger At- 
tentäter Helmut Oxner, als Polizisten ihn stellten. Sechs 
Menschen hatte er zuvor in einer von Farbigen besuchten 
Diskothek getötet, bevor er sich selbst ein Ende machte. 
Das geschah im Juni 1982... 

„Blut, Blut, Blut muß fließen knüppelhageldick, wir schei- 
ßen auf die Freiheit der Judenrepublik", lautet der 
Schlachtgesang des Fußballfanklubs „Borussenfront". Das 
Eindringen nazistischen und rassistischen Gedankenguts 
in viele Fanklubs war längst kein Geheimnis, und Einge- 
weihte befürchteten seit langem, was sich dann in vielen 
Stadien als gang und gäbe erwies und in Brüssel wahnhaft 
explodierte. Als vor Jahren das Länderspiel BRD-Türkei 
stattfand, kursierten schon vorher Flugblätter als Kampfap- 
pell „gegen das stinkende Türkenpack". Das Spiel galt als 
„Signal für das gesamte Volk Deutschlands. Ausländer- 
Stopp. Ausländer raus. Nur Gewalt kann uns noch be- 
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freien. Wir müssen den Anfang machen." Immense Polizei- 
aufgebote verhinderten das Schlimmste... 

Diese Strolche fallen ins Ressort polizeilicher Ermittlung 
und in den Bereich des Verfassungsschutzes, sind jedoch 
kein Symptom eines aufkeimenden Faschismus, argumen- 
tieren konservative Politiker. 

Niemand wird beispielsweise den philosophierenden 
Neokonservativen Kaltenbrunner mit einem kettenschwin- 
genden Schläger je in Verbindung bringen. Das wäre wahr- 
lich zu gewagt. Zwischen diesem Mob und dem „Bundes- 
verband der Soldaten der ehemaligen Waffen-SS (Hiag)" 
ließe sich eher die Brücke schlagen. Demokratisch enga- 
gierte Journalisten in der BRD haben die Verbindungen 
zwischen rechtsradikalen Fanklubs und nazistischen Orga- 
nisationen längst offengelegt. 

Der ehemalige faschistische Generalmajor Otto Ernst 
Remer erklärte auf einem „Kameradschaftstreffen" gegen- 
über einem „stern"-Reporter, der inkognito unter den alten 
und jungen Nazis saß: „Wir kennen keinen Generations- 
konflikt, wir haben eine gemeinsame Überzeugung: Diese 
Scheiß-Demokratie muß weg." Im Saal befanden sich viele 
Jungmannen, die unter dem Patronat der Hiag sich die 
Leitgedanken für ihr künftiges bewegtes Leben anhörten. 
Beim Finanzamt wird die Hiag als „gemeinnütziger Verein" 
geführt und ist somit steuerentlastet, und aus dem jährli- 
chen Verfassungsschutzbericht, der sich insbesondere der 
„Kommunisten jeder Couleur" annimmt, ist diese SS-Rotte 
längst gestrichen. Womit man wieder bei der offiziellen 
Politik ist. Eine unbedeutende Splittergruppe, hieß es. Daß 
Zersplitterung und Vereinzelung diese Gruppen zur Un- 
wirksamkeit verurteilen, dürfte ein mehr oder weniger be- 
wußt lancierter Trugschluß sein. Gerade die scheinbar un- 
terschiedlichen Auffassungen innerhalb der Rechtsgrup- 
pierungen mit ihren vielen „Führern" sind der ideale Tarn- 
mantel für eine arbeitsteilige Zusammenarbeit. 

Eine besondere Gruppe, deren akademischer Habitus sie 
in keinen Zusammenhang mit den aktionistischen Rechts- 
radikalen zu bringen scheint, wird von einigen linken BRD- 
Autoren in Anlehnung an die selbsternannte „Neue 
Rechte" in Frankreich mit gleichem Namen belegt. Wenn 
wir diesen Terminus übernehmen, müssen wir uns im kla- 
ren sein, daß die Zusetzung „neu" eine ähnliche Bedeu- 
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tung hat wie das „Neo" vor konservativ. Wie die Neokon- 
servativen beansprucht die „Neue Rechte", den „neuen 
Zeitgeist" zu vertreten und an einer „geistigen Erneuerung" 
mitzuwirken. 

Die „Neue Rechte" begrüßte die Wendepolitik, sah sich 
jedoch von vornherein als politisch-ideologische Reserve. 
Sie wollen aus dem hinteren Glied nach vorn stoßen, soll- 
ten die konservativen Parteien und Gruppen ihren Konkurs 
anmelden. Bürgerliche Ideologen beschäftigen sich höchst 
ungern mit der „Neuen Rechten", jedenfalls finden sie nie 
Eingang in Berichte und Reportagen, in denen die Rechts- 
front mehr oder wenig ungenau konterfeit wird. Ein poli- 
tisch unbedarfter oder verformter Publizist findet auch 
schwerlich Zugang in die Gedankenwelt dieser Rechts- 
riege, denn ihre „Aufgeschlossenheit" gegenüber Frie- 
dens- und Umweltschutzbewegungen, deren Werte sie zu 
teilen vorgibt, macht tiefer gehende Analysen notwendig. 
Und diese wiederum bergen die Gefahr in sich, hinter den 
eigentlichen Charakter der „Neuen Rechten" zu steigen, 
Dinge und Zusammenhänge aufzudecken, die weit in die 
offizielle Politik hineinreichen. 


Die „Neue Rechte" kämpft an der theoretischen Front 
und trägt ihre Theorien insbesondere in die studenti- 
sche Jugend. Das entspricht ihrer Vorstellung von Erzie- 
hung zur „geistigen Erneuerung". Sie weiß sich mit pro- 
minenten und kapitalstarken Kreisen darin einig, stär- 
kere Lösungen zu finden, sollte die Wende ins Stocken 
kommen. 


Das kurze Aufflackern der NPD, ihr Scheitern an der 
5-Prozent-Hürde 1969 beendeten nicht den rechtsradikalen 
Spuk, wie es offiziell hieß, sondern leiteten ihn geradezu 
erst ein. Beim Auseinanderfall in viele Aktionsgruppen 
übernahm jede ihren Part, auch die „Neue Rechte". Den 
Versuch der „Alten" unter NPD-Chef von Thadden, sich in 
den Parlamentarismus einzuschleichen, hielten die Jungre- 
aktionäre für ein sinnloses Unterfangen, denn in ihrem 
Selbstverständnis begriffen sie sich als eine außerparla- 
mentarische Opposition, in deutlichem Gegensatz zur lin- 
ken APO-Bewegung. Nicht, daß die Elite der „Neuen Rech- 
ten" der Gewalt grundsätzlich ablehnend gegenübersteht, 
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BRD Historiker Di- 
wald - einer der 
geistigen Väter der 
Hitler-Welle der 
siebziger Jahre, der 
auch den „Neuen 
Rechten" Auftrieb 
gab. 


doch gibt sie einer „geistigen Bewegung" den Vorrang, die 
erst die Voraussetzungen für die politische Mitsprache 
schaffen soll. 

Die Hitlerwelle Ende der siebziger Jahre - von Neokon- 
servativen wie beispielsweise Fest, Diwald u. a. eingeleitet 
- gab der „Neuen Rechten" die Gelegenheit, ihre „Abkehr" 
vom Hitlerismus kundzutun und sich von den Neofaschi- 
sten, die begeistert auf dieser Welle mitschwammen, 
scheinbar abzugrenzen. Die „Katastrophenfigur" Hitler 
hatte sie längst ad acta gelegt und betrat den Weg einer 
anderen Traditionslinie. Friedrich Nietzsche und den kon- 
servativen Flügel, der sich auf ihn bezog - wie Moeller van 
den Bruck, Oswald Spengler, Ernst Niekisch und die Brü- 
der Strasser -, erwählten die Rechten als die ihnen gemä- 
Ben Väter. 

Was bedeutete den Neorechten Nietzsche? Dieser 
lehnte einen bornierten Nationalismus ab und richtete sei- 
nen Blick auf Europa, in der konsequenten Vorstellung, 
daß die Herausbildung einer internationalen marxistischen 
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Arbeiterbewegung einer nach seiner Ansicht gesamteuro- 
päischen Antwort bedürfe, sozusagen einer Internationale 
der Reaktion. Die Pariser Kommune hatte ihn zutiefst er- 
schüttert, und in ihrer Zerschlagung, dank deutscher Hilfe, 
erblickte er den Kern einer von ihm gewünschten antikom- 
munistischen Front. 


In dem Gedanken von einem „geeinten Europa" un- 
terschieden sich die „Neuen Rechten" von den Faschi- 
sten und Altreaktionären, denen nur Deutschland über 
alles ging. Europa als Bindeglied führte die Rechten zu- 
sammen, in deren Gremien Französisch, Spanisch, Ita- 
lienisch, Englisch, Portugiesisch und Deutsch gleichbe- 
rechtigt gesprochen wird. Nur sollten die Träumer von 
einem Großdeutschland keineswegs in die Ecke gestellt 
werden. Die „Neue Rechte" legte eindringlich dar, daß 
die „Neuschaffung Deutschlands" unter Einschluß der 
DDR, der „Ostgebiete" und Österreichs zum integralen 
Bestandteil des europäischen „Einigungsprozesses" ge- 
hört. 


In diesem Ansinnen haben die deutschen Rechten die 
volle Unterstützung ihrer westeuropäischen Kumpane, die 
im „Herausbrechen" der DDR aus dem „kommunistischen 
Bollwerk" eine Signalfunktion sehen. Die großdeutsche 
Vision wurde somit aufgenommen ins gesamteuropä- 
ische Konzept, das jedoch voraussetzt, mit der Einigung 
Westeuropas zu beginnen, um die nötige Kraft zu gewin- 
nen. 

Der Faschismus schlüpft der „Neuen Rechten" durch die 
Hintertür hinein. Sie nennen ihn „Ethnopluralismus". Die- 
ser besagt, daß jedes Volk im Kampf um seine Identität 
und in der Auseinandersetzung mit der nur ihm gegebenen 
natürlichen Umwelt erbgenetische Eigenheiten und somit 
eigene Werte und Normen entwickelte, nur ihm gemäße 
geistige und psychische Merkmale. In diesen gesetzten 
Grenzen lebt ein Volk und kann diese nur bei Strafe des 
Identitätsverlustes verlassen. Eine Gleichheit der unter- 
schiedlichen Rassen und Völker schließt sich somit aus, 
denn ungleiche Lebensbedingungen schaffen eine natürli- 
che Ungleichheit. Unterschieden wird die Menschheit in 
Europide, Negroide und Mongolide, doch stets mit dem ei- 
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ligen Zusatz, daß diese Rassenunterteilung nichts mit ei- 
nem nazistischen Rassenvorurteil zu schaffen hat. Aller- 
dings müsse man anerkennen, daß die indogermanische 
Rasse, kurzum die Weißen, sich durch „abendländische 
Rationalität" und „Leistungsorientiertheit" zur überlegenen 
Rasse entwickelte. Genetisch ist ihr der „Wille zur Macht" 
eingegeben. Andere Rassen mögen der heiteren Anarchie, 
dem Frohsinn und dem süßen Nichtstun sowie anderen lie- 
benswürdigen Lebensnormen frönen, aus dem Kreis der 
Herrenrasse haben sie sich jedoch ausgeschlossen. Die zu- 
vor postulierte „ethnopluralistische" Gleichwertigkeit aller 
Rassen und Völker verliert sich ganz schnell im Dunst des 
„wissenschaftlich" begründeten Rassismus. 

Der Mißachtung der genetischen Verschiedenheit und 
somit auch der kulturellen, dem fehlverstandenen Huma- 
nismus, die Rassengleichheit durchzusetzen, sei die Krise 
des Kapitalismus geschuldet. Für die „Neue Rechte" han- 
delt es sich um eine „kulturelle" Krise, die alle ökonomi- 
schen und politischen Mißstände verursacht. 

Durch „Vermischung" und „Überfremdung" verschlech- 
terte sich das indogermanische Erbgut, und der „Wille zur 
Macht" erlitt irreparable Schäden. Südafrika tue das Ver- 
nünftige, indem es durch Apartheid eine „Bastardisierung" 
nicht zulasse und so den Weißen wie auch den Schwarzen 
ihre Identität und kulturelle Eigenheit belasse. Dieser Ras- 
sismus kennt nur zwei Feinde, wie übrigens auch Süd- 
afrıka: den Kommunismus und Liberalismus. „Was unseres 
Erachtens den Totalitarısmus am besten kennzeichnet, ist 
die Zurückführung auf das Gleiche, die Rückführung auf 
das Einzige, die aufgezwungene (Kommunismus) oder 
heimliche (Liberalismus) Standardisierung der menschli- 
chen Typen und Denkhaltungen." 

Was an dieser Ausführung des französischen Rechten 
Alain de Benoist besonders auffällt, ist die recht unge- 
wöhnliche Interpretation des Begriffes „Totalitarismus". 
Dient er ansonsten den Konservativen aller Schattierungen 
als Krücke, Kommunismus und Faschismus gleichzuset- 
zen, so benutzt ihn Benoist geradezu halsbrecherisch. 
Nicht die Errichtung eines totalen Staates wirft er den 
Kommunisten und Liberalen vor - diesen wünscht sich die 
„Neue Rechte" als „starken Staat" selbst -, sondern die 
humanistischen Prinzipien, jeden Menschen, jede Rasse, 
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jedes Volk als Gleiche unter Gleichen zu sehen. Nicht nur 
Kommunismus und Liberalismus, sondern auch das Prinzip 
der Gleichheit sind den „Neuen Rechten" wie den Neokon- 
servativen gleichermaßen verhaßt. Geißeln die Neokonser- 
vativen die „soziale Gleichheit" als die unnatürlichste Form 
des menschlichen Zusammenlebens, so kritisieren die 
Neorechten die „rassische Gleichheit" als der biologischen 
Natur des Menschen zuwiderlaufend. Eine recht sinnige 
Arbeitsteilung zwischen den neuen Konservativen und den 
„Neuen Rechten". 

Der Führer der französischen extrem rechten Front Na- 
tional (FN), Jean-Marie Le Pen, wäre politisch zu einem 
Nichts geschrumpft, wenn die Basis fehlte, auf der er sich 
zum Wortführer aller „nationalen Rechten" aufgeschwun- 
gen hatte. Vor Jahren noch mokant belächelt, erreichte er 
seine Profilierung auf Kosten der konservativen Regierung 
Jacques Chiracs, der er zwar den rechten Weg beschei- 
nigte, jedoch für sich in Anspruch nahm, ihn konsequenter 
zu beschreiten. Er nahm sich der Taktik des Überholens an: 
Befaßten sich regierungsamtliche Erklärungen mit dem 
Problem der Arbeitslosigkeit, schob Le Pen schnell hinter- 
her, daß diese Frage längst gelöst sein könnte, würden die 
Arbeitsplätze den Franzosen zur Verfügung stehen. „Die 
Franzosen zuerst!" lautete die Hauptparole. Obgleich sich 
der Chef der FN hütete, offen rassistische Tiraden unter 
die Menschen zu bringen, verstanden ihn seine Anhänger 
sehr gut. Krankenhausreif geschlagene Franzosen dunkler 
Hautfarbe, zumeist Algerier, waren die tagtäglichen Opfer 
nationalistischer Aufbruchstimmung. 

Die Ängste vor der heimtückischen Viruskrankheit AIDS 
nutzte er bei öffentlichen Auftritten, um die „anständigen" 
Franzosen zu fragen, aus welcher schwarzen Ecke der 
Welt wohl diese Krankheit komme und ob man einem or- 
dentlichen Franzosen zumuten könne, mit dieser einge- 
schleppten Pest hautnah zu leben. Le Pen erwies sich auf 
allen Ebenen als Profiteur des öffentlich vollzogenen 
Rechtsrucks und der etablierten konservativen Werte; das 
regierungsamtlich Ungesagte oder leis Gemurmelte über- 
trug er lautstark in seine Sprache. Die offizielle Stille um 
das Apartheidsystem in Südafrika durchbrachen seine 
Leute mit der Verkündung, daß in Südafrika alles zum be- 
sten stehe und die von der Öffentlichkeit geforderten wirt- 
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schaftlichen Sanktionen die gute Übereinstimmung zwi- 
schen den Weißen und Schwarzen gefährdeten. 

Die Regierung ging mitunter auf Distanz, doch ließ sich 
nicht verheimlichen, daß in manchen Regionalräten ihre 
Vertreter ohne die Stimmen der FN niemals sitzen würden. 
Wo die Konservativen vor dem Fremdenhaß und Rassis- 
mus die Augen schlossen, bot sich Le Pen als Retter in der 
Not an, Frankreich den Franzosen zu erobern. 

Dieses peinliche Spiel mit verteilten Rollen ließ sich 
auch in anderen konservativ regierten Ländern beobach- 
ten. 

Den Außenstehenden fiel auch der seltsam anmutende 
„Antiamerikanismus" der „Neuen Rechten" auf. Doch auch 
dieser besitzt eine eigene Logik. Armin Mohler, ein ideolo- 
gisches Bindeglied zwischen den Neokonservativen und 
der „Neuen Rechten", denunzierte die USA, den Deut- 
schen 1945, im Verein mit der Sowjetunion, ihre nationale 
Eigenheit genommen und sie in ein ihnen fremdes Wertsy- 
stem gepreßt zu haben. Die „Neue Rechte" erweitert die- 
sen Vorwurf: Der „Schmelztiegel" USA habe durch Rassen- 
vermischung selbst jegliche Identität verloren. Hinter die- 
ser, scheint's, widersinnigen Konfrontation mit dem be- 
sten Bündnispartner verbergen sich einige handfeste 
Gründe. In der Forderung nach der europäischen Einigung 
und der Abkopplung von den USA wird sowohl den Mono- 
polen entsprochen, die den Konkurrenzdruck seitens der 
USA fürchten und diesen durch eine starke wirtschaftliche 
Union für sich entscheiden wollen, als auch denjenigen, 
die in einem festen westeuropäischen Pakt eine unabhän- 
gige militärische Eigenmacht, natürlich mit eigenen Atom- 
waffen und einer expansiven Rüstungsindustrie, anstre- 
ben. Die extremen Rechten trumpften auf, als die USA im 
Frühjahr 1987 sich bereit fanden, eine doppelte Null- 
lösung für die Mittelstreckenraketen kürzerer und weiterer 
Reichweite zu akzeptieren: Seht, wir haben immer ge- 
sagt, die USA und die Sowjetunion werden über den Kopf 
Europas eine Einigung finden und uns ungerüstet zurück- 
lassen und dem östlichen Zugriff preisgeben. 


Im extremen Antisowjetismus und in der Bewahrung 
der Bedrohungslüge vereinen sich alle rechten Lager. 
Wie auf den Glockenschlag einer Uhr konnte man 
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prompt darauf warten, daß der alte CSU-Wunschtraum 
von einer „gemeinsamen europäischen Atomstreit- 
macht" abermals laut wurde. 


Der „Antiamerikanismus" erfüllt jedoch auch eine takti- 
sche Funktion. Die „Neue Rechte" möchte in Kreise der 
Friedens- und Umweltschutzbewegungen eindringen und 
sie im „revolutionären Kampf" gegen die USA und die So- 
wjetunion vereinnahmen. Die Theorie von den „beiden 
Supermächten", die eine gleiche Schuld an der Weltbedro- 
hung tragen, ist die Schwachstelle, durch welche sie einzu- 
sickern hoffen. Zunehmende Erfahrungen und Einsichten 
innerhalb der Friedensbewegung über die tatsächliche 
Rolle beider Großmächte im Friedenskampf verstopfen 
dieses Sickerloch. Die vehemente Friedensoffensive der 
Sowjetunion hat zum Umdenken geführt. Interessanter- 
weise hat der „Antiamerikanismus" der deutschen Rechten 
die amerikanischen extremen Rechten keineswegs verär- 
gert, wie die Gründung der ultrareaktionären Institution 
„Western Goals Europe" beweist. In dieser dominieren die 
bundesdeutschen Rechten und lassen durch diese ihre 
Traktate für die USA veröffentlichen. 

Die Beschäftigung mit rechtsextremen Theorien und 
Programmen macht eines immer wieder deutlich: Die tat- 
sächliche Stoßrichtung des „Ethnopluralismus" zielt gegen 
die Sowjetunion, genauer gegen den sozialistischen Viel- 
völkerstaat. Vom „Völkermord" sprechen die Rechten, weil 
unter einer verbindenden Ideologie und bei gemeinsamen 
gesellschaftlichen Zielen den Völkern die „kulturelle und 
nationale Identität" genommen wird. Die „Neue Rechte" 
will unterschieden wissen: Nicht den Völkern gilt ihr 
Kampf, sondern einem „System", das den Russen, Ukrai- 
nern, Georgiern, Usbeken usw. das Recht auf „Selbstver- 
wirklichung" geraubt hat. Die Anlehnung an den Faschis- 
mus ist perfekt. Unweigerlich wird man an die Vielzahl 
bundesrepublikanischer „Romane" erinnert, in denen der 
gute Russe oder der liebenswerte Armenier in einem 
schier aussichtslosen Kampf mit dem „System" kaputtge- 
spielt werden. So wabern in Konsaliks Trivialromanen viel 
Herz und Schmerz und zerbrechen am eiskalten kommuni- 
stischen Terror. 

Daß ein sozialistischer Vielvölkerstaat seinen kulturellen 
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Reichtum eben aus dieser Vielheit nimmt, gilt den Rechten 
als kommunistische Lüge und Propaganda. Im Grunde bar- 
men die Rechten nicht um die Völker, sondern um deren 
Unwillen, sich mit Waffengewalt die „Freiheit" zu erstrei- 
ten. Das ist die nazistische Illusion vom „Koloß auf töner- 
nen Füßen", der zusammensackt, sobald die Völker und 
Nationalitäten sich erheben. 

In diesem Zusammenhang sind die Ausführungen der 
„Neuen Rechten" über Kollaboration interessant. Über Ge- 
neral Wlassows Banditenarmee schrieb Solshenizin, den 
man in die rechte Riege einpassen darf, viel Rühmliches, 
auch die Quislinge aus dem Baltikum, der Ukraine und Be- 
lorußland fanden ihre Würdigung. Den „theoretischen" 
Hintergrund lieferte der französische Rechtsaußen Pierre 
de Pringet: „Der Tag ist nicht mehr fern, an dem man den 
aussichtslosen Kampf französischer SS-Soldaten an der 
Reichskanzlei zu Berlin im Herzen Europas nicht mehr als 
die letzte Episode der gescheiterten Kollaboration, son- 
dern als die erste der europäischen Zusammenarbeit von 
morgen betrachten wird." Es geht um den „Schicksals- 
raum des weißen Mannes", den zu erringen und zu festi- 
gen es des Zusammenhalts der indogermanischen Rasse 
bedarf. 

Das alles jedoch bedeutet keine Abkehr vom faschisti- 
schen Begriff des ,„Völkischen", der, genaugenommen, 
dem Europagedanken entgegensteht. In einem Schrift- 
stück des „Nationalrevolutionären Koordinierungsaus- 
schusses", eines Gremiums unter den vielen rechten Theo- 
rieproduzenten, hieß es: „Die organisatorische Zusammen- 
fassung eines Volkes in einem gemeinsamen Staat ist die 
unerläßliche Voraussetzung für die Identifizierung der Indi- 
viduen mit einer deutlich abgrenzbaren, auf dauernden 
Bestand ausgerichteten menschlichen Gemeinschaft... 
Die integrative Kraft des Nationalismus begünstigt eine 
breite Politisierung und Aktivierung des Volkes." Hier kün- 
digt sich ein Widerspruch an, in dem die Rechten stets ro- 
tieren und auch weiterhin umhergeworfen sein werden. 
Keine Erhebung, weder eine konservative noch eine ex- 
trem rechte, kann darauf verzichten, mit nationalistischen 
Gefühlen ein böses Spiel zu treiben. Ritt die abenteuerli- 
che Außenpolitik die USA selbst in ein Desaster, wie 1979 
im Iran, so verwandelte sich die selbstverschuldete Misere 
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- mißglückte Geiselbefreiung - unter den Händen der Poli- 
tiker in eine für das Land ehr- und würdelose Situation. 
Alle Amerikaner waren aufgerufen, im nationalen Schulter- 
schluß diesen Kränkungen zu widerstehen und der Welt 
die geeinte Faust zu zeigen. Diese Welle spülte Reagan auf 
den Präsidentenstuhl. Es fällt auch nicht schwer, im „Wei- 
ter so, Deutschland"-Slogan eine recht robuste nationali- 
stische Abgrenzung und Großmannssucht zu entdecken. 
Aus welchen Sudeltöpfen steigt der Nationalismus eigent- 
lich immer wieder hoch? 

Beobachter der letzten Wahlkämpfe in den USA konnten 
die Quellen lokalisieren: Trotz der wachsenden Internatio- 
nalisierung des Kapitals und der Monopole entdecken in 
Krisensituationen die verschiedenen imperialistischen 
Gruppierungen ein „nationales" Interesse, hinter dem 
nichts weiter steckt als der Wille, die eigene Kapitalverwer- 
tung auf Kosten anderer voranzutreiben. Die verbissenen 
Eifersüchteleien in der Europäischen Gemeinschaft und 
der recht deftige Handelskrieg der USA gegen alle Partner 
sprechen eine deutliche Sprache. In Washington wurden 
Passanten im Sommer 1987 Augenzeugen einer schlag- 
kräftigen Aktion. Japanische Wagen wurden im Beisein 
und unter beifälligen Rufen einiger Kongreßabgeordneter 
öffentlich exekutiert; mit schweren Hämmern wollte man 
es den fernöstlichen „Freunden" schon zeigen, was es 
heißt, amerikanische Autos aus dem Binnenmarkt zu drän- 
gen. 

Wenn es nach den Protektionisten ginge, würden sie 
Länder wie Italien mit seinen Spaghetti erdrosseln und 
Frankreich im eignen Rotwein ertränken. Reagan zog aus, 
der Weltwirtschaft alle Barrieren niederzureißen, und fand 
sich schließlich von einer zunehmend steigenden Zahl von 
Abgeordneten bedrängt, die protektionistischen Palisaden 
noch höher zu ziehen. 

Die amerikanischen Monopole verloren Jahr für Jahr 
ihre Vormachtstellung auf dem Weltmarkt und organisier- 
ten eine „nationale Erhebung" für die Wiedereroberung 
verlorener Positionen. Daß die ökonomischen Verluste 
auch mit den politischen einhergingen, verschärfte die Si- 
tuation insofern, als nun die reaktionärsten Kapitalkreise, 
die Rüstungsindustrie, sich als nationaler Retter, als Mana- 
ger einer neuen Stärke darboten. Sie bedurften hierfür des 


185 


wiedererweckten starken Staates und der „Identifizierung 
der Individuen" mit ihm. 


Reagan schien die Inkarnation zu sein für alle Tugenden, 
aus denen man nationalistische Hochgefühle päppelt: 
Ruf nach Waffen für die Ehre und Würde des Landes, 
religiöse Inbrunst und das Glaubensbekenntnis in die 
antikommunistische Mission, traditionelle Werte als 
ideologischer Kleister für den gesamtnationalen Kon- 
sens. 


Im Gefolge des Nationalismus türmen sich somit auch 
Hindernisse auf, die einer dauerhaften Vereinigung der in- 
ternationalen Reaktion im Wege stehen, denn separate Ka- 
pitalinteressen sind nun einmal stärker. Und diese gehen 
mitunter so weit, daß die Aussicht auf günstige Verwer- 
tung sie auch die friedliche Koexistenz mit den sozialisti- 
schen Ländern suchen lassen. So betonen in der BRD ei- 
nige Monopol- und Bankkreise ihr unbedingtes Inter- 
esse, mit der Sowjetunion ins Geschäft zu kommen, mit 
dem Argument, nationale Belange hätten Vorrang, wenn 
verkrustete Beziehungen zu den USA gute Geschäfte un- 
möglich machten. Über das vor Jahren vollzogene Röhren- 
und Erdgasgeschäft der BRD mit der Sowjetunion grum- 
meln die USA-Rechten noch heute. 

Auch in der Argumentation der „Neuen Rechten" steht 
dem Wunsch nach europäischer Einheit ihr eigenes Welt- 
bild entgegen. Sie mißbrauchen die Verhaltensforscher 
Konrad Lorenz und Robert Ardrey, um das Vorhandensein 
eines „Territorialtriebs", „Aggressionstriebs", „Dominanz- 
triebs" und eines „Besitztriebs" nachzuweisen. Alle Triebe 
haben eines gemeinsam: Sie gehen auf Abwehr und 
schreiten schließlich zum Angriff, wenn Territorium, Domi- 
nanz und Besitz gefährdet sind. Alle Hervorkehrung 
des „Schicksalsraums der weißen Rasse", in dem eine all- 
umfassende „indogermanische Weltanschauung" gemein- 
sam der kommunistischen „Fremdideologie" widerstehen 
muß, ist ideologische Proklamation, die nicht darüber hin- 
wegtäuscht, daß jedem „erbgenetisch befangenen Volk" 
das eigene Hemd näher ist. Der „Schicksalsraum" verträgt 
sich nun einmal nicht mit dem postulierten „völkischen" Ei- 
geninteresse. Zudem könnte man einem westdeutschen 
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Biertischstrategen schwerlich einreden, er müsse aus sei- 
ner Forderung nach Beendigung der „Überfremdung" die 
Griechen, Italiener, Spanier, Jugoslawen ausklammern, 
denn sie seien als Indogermanen Blut von seinem Blute. Er 
würde zornentbrannt ausrufen: „Sie sind keine Deut- 
schen!", womit er den eigentlichen Kern des „Ethnoplura- 
lismus" getroffen hätte. Indogermane hin — Indogermane 
her, sie sollen in ihren Ländern bleiben, dann hätten sie 
und wir unsere Ruhe! Und mit dieser Haltung hätte er dem 
„Territorialtrieb", dem „Dominanztrieb" und dem „Besitz- 
trieb" mit der Abreaktion des „Aggressionstriebes" am be- 
sten entsprochen. 

Nicht nur Rassen und Völker werden von den „Neuen 
Rechten" qualitativ unterschieden, sondern im jeweiligen 
Volk selbst sorgen Erbungleichheiten für ein Oben und Un- 
ten. 

„Wir wissen aber sehr wohl, daß der Begriff der ‚Qua- 
lität' denen der Masse und der Gleichheit grundsätzlich 
entgegensteht. Wir wissen auch, daß Qualität aus Selten- 
heit quillt, sie ist ein Erzeugnis der Entscheidung, der Aus- 
lese und der Ordnung", schrieb Pierre Krebs Anfang der 
achtziger Jahre in „Die europäische Wiedergeburt". Somit 
sorgt ungleiches Erbgut für Führerpersönlichkeiten, Rang- 
ordnung, Hierarchie und den massenhaften Mob. Auch in 
diesem Falle bleibt es jedem überlassen zu entscheiden, 
ob das Erbgut der Spanier, Griechen usw. dem deutschen 
gleichwertig ist. 

Es ist, strenggenommen, von zweitrangiger Bedeutung, 
ob die Ewigkeit der gesellschaftlichen Schichtung von 
Oben und Unten aus dem Erbgut oder aus der Unwandel- 
barkeit göttlicher Gesetze hergeleitet wird. Die Grenzen 
zwischen den Konservativen und Rechten aller Schattie- 
rungen sind fließend. Zumal die Presseorgane beider Sei- 
ten sich wechselseitig drucken und Armin Mohler, Helmut 
Diwald, Bernard Willms u. a. als Mittler zwischen den Kon- 
servativen, „Neuen Rechten" und den Spitzen in der CDU/ 
CSU fungieren. In den Hochschulen - im „Nationaldemo- 
kratischen Hochschulbund" und in den „Deutschen Bur- 
schenschaften" im CDU-nahen „Studienzentrum Wei- 
kersheim" und in anderen rechten Institutionen sowie bei 
den Treffen der „Schlesier" und „Heimatvertriebenen" sitzen 
sie alle einträchtig beieinander. Wenn in Bonner Regie- 


187 


rungserklärungen von „Deutschland" als dem „europä- 
ischen Kernland" gesprochen wird, von dem aus „unsere 
nationale Identität" und „europäische Bestimmung" er- 
kämpft werden müssen, so dürften die Anleihen durchaus 
kenntlich sein. 


Die entzauberte Stadt 


Knoxville ist eine kleine Stadt in der Knox County, Staat 
Tennessee. „Seit Generationen gelten die Menschen in 
Knox County als konservativ, patriotisch und republika- 
nisch gesinnt. Noch nie hat ein Demokrat ihren im Tennessee 
Valley gelegenen Bezirk ım Kongreß vertreten, und sechs 
Jahre lang haben die Wähler Ronald Reagan eifrig unter- 
stützt. Oberflächlich gesehen, scheint es keinen Grund da- 
für zu geben, daß das heute irgendwie anders sein sollte - 
aber es ist anders, und zwar wesentlich." Die „Washington 
Post" bekundete Ende April 1987 eine Neugier für diese 
Stadt, ähnlich der von Forschern, die ihren Studienobjek- 
ten unter plötzlich veränderten Lebensbedingungen beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen. Das Städtchen wurde zum 
Wassertropfen unter dem Mikroskop. 

Fünftägige Befragungen erbrachten „erschreckend ne- 
gative Meinungen über die Entwicklungsrichtung des Lan- 
des und die Leistungen seiner führenden Politiker". Enttäu- 
schung, Zynismus und Besorgnis herrschten vor, Pessimis- 
mus und Sorge um die Zukunft, die man kurz zuvor noch 
im glänzenden Licht sah. Den Helton, ein junger Mann 
aus dem Vorort von Knoxville, wußte das Unbehagen nicht 
recht zu greifen: „Man kann niemandem vertrauen. Es ist 
einfach unmöglich, zu irgend jemandem Vertrauen zu ha- 
ben. Das hat offenbar mit der amerikanischen Lebens- 
weise zu tun. Es ist ein abscheuliches Gefühl." 

Leider bohrte die „Washington Post" nicht tiefer, warum 
gerade der höchste Stolz der patriotischen Amerikaner, 
ihre Lebensweise, ursächlich zum Mißtrauen führte. Und 
warum das Vertrauen in die Regierenden, ein von den Neo- 
konservativen beschworener Grundwert, einen derart ge- 
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waltigen Schaden nahm. Landesweit spürten Soziologen 
und Meinungsforscher das Unbehagen auf und trugen Mo- 
saiksteinchen zusammen, die, ineinandergepaßt, ein inter- 
essantes Bild ergaben. Für Knoxville traf das ebenfalls zu. 

Die gepäppelten Vorstellungen von einer umfassenden 
„konservativen Renaissance" erwiesen sich als trügerisch. 
Selbst im Süden und Westen des Landes, wo der Konser- 
vatismus traditionell dominiert und der neokonservative 
Nationalismus und Ruf nach einem erneuten starken Ame- 
rika ein starkes Echo und bereitwillige Aufnahme fanden, 
schien sich eine Kluft aufzutun zwischen traditionellen und 
neokonservativen Werten. 


Das Paradoxon trat ein, daß sich der Neokonservatis- 
mus an ebenjenen Werten, die er verkündete - Familie, 
Arbeit, Sparksamkeit, Fleiß, Eigeninitiative usw. mes- 
sen lassen mußte. 


Ein New-Yorker Skandal, der landesweit publik wurde, 
ließ die konservativen Puritaner überschäumen. Eine junge 
Dame vom besten Herkommen - ihre Vorfahren waren 
Passagiere der „Mayflower", was in den USA als Adelsprä- 
dikat gilt - nahm den neokonservativen Aufruf zur Eigenin- 
itiative ziemlich ernst und ortete die Möglichkeiten, die ein 
Geschäft versprachen. Sie erwählte sich eine Dienstlei- 
stung besonderer Art, da der ausbrechende exhibitionisti- 
sche Luxus der Reichen ihr eine gute Kundschaft sicherte. 
Sie heuerte knapp zweihundert Mädchen an, steckte sie in 
teure Wäsche und unterzog sie einem Lehrgang in Liebes- 
kunst. Der größte und luxuriöseste Callgirlring entstand. 
Die nächtlichen Übungen zu 1000 Dollar. Nun fand sich in 
der korrupten Polizeimaschinerie ein eifriger Beamter, der 
dem Gesetz über das Verbot der Prostitution Nachdruck 
verschaffen wollte. Dieses Unternehmen bekam ihm und 
der Justiz, die nur widerwillig in den sauren Apfel biß, 
nicht gut. Der Kundenkreis der Liebesverkäuferin erwies 
sich als so hochkarätig, daß es den Anwälten keine sonder- 
liche Mühe bereitete, den Prozeß niederzuschlagen. Doch 
das war nur das Vorspiel, den eigentlichen Akt vollzog die 
junge Chefin öffentlich. Vor den Medien breitete sie ihre 
Philosophie aus, der nichts entgegenzuhalten war, da sie 
sich in besten neokonservativen Gefilden bewegte: Sie 
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zeigte Eigeninitiative, schaffte Arbeitsplätze, an Fleiß man- 
gelte es den Mädchen auch nicht, sie hatte ein Geschäft 
nach bestem Wissen und Gewissen eröffnet. 

Die Mayflower-Dame, wie die Unternehmerin nun ge- 
nannt wurde, führte konsequent die gefragten Werte auf 
das Eigentliche zurück: auf den Profiterwerb. Daß ihr dabei 
die puritanische Moral über Bord ging, dürfte im Wesen 
der Sache liegen. Mystisch verklärte Werte haben nichts 
unter der Bettdecke zu suchen. Das jedoch sehen die kon- 
servativen Amerikaner in den ländlichen Gebieten anders. 
Zwar lassen sich die Eskapaden einer jungen Frau, die die 
Wertedemagogie auf das Wesentliche zurückschraubte, 
nicht unbedingt verallgemeinern. Doch der Unwillen in 
Knoxville schloß die Regierenden ausdrücklich mit ein, und 
es stellte sich heraus, daß eine überwiegende Anzahl der 
Bewohner Ehrlichkeit und persönliche Integrität durchaus 
in den konservativen Wertekatalog einbezog. Das Weiße 
Haus hatte die Farbe der Unschuld verloren, und aus dem 
Kongreß häuften sich Meldungen über sexuelle Verfehlun- 
gen. 

Auch herrschte die übereinstimmende Meinung vor, daß 
der Iran-Contra-Skandal - illegale Ausfuhr von Waffen in 
den Iran und die rechtswidrige Finanzierung der nikaragua- 
nischen Contras mit den ergaunerten Dollars - an der Ehr- 
lichkeit und persönlichen Integrität des Präsidenten zwei- 
feln ließ. Die offiziellen Verlautbarungen, daß diese zwei- 
felhafte Aktion der Freiheit und Demokratie in Nikaragua 
und der friedlichen Sondierung im Iran gedient habe, stie- 
ßen nicht nur auf Skepsis, sondern auf deutliche Ableh- 
nung. Die Rolle ihres Präsidenten bei diesen sonderbaren 
Handlungen stand unter Beschuß. Freiheit und Demokratie 
sah man in diesen haßgeladenen Aktionen des Weißen 
Hauses zutiefst verletzt. 

Die Menschen fühlten sich mißbraucht in ihren konser- 
vativen Haltungen, glaubten sich ausgenutzt für eine neo- 
konservative Außenpolitik, die der Würde des Landes 
schadete. Sie meinten sich ihrer wirklichen Werte beraubt, 
weil diese zu außenpolitischen Schlagknüppeln wurden. 
Die Demonstration von fast hunderttausend Menschen 
Ende April 1987 vor dem Weißen Haus ließ an Deutlichkeit 
nichts zu wünschen übrig. Eine Losung lautete: „Schluß 
mit der Interventionspolitik in Zentralamerika!“ 
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Auch in der Innenpolitik erkannten die Menschen von 
Knoxville eine Pervertierung ihrer konservativen Hoffnun- 
gen, weil die Regierungspolitik die Lebenssphäre des ein- 
zelnen bedrohte. Die „Washington Post" stellte fest, daß 
die Bewohner jene Institutionen genau zu benennen wuß- 
ten, denen sie die Talfahrt ihres Landes ankreideten: 
„.. angefangen vom Weißen Haus bis hin zur Wall Street 
und zu den Hauptquartieren der Unternehmen." 

Nun zeigte sich, daß die neokonservative Vereinnah- 
mung der Gefühle und Haltungen der Menschen eine 
grundsätzliche Barriere nicht überstieg. Das Mißtrauen 
des traditionellen ländlichen Konservatismus gegen das 
„Big Business" und dessen Zusammenwirken mit dem „Big 
Government", dem Staat, war unausrottbar und brach so- 
fort wieder auf, als die Bürger gewahrten, daß die staatli- 
chen und ökonomischen Schalt- und Machtzentralen unter 
einer Decke steckten. Der anfängliche Glaube, daß die Zu- 
sage von „weniger Staat" auch dem einzelnen mehr Frei- 
heiten schenken würde, schwand mit der Erkenntnis, daß 
der Staat sich von ihnen abwandte, um das Kapital zu favo- 
risieren. Der „amerikanische Traum" erlebte eine bittere 
Entzauberung. Es mag Erstaunen auslösen, wie der Glaube 
überhaupt aufkommen konnte, die Neokonservativen 
brächten etwas Neues in die Welt, indem sie mit frühkapi- 
talistischen Werten hausierten. Man darf die Mentalität 
des amerikanischen Konservatismus nicht übersehen, der 
aus den verklärten „Pionierzeiten" noch immer seine Kraft 
zog. 


In diesem Konservatismus verquicken sich nebst bor- 
nierten und reaktionären Momenten durchaus tragfä- 
hige und allgemeinbindende Dinge wie Solidarität, Ver- 
antwortung und soziales Empfinden. Bibelkundige Bi- 
gotterie, aber auch Nachbarschaftshilfe, Freundschaft 
und Geselligkeit zählen ebenfalls zu den Traditionen. 
Der Zorn, daß die Neokonservativen die Willigkeit der 
Menschen, an einem neuen Amerika mitzuwirken, miß- 
braucht haben, sitzt tief. 


Die Desillusionierung ging so weit, berichtete die „Wa- 
shington Post", daß die zeitlebens konservativen Wähler in 
Knoxville mit Begeisterung vernahmen, daß sich ein Sohn 
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ihrer Stadt, der demokratische Senator Albert Gore jr., als 
Präsidentschaftskandidat bewarb. Noch 1984 hätte ein de- 
mokratischer Bewerber die Abfuhr aller Einwohner erfah- 
ren. „Damals glaubten die Wähler überschwenglich, es 
herrschten gute Zeiten, und sie sprachen mit Optimismus 
von der Zukunft..." 

Heute geht Angst um, konstatierte die „Washington 
Post". Angst um die Arbeitsplätze, vor der ausländischen 
Konkurrenz, vor der Staatsverschuldung und den Außen- 
handelsdefiziten, vor dem unsicheren Dollar, dem Farmen- 
sterben, kurzum vor all jenen Dingen, die hellsichtige Öko- 
nomen längst haben kommen sehen. Noch ging der Hun- 
ger nicht um, wie in den ehemaligen Zentren der Stahl- 
und Montanindustrie, noch hauste man nicht in einer ver- 
wüsteten Ruinenlandschaft wie Zehntausende Obdachlose 
in New York, noch flossen Wasser und Strom, und die Kin- 
der trugen saubere Kleidchen. Und doch krochen die 
Schreckensmeldungen aus dem Land wie durch Ritzen auf 
sie zu, und das Ungemach nahm konkrete Formen an. 
„Diese allgemeinen Befürchtungen mit noch etwas undeut- 
lichen Konturen haben inzwischen eine ganz konkrete 
Form der Angst angenommen", schrieb die „Washington 
Post". Die Menschen begannen zu ahnen, daß der 
schrumpfende Dollar und die sinkende Kaufkraft auch et- 
was mit der 2-Billionen-Dollar-Staatsverschuldung und 
den steigenden Handelsdefiziten zu tun haben. Knoxville 
verlor seine Beschaulichkeit und geriet, so scheint es, lang- 
sam in den Sog eines unausweichlichen Schicksals. 

Die „Business Week", ansonsten monopolbeflissener 
Künder optimistischer Dinge, fragte besorgt: „Geht der 
amerikanische Traum seinem Ende entgegen?" Und artiku- 
lierte auch die Ängste innerhalb der Monopolbourgeoisie 
vor dem Konkurrenzdruck aus dem Ausland, den sinken- 
den Exportquoten und der Verschuldung. Wenn das „Wall 
Street Journal" sich gar Sorgen um die verteuerten Schuh- 
reparaturen macht und die Kosten einer Halbsohle auf 
35 Dollar beziffert, so muß manches schlecht zu Fuß sein 
im „erneuerten" Amerika. Daß eine simple Dauerwelle nun- 
mehr 60 Dollar kostet, legt den Verdacht nahe, die unge- 
bändigte weibliche Haarflut werde sehr bald der ungebän- 
digten Inflation entsprechen. Ein Wort, das seit Jahren 
nicht mehr in den Mund genommen wurde, weil die „Ange- 
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botsökonomie" sich zugute hielt, diese Geißel verbannt zu 
haben. Nun gestand Irwin Kellner von der New-Yorker 
Bank Hanover Manufakturen: „Der Verbraucher hat den 
schlimmen Verdacht, daß die Inflation schlimmer ist, als 
es die Statistiken der Regierung zugeben - und diese 
Skepsis ist durchaus berechtigt." 

Die verteuerten Schuhhalbsohlen und Dauerwellen wur- 
den zum Syndrom für eine ganze Entwicklungskette. 1986 
gingen in den USA 62 000 Firmen bankrott, 138 Kreditinsti- 
tute meldeten Konkurs an. Die höchsten Zahlen seit der 
Weltwirtschaftskrise 1929. Jede zehnte US-Bank stand 
Ende 1986 auf der „Risikoliste". Laut „Washington Post" 
gibt es weitaus schlimmere Anzeichen: Selbst bei der ge- 
feierten Hochtechnologie, dem Stolz Amerikas, geriet 
nicht alles so, wie es sollte. Bestückten die USA 1974 noch 
zu 70 Prozent den Weltmarkt mit ihrer Hochtechnologie, 
fiel diese Zahl 1984 auf 50 Prozent, und für 1994 wird nur 
noch mit 30 Prozent gerechnet. Die Mäkelei auf der OECD- 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung) Ministerratstagung in Paris über den fallenden 
Dollar, den man nur noch mit spitzen Fingern anfaßte, 
nervte die Amerikaner vollends. Zumal sie immer wieder 
daran erinnert wurden, daß nur die Verringerung des US- 
Haushaltsdefizits den Dollar wieder auf sichere Beine stel- 
len würde. Allein dem Ausland schulden die USA an die 
250 Milliarden Dollar. 

In Knoxville meinten die Einwohner über Jahre, der 
Schatten des Schuldenberges werde ihr Städtchen nie 
überdecken. Nun stolperten sie wie auch die Einwohner 
anderer Städte über eine lumpige Schuhsohle, der man 
die tiefen ökonomischen Zusammenhänge von Staatsver- 
schuldung und Inflation bisher nie ansah. 


Der Traum von der Mission 


Befindet sich die „konservative Renaissance" in Auflösung, 
weil sie einen wichtigen Programmpunkt - die Wiederer- 
oberung der internationalen wirtschaftlichen Dominanz - 
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nicht erfüllt hat? Zumindest so manche Konzernchefs aus 
traditionellen Industriebereichen der USA äußerten sich 
öffentlich über den Mißerfolg der Wendepolitik, weil die in- 
ternationalen Marktbedingungen auch nach Jahren der 
Wende eher gegen als für sie sprachen. 

Diese Unzufriedenen befanden sich von Anbeginn im Irr- 
tum, wenn sie meinten, die neokonservative Wende von 
1980 habe auch ihren Wünschen Rechnung zu tragen, so 
wie die Wende auch ihre Unterstützung erfuhr. Die Politik 
des knappen Dollars und der hohen Zinsen begünstigte 
von Anfang an nur die Finanzoligarchie und die mit ihr li- 
ierte Rüstungsindustrie. Natürlich bemühten sich die Neo- 
konservativen um einen Konsens mit allen Kräften des Mo- 
nopolkapitals, den sie durch Steuergeschenke und Ab- 
bau sozialer Verpflichtungen auch erkauften, doch die Aus- 
richtung des Staates auf bestimmte Prioritäten, konkret 
auf die Hochrüstung, verschlimmerte letztendlich die Be- 
dingungen für die Monopole im zivilen Produktionsbereich. 

Die alten Rivalitäten zwischen den beiden Strömungen 
in der Monopolbourgeoisie brachen wieder auf. Zwar zei- 
gen sich die Grenzen zwischen beiden Richtungen als flie- 
ßend, dennoch fanden sich in jedem Lager Leute, die ihre 
Positionen knallhart von denen der anderen absetzten. Co- 
lin S. Gray, Richard Pipes, Norman Podhoretz, Jeane Kirk- 
patrick u. a. sprachen und sprechen für den harten Flügel, 
der im Interesse des Militär-Industrie-Komplexes für die 
Fortsetzung der Konfrontationspolitik plädiert. Es wäre zu 
einfach, wollte man das Wirken von George F. Kennan, Cy- 
rus Vance, Arthur Schlesinger, Robert McNamara und an- 
deren ehemaligen hohen und höchsten Beamten und Mili- 
tärs in die „liberale" Schublade verfrachten. Wenn sie al- 
lerdings den Moloch Rüstung attackieren, handeln sie ob- 
jektiv im Namen der Monopole und des Inlandsbusiness, 
denen das Wettrüsten alle Kraft und Stärke entzieht. 
George F. Kennan, die profilierteste Gestalt im zähen Rin- 
gen für ein Umdenken in den USA, muß vom Habitus und 
Denken eher als konservativ bezeichnet werden, weil er 
Moral und Werte, von denen die Neokonservativen ständig 
reden, für notwendig und nun für gefährdet hält. Ein Kult 
der Stärke und Gewalt trägt nur Unmoral in die Politik - 
das ist Kennans Credo. Es fiel Kennan niemals ein, die Ge- 
sellschaftsordnung seines Landes in Frage zu stellen, daß 
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die USA sich jedoch mit einer unseligen Tradition belastet 
haben, sprach er oft genug aus. 

Gemeint ist die Politik des Missionarismus, diese selt- 
same Weltbeglückungsideologie, die heute als missionari- 
scher Antikommunismus und Antisowjetismus viel Un- 
heil bringt. Diese Tradition ist alt, und es liegen die 
verschiedensten Untersuchungen vor, wie es zu dieser Ei- 
genart kommen konnte. Schon 1873 schrieb der deutsche 
Reisende H. von Holst über die einmütige Meinung der 
Amerikaner, über die bestmögliche Verfassung zu verfü- 
gen, die dem Rest der Welt als Beispiel dienen könne. Ein 
Land tauchte nach einem siegreichen Kampf gegen Eng- 
land kopfüber in die beste aller Welten, wie es vermeinte, 
schob innere und äußere Widerstände recht unsanft aus 
dem Weg und befand sich sehr bald auf dem Vormarsch 
zur stärksten kapitalistischen Macht. Es trug nie an den 
feudalen Leiden und glaubte sich den Traum von einer na- 
türlichen, dem Menschen gemäßen Ordnung erfüllt zu ha- 
ben. Präsident Grants (1822-1885) Vorstellungen, daß die 
„erwerbende Welt" im Grunde nur „eines Staates und ei- 
ner Sprache" bedürfe, zielte deutlich auf eine amerikani- 
sche Einheitswelt. 


Die Vorstellung, in Gottes eignem Land einer Mission 
nachgegangen zu sein und die zuvor herrschende Bar- 
barei der Ureinwohner mit christlichem Rigorismus aus- 
gemerzt zu haben, übertrugen die USA auch nach au- 
ßen. Dieser missionarische Gedanke, als schicksalhaft 
und gottgewollt empfunden, kam der imperialistischen 
Machtentfaltung nicht nur äußerst gelegen, sondern er- 
hielt durch die konservative Politik und Presse die sorg- 
fältigste Behandlung und Unterstützung. Als interventio- 
nistische Weltanschauung deckte sie die politische und 
ökonomische Expansion in einer geradezu vorbildhaften 
Weise ab. 


Die Karibik, die lateinamerikanischen Länder und die Phi- 
lippinen zählten im beginnenden 20. Jahrhundert zu den 
ersten, die dem missionarischen Eifer zum Opfer fielen. 
Doch die eigentliche Mission setzte nach 1917 ein, als das 
wirtschaftliche Vormachtstreben sich mit einem rabiaten 
Antisowjetismus verflocht. 


195 


Wie der deutsche Konservatismus im „Begriff des Politi- 
schen" das Freund-Feind-Verhältnis bestimmte, so fanden 
die amerikanischen Konservativen im missionarischen An- 
tikommunismus die imperialistische Klassenkampftheorie, 
der zufolge es nur eine bejahenswerte und moralische Ge- 
sellschaftsordnung, nämlich die kapitalistische, geben 
dürfe. Der Kommunismus, eine widernatürliche und unmo- 
ralische Verfehlung der Geschichte, müsse von der Erde 
getilgt werden. Dieser permanente Kriegszustand galt als 
entscheidender Kampf zwischen Gut und Böse. 

Die Neokonservativen griffen somit auf einen traditionel- 
len Missionarismus zurück, den sie jedoch auf die beson- 
dere Situation der politischen und wirtschaftlichen Krise 
ihres Landes zurechtschnitten. Dem „starken Staat", als 
Widerpart zum „liberalistischen", wurde die Aufgabe über- 
tragen, die USA wieder zur Führungsmacht in der Welt zu 
machen. Hierfür bedurfte es einer ideologischen Bestim- 
mung und Erklärung, welche Mission dem Lande vom 
Schicksal auferlegt sei. Es geht, so Jeane Kirkpatrick, um 
„die Wiederherstellung der subjektiven Überzeugung, daß 
die amerikanische Macht eine notwendige Voraussetzung 
für das Überleben der liberalen Demokratie in der moder- 
nen Welt" darstellt. Die Welt, durch die missionarische 
Brille gesehen, läßt nach Ansicht der Neokonservativen 
viel zu wünschen übrig, was der auferlegten Mission ein 
breites Betätigungsfeld eröffnet. 

Nun ist die „subjektive Überzeugung", von der Miß Kirk- 
patrick sprach, nichts weiter als ein Appell, den mysti- 
schen Missionsgedanken aufzugreifen und in politischen 
Aktionismus umzusetzen. Da die USA im Besitz der besse- 
ren Moral und der dauerhafteren Werte sind, setzen sie 
sich von vornherein ins Recht, bei anderen ein Manko oder 
ein völliges Fehlen an Demokratie und Freiheit auszuma- 
chen und diesen Fehler zu korrigieren. Als US-Präsident 
Reagan Anfang 1983 in der Botschaft zur Lage der Nation 
die amerikanischen Werte zur „noblen Vision" erhob, zur 
„Vision nicht nur dessen, was die Welt heute ist, sondern 
auch dessen, was wir als freies Volk morgen aus ihr ma- 
chen können", gab er der Überzeugung Ausdruck, daß die 
bessere Moral sich in die Pflicht genommen sehe, über die 
Welt die Pax americana auszugießen. 

Daß anspruchsvolle Werte auch anspruchsvoller Waffen 
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bedürfen, stand außer Zweifel. In den beginnenden achtzi- 
ger Jahren gedieh dieser Wahnwitz so weit, daß ein mach- 
und gewinnbarer Atomkrieg in den Bereich militärischer 
und politischer Kalkulation geriet. Die strategischen Erörte- 
rungen eines Colin Gray hierzu, die zuvor als Ideen eines 
abstrusen Extremisten galten, rückten plötzlich in die Nähe 
offizieller Regierungspolitik. Der politische und moralische 
Alleinvertretungsanspruch gebar Strategien gegen das 
„Reich des Bösen", die nun auch unter vielen Konservati- 
ven ein mißbilligendes Kopfschütteln hervorriefen. George 
F. Kennan beließ es nicht bei dieser Geste, sondern unter- 
zog die „noble Vision" und den missionarischen Antikom- 
munismus einer strengen Prüfung. Wollen sich die USA 
ein Vetorecht zueignen über Praktiken und Moral anderer 
Nationen, die uns mißfallen? fragte er. „Weder stellt De- 
mokratie nach dem Verständnis der Amerikaner notwendi- 
gerweise die Zukunft für die gesamte Menschheit dar, 
noch ist es die Pflicht der amerikanischen Regierung, dafür 
zu sorgen, daß es eben dazu kommt." 


Staatsterrorismus in Aktion: US-Lektion für den „Rest der Welt" - Bom- 
ben auf libysche Städte 
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„Es ist Zeit für Amerika, wieder zu lernen, seine Träume 
von Unschuld und Überlegenheit zu vergessen und be- 
scheiden genug zu werden, um zu akzeptieren, daß es Lek- 
tionen zu lernen gibt vom Rest der Welt und von den Fak- 
ten. Aber um dies zu tun, muß eine Nation erst einmal 
bereit sein, härter am Verständnis der eigenen Verhaltens- 
weisen zu arbeiten." Diese Worte des amerikanischen Pu- 
blizisten Michel Crozier gehen in die gleiche Richtung wie 
die Kritik Kennans. Immer mehr Amerikaner erkennen, daß 
im Anspruch, über bessere Werte zu verfügen, die es auf 
den Rest der Welt auszudehnen gilt, im Zeitalter weltwei- 
ter gesellschaftlicher Veränderungen viel Unheil steckt. 
Der Wandel in den Entwicklungsländern kann beispiels- 
weise den missionarischen Eifer in einen gewaltigen Voll- 
zugszwang bringen. Diesem Eifer fallen als Gegner nicht 
nur das „Reich des Bösen" als Beute zu - die Sowjetunion 
und die sozialistische Welt -, sondern auch die National- 
staaten, deren Werte und Moral von den amerikanischen 
abweichen, ja mitunter sogar konträr entgegenstehen. 
Welche Positionen wollen die USA beziehen, wenn sie die 
andersartige Moral als unvereinbar mit der ihren halten? 
Wollen sie den Krieg eröffnen? Ist die Souveränität dieser 
Länder in ständiger Gefahr, weil sie einer anderen Ideolo- 
gie den Vorzug geben? 

Wenn die Neokonservativen den missionarischen Anti- 
kommunismus zur tragenden Säule ihrer Außenpolitik ge- 
macht und sich im unerklärten Krieg mit der sozialistischen 
Welt wähnen, müssen sie auch über die Rolle der Atom- 
waffen in diesem Konflikt nachgedacht haben. Sie haben, 
und ebendas ließ die Weltöffentlichkeit nicht schweigen. 
Das Einlenken und das Eingeständnis des Präsidenten, daß 
Atomkriege für keine Seite gewinnbar sind, schufen eine 
gewisse internationale Beruhigung, änderten jedoch nichts 
am Sachverhalt des missionarischen Globalismus. 


Das ist des Pudels Kern: Solange dieser Rigorismus die 
Politik bestimmt, werden die USA sich stets in Situatio- 
nen begeben, die eine Weltgefahr heraufbeschwören 
können. 


„Wenn Politik und Handeln der Regierung der Vereinigten 
Staaten mit moralischen Normen übereinstimmen sollen, 
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dann müssen dies Amerikas eigene Normen sein... Wir 
können hingegen nicht annehmen, unsere moralischen 
Normen seien auch die (anderer)...", äußerte Kennan. Na- 
türlich müssen moralische Normen die Politik bestimmen, 
fuhr Kennan fort, doch können es nur Normen sein, die das 
Grundsätzliche, das Überleben der Menschheit zum Ziel 
haben. Jeder andere Wert, der sich über dieses Anliegen 
stellt, kann für sich nicht in Anspruch nehmen, moralisch 
zu sein. 

Moral und Werte unterliegen der Eigenheit, daß sie an 
Handlungen und Haltungen gemessen werden. Die konser- 
vativen Wähler in Knoxville entdeckten haarsträubende 
Unverträglichkeiten zwischen den moralischen Auslassun- 
gen der Neokonservativen und deren tatsächlicher innen- 
und außenpolitischer Unmoral. Nun ist die Kränkung über 
den Verrat der konservativen Werte durch die Neokonser- 
vativen die eine Seite. Die andere, die weitaus wesentli- 
chere, ist, angebliche moralische Grundsätze mit der An- 
drohung von Waffengewalt durchzusetzen. Grenada war 
ein solches Begebnis, in dem amerikanische Demokratie 
und Freiheit erst einmal als Kugelregen niedergingen, be- 
vor die politischen und wirtschaftlichen Missionare die In- 
sel abermals verelenden ließen. Ein ungewöhnliches sozia- 
les Beispiel für die Karibik fiel im Ansturm einer Regierung, 
die ihre Moralnormen und Werte für die einzigen hält, die 
der menschlichen Natur entsprechen. Grenada erlebte, 
daß Arbeitslosigkeit und Elend, die auf der Insel für über- 
wunden galten, zu den natürlichen Segnungen amerikani- 
schen Einstehens für Demokratie und Freiheit zählen. 

Die gekränkten Reaktionen seitens der US-Regierung 
auf den internationalen Aufschrei und die Betroffenheit, 
die auch konservative Regierungen in Europa bekundeten, 
verrieten die Absicht, der ideologischen Mission auch ge- 
gen die Weltmeinung treu zu bleiben. In den neokonserva- 
tiven Jubel über den „brillanten Feldzug", der dem Lande 
die Ehre und Würde wiedergab, die in Vietnam und Iran 
verlorengegangen waren, schlichen sich leise Zweifel ein, 
ob mit der Okkupation einer winzigen Insel die USA nicht 
vielmehr gezeigt haben, welche Grenzen dem missionari- 
schen Eifer gesetzt sind. Aus Europa kamen diese Überle- 
gungen sofort. In die Entrüstung der reformistischen 
Kräfte mischte sich die Häme über die Bloßlegung einer 
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Großmacht, die in der Bezwingung eines Winzlings angeb- 
lich ihre Ehre wiederfand. Die Rechtskonservativen re- 
agierten grämlich, weil sie um den eingeschränkten Hand- 
lungsspielraum der USA für ihre weitgespannten Zukunfts- 
hoffnungen fürchteten. Die Erklärungen aus den USA, in 
Grenada keinen Zwerg, sondern eine gewaltige sowjetisch- 
kubanische Bastion niedergerungen zu haben - selbst 
wohlwollende Journalisten fanden auf der Insel nichts, 
was dieser Aussage auch nur annähernd entsprach -, wur- 
den als Versuch gewertet, die politisch-moralische Nieder- 
lage in einen Sieg zu verwandeln. 

Auch das Bombardement libyscher Städte 1986 erin- 
nerte eher an die Nacht-und-Nebel-Aktion eines Piraten als 
an eine starke moralische Reaktion, wie man in den USA 
versicherte. 

Niemand in und außerhalb der Vereinigten Staaten zwei- 
felt daran, daß die USA in der Lage wären, jedem Gegner 
ungeheures Leid zuzufügen und ganze Länder einzu- 
äschern. Doch immer mehr setzt sich auch in den USA die 
Erkenntnis durch, daß ihr Land die Fähigkeit verloren hat, 
den Weltenlauf nach seinen Intentionen zu wandeln. 
Selbst im Lager der Neokonservativen, die mit diesem Ver- 
sprechen an die Macht gekommen sind, nisten sich hie 
und da Zweifel ein. Es sei denn, die USA gehen den letzten 
Schritt, den selbst die meisten Neokonservativen für 
selbstmörderisch halten. Den Atomraketen die Bunkerlu- 
ken zu Öffnen, empfehlen nur noch jene, die vom Wahn 
vollends zerfressen sind. Die Wut dieser Leute, die anti- 
kommunistische Mission unerfüllt zu sehen, richtet sich 
heute selbst gegen den Präsidenten, dem sie die Verhand- 
lungen von Genf und Reykjavik nie verzeihen und dessen 
Vertragsabschluß in Washington im Dezember 1987 sowie 
die Zusicherung für weitere Abrüstungsregelungen sie be- 
kämpfen. Ihr Abrücken vom eigenen Präsidenten begann 
schon damit, als dieser Realitätssinn bewies und den Ab- 
zug der Mariners aus Libanon befahl. Die Rechtskonserva- 
tiven hatten sich einen weiteren „brillanten" Feldzug ä la 
Grenada versprochen. 

Diese durch internationalen Druck erzwungenen Einsich- 
ten verhießen jedoch noch lange nicht, daß jeder Versuch 
aufgegeben wurde, nach politischer und militärischer Do- 
minanz zu streben. Die ins Auge gefaßte Militarisierung 
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des Weltalls ist ein solcher Versuch. Die Verkündung des 
SDI-Programms 1983 sollte abermals Männer wie Kennan 
an die öffentliche Front beordern. Sie erhielten bedeut- 
same Unterstützung von Leuten, die sich bisher nur zöger- 
lich oder gar nicht artikuliert hatten. Ehemalige Pentagon- 
chefs wie McNamara, George Brown, James Schlesinger, 
Elliot Richardson, bedeutsame Wissenschaftler wie Hans 
Bethe, Henry Kendall, Richard Garwin, hohe Militärs und 
Exbeamte sorgten dafür, daß die euphorischen Auslas- 
sungen des Präsidenten über ein Abwehrschild, das die 
Raketen veralten läßt und den Frieden erhält, nicht lange 
unwidersprochen blieben. 

Als Plan ausgebrütet, die zerstrittenen Parteien in der 
Abrüstungsfrage durch eine Friedensvision zu einen, rief 
das SDI-Programm mehr Kritiker auf den Plan, als die Neo- 
konservativen es sich träumen ließen. Kein Tag verging, an 
dem nicht hochkarätige Wissenschaftler, Militärs und Poli- 
tiker das SDI-Programm in all seinen technischen, ökono- 
mischen, militärischen und politischen Aspekten analysier- 
ten und verwarfen. Die SDI-Protagonisten zeigten sich tief 
betroffen, daß ihre Vorstellungen von einem „Friedens- 
schild" auf so bitterböse Reaktionen stießen. Diese Kritiker 
der Inkompetenz oder des etwaigen Unamerikanismus zu 
zeihen verbot sich von selbst, denn von ihrem Herkommen 
und ihrem Metier her empfahlen sie sich geradezu als 
Fachleute. In diesem angeblichen Friedensschild erkann- 
ten sie das Schwert, die abgebrühteste und infamste 
Kriegsstrategie des Pentagons. 

Wissenschaftler wiesen nach, daß sich die USA mit der 
SDI nur „ein löchriges Dach für ein Haus ohne Wände" ein- 
handelten, wie das Washingtoner Zentrum für Verteidi- 
gungsinformationen es formulierte. Die Vorstellungen von 
einem totalen Schild seien nicht nur unwissenschaftliche 
Phantastik, sondern gäben auch denjenigen Rückenwind, 
die nun abermals von einem möglichen Sieg in einem 
Atomkrieg faselten. 

Aus der erzreaktionären, regierungsnahen Heritage 
Foundation kam dagegen die Verlautbarung, daß mit SDI 
der Schaden für die USA „beträchtlich geringer (sei) als 
der totale gesellschaftliche Zusammenbruch, der unter 
den heutigen Umständen möglich ist. Der nukleare Winter 
würde nicht eintreten." Entgegen allen wissenschaftlichen 
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Voraussagen entschlüpfte dem Pentagon und dessen 
Denkfabriken ein Schwachsinn nach dem anderen. Allein 
der Einsatz von weniger als einem Prozent der weltweit ge- 
lagerten Atomwaffen würde die ökologische Katastrophe 
wie den nuklearen Winter auslösen. Selbst bei einem 
Schutz von 90 Prozent - wie die kühnsten SDI-Optimisten 
verbreiteten - würden 10 Prozent der detonierten Raketen 
ausreichen, die USA mehrfach in eine Wüste zu verwan- 
deln. Die SDI-Protagonisten winkten ab, und ihre Reaktio- 
nen machten deutlich, daß sie eine andere Rechnung im 
Kopf hatten. Das bestätigten die warnenden Worte der Kri- 
tiker, daß SDI den eigentlichen strategischen Sinn dann 
hervorkehrt, wenn ein Erstschlag die Sowjetunion entwaff- 
net. 

Worauf beruhten die Hoffnungen der Befürworter, SDI 
als Friedenswerk unter die Leute bringen zu können? Ed- 
ward Teller, Miterfinder und eifriger SDI-Fan, äußerte sich 
dazu in einem Interview des BRD-Fernsehens: Heute kre- 
ieren die USA eine Waffe, die eigentlich keine mehr ist, 
denn sie wende sich gegen Waffen und nicht gegen Men- 
schen. Tellerss Aussage widerspiegelte eine traditionelle 
Haltung, der sich auch frühere US-Regierungen verschrie- 
ben hatten: Der Mensch hat sich technisch in die Lage ge- 
setzt, Kriege bis zur Selbstvernichtung zu führen, folglich 
muß er auch durch technische Mittel aus diesem Dilemma 
herausfinden. Hochrüstung und technische Vervollkomm- 
nung der Waffen als unabdingbare Voraussetzung für den 
Frieden!? Es ist hierbei unerheblich, ob die Verkünder die- 
ser These an sie glauben oder mit ihr ein Riesengeschäft 
vernebeln. Entscheidend war, daß ein Großteil der US-Be- 
völkerung diesen Darlegungen über Jahre vertraute. Ob- 
gleich SDI mit den gängigsten Sprüchen von einem 
Schutz- und Friedensschirm bildhaft an die Bevölkerung 
herangebracht wurde, nahmen die Bedenken und die Ab- 
lehnung in der Öffentlichkeit zu. Das Vertrauen in die tech- 
nische Beherrschung des Friedens schwand. 

Der bekannte Politologe von der Carnegie-Stiftung in 
Washington, William Kincade, stellte fest, daß die Haltung, 
„Technik an die Stelle von Strategie und technische Visio- 
nen an die Stelle von Politik zu setzen", die USA seit lan- 
gem auszeichnet. „‚Star Wars' steht in dieser Tradition..." 
Der Glaube, daß bessere Waffentechnik und technologi- 
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sehe Überlegenheit den Frieden bewahren oder herbeifüh- 
ren, wird in den USA seit langem genährt. 

Ein kleines, fast unauffälliges Beispiel hierfür: Vor der 
Akademie der Air Force steht ein seltsames Denkmal. Auf 
zwei aufgeschraubten Platten werden dem _ strategischen 
Bomber B-52 höchste Ehren erwiesen. Im „Friedens- 
dienst", wie es auf einer Platte heißt, kann die B-52 „eine 
Rolle zur Erfüllung solcher Missionen wie das Verlegen von 
Luftminen, die Seebeobachtung und Bekämpfung von 
Überwasserschiffen aus der Luft" spielen. Wie gesagt, 
diese Funktionen nimmt die B-52 im „Friedensdienst" 
wahr. Auf der anderen Platte wird der „Kriegseinsatz" ge- 
würdigt, wobei wir auch lesen, daß nur der intensive Bom- 
beneinsatz der B-52 über Nordvietnam Ende 1972 den Geg- 
ner an den Verhandlungstisch getrieben habe. Sehen wir 
von der Lüge ab, daß die B-52 die Friedensverhandlungen 
erbombt hat - entscheidender ist, daß dieser Bomber zur 
Waffe des Friedens erklärt wird. Eine fatale Traditionslinie. 
Die interkontinentale MX-Rakete erhielt gar den Namen 
„Peacemaker" (Friedensstifterin.. Daß ein Atom-U-Boot 
„Corpus Christi" heißt und millionenfachen Tod verschie- 
ßen kann, dürfte jedem gläubigen Menschen als Hohn er- 
scheinen. 

Das SDI-Programm schien rein äußerlich über alle Ei- 
genschaften zu verfügen, es der Öffentlichkeit als den 
wahrhaften Durchbruch zu verhökern, dem ewigen Frieden 
durch technische Mittel nahe zu sein. Niemals werden Ab- 
rüstung und Frieden durch technische Finessen erreicht, 
schrieb Kennan. Und niemals wird der Frieden durch eine 
Politik der Stärke, auch auf militärtechnischem Gebiet, 
wahr werden. Wer dem Wahn erliege, daß nur die Technik 
den Frieden dauerhaft erhalte, verkenne erstens die 
schreckliche Sensibilität und Störanfälligkeit der Technik 
und rede zweitens dem Wettrüsten das Wort. Denn techni- 
sche, daß heißt Friedensbewahrung durch immer vollkom- 
menere Waffentechnologie bedeutet nichts weiter, als das 
Wettrüsten immer wieder anzuheizen. 

„Reykjavik rief eine dermaßen starke Reaktion überall in 
der Welt deshalb hervor, weil wir in das Problem der Redu- 
zierung der nuklearen Arsenale konzeptionell ganz neuar- 
tig herangingen - als ein politisches und psychologisches 
und nicht nur als ein militärtechnisches Problem", sagte 
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der Generalsekretär der KPdSU, Michail Gorbatschow, im 
Februar 1987 vor dem internationalen Friedensforum in 
Moskau. Erstmals hat ein amerikanischer Präsident, so 
scheint es jedenfalls, diese Sichtung der Probleme akzep- 
tiert, zumindest für die Raketenwaffen... 

Die militärische Überlegenheit im Weltraum zu erringen, 
um in der Welt die Nummer eins zu bleiben, verurteilte 
Kennan als ‚„exorbitante Träume und Sehnsüchte..., die 
weiterhin als grundlegende Voraussetzung so vieler ameri- 
kanischer Reaktionen in auswärtigen Angelegenheiten 
eine Rolle spielen". Es fiel dem Kritiker nicht schwer, diese 
irrealen Phantasien in den herkömmlichen missionarischen 
Drang, die Welt zu beherrschen, ebenfalls einzuordnen. 

Wie sich dieses Sendungsbewußtsein auf verschiede- 
nerlei Art und mit den unterschiedlichsten Tönen manife- 
stiert, ließ sich an Jeane Kirkpatrick gut verfolgen. Sie 
scheint überhaupt ein apartes Beispiel neokonservativer 
Gesinnung zu sein. „Nach amerikanischer Ansicht hat die 
Regierung keinen wichtigeren Zweck als den Schutz und 
die Ausweitung der Rechte der Bürger. Aus diesem Grund 
ist die feststehende Aufgabe der Regierungspolitik in den 
USA der Schutz der Rechte der Bürger - Freiheit, Eigen- 
tum, persönliche Sicherheit. Die Verteidigung dieser 
Rechte oder ihre Ausweitung auf andere Völker ist der ein- 
zig legitime Zweck amerikanischer Außenpolitik." Über die 
Art und Weise, wie die USA ihre Bürgerrechte schützen 
oder auch nicht, sollte man nicht rechten, doch sich in der 
Pflicht zu fühlen, diese Rechte auf andere Völker auszuwei- 
ten, ist ebendas, was Kennan als „exorbitante Träume und 
Sehnsüchte" bezeichnet. 

Von einer Professorin für Politische Wissenschaften 
sollte man eigentlich eine reale Sicht für internationale Ge- 
gebenheiten erwarten, doch Kirkpatrick ist das typische 
Beispiel einer intellektuellen neokonservativen Deforma- 
tion. Als Tochter eines Ölindustriellen dürfte ihr die innige 
Bindung von Erdöl- und Rüstungsmonopolen nicht entgan- 
gen sein. Doch sie bekannte, diesem Einfluß widerstanden 
und liberalen Ideen angehangen zu haben. Mag sein, Ende 
der siebziger Jahre jedenfalls hatte sie diese Jugendsünde 
gründlich ausgemerzt. Also genau in den Jahren, als die 
wissenschaftlich-technische Revolution nicht das ver- 
sprach, was man erhoffte, und der Durchbruch zur absolu- 
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ten ökonomischen und politischen Vormachtstellung recht 
empfindlich gestoppt wurde. Jeane K. beschloß, Politikerin 
zu werden, kehrte den Liberalen den Rücken und pflügte 
mit Gesinnungsfreunden den Boden für die neokonserva- 
tive Saat. Durch Beiträge in der rechtskonservativen Zeit- 
schrift „Commentary" machte sie auf sich aufmerksam. 
Insbesondere ihre Fähigkeit, in reaktionären und faschisti- 
schen Diktaturen demokratische Ansätze eher als in „tota- 
litären" sozialistischen Staaten zu erkennen, prädestinier- 
te sie geradezu, US-Chefdelegierte in der UNO zu wer- 
den. Zur Verblüffung der UNO-Delegierten teilte sie auch 
sofort mit, daß sie nicht verstehe, wieso die USA dieses 
Gremium - welches sie schlicht „als ein Land mittlerer Be- 
deutung" bezeichnete - finanzieren, obgleich doch er- 
sichtlich sei, daß die UNO die „grundlegendsten Werte der 
USA" mißachte. Die afrikanischen und asiatischen Delega- 
tionen, die dem amerikanischen Sendungsbewußtsein 
durch ihre Abstimmungen peinliche Schläge versetzten, 
strafte sie durch Liebesentzug, sprich durch Androhungen, 
die „Entwicklungshilfe" zu streichen. 

Was Madam nicht behagte, waren die Anträge der jun- 
gen Nationalstaaten gegen neokolonialistische Ausbeu- 
tung, gegen die Gewaltpolitik der USA in Nahost und Mit- 
telamerika, gegen ihre erpresserische Wirtschaftspolitik, 
gegen die Hochrüstung, die aus den Entwicklungsländern 
materielle und geistige Ressourcen abzieht... Jeane K. 
handhabte das Vetorecht wie eine Streitaxt. Jede Abstim- 
mungsniederlage ihres Landes quittierte sie mit heftigen 
Ausfällen gegen die Sowjetunion, gegen Kuba, Nikaragua 
und nach Bedarf auch gegen „befreundete" Staaten, die 
nicht am gleichen Seilende mitzogen. Ihrer besonderen 
Aufmerksamkeit jedoch erfreute sich Nikaragua. 

Als ersichtlich wurde, daß die konterrevolutionären Ban- 
den den Durchbruch in Nikaragua nicht erzielen würden, 
ließ die CIA im Frühjahr 1984 die Häfen des Landes vermi- 
nen. Handelsschiffe einiger Nationen erlitten durch die Ex- 
plosionen schwere Schäden. Die meisten Vertreter der 
UNO glaubten sich verhört zu haben, als Kirkpatrick diese 
Piratenaktionen rechtfertigte: Die Regierung der USA bil- 
lige die „verdeckten Aktionen", denn für das Land sei eine 
Situation entstanden, die es ihm gestatte, in Konflikte ein- 
zugreifen, „ohne all jene Gesetzgebungsverfahren auszulö- 
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sen, die mit dem formellen Akt einer Kriegserklärung ver- 
bunden sind. Schon in Vietnam hatten wir solch einen 
Kriegszustand, ohne einen Krieg erklärt zu haben." Man 
habe den Kongreß der schwierigen Verantwortung ent- 
hoben, ein „Kriegserklärungsverfahren" einzuleiten. Kirkpa- 
trick machte allzu deutlich, daß die USA sich jetzt und 
künftighin alle Entscheidungen Vorbehalten, verdeckt oder 
offen in jene Länder einzugreifen, die den amerikanischen 
Interessen und Wertnormen zuwiderhandeln. 

Kirkpatrick verließ 1985 grollend ihren UNO-Posten, 
denn in der Welt schien sich etwas abzuzeichnen, was ihre 
tiefste Mißbilligung fand. Der zunehmende öffentliche 
Druck auf die Regierung, endlich in erfolgreiche Abrü- 
stungsverhandlungen einzutreten, führte Reagan nach 
Genf und schließlich nach Reykjavik. Frau K. reiste nun in 
den USA umher und hielt donnernde Reden gegen den un- 
seligen „Geist von Genf", der einem Gespenst gleich die 
extremen Rechtsrepublikaner das Fürchten lehrte. Die 
schwelenden Konflikte unter den Neokonservativen bra- 
chen auf. Zwar gab es keine klaren Fronten, da der Mei- 
nungsstreit zwischen den sogenannten Pragmatikern, die 
sich teils um den Außenminister Shultz gruppierten, und 
den verbissenen Ideologen, deren härteste Vertreter im 
Pentagon und in den rechten Denkschulen saßen, keinen 
deutlich offenen Charakter annahm. Jeder wollte so nah 
wie möglich am Ohr des Präsidenten sein. Eine Art Kom- 
promiß zeichnete sich schließlich ab, der auch den „Fal- 
ken" Caspar Weinberger einlenken ließ, als er zugunsten 
des Sternenkriegsprojekts der teilweisen Raketenabrü- 
stung zustimmte. 

Doch schließlich verließ er die Regierung, weil er, wie In- 
sider bestätigten, nicht mehr gewillt war, die Politik seines 
Präsidenten mitzutragen. Der Einstieg in die Abrüstung 
und die ins Auge gefaßten Verhandlungen überstiegen 
sein Denkvermögen. 

Allen schon dieser Schritt in Richtung Abrüstung 
brachte das extrem rechte Lager der Neokonservativen, 
die sich unter anderem auch im Komitee für die Freie Welt 
tummelten, in hellste Aufregung. Und siehe, neben dem 
Fossil im antisowjetischen Getümmel, Irving Kristol, dem 
Herausgeber des rechtslastigen Magazins „The National 
Interest", stand auch die bewährte Jeane Kirkpatrick. Fiel 
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es diesem Komitee über Jahre schwer, die westeuropä- 
ischen Neokonservativen voll auf ihre außenpolitischen 
Vorstellungen festzulegen, so mußte es nun erschüttert 
feststellen, daß in der USA-Regierung selbst „lahme En- 
ten" ihr Unwesen trieben. Es gilt abzuwarten, welchen Ein- 
fluß diese extremsten Kreise, dem missionarischen Anti- 
kommunismus in geradezu manischer Versessenheit ver- 
fallen, auf die künftige Politik zu nehmen versuchen. 


Abrüstung zum wesentlichsten Moment der Außenpoli- 
tik zu machen und auf jedes militärische Überlegen- 
heitsdenken zu verzichten hieße, einen Bruch mit die- 
sem missionarischen Antikommunismus zu vollziehen. 
Doch selbst Optimisten unter den Kritikern wiegen sich 
in keinen Illusionen, daß die Einsichten, sich und der 
Welt mit dieser Politik zu schaden, schnell reifen. Zu- 
mindest nicht bei jenen, die noch immer davon träu- 
men, mit einer neuen Generation exotischer Weltraum- 
waffen die politische und militärische Dominanz wieder- 
zuerringen. 


Von diesem Traum zur Hoffnung, daß ein waffenge- 
spickter Weltraum auch einen Krieg berechenbarer macht, 
ist es nur ein kleiner Schritt. Der hohe Pentagonbeamte 
James Aldrige gab dieser Vision Ausdruck: „Wir müssen 
unsere Phantasie nicht übermäßig anstrengen, um zu be- 
greifen, daß diejenige Nation, die den Weltraum kontrol- 
liert, auch die Welt beherrschen könnte." 

Oppositionelle Wissenschaftler und Politiker sehen ihre 
Chance, zum Umdenken im Lande beizutragen, in der er- 
barmungslosen Darstellung der Folgen eines atomaren 
Krieges. Sie wollen nicht nur die Öffentlichkeit aufrütteln, 
sondern auch bei den Regierenden Einsichten wecken, daß 
eventuelle Erwartungen, durch Hochrüstung sich militäri- 
sche Erfolgsaussichten auszurechnen, gleich Null sind. 
Wer dem Phantom SDI vertraut, erliegt einer schreckli- 
chen Illusion. 

Mit dem missionarischen Sendungsbewußtsein leben 
nicht nur die Konservativen, es durchdringt fast alle politi- 
schen und sozialen Schichten, jedoch in einer mehr oder 
weniger schroffen oder gemilderten Weise. Das seit Jahr- 
zehnten gemalte Zerrbild von der Sowjetunion erschwert 
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den Durchbruch zur Nüchternheit. „Die Art der Wahrneh- 
mung bedingt zu einem guten Teil die Art der Politik", 
schrieb der westdeutsche Autor G. Niedhart. Ideologische 
Stereotypen können langlebig sein und sich den. histori- 
schen Veränderungen und politischen Notwendigkeiten 
lange verschließen. 

Nun haben die Kritiker des Missionarismus nicht 
schlechthin diese massenpsychologische Utopie im Auge, 
sondern ihre politischen Auswüchse. Unter bestimmten 
Bedingungen, so in einer politisch entspannten Situation, 
könnte diese nationale Eigenheit auch Gutes bewirken, 
meinen sie. Sollen die USA ihre Mission doch darin sehen, 
die Sowjetunion, die sozialistische Welt und die Entwick- 
lungsländer mit ökonomischen, kulturellen und geistigen 
Werten zu beeindrucken. In diesem Kampf gegen den 
Kommunismus die Trophäen davonzutragen - das sind 
ihre Wünsche und Ziele. 

Mit einem solchen Wettbewerb kann die Welt leben und 
überleben. 


Die neokonservative Wende hat im Verlaufe des letzten 
Jahrzehnts mehrere Länder heimgesucht, genannt seien 
nur die industriell hochentwickelten Länder USA, England, 
Frankreich und die BRD. So unterschiedlich sich dieser 
Konservatismus von Land zu Land auch gab, im wesentli- 
chen zeigten sich Übereinstimmungen. Auf jeden Fall in 
der Methode, die Krise zugunsten der Monopole zu wen- 
den und der Kapitalverwertung neue Türen und dahinterlie- 
gende Felder zu eröffnen. Von Beginn an stand das Opfer 
fest. 


Die Begriffe „Rachefeidzug" und „soziale Revanche" 
waren schnell zur Hand und sind heute aus der politi- 
schen Publizistik nicht mehr wegzudenken. Denn tat- 
sächlich handelt es sich um einen Feldzug, der sich wie 
Rache ausnimmt: Rache für all die Siege, die sich die 
Arbeiterbewegung in Jahrzehnten erkämpft hat; Rache 
dafür, daß die Werktätigen den bürgerlichen Staat in 
die Pflicht nahmen, seine eigenen Verfehlungen zumin- 
dest durch Sozialleistungen zu mildern, wenn die Ge- 
sellschaft sich schon außerstande zeigt, das Recht auf 
Arbeit und würdevolles Leben zu verwirklichen. 


Doch die soziale Revanche sollte nicht nur erkämpfte Ar- 
beiterrechte annullieren, sollte nicht nur die gewerkschaft- 
liche Kraft lähmen oder gar zerschlagen, sollte nicht nur 
den „Fürsorgestaat" ein für allemal verabschieden, sollte 
nicht nur die Reichen reicher machen — sie zielte auch dar- 
auf ab, die konservative Wende zu verewigen durch Strate- 
gien, die „Leistungsträger" von den „Ausgegrenzten" abzu- 
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schotten. In den Mittelpunkt einer Wertedemagogie rückte 
das egoistische, auf sich besonnene Individuum; es sollte 
die soziale Ungleichheit als Chance für die „Selbstverwirk- 
lichung" begreifen und die Ausgrenzung als persönliches 
Versagen. Gesellschaft und Staat enthoben sich so aller 
Verantwortung und Schuldzuweisung am Mißgeschick von 
Millionen Menschen. Subjektivistische Vereinzelung und 
Erzeugung eines illusionären staatsbürgerlichen Gemein- 
sinns zum Erhalt des Alten und Hergebrachten sind die 
zwei Seiten der Wertedemagogie. 

Beschied die Wende ihren Vollstreckern die erwünsch- 
ten Erfolge? Anfang 1987 stellte die den Gewerkschaften 
nahestehende Memorandum-Gruppe demokratischer Wis- 
senschaftler der BRD fest: „In der Sozialpolitik hat die Bun- 
desregierung einen gigantischen Sozialabbau zu verant- 
worten, dessen Kürzungen insgesamt den bedeutsamsten 
Einschnitt im Leistungssystem seit Gründung der Bundes- 
republik darstellt." Obgleich die Haushaltsetats von 1985 
bis 1987 keine gravierenden Streichungen im Sozialbereich 
mehr vornahmen, wirkten die vorangegangenen kumulativ 
weiter. Es wurde erkannt, daß die Wende einer gewissen 
Verschnaufpause bedurfte, wollte man die Ausweitung 
und Konsolidierung angestrebter konservativer Wertvor- 
stellungen nicht gefährden. Die Wahlen zu den Landtagen 


Wenn notwendig, wird der soziale Rachefeldzug der Neokonservativen 
auch mit Knüppeln gegen die „Gesellschaftsveränderer"' abgesichert. 
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zeigten der CDU ein bedrohliches Barometer, zudem 
wuchs der sozialpolitische Druck seitens der Gewerkschaf- 
ten. Die Fundamente der „Leistungsgesellschaft", in die 
man die „Leistungsträger" integrieren wollte, könnten ins 
Wanken geraten, befürchteten konservative Pragmatiker 
und befürworteten eine langsamere Gangart. 

Es bedürfe schon einer bestimmten Zeit, um das Indivi- 
dualisierungs- und Flexibilisierungskonzept richtig greifen 
zu lassen, um die „Leistungsstarken" aus der gewerk- 
schaftlichen Umarmung herauszulösen, hieß es. Die kurze 
„Atempause" im Sozialabbau nutzte man folgerichtig für 
die Angriffe auf gewerkschaftliche Rechte, so für die Ein- 
schränkung des Streikrechts durch die Änderung des Para- 
graphen 116. 

Die BRD-Regierung konnte dem rechten Druck, die 
Wende rücksichtslos zu fahren und zu vollenden, nicht voll 
entsprechen. Nicht so sehr aus Rücksicht auf die Leidtra- 
genden - Arbeitslose, Arme, Alte und Kranke -, auch aus 
Furcht, die allzu deutliche Offensichtlichkeit der unmorali- 
schen Entsolidarisierungskampagne könnte die „Leistungs- 
träger" vor den Kopf stoßen. Doch die Hoffnungen der Mo- 
nopole und Konservativen auf Vollendung ihrer Wende- 
fahrt sind nicht geschwunden. Sie vertrauen weiterhin auf 
die sich wandelnden Arbeitsbedingungen und -prozesse, 
auf die Ausweitung der wissenschaftlich-technischen Re- 
volution, die eine Individualisierung am Arbeitsplatz voran- 
treiben, und die erwartete Entsolidarisierung. Die drastisch 
verbesserte Kapitalverwertung soll auch in Zukunft garan- 
tiert sein. 

Einiges spricht jedoch dafür, daß diesem Wunschbild 
starke Widerstände entgegenstehen, wie die Kampfent- 
schlossenheit der Gewerkschaften beweist. Der konserva- 
tive Optimismus, die Wissenschaft und Technik werden es 
schon richten und Segen über die Gesellschaft gießen, 
ließ den IG-Metall-Vorsitzenden Frank Steinkühler eine 
Antwort finden: „Die Weiterentwicklung der Technik ist 
nicht identisch mit der Weiterentwicklung der Gesell- 
schaft. Die Entwicklung der Technik unterliegt dem Einfluß 
sich wandelnder und im Widerstreit befindlicher sozialer, 
kultureller und politischer Kräfte und Faktoren. Die Tech- 
nikentwicklung ist interessengeleitet. Gegenwärtig domi- 
niert das Interesse der Arbeitgeber an der Gewinnmaxi- 
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mierung oder das Interesse von Regierungen an der Festi- 
gung von Herrschaft, wie man am Beispiel der Rüstungs- 
technologie sehen kann." Der Mißbrauch von Wissenschaft 
und Technik ist erkannt, und ihm soll begegnet werden. 

Doch nicht nur das gestaltet die Wende im sozialökono- 
mischen wie im politischen Bereich zu einer aufhaltsamen. 
Nach anfänglichen Erfolgen im Rachefeldzug wurden die 
Schlachten schwieriger und die Strategien zweideutiger, 
denn es zeigte sich, daß die Angegriffenen sich gesam- 
melt und von mehreren Seiten tatkräftige Unterstützung 
erfahren hatten. Obgleich sie in der Entstehungsstunde 
keine unmittelbare Parteinahme für die Arbeiterbewegung 
bekundeten, wurden die neuen demokratischen Bewegun- 
gen objektiv zum Bündnispartner aller Kräfte im Kampf um 
soziale und politische Gerechtigkeit. 

Von den etablierten Parteien anfänglich unbeachtet, ent- 
wickelten die neuen Bewegungen eine Dynamik, die dazu 
verhalf, verdrängte Themen an die Öffentlichkeit zu tragen. 
Die konservative Aufgebrachtheit und selbstgefällige Krit- 
telei trugen dazu bei, diesen Gruppen und Bewegungen zu 
gesellschaftlichem Ansehen zu verhelfen. In allen genann- 
ten Ländern, trotz unterschiedlicher Bedingungen, haben 
diese Bewegungen ihre Gemeinsamkeit darin, daß sie ein 
breites Spektrum sozialer, politischer und weltanschauli- 
cher Kräfte eint. Bemerkenswert ist auch die Tatsache, 
daß sich Menschen zusammenfanden, die sich zuvor kaum 
oder nur selten politisch artikulierten, sich nun jedoch als 
eine außerparlamentarische Kraft verstanden. Nicht nur 
das Mißtrauen in die herkömmlichen bürgerlichen und 
staatstragenden Parteien drängte sie zur Suche nach 
neuen Formen der demokratischen Mitsprache, sondern 
auch die Einsicht, daß ihnen der Staat nichts gibt, was sie 
nicht selbst einfordern. 

Für viele Menschen wurde immer offensichtlicher, daß 
der Staat wesentliche Lebensfragen ins Dunkel eines dem- 
agogischen Vokabulars verschwinden und sie in diesem 
ungewissen auch verbleiben ließ. In Fragen des Friedens, 
der sozialen Sicherheit, der Demokratie und des Umwelt- 
schutzes entdeckte man vielfach das große Manko bei den 
Regierenden. 

Bestimmte Bürgerinitiativen entstanden schon in den 
frühen siebziger Jahren, empfanden sich jedoch zumeist 
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als Gruppen mit thematisch begrenzten Aufgaben. Ihre Ak- 
tionen richteten sich auf punktuelle Ziele, so beim Umwelt- 
schutz, im Kampf gegen die Diskriminierung der Frauen 
am Arbeitsplatz, gegen die Berufsverbote, gegen Mietser- 
höhungen usw. Kontakte untereinander bestanden kaum 
oder waren nur flüchtig geknüpft; auch hüteten sich nicht 
wenige unter ihnen, ins Zentrum des gesellschaftlichen 
Kampfes vorzudringen, aus der Befürchtung, die Einheit 
der vielfältigen Überzeugungen und Ansichten zu gefähr- 
den und durch eine politische Polarisierung die Gruppe zu 
sprengen. 

Entscheidende Erfahrungen ließen diese Berührungs- 
ängste schwinden: So erfuhren die Basisgruppen, daß 
selbst scheinbare Minimalforderungen örtlichen Charak- 
ters an Barrieren stießen, hinter denen keineswegs nur lo- 
kale Cliquen ihre Macht verteidigten. 

Eines von vielen Beispielen: Eine Anzahl Jugendlicher er- 
klärte sich bereit, Patenschaften über Bäume zu überneh- 
men, die einem Flugplatzbau bei Frankfurt am Main wei- 
chen sollten. Sie taten es mit Hingabe, bis sie unversehens 
zu Opfern der schlagwütigen Polizei wurden. Die Bäume 
fielen unter den Sägen der Bautrupps, doch nach der Wut 
und Wehmut begann das Nachdenken über den Flugplatz- 
bau selbst. Mit Interesse folgten die Menschen den Aus- 
führungen von Experten, die bewiesen, daß für diesen 
Flugplatz kein gesellschaftlicher Bedarf vorlag, sondern 
hier eindeutig dubiose Einzelinteressen Entscheidungen 
über die Köpfe der Gemeinden hinweg erzwungen haben. 
Das war allen eine Lektion in puncto Demokratie, wie der 
Staat sie versteht. Solche und ähnliche Erfahrungen 
machten viele Menschen, die aus dem unmittelbaren Erle- 
ben im Kampf um ein Stückchen Demokratie auf lokaler 
Ebene größere Aufschlüsse erhielten. 

Die Zuversicht der konservativen BRD-Regierung, mit 
der „Nachrüstung" den demokratischen Bewegungen die 
Faust gezeigt und ihre drangvollen Aktionen gestoppt zu 
haben, erwies sich als Irrtum. Würde durch die Stationie- 
rung der Cruise Missiles und Pershing II erst einmal de- 
monstriert, wer das Sagen hat, müßten die „Utopisten" die 
Machtlosigkeit ihres Tuns erkennen und die Fahnen einrol- 
len, meinten die Regierenden. Sie übersahen dabei, daß 
die forcierten Polizeimaßnahmen zur Erreichung des „inne- 
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ren Friedens" für Aufklärung sorgten. Obrigkeitsstaatliche 
Vorstellungen von „Friedenssicherung" lassen sich nicht in 
die Köpfe prügeln, sie setzen sich dem Verdacht aus, daß 
mangels Vernunft und besserer Einsichten der Knüppel 
das letzte Argument bleibt. 

Das spielte sich auch just in den Jahren ab, da bekannt 
wurde, daß in den USA strategische Sandkastenübungen 
über einen gewinnbaren Atomkrieg vonstatten gingen. Der 
atlantische Bündnispartner sprach über den „Wegwerf- 
artikel Europa" und stellte die BRD-Regierung mit ihrer 
nen Nachrüstung" in ein seltsames Zwie- 
Icht. 

Die Friedens- und Abrüstungsproblematik rückte immer 
deutlicher in das Argumentationsfeld fast aller demokrati- 
schen und alternativen Bewegungen. Selbst der Senioren- 
schutzbund Graue Panther - im Selbstverständnis eine un- 
politische Vereinigung - ließ durch die zweite Bundesvor- 
sitzende Lisette Milde erkennen, daß der Zusammenhang 
von Sozialabbau und höheren Rüstungsetats sehr wohl be- 
griffen wurde. 

Bei den Umweltschützern reifte die Überzeugung, daß 
Bewahrung und Schutz der Natur in größeren Dimensio- 
nen gesehen werden müssen, denn was fruchten Klagen 
über den sterbenden Wald, wenn die ganze Erde vom Ster- 
ben bedroht ist. Die Naturschutzfreunde schlossen sich 
dem Protest gegen SDI an, in der richtigen Erkenntnis, daß 
Waffen über ihren Köpfen Natur und Menschen keinen Se- 
gen bringen. 

Der Präsident des Deutschen Naturschutzringes, Wolf- 
gang Engelhardt, forderte auf dem „li. deutschen Umwelt- 
tag" im Sommer 1986: „Wir brauchen eine neue Tagesord- 
nung für das politische Handeln. Ihr Punkt eins muß die 
Sicherung des Lebens, des Überlebens der Menschheit 
auf dem Planeten Erde sein." 

Okologie-, Frauen-, Jugend- und Arbeitslosenbewegun- 
gen weiteten ihre ursprünglichen Programme aus und ak- 
zentuierten immer klarer ihre Einbezogenheit in die Frie- 
densbewegung. Das war ein Novum, wie auch die originel- 
len und wirksamen Kampfformen, die darauf abzielten, 
auch abseits Stehende anzusprechen. Rock gegen Rechts, 
Sportlerstafette für den Frieden, Straßentheater, friedliche 
Sitzblockaden usw. 
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Daß die neuen demokratischen Bewegungen sich fast 
gleichzeitig in den konservativ regierten Ländern bilde- 
ten, spricht für die gleichen oder ähnlichen Bedingun- 
gen, unter denen sich die Menschen entschlossen, ih- 
nen vorenthaltene Rechte zu verwirklichen. Es zeigte 
aber auch das Aufkommen neuer Bedürfnisse und ge- 
sellschaftlicher Werte, die sich konträr gegen die herr- 
schenden Normen und Werte stellten. 


Hierzu zählten die Versuche, konservativ motivierte Men- 
schen zu gewinnen, indem man aufklärerisch den politi- 
schen Konservatismus in Gegensatz zu den Wünschen und 
Vorstellungen der Menschen brachte, die für den Erhalt 
der göttlichen Schöpfung Mensch und Natur stritten. Die 
Politiker stehen nicht für diese konservativen Werte, son- 
dern für die Verewigung einer ungerechten menschlichen 
Ordnung, hieß es. 

Viele schienen nicht mehr gewillt, die immensen irrepa- 
rablen Umweltzerstörungen hinzunehmen, nur weil die 
Konzerne aus Profitgründen die Ressourcen und die Natur 
rücksichtslos ausbeuten und vernichten. Auch wenn sie 
uns nun Weihpflästerchen anbieten, argumentierte die Be- 
wegung für die Dritte Welt, in den Entwicklungsländern 
hausen sie weiterhin gegen alle Werte menschlichen Zu- 
sammenlebens. In manche Proteste mischten sich auch 
unreale, utopische Vorstellungen von der Zukunft der Ge- 
sellschaft, deren Überlebensaussichten man in der Absage 
an die Großtechnik sah. Doch nicht diese oder jene fehler- 
haften Argumente entschieden über die Wirksamkeit die- 
ser Bewegungen. Die spontane Rigorosität wich Schritt für 
Schritt tieferen Einsichten in die Zusammenhänge von Pro- 
fit und Naturzerstörung. Die Erkenntnis, daß nicht Wissen- 
schaft und Technik die Gesellschaft deformieren, sondern 
ihr Mißbrauch, ließ viele ökologische Gruppen und Kreise 
über ihr anfänglich verengtes Blickfeld hinausschauen. 
Diese Wandlungen im Denken und Handeln vollzogen und 
vollziehen sich in der unmittelbaren praktischen Auseinan- 
dersetzung mit der staatlichen Gewalt. 

Die Partei der GRÜNEN in der BRD - einerlei, ob durch 
anhaltenden politischen Richtungsstreit ihr Überleben ge- 
sichert ist oder nicht - bewirkte etwas Bleibendes: Ihre 
ökologischen Forderungen mußten in der einen oder ande- 
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ren Weise in die Programme der traditionellen großen Par- 
teien aufgenommen werden, weil das Umweltbewußtsein 
zu einem massenhaften Phänomen angewachsen ist. 

Die Bürgerinitiativen und Bürgerrechtsbewegungen, die 
alternativen Gruppen und Parteien und die Friedensbewe- 
gung erstreben eine „andere Republik", lautet der Haupt- 
vorwurf der Konservativen. Sie haben recht, aber nicht in 
dem Sinne, daß diese Bewegungen die bürgerliche Demo- 
kratie zu kippen drohen. Das steht nicht auf ihren Fahnen, 
jedoch wollen sie nicht „als Arbeitsmaschine, Kaufma- 
schine, Sexmaschine, Wählermaschine, als Statistiken" 
und als „Ausgegrenzte", wie schon 1982 auf dem 
VNH. SDAJ-Kongreß formulierte wurde, mißbraucht und 
entwertet werden. Ihr Wirken ist ein unmittelbarer Reflex 
auf den Antidemokratismus der etablierten „Demokraten" 
mit dem C im Parteinamen, auf den unsozialen Antihuma- 
nismus derjenigen, die von einer „Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht" reden. 

Sollen sie doch in unserer „repräsentativen Demokratie" 
um Mehrheiten buhlen, wenn ihnen unsere Form des Re- 
gierens nicht behagt, argumentieren die Konservativen. 
Doch die demokratischen Bewegungen verstehen sich 
nicht als Parteien, sondern als übergreifende Bewegungen, 
in denen nicht Weltanschauung und Ideologie, sondern ein 
sachorientiertes Handeln gefragt sind. Die CDU mußte 
1985 in einer Broschüre eingestehen, daß 47 Prozent aller 
jungen Menschen der sogenannten repräsentativen Demo- 
kratie wenig oder gar kein Vertrauen entgegenbringen. 
Warum? Den meisten entging nicht, daß weniger die 
„Volksvertreter", sondern vielmehr Kräfte, die im Parla- 
ment nie gesichtet werden, über die Politik bestimmen. 
Die „geflickte Republik", in Anspielung auf die Flick-Beste- 
chungsaffäre, ist nur die Spitze des politischen Skandals. 


Die neuen Protestbewegungen sehen sich als demokra- 
tische Basisgruppen im außerparlamentarischen Ringen 
um Abrüstung, Umweltschutz und soziale Gerechtigkeit. 

In den BRD-Bürgerinitiativen engagieren sich viermal 
mehr Menschen als in allen politischen Parteien des 
Landes. In den USA beteiligten sich Anfang der achtzi- 
ger Jahre über 50 Millionen Menschen in den verschie- 
densten Bürgerrechtsbewegungen und brachten Mas- 
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sen auf die Beine wie keine der beiden großen Parteien 
je zuvor. 


Das als Anmerkung zur lügenhaften Aussage, verschwin- 
dend kleine Splittergruppen würden am Fundament der 
Republik sägen. Natürlich verfügen diese vielfältigen Be- 
wegungen weder über die ökonomischen noch politischen 
Möglichkeiten, die Innen- und Außenpolitik grundlegend 
zu wandeln, doch als schmerzender Splitter im Fleische 
neokonservativer Selbstgerechtigkeit möchten sie sich ver- 
standen wissen. 

Der Ärger über diese „linken Utopisten und Chaoten" 
sitzt tief, denn ihnen ist mit manipulativer Demagogie 
nicht beizukommen. Konnte man noch die Blumenkinder 
und verschiedene Formen subkultureller Protestbewegun- 
gen ins Abseits stellen oder, was schlimmer war, kommer- 
ziell vermarkten, so geht es mit jenen Gruppen nicht mehr, 
die sich als demokratische Alternative begreifen. 

Vor solchen Anstürmen fliehen die Konservativen in eine 

Bunkermentalität. Nach dieser wird alles, was sich links 
von ihnen bewegt, als demokratiegefährdender Horrorhau- 
fen im Zusammenstehen mit der SPD bezeichnet; gleich- 
zeitig finden sich aber auch besorgte Stimmen, die von ei- 
nem Herumklauben im nationalistischen extremen Lager 
warnen und auf die „Mitte" orientieren. Mit einer „neuen" 
Umwelt-, Familien- und Frauenpolitik wollen sie diese 
Mitte in den Griff bekommen. Wobei man das Eingeständ- 
nis scheut, daß auch die „Mitte" recht unscharfe Konturen 
aufweist und die gesellschaftliche Polarisation auch sie er- 
griffen hat, denn die demokratischen Bürgerinitiativen ge- 
hen quer durch sie hindurch. 
Doch allein schon dieses laute Nachdenken über die Mitte 
brachte den CDU-,Stahlhelmer'" Todenhöfer auf die 
Palme, denn er vermutete hierin eine „Linksbewegung" 
und eine Ausgrenzung der Rechtskonservativen, denen er 
offensichtlich zugehört. 

Eine bemerkenswerte Richtung scheinen erneuerungs- 
freudige SPD-Kreise anzupeilen. So befürwortete der SPD- 
Politiker Peter Glotz, durch eine Verfassungsdebatte „den 
Bürgern stärkere intervenierende Möglichkeiten zu ver- 
schaffen", weil die „Sub-Politik", wie er sich ausdrückte, in 
Gestalt von Bürgerinitiativen und neuen sozialen Bewegun- 
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gen an Bedeutung gewinnt. Der Staat solle dieser Einfluß- 
nahme durch „Einführung eines Volksbegehrens auch auf 
Bundesebene" Rechnung tragen. Ein grauslicher, gotteslä- 
sterlicher Gedanke für die Konservativen! Sie sollen „die 
Straße" in die Staatsgeschäfte dreinreden lassen, für de- 
ren Undurchschaubarkeit sie größte Sorge tragen? 

Überschreitet die SPD die hemmenden Hürden, die sich 
zwischen ihr und den neuen demokratischen Bewegungen 
noch türmen? Nach Jahren taktischen Lavierens und refor- 
mistischer Anpassung fragt der SPD-Politiker Peter von 
Oertzen: „Kann es sich die Partei erlauben, oder muß sie 
es sich sogar Zutrauen, eine stärker antikapitalistisch oder 
stärker sozialistisch orientierte Politik zu betreiben? Wenn 
ja, wie ist ihr Verhältnis zu den sogenannten neuen sozia- 
len Bewegungen ganz konkret..." Um die Antwort kommt 
die SPD wohl nicht herum. Man kann gespannt sein, wie 
lange der Damm, aufgeschüttet aus konservativen Werten 
und Strategien zum Erhalt des Alten, diesem Druck stand- 
hält, zudem ja nicht nur das neue Denken das alte Ge- 
mäuer bedrängt, sondern auch objektiv wirkende ökonomi- 
sche Gesetze den konservativen Zielvorstellungen entge- 
genstehen. 

„Unsere weltgeschichtlich neue Situation besteht darin, 
daß die Menschheit nur noch gemeinsam überleben oder 
gemeinsam untergehen kann. Eine solche Alternative ist 
historisch ohne Beispiel. Sie verlangt ein politisches Den- 
ken, das historisch ebenfalls ohne Beispiel ist, ein neues 
Herangehen an die internationalen Angelegenheiten, be- 
sonders an die Sicherung des Friedens." So beginnt ein 
Schriftstück von historischer Dimension: das Papier „Der 
Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit", er- 
arbeitet von der Grundwertekommission der SPD und der 
Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim Zentral- 
komitee der SED. 


Dieses Dokument kann nicht hoch genug eingeschätzt 
werden, denn erstmals wird die Friedensfähigkeit der je- 
weils anderen Seite anerkannt, ohne die Notwendigkeit 
des ideologischen Streites in Frage zu stellen. Im Nukle- 
arzeitaler können und dürfen geistig-ideologische 
Gegensätze nicht zu politischen Konfrontationen füh- 
ren. 
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Das Dokument verwischt und klittert nichts, umschreibt 
klar die Positionen der jeweiligen Partei im Kampf um ge- 
sellschaftlichen Fortschritt. Doch über allem steht: „Ge- 
meinsame Sicherheit ist nicht zu erreichen, wenn ideologi- 
sche Gegensätze in Formen ausgetragen werden, die zwi- 
schenstaatliche Beziehungen gefährden oder vergiften 
oder gar Machtkonflikte als unversöhnlichen und unaus- 
weichlichen Kampf zwischen Gut und Böse erscheinen las- 
sen. Zur gemeinsamen Sicherheit gehört der Verzicht, sich 
unmittelbar in die praktische Politik in anderen Staaten ein- 
zumischen, aber auch der friedliche Wettbewerb der Sy- 
steme, ein Wettbewerb, der sich im Rahmen gemeinsam 
erarbeiteter Regeln hält und eine Kultur des politischen 
Streits und schließlich des kontroversen Dialogs ein- 
schließt. 

Dies entspricht der Politik einer Friedenssicherung, zu 
der sich SPD und SED bekannt haben." 

Im Vorfeld dieses Dokuments fand in der BRD ein wich- 
tiger Klärungsprozeß statt. Über alle weltanschaulichen 
Unterschiede und Gegensätze hinweg begann eine Annä- 
herung zwischen Christen, Sozialdemokraten, Basisgrup- 
pen, Jugendorganisationen, der Friedensbewegung, der 
Kommunisten und Gewerkschafter in einer entscheiden- 
den Frage: Können Abrüstung und Frieden mit und in der 
NATO erreicht werden? 

Es zeugte von großer Reife, daß man die einzige reale 
Möglichkeit darin erkannte, undurchführbare Anti-NATO- 
Positionen, wie sie radikale Kreise in den alternativen 
Gruppen vertraten, zu verwerfen und die NATO in den Ab- 
rüstungsprozeß einzubeziehen. Die Idee von der gemeinsa- 
men Sicherheit kann ohne NATO nicht verwirklicht wer- 
den, verändern muß sich jedoch die Konfrontationsstrate- 
gie der NATO. Erst wenn die militärischen Strukturen der 
beiden Militärblöcke aufgelöst sind, können auch die politi- 
schen Strukturen aufgekündigt werden. Sicherheit kann 
nicht gegen den potentiellen Gegner zu erreichen sein, 
sondern nur mit ihm gemeinsam! Durch Verträge - bei- 
spielsweise über den Verzicht auf den nuklearen Erstein- 
satz, den Abschluß eines Gewaltverzichts, den Stopp der 
Kernexplosionen - muß das Friedensgebäude gesichert 
werden. Viele klugen und mitreißenden Gedanken und Ak- 
tionsprogramme reiften, als eine Koalition der Vernünfti- 
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gen entstand, in der die sachlichen Expertisen der Gene- 
rale für den Frieden ebenso gefragt waren wie die christli- 
chen Anschauungen von politischer Moral. 

Das Mitglied der Friedensliste, Klaus Mannhardt, 
schrieb: „Was seit Anfang der 80er Jahre von der Friedens- 
bewegung gefordert wird, wofür Millionen Menschen de- 
monstriert haben, die ‚Überwindung der atomaren Bedro- 
hung ist zum Gegenstand intensiver Auseinandersetzun- 
gen auf allen Ebenen geworden. Auf diese Auseinanderset- 
zung gilt es Einfluß zu gewinnen durch Druck, Einmischung 
und Forderungen. Die Chancen, Veränderungen zu errei- 
chen, sind gewachsen." 


Die Rechtskonservativen registrieren mißmutig und wü- 
tend, daß die Friedensbewegung nicht zufällig und nicht 
unabsichtlich sowjetischen Abrüstungsinitiativen ver- 
traut und auf sie baut. 


Konservative Pragmatiker hüten sich nun, von den „nütz- 
lichen Idioten des Kreml" zu reden, denn es gäbe der „Idio- 
ten" dann zu viele. Die „New York Times" schrieb am 
8. Juni 1987 über eine Untersuchung der U. S. Informa- 
tions Agency: „Die Fortschritte in der Rüstungskontrolle 
werden ‚mit großem Vorsprung' dem führenden sowjeti- 
schen Repräsentanten Michail Gorbatschow als Verdienst 
angerechnet. In Großbritannien schreiben 63 Prozent 
Gorbatschow und 13 Prozent Reagan, in Frankreich 45 Pro- 
zent Gorbatschow und 16 Prozent Reagan, in West- 
deutschland 72 Prozent Gorbatschow und 9 Prozent Rea- 
gan das Verdienst zu." 

Dazu äußerte der SPD-Politiker Egon Bahr: „Kein Zwei- 
fel: Gorbatschow hat in der Bundesrepublik innenpolitisch 
Einfluß gewonnen. Die Zahl derer wächst, die mit seinem 
Namen Hoffnung verbinden." 

Diese Entwicklung sah vor Jahren noch niemand ab, 
auch in den USA nicht. Das Bild von einer unbesiegbaren 
konservativen Phalanx zeigte allerdings schon 1982 sicht- 
bare Risse, als zu den traditionellen Rüstungsgegnern, die 
man in Regierungskreisen als gewohnheitsmäßige Queru- 
lanten denunzierte, nun auch Leute zur Seite traten, von 
denen man diese Renitenz nicht erwartete. Viele sind 
schon genannt, doch einer erregte besondere Aufmerk- 
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samkeit, weil er eben kein Politiker, Naturwissenschaftler, 
Rüstungskenner ist. Ein Laie sozusagen, ein Historiker für 
jüdische Geschichte, Leon Wieseltier. Er führte sein Buch 
„Frieden durch Abschreckung - Strategische Überlegun- 
gen zur Verhinderung eines Atomkrieges" auf bemerkens- 
werte Art ein: „Es gibt keinen Widerspruch zwischen ei- 
nem historisch begründeten Antikommunismus und der ra- 
tionalen Einsicht einer notwendigen Rüstungskontrolle." 
Ein Konservativer und Antikommunist widersprach ener- 
gisch der fürchterlichen Doktrin, daß Antikommunismus 
stets mit einer militärischen Mission einhergehen muß. 
Auch akzeptierte er nicht die immer wieder aufgewühlte 
„Bedrohung aus dem Osten". „Es gibt keinen Beweis da- 
für, daß die Sowjets an den ‚Erstschlag' glauben, daß sie 
Pläne für den Beginn eines Krieges mit Kernwaffen entwik- 
kelt haben..." 

Doch seine exklusive Bedeutung erhielt Wieseltier da- 
durch, daß er als Nichtexperte die Kompetenz der Regie- 
rung, für das Land das Richtige zu tun, in Frage stellte. „In 
einer Demokratie müssen auch Fragen der nationalen Si- 
cherheit von der Öffentlichkeit entschieden werden... Daß 
sich die öffentliche Meinung gegen das Wettrüsten wen- 
det, ist in Wirklichkeit eine Herausforderung der Techno- 
kratie durch die Demokratie." Mögen sich die Politiker und 
Militärs über diese Mitsprache noch so ärgern, letztlich 
muß ihnen deutlich gesagt werden, daß sie ihre Posten an- 
getreten haben, um für das Leben zu streiten, und nicht, 
um das Land in einem Krieg zu verderben... Der Vorwurf, 
der Mensch auf der Straße begreife die Ausmaße der Poli- 
tik nicht, ist unsinnig, denn „um das atomare Dilemma zu 
begreifen, brauche man kein Fachmann" zu sein. Ein 
Mann, der sich ausdrücklich als Konservativer begreift, 
wurde zum Bündnispartner der millionenstarken „Laienbe- 
wegung" für den Frieden. Dieser unaufhaltsamen Bedräng- 
nis mußte die Reagan-Regierung nachgeben, als sie in die 
„doppelte Null-Lösung" für Mittelstreckenraketen einwil- 
ligte und weitere Abrüstungsschritte in Aussicht stellte. 
Nachdem auch vielerseits im US-Kongreß die Einsicht 
reifte, endlich den Weg zur Abrüstung zu beschreiten, SDI 
nach Möglichkeit im Forschungsstadium zu belassen, sich 
an SALT II und den ABM-Vertrag zu halten, Gorbatschow 
in vielen Punkten entgegenzukommen, um das Negativbild 
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von den abrüstungsunwilligen USA zu verlieren, stöhnte der 
Erzreaktionär Richard Pipes auf: „Es wird immer kompli- 
zierter, Dinge zu unternehmen. Gorbatschow hat ein Ge- 
fühl der Dynamik hervorgerufen, das jedem Handeln unab- 
sehbare Hindernisse in den Weg stellt." Eine Wehklage, 
die das Herz erfreut. Diesen Leuten - von Pipes stammt 
der Ausspruch, daß die Sowjetunion westliche Werte über- 
nehmen oder sich einem Krieg stellen solle - Hindernisse 
in den Weg zu stellen ist, wofür die weltweite Koalition für 
ein neues Denken ihren Kampf eröffnet hat. 

„Bine neue Art des Denkens ist unbedingt erforderlich, 
wenn die Menschheit am Leben bleiben und ein höheres 
Niveau erreichen will." Das schrieben Albert Einstein und 
Bertrand Russell schon vor über vierzig Jahren. Noch ist 
Zeit, das Versäumnis aufzuholen. 
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